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Lieber Leser, 


CODE ist das andere deutsche Nachrichtenmagazin, das sich vorwiegend Themen widmet, 
die in der Establishment-Presse einseitig, tendenziös oder gar nicht dargestellt werden. 


CODE ist politisch, wirtschaftlich unabhängig und keinen gesellschaftlichen Gruppierun- 
gen verpflichtet. 
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amerikanischen Zeitung »The Spotlight« und dem Nachrichtendienst »New American. 
View« zusammen. 
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nicht für antisemitisch, die gegen den Zionismus vorgehen. 
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erstmalig publiziert. Das Institute for Historical Review wird von einer Reihe international 
bekannter Historiker und Publizisten getragen. 


CODE ist weder antiamerikanisch noch antisemitisch, weder rechts, noch links, auch nicht 
rot, schwarz, grün oder Kraus, 
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gen und Freunde Abonnent von CODE werden könnte. 
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Für Ihre Mühe möchten wir Sie gerne entschädigen. Wenn Sie uns einen neuen Abonnen- 
ten, der noch nicht Bezieher der Zeitschrift war, werben, erhalten Sie als Prämie das Buch 
»Der namenlose Krieg«. 
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8 Verträge besiegeln 
ein Super-Versailles 
Mit dem deutsch-polni- 
schen Vertrag hat Deutsch- 
land auf größere Gebiete 
als im unseligen Versailler 
Diktat von 1919 verzichtet, 
damals allerdings prote- 
stierten alle deutschen Par- 
teien. 


Bundesaußenminister Hans- 
Dietrich Genscher wird in War- 
schau als der »beste Außenmini- 
ster Polens« gelobt. 


9 Hoyerswerda ist 
überall 


10 Prosit, Herr Kohl! 
Ein Rückblick zum Jahres- 
ende. Noch nie fühlte sich 
das deutsche Volk derma- 
Ben verraten und verkauft 
wie heute. Hypotheken, 
an denen dereinst unsere 
Kinder zu tragen haben, 
kennzeichnen die verfehlte 
Bonner Politik. Ein noch 
heißeres 1992 droht. 
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Jahre nach ihrem schein- 
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aber nur dank der Hilfe 
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Weltmächte möglich war, 
existiert die Sowjetunion 
praktisch nicht mehr. 
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ADL-Anwälte 
verlieren die 
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Ein Sieg für die 
Freiheit 

Mel Mermelstein hatte ge- 
gen Liberty Lobby einen 
Prozeß auf Schadensersatz 
in Höhe von elf Millionen 
Dollar wegen Ehrverlet- 
zung in schriftlicher und 
anderer Form eingeleitet. 
Es ging um Tatsachen der 
jüngsten Geschichte. 
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Liberty Lobby 
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Deutschland- 
Journal 


Genscher 1994 
Bundes- 
präsident 


Die von CODE vor vielen Mona- 
ten exclusiv verkündete Mel- 
dung, wonach Bundesaußenmi- 
nister Hans-Dietrich Genscher 
(FDP) 1994 das Amt des Bundes- 
präsidenten anstrebt, verdichten 
sich immer mehr. Zwar demen- 
tiert er dies immer wieder - doch 
nehmen die meisten derjenigen, 
die ihn kennen, ihm das nicht ab. 
Zu sehr glaube er, der in Halle ge- 
boren ist und heute wie kaum ein 
anderer Politiker den Mitteldeut- 
schen Mut und Zuversicht ein- 
impft, für dieses Amt prädesti- 
niert zu sein, sagen Bonner Insi- 
der. 


Auch ist es in Bonn ein für jeden 
zugängliches »Geheimnis«, daß 
Genscher sehr eitel ist, trotz aller 
Jovialität und Kumpelhaftigkeit, 
die er bei inoffiziellen Treffen 
versprüht. Dies sei auch ein 
Grund, warum er so auf dem Sitz 
des Bundesaußenministers fest- 
klebe. Er ist nun dienstältester 
Außenminister der Welt, hat 
viele Staatsoberhäupter und Re- 
gierungschefs in allen Ländern 
der Welt kommen und gehen ge- 
sehen, genießt wie wenige Politi- 
ker Vertrauen in sehr vielen Län- 
dern. 


Allerdings sei sein Stern nun- 
mehr im Sinken begriffen, wissen 
Genscher-Kenner zu berichten. 
Zu groß seien seine Mißerfolge 
etwa im Golf-Konflikt, beson- 
ders in der Jugoslawien-Krise, 
aber auch in anderen Bereichen. 
Einige wenige Jahre könne er 
sich durchlavieren. Dann komme 
aber unweigerlich das Ende - 
oder der Wechsel ins Bundesprä- 
sidentenamt. Für welche Alter- 
native er sich entscheide, sei nur 
eine rhetorische Frage. 


Das Amt des Bundespräsidenten 
wäre für ihn, der mit Befriedi- 
gung sieht, daß er in der Bevölke- 
rung das größte Vertrauen aller 
Politiker besitzt, die Krönung sei- 
ner politischen Kariere. Auch sei 
er wirklich davon überzeugt, daß 
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er für dieses Amt am besten ge- 


eignet sei. Der von Bundeskanz- - 


ler Kohl ins Gerede gebrachte 
baldige Ex-Chef der SPD-Bun- 
destagsfraktion Hans-Jochen Vo- 


gel sowie der nordrhein-westfäli- 


sche Ministerpräsident Johannes 
Rau werden von Genscher als 
keinerlei Alternativen angese- 
hen. : 


Gerüchte besagen, daß Kohl Vo- 
gel und Rau absichtlich ins Spiel 
gebracht hat, um Genscher noch 
mehr in Richtung Sessel des Bun- 
despräsidenten zu drängen und 
sich in eine bessere Verhand- 
lungsposition zu bringen. Da in 
der SPD der Wunsch, auch mal 
wieder den Bundespräsidenten 
zu stellen, immer größer wird, 
auf der anderen Seite die Sympa- 
thie für Genscher bei den Sozial- 
demokraten nicht allzu groß ist, 
wäre Genscher auf die Stimmen 
der Union angewiesen. 


Da die Wahl zum Bundespräsi- 


denten aber nur wenige Monate 
vor der Bundestagswahl 1994 
stattfindet, müßten die Liberalen 
die Zustimmung der Union »ab- 
kaufen«. Dies könnte aber nur 
eine weitere Koalitionszusage an 
die CDU sein. Gleichzeitig will 
Kohl das Amt des Bundesaußen- 
ministers dann CSU-Chef Theo 
Waigel zukommen lassen, der be- 
reits in jüngster Zeit stark auf 
seine »außenpolitischen Interes- 
sen« als Bundesfinanzminister 
pocht. Damit stünden aber auch 
die Christsozialen bei Kohl im 
Wort und könnten nicht mehr so 
stark auf ihre Eigenständigkeit 
pochen. 


Genscher selber soll aber eine er- 
neute Wende zur SPD nicht aus- 
schließen. Denn Noch-Parteivor- 
sitzender Lambsdorff und Wahr- 
scheinlich-bald-Vorsitzender 

Möllemann zum Trotz - der 
starke Mann in der FDP heißt 
Genscher. Ohne ihn läuft auch 
jetzt praktisch nichts. So könnte 
das Votum der SPD für ihn zum 
Bundespräsidenten der Preis 
sein, zu dem er wieder den 
Schwenk nach links betreibt. 

Von daher könnte 1993 das ent- 
scheidende Jahr sein, glauben 
viele Bonner Insider. Je nach- 
dem, wer und vor allem von wem 
er zum Bundespräsidenten vor- 
geschlagen wird beziehungsweise 
als Kandidat dann massiv unter- 
stützt wird, könnte Aufschluß 
über die Koalitionsaussage der 
Liberalen zur Bundestagswahl 
ein Jahr später sein. oO 


Weiteres 
deutsches Geld 
für Israel 


Ungeachtet der deutschen Fi- 
nanznöte, scheint die Bundesre- 
gierung nach neuesten Informa- 
tionen bereit; weiteres Geld nach 
Israel zu pumpen. Der israelische 
Finanzminister Ytzak Modai bat 
Bonn nun um die Überlassung 
von zehn Milliarden Mark zum 
Bau von Wohnungen für rund 
eine halbe Million aus der So- 
wjetunion nach Israel ausreisen- 
der Juden. Schließlich sei die 
Bundesrepublik neben den USA 
der reichste Freund des Juden- 
staates und stehe auch in einer hi- 
storisch begründeten gewissen 
Verpflichtung. 


Die Höhe der Forderung war 
dann selbst Bundesfinanzmini- 
ster Waigel angesichts der eige- 
nen Finanzprobleme zu hoch. 
Auch gebe es seitens Israel kei- 


"nerlei Rechtsanspruch für diese 


»Bitte«. Allerdings wolle man Is- 
rael auch nicht im Regen stehen 
lassen. Sein Ministerium werde 
prüfen, ob man dem Judenstaat » 
mit einigen hundert Millionen 
Mark<« helfen könne, besagen die 
Informationen. OD 


Deutsche 
Konjunktur 
bleibt weiter 
in Fahrt 


Der Pessimismus greift nun auch 
bei vielen Wirtschaft-Auguren 
immer mehr um sich. Entgegen 
der Realität wird das Bild für die 
deutsche Konjunktur wenn nicht 
schon schwarz, dann aber dunkel- 
grau gezeichnet- und das, obwohl 
es hierfür keinerlei Anzeichen 
gibt. 


Positiv hiervon hebt sich der 
Deutsche Industrie- und Han- 
delstag (DIHT) ab. Danach 
werde das Wirtschaftswachstum 
auch im kommenden Jahr bei 
drei Prozent und damit einem 
halben Prozentpunkt höher als 
die Voraussage der »fünf Weisen« 
liegen. Und die Preissteigerungs- 
rate wird nach Angaben von 
DIHT-Hauptgeschäftsführer 

Franz Schoser zwar etwas höher 


als in diesem Jahr liegen, aber. 


noch immer unter vier Prozent ° 


bleiben. 


Während für das alte Bundesge- 


biet eher mit einer leichten Ab-- 


schwächung der Konjunktur zu 
rechnen sei, werde dies aber weit- 
gehend von der Entwicklung in 
Mitteldeutschland kompensiert. 


Unabhängigen Wirtschaftsexper- - 


ten zufolge wird das Wirtschafts- 
wachstum in West- und Mittel- 
deutschland zusammengenom- 
men im kommenden Jahr aber 
deutlich über drei Prozent liegen. 
Zwischen 3,5 und 4,5 Prozent 
müßten erreicht werden können. 
Neben den deutlichen Impulsen 
des Aufbaus der mitteldeutschen 
Wirtschaft, diese dürfte viel hö- 


her als erwartet liegen, ist auch _ 
ein Anspringen der Weltkonjunk- 


tur zu erwarten. 


Besonders das amerikanische 
Wachstum wird dort von vielen 
als zu gering eingeschätzt. Zwar 


trifft es zu, daß sich dort das Wirt-. 


schaftswachstum dem ersten Au- 
genschein zufolge abschwächt, 
doch wird dies noch immer:deut- 


lich besser als im vergangenen : 


Jahr liegen. Und angesichts der : 
Präsidentenwahl im November : 
1992 ist seitens der US-Regie- 


rung mit massiven Wirtschaftshil- 


fen zu rechnen, so daß auch für 


die USA im kommenden Jahr mit 
einem Anstieg des Bruttosozial- 
produktes von über zwei Prozent 
im Jahresdurchschnitt gerechnet 
werden kann. 


Auch dürfte der Dollar 1992 wie- 


der deutlich anziehen und im Jah- _ 


resverlauf durchaus einen Wert 
von 1,90 bis zwei Mark erreichen. 
Zwar gehen hiervon vordergrün- 
dig für Deutschland wachstums- 
schwächende Impulse aus - hö- 
here Rohstoffkosten, 
Importe, die auf Dollarbasis ab- 


. gewickelt werden, doch wird dies 


von den positiven Impulsen, wie 
höhere Unternehmensgewinne - 
auch der US-Töchter -, höhere 
Exporte, höhere Gewinnspan- 
nen aus Deutschland exportier- 
ter und auf Dollarbasis gezahlt 
werdender Güter weit überkom- 
pensiert. oO 


Tierliebe 
auf Zigeuner- 
Art 


Einen interessanten Artikel hat 
die Zeitschrift des Hamburger 


teurere. 


: Tierschutzvereins »ich & du« in - 
‚ihrer jüngsten Ausgabe veröffent- 


licht. Darin heißt es: »Die Be- 
hauptung, daß in Lehm gebak- 
kene Igel für Zigeuner einen be- 
sonderen Leckerbissen darstel- 
len, hätten wir. noch vor kurzem 
dem Reich der Märchen und Le- 
genden zugeordnet. Bedauerlich- 
erweise entspricht dies der Reali- 
tät: Wie die Hamburger Tageszei- 
tungen berichten, steht der sta- 
chelige Geselle noch immer auf 
der Speisekarte der Roma und 
Sinti. Fotos und Berichte bele- 
gen, daß eine Gruppe von Asyl- 
bewerbern aus südosteuropäi- 
schen Ländern auf dem Park- 
platz am Volksparkstadion frisch 
gefangene Igel über dem Feuer 
grillen. Obwohl sie ihre Ansprü- 
che ‚gegenüber diesem Sozial- 
staat allgemein sehr gut kennen, 
scheinen sie es mit rechtlichen 
Dingen nicht besonders genau zu 
nehmen.« Inzwischen wurde bei 
der Polizei Anzeige wegen Tier- 

Oo 


“ quälerei erstattet. 


Sowjet-Repu- 
bliken stehen 
zu Sowjet- 
Schulden 


Die deutschen Banken können 
aufatmen. Die zwölf Republiken 
der Sowjetunion haben jetzt ein 
Abkommen unterzeichnet, in 
dem sie sich »gemeinsam und als 
einzelne verantwortlich für die 
Auslandsschulden« erklären. 
Auch die Baltenstaaten haben in- 
zwischen ihre Bereitschaft er- 
klärt, den auf sie entfallenden 
Anteil der UdSSR-Schulden 
übernehmen zu wollen. 


Obwohl damit noch nicht hundert- 


prozentig sichergestellt ist, daß 
die Schulden wirklich zurückge- 
zahlt werden, sind die Chancen 
hierfür aber doch beträchtlich ge- 
stiegen. Hinzu kommt, daß, wie 
auch Deutsche Bank-Chef Kop- 
per erklärt hat, sich »auf zehn 
Jahre kein Banker und Wirt- 
schaftsexperte« in der Sowjet- 
union sehen lassen würde, wenn 
die Schulden, die derzeit gesamt 
etwa 116 Milliarden Mark ausma- 
chen, davon rund 34 Milliarden 


: Mark bei deutschen Banken, 


nicht beglichen werden. 


_ Zu erwarten ist aber, daß die 


Schulden gestreckt werden, die 
Rückzahlung also über einen län- 


geren Zeitraum erfolgt. Auch 
könnten in begrenztem Umfang 
neue Kredite zur Besserung der 
sowjetischen Liquidität notwen- 
dig werden. Zur Sicherung der 
Zahlungsfähigkeit hat der russi- 
sche Präsident Boris Jelzin inzwi- 
schen auch die Kürzung des Ver- 
teidigungsetats um rund 30 Pro- 
zent sowie weitere Einsparungen 
angekündigt. Angesichts der vie- 
len früheren Versprechungen, die 
nur selten eingehalten wurden, 
herrschen in den Bank-Vorstands- 
etagen aber noch Zweifel über 
diese Einsparungen. 


Da die UdSSR aber ihre Schul- 
den immer pünktlich gezahlt hat, 
wird dies allgemein auch für dies- 
mal erwartet. Anderweitige so- 
wjetische Aussagen werden über- 
wiegend als Taktik gewertet. 
Auch würde eine eventuelle Zah- 
lungsunfähigkeit auf die deut- 
schen Banken weniger Auswir- 
kungen haben als etwa auf ameri- 
kanische und britische, da die 
Deutsche Bank und die Dresdner 
Bank ihre Ausleihungen an die 
Sowjetunion zum weitaus größ- 
ten Teil abgeschrieben haben. 
Bei anderen Banken sieht es 
nicht ganz so gut aus; es besteht 
aber keine Gefahr einer großen 
Bankenkrise in Deutschland, 
wenngleich eine von den USA 
und Großbritannien ausgehende 
Krise sicherlich Auswirkungen 
auch auf Deutschland hätte, die 
deutschen Banken letztendlich 
aber sogar international gestärkt 
hieraus hervorgehen könnten. 

oO 


Abgeordnete 
üben zahlreiche 
Nebentätig- 


‚keiten aus 


Die Abgeordneten des Bundesta- 
ges üben zahlreiche Nebentätig- 
keiten aus und verdienen sich da- 
mit zu ihren ohnehin schon ho- 
hen Bezügen noch viel Geld 
hinzu. So sitzen mehr als 150 Par- 
lamentarier in einem Aufsichts- 
rat oder in einem vergleichbaren 
Amt. Über 300 solcher Posten, 
die in Großunternehmen oft mit 
Ausschüttungen von 20000 Mark 
oder mehr verbunden sind, sind 
laut dem neuesten Bundestags- 
Handbuch durch Abgeordnete 
besetzt. 


Spitzenreiter ist dabei der FDP- 


Vorsitzende Graf Lambsdorff, 
der nicht weniger als zwölf Auf- 
sichtsräten angehört. Bei zwei 
Unternehmen, darunter einem 
der größten deutschen Hersteller 
von Spielautomaten führt 
Lambsdorff, der zusätzlich noch 
Geschäftsführer einer Werbe- 
firma ist, den Vorsitz. Dagegen 
gibt sich der SPD-Abgeordnete 
und Vorsitzende der IG Bergbau, 
Hans Berger, mit neun Aufsichts- 
ratsposten zufrieden. 


Zu den Multifunktionären, die 
im Bonner Parlament sonst kaum 
auffallen, gehört der badenwürt- 
tembergischa CDU-Abgeord- 
nete Siegfried Hornung. Auf 
nicht weniger als 18 Amter - vom 
Aufsichtsrat in der badischen 
Raiffeisengenossenschaft bis 
zum Vorsitzenden des Verbandes 
landwirtschaftlicher Fachhoch- 
schulabsolventen - bringt es der 
Landwirtschaftsmeister. Hor- 
nungs Berufs- und Fraktionskol- 
lege Günther Schartz aus Trier ist 
neben seinem Bonner Mandat 
mit 13 vergleichbaren Posten be- 
schäftigt. 


Beliebt, weil einflußreich sind 
auch Verbandsämter. So gibt 
nach Auskunft des Handbuches 
etwa jeder sechste Abgeordnete 
zu erkennen, daß er einer Interes- 
senorganisation verbunden ist. 
Über ein Dutzend Parlamenta- 
rier steht dabei sogar einer 


Lobby-Gruppe vor. Besonders 


interessant ist Friedrich-Adolf 
Jahn, der gleichzeitig Präsident 
des Zentralverbandes der Haus- 
und Grundeigentümer und Lei- 
ter des Wohnungsbau-Ausschus- 
ses des Bundestags ist. 
Darüberhinaus gaben knapp 200 
Parlamentarier an, sie übten ne- 
ben ihrem Mandat teilweise oder 
in vollem Umfang einen Beruf 
aus. Darunter sind allein rund 50 
Anwälte und Notare, je 30 Hoch- 
schullehrer und Geschäftsführer, 
15 Landwirte, aber auch ein 
Kunsthändler, ein Autoverkäufer 
und eine Meisterin für ländliche 
Hauswirtschaft. ” 


Andere haben sich der Veröffent- 
lichung der Bundestagsverwal- 
tung zufolge erfolgreich nach ei- 
nem üppigen Zubrot zu den Diä- 
ten umgesehen: So kassiert der 
FDP-Abgeordnete und frühere 
Wirtschaftsminister Hausmann 
seit kurzem nach Presseberichten 
monatlich 40000 Mark zusätzlich 
als Generalbevollmächtigter ei- 
ner Firmengruppe in Bad Hom- 
burg. . oO 


Lambsdorff 
kritisiert 
Banken wegen 
Aktien- 
Emissionen 


Harte Kritik an den Banken hat 
der Vorsitzende der FDP und Vor- 
sitzende der Deutschen Schutz- 
vereinigung für Wertpapierbesit- 
zer, Otto Graf Lambsdorff, ge- 
übt. Hintergrund ist der weitge- 
hend enttäuschende Kursverlauf 
der in den vergangenen Monaten 
erstmals an den deutschen Bör- 
sen notierten Aktien, den Ak- 
tien-Neuemissionen. Bei einigen 
Gewinnen seien die prognosti- 
zierten Gewinne von der Realität 
weit entfernt und die Ausgabe- 
kurse weit überzogen gewesen, 
kritisierte Lambsdorff. Offen- 
sichtlich habe der Konkurrenz- 
kampf unter den Kreditinstituten 
dazu geführt, daß derjenige die 
Gesellschaft an die Börse brin- 
gen dürfe, der den höchsten 
Emissionskurs verspreche. Mit 
diesem Verhalten verspielten die 
Banken aber das Vertrauen der 
Anleger. 


Auch der Fall der beiden Bond 
DM Auslandsanleihen - die einzi- 
gen, die nach dem Krieg notlei- 
dend geworden sind -, hat nach 
Auffassung Lambsdorffs »be- 
sorgniserregende« Verhaltens- 
weisen in der Kreditwirtschaft 
deutlich gemacht: So sei die Un- 
terzeichnung des Börsen-Einfüh- 
rungsprospektes erst nach seiner 
Veröffentlichung erfolgt. Die 
konsortialführende BHF-Bank 
habe der Bond-Gruppe Kredite 
eingeräumt, die für Kurs-Stüt- 
zungskäufe verwendet wurden. 


Zudem, so Lambsdorff, sei er- 
schreckend, wenn die Konsortial- 


.banken ihre Prospektpflichten 


erst übernähmen, wenn sie von 
dem Konsortialführer von Risi- 
ken aus dem Prospekt freigestellt 
würden. 


Ungeachtet der sicherlich richti-. 
gen Vorwürfe des FDP-Vorsitzen- 
den kümmern sich die Banken -- 
aber nicht darum, sondern erhö- 
hen kräftig die Gebühren. So 
muß bei der Dresdner Bank dem- 
nächst bei Aktienkäufen unter 
5000 Mark eine Mindestgebühr 
von 50 Mark gezahlt werden. Bis- 
lang lag diese beizehn Mark. I 
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Bonn 


Verträge 
besiegeln 
ein Super- 
Versailles 


Karl Haußmann 


Nun wurde in Bonn bei einbrechender Urlaubszeit und beinahe un- 
ter Ausschluß der Öffentlichkeit - die meisten Tageszeitungen er- 
wähnten am 8. Juni 1991 nicht einmal die Vertragsunterzeichnung in 
Warschau vom Vortag und kaum den Bonner Kabinettsbeschluß vom 
22. Juni 1991 - der deutsch-polnische Vertrag mit dem endgültigen 
Verzicht auf ganz Ostdeutschland - und damit auf mehr als ein Vier- 
tel des alten deutschen Volksbodens - unterzeichnet. Damit werden 
Deutschland größere Gebiete als im unseligen Versailler Diktat von 
1919 geraubt, gegen das damals alle deutschen Parteien protestier- 


ten. 


Die Liste der Unfaßbarkeiten in 
diesem Zusammenhang geht wei- 
ter. Besonders perfide im wahr- 
sten Sinne des Wortes arbeiteten 
die deutschen Medien dem Ver- 
zichtsvertrag zu. Seit Wochen 
wird systematisch und einhellig 
die falsche und allein auf den Ver- 
zicht programmierte Bezeich- 
nung »Ostdeutschland« für Mit- 
teldeutschland propagiert und 
damit der Eindruck erweckt, daß 
es das richtige Ostdeutschland 
östlich von Oder und Neiße gar 
nicht mehr gäbe, daß man ruhig 
darauf verzichten könne. Über 
die Sprache wird hier üble Ge- 
hirnwäsche betrieben und das Su- 
per-Versailles verharmlost. Ein 
späteres Geschlecht wird diesem 
antinationalen Treiben ohne Ver- 
ständnis gegenüberstehen. 


Ohne jeden Zwang 
und ohne jede Not 


Während erst vor einigen Wo- 
chen, im April, Japan - und zwar 
Regierung und Wirtschaft einmü- 
tig — Moskaus jahrzehntelange 
Forderung nach dem japanischen 
Verzicht auf die vier kleinen Kuri- 
len-Inseln — die Heimat weniger 
zehntausend Japaner - erneut ab- 
lehnte, während die UNO die 
völkerrechtswidrige Annexion 
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. Bundesaußenminister Hans-Dietrich Genscher wird nicht um- 


EI ee a Eee re 


EFIEN III 


schen -im neuen Vertrag als rech- 
tens an. Den mehr als eine Mil- 
lion noch jetztin den Ostgebieten 
lebenden Deutschen wird im Ver- 
trag nicht einmal ein sicheres 
Minderheitenrecht gewährt. 


Warschau will nicht nur keinen 
Quadratkilometer geraubten 
deutschen Landes zurückgeben, 
geschweige denn dafür einen 
Ausgleich leisten, es will nicht 
nur den Erlaß von vielen Milliar- 
den DM-Schulden gegenüber 
Deutschland, sondern fordert 
zur gleichen Zeit weitere viele 
Milliarden zur Behebung seiner 
Mißwirtschaft. Und Bonn ver- 
zichtet auf alle deutschen Rechte 
und zahlt an die Vertreiber von 
mehr als acht Millionen Men- 
schen auch weiterhin. 


Bonn versprach, sich stark für die 
Ostdeutschen einzusetzen, doch 
im Vertrag sind deren Belange 
schlecht geregelt. Man müsse auf 
späteres polnisches Entgegen- 
kommen hoffen, ist der schwache 
Trost. 


Interessant ist in dem Zusam- 
menhang, was zur selben Zeit 


sonst der »beste Außenminister Polens« genannt. 


Kuwaits-24 280 Quadratkilome- 
ter meist Wüste mit rund 100 000 
Einwohner - als Kriegsgrund er- 
klärte und die Welt gegen den 
Irak aufbrachte, erkennt Bonn 
ohne jeden Zwang und ohne jede 


‘Not die ebenso völkerrechtlich, 


menschenrechtlich und  histo- 
risch nicht vertretbare Annexion 
Ostdeutschland —- mit seinen 
114 000 Quadratkilometern wert- 
vollen Kulturlandes und früher 
mehr als zehn Millionen Men- 


Warschau gegenüber Litauen for- 
dert, wo etwa 260 000 Polen, vor 
allem um Vilnius, leben. Polens 
Außenminister verlangte: 


»Für das Polnische den Rang ei- 
ner Amtssprache in der territoria- 
len Selbstverwaltung, zweispra- 
chige Ortsschilder in polnisch- 
sprachigen Gebieten, das Recht, 
Familiennamen in polnischer 
Weise zu schreiben, die Möglich- 
keit, die 1939 verlorene polnische 


Staatsbürgerschaft wiederzuer- 
werben, polnische Kindergärten 
und Schulen, das Recht auf ei- 
gene Verbände und Organisatio- 
nen sowie den Ausbau der pol- 
nischsprachigen Presse, Gottes- 
dienst und Seelsorge in polni- 
scher Sprache. Schließlich wollte 
man von Litauen die Gewähr da- 
für, daß es keine gezielten Sied- 
lungsaktionen in den Haupt- 
wohngebieten der Polen gebe, 
und die Zusicherung, daß unter 
Stalin enteigneter Besitz zurück- 
gegeben oder Entschädigung ge- 
zahlt werde.« 


Der beste 
Außenminister Polens 


Natürlich wissen Kohl und Gen- 


scher das alles. Aber dieselben 
Forderungen für die deutschen 
Schlesier in ihrer: viel höheren 
Zahl wagen sie den polnischen 
Kollegen nicht vorzutragen. Wo 
käme man auch schließlich hin, 
wenn Deutsche für Deutsche das- 
selbe fordern würden, wie es Po- 
len für Polen ganz selbstverständ- 
lich tun? 


Völlig inkonsequent ist das Ver- 
halten der Grünen, die sich einer- 
seits ökologisch ausgerichtet ver- 
stehen, andererseits für den Ver- 
zicht auf Ostdeutschland eintre- 
ten. Dabei wissen sie wie alle 
Welt, daß Polen in den letzten 
Jahrzehnten vor allem Schlesien 
ökologisch so sehr zerstört hat, 
daß kaum wiedergutzumachende 
Schäden eingetreten sind und 
schon jetzt die gesundheitlichen 
Folgen für die Bevölkerung ver- 
heerende Ausmaße erreichen. 
Bei seinen sonstigen Schwierig- 
keiten hat Polen auf absehbare 
Zeit keinerlei Möglichkeit, hier 
in Zukunft einen Wandel eintre- 
ten zu lassen, geschweige denn, 
die Gebiete zu sanieren. 


Es ist allein schon aus diesem 
Grunde unverantwortlich, die 
den Deutschen geraubten Ge- 
biete weiter den Polen zur weite- 
ren ökologischen Zerstörung zu 
überlassen. Wegen der zugelasse- 
nen Umweltzerstörung in Ost- 
deutschland hat Polen jedes mo- 
ralische Recht auf diese Gebiete 
verloren. 

Sollte der Vertrag wirksam wer- 
den, so bleibt abzuwarten, daß 
die auf die Dauer unhaltbare 
Wohlstandsgrenze an Oder und 
Neiße die papierne Abmachung 
dieses Sommers bald unwirksam 
werden läßt. 
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Deutschland 


Hoyerswerda 
ist überall 


Rudolf Seufert 


Die multikulturellen Volksbeglücker können nunmehr ihre reichen 
Ernten für dieses Jahr einfahren: Hoyerswerda ist überall. Seit wo- 
chen vergeht kaum ein Tag oder eine Nacht, in der nicht Dutzende 
von Scheinasylanten-Unterkünften bombardiert oder angezündet 
oder ihre Bewohner tätlich angegriffen werden. Auch tätliche An- 
griffe auf Asylanten auf offener Straße sind an der Tagesordnung. 
Die Regierung schweigt; sie ist sprachlos ob der aufgehenden Saat, 
die Volksbeglücker vom Schlage des unsäglichen Heiner Geißler und 


Konsorten ausgebracht hatten. 


Wortreich waren die Bonner 
Wendebetrüger seit eh und je, 
wenn es darum ging, das eigene 
Volk vom Ausland her. mit 
Schimpf und Schande einzudek- 
ken.. Unlängst fand der Wende- 
kanzler wieder die. rechten 
Worte, mit denen er in Griechen- 
land an die unendlichen tiefen ge- 
schichtlichen Verstrickungen der 
. Deutschen erinnerte, während 
einige Tage darauf Frau Süßmuth 
- die mit den vielen Dienstwagen 
und 60 Telefonanschlüssen - sich 
in gleicher Weise gemüßigt sah, 
dem deutschen Volk ins Gewis- 
sen zu reden. 


Große Koalition 
. der Asylantenanlocker 


Und gar von Weizsäcker, eben- 
falls nur wenige Tage später: Als 
Rahmen für seine aufgewärmten 
geschichtlichen Hypothesen 
mußte Theresienstadt herhalten! 
Die Reisen zahlreicher Bonner 
Politiker und Repräsentanten 
gipfeln in sich häufender Weise in 
Beschimpfungen des deutschen 
Volkes. 


Oder, wie kürzlich Anfang Okto- 
ber, in Aufforderungen an das 
deutsche Volk die Asylbetrüger 
zu achten — während jeder deut- 
sche Straffällige die volle Miß- 
» achtung des deutschen Staatsap- 
. parates in Vollendung zu spüren 
bekommt. Befohlener Respekt 
vor Asylbetrügern, vor Betrü- 
gern also, vor Multikriminellen, 
vor Mördern, Totschlägern, Dea- 
lern? 
In welcher Welt leben wir denn 
da? Ist der amoklaufende messer- 


stechende Negerasylant von 
Stuttgart schon wieder verges- 
sen? Oder der messerstechende 
Türke aus Berlin, der ein skanda- 


löses Billigurteil der Justiz - Asy- 


lantenrabatt - erhielt? Beispiele 
lassen sich endlos fortsetzen. 


Von Weizsäcker besuchte anläß- 
lich eines feigen, schrecklichen 
Brandanschlags auf ein Libane- 


senmädchen Asylantenheime in _ 


Bochum und Köln. Der ihn be- 
gleitende Reporter des Deutsch- 
landfunks beklagte sich vor den 
Hörern über fehlende deutsche 
Spaliersteher, wie sie Honecker 
sich jahrzehntelang hielt. Spalier- 
stehen aus Respekt vor Schein- 
asylanten, Multikriminellen und 
insbesondere Dealern? 


Nein, das wäre zuviel verlangt, 


die Deutschen stehen ohnehin 
tagaus-tagein für diese Schein- 
asylanten in staatlicherseits be- 
fohlener Fron und schaffen die 
jährlich 15 bis 20 Milliarden DM 
heran, die der Staat in Bonner 
Spendierlaune über die nimmer 
enden wollenden Scheinasylan- 
tenströme vergießt. 


Brauchen wir die 
Volksbeschimpfer? 


Und der Reporter des Deutsch- 
landfunks möge bedenken, daß 
die Arbeiter, insbesondere die 
Dioxin-Geschädigten dank frei- 
herrlicher Gnaden, wohl nicht ei- 
gens aus der Dioxinfabrik Boeh- 
ringer aus Ingelheim nach Bo- 
chum gereist kommen, um für ih- 
ren ehemaligen Prinzipal oder 
seine Scheinasylanten Spalier zu 


stehen. Anders könnte es viel- 
leicht sein, wenn der Bundesprä- 
sident deutsche Altersheime, 
Krankenhäuser oder Behinder- 
tenheime besuchen würde - sein 
Terminkalender schein ihn daran 
zu hindern. Oder wenn er eines 
der beklagenswerten Dioxinop- 
fer so geherzt hätte wie das Asy- 
lantenkind auf der »Bild«-Titel- 
seite. 


Die Bonner Wendebetrüger, die 
sich mit ihren abgewirtschafteten 
Altparteien seit über drei Legis- 
laturperioden aus wahltaktischen 
Gründen und des Machterhalts 
wegen unentwegt mit dem »Asyl- 
problem« befaßten, mögen be- 
denken, daß man nicht ungestraft 
einem fleißigen, arbeitsamen 
Volk eine Million Scheinasylan- 
ten und über vier Millionen Aus- 
länder vor die Nase setzen und 
verlangen kann, daß auf unab- 
sehbare Dauer die Fleißigen für 
faule arbeiten müssen. 


»Da kommen noch gewaltigere 
Herausforderungen auf die Deut- 
schen zu«, orakelte von Weizsäk- 
ker. Gleichzeitig lehnte er eine 
Grundgesetzänderung ab, eine 
beispiellose Einmischung in die 
Regierungspolitik - oder ihre 
Verbrüderung? 


Der bayerische Innenminister 
Stoiber hatte von Weizsäcker be- 
reits vor. drei Jahren ergebnislos 
aufgefordert, dem Volk die Ora- 
kelsprüche der künftigen Heraus- 
forderungen zu erläutern. Es sei 
hierbei nur an die offenen EG- 
Binnengrenzen nach dem Schen- 
gener Abkommen vom 1. Januar 
1993 erinnert und an den Kir- 
chenmann, den Augsburger Bi- 
schof Stimpfle, der in den näch- 
sten 20 Jahren 120 Millionen Zu- 
wanderer auf Mitteleuropa be- 
vorzugt auf Deutschland zupre- 
digt. Und an die Reisefreiheit der 
Sowjets, die auch zum 1. Januar 
1993 eintreten soll. Während Sie 
diese Zeilen lesen, fand schon 
wieder ein feiger Anschlag auf 
ein Scheinasylantenheim statt. 


Brauchen wir 
Asylbetrüger? 


Offenbar kann die SPD - zusam- 
men mit den anderen Altparteien 
- gar nicht genug davon bekom- 
men: Gerade, forderte Peter 
Glotz von der SPD noch weitere 
Ausländerinvasionen in unser 
Land: »Wir brauchen Zuwande- 
rer!« 


Die deutsche Jugend, die ohne- 
hin keinerlei Vorbilder mehr hat, 
sieht das offenbar mit einer über- 
wältigenden Mehrheit der deut- 
schen Bevölkerung gänzlich an- 
ders. Sie alle haben das Treiben 
der Bonner Wendebetrüger und 
Volkszerstörer längst durch- 
schaut. Jedes neue Hoyerwerda, 
jeder Anschlag auf Asylanten- 
heime und Asylbetrüger ist ein 
»Zeichen«, wie es die festgenom- 


menen Attentäter, die dem jun- 
.gen Libanesenmädchen feige 


nach dem Leben trachteten, in 
den Vernehmungen zu Protokoll 
gaben. Mit derselben Ungerührt- . 
heit übrigens, mit der unser Land 
die Wendebetrüger mit Asylbe- 
trügern vollstopfen. 


Wer nahm da »billigend den Tod 
anderer in kauf«? Nur die unmit- 
telbaren Täter in Hünxe oder 
auch deren Hintermänner, die 
»mittelbaren Täter in Bonn«? 
»Wes Geistes Kind sind diese 
Leute«, fragte die »Bild«Zeitung 
rhetorisch, da es sich jeder denkt. 
Heiner Geißler konstatierte: 
»Wir sind ein Einwanderungs- 
land«, während Staatssekretär 
Waffenschmidt dies sofort ab- 
stritt. 


Die Politiker versagen. In Frank- 
furt toben Straßenschlachten, in 
Berlin, Demos in München, und, 
und, und. Zahllose Autos werden 
zerstört, Fensterscheiben einge- 
worfen, »gegen die Wohnungsnot 
und alles, was uns stinkt«. 


»Reiß’ dich zusammen, Deutsch- 


-land!« war auf einem von linken 


Gewalttätern abgestellten Trans- 
parent zu lesen. Daß dies unsere 
Wendebetrüger fertigbrächten, 
ist schon angesichts der klaren 
Aussagen des SPD-Glotz nicht. 
anzunehmen. Man könnte mei- 
nen, daß den Wendebetrügern 
die sich täglich verschärfende 
bürgerkriegsähnliche Situation 
in diesem Land passen könnte. 
Dann jedenfalls, wenn -die Wen- 
debetrüger nicht dem Wählerauf- 
trag entsprechend zu handeln ha- 
ben, sondern anderen Auftragge- 
bern als dolose Werkzeuge. Die 
Zerstörung der Homogenität un- 
seres Volkes macht große Fort- 
schritte. Oo 
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Deutschland 


Prosit, 


Herr Kohl 


Rudolf Seufert 


Laute Nacht, heiße Nacht - Friede den moslemischen Scheinasylan- 
ten am Heiligabend? Bilanz zum Ultimo: Wieder wurde das deut- 
sche Volk über das ganze Jahr hinweg von den Bonner Wendelüg- 
nern belogen und betrogen, gleichwohl aber verstärkt zur Kasse ge- 
beten. Der Überkanzler kann auf einige besonders fette Bilanzpo- 
sten zum Jahreswechsel 1991/92 zurückblicken. Noch nie fühlte sich 
das deutsche Volk dermaßen verraten und verkauft wie heute. Hypo- 
theken, an denen dereinst unsere Kinder zu tragen haben, kenn- 
zeichnen die verfehlte Politik der Bonner Wendelügner in ihrem 
zehnten Jahr. Ein noch heißeres 1992 droht. Das Land ist mehrfach 
gespalten in Ossis und Wessis, Asylantenfreunde und -feinde. Erläu- 
tern wir nachstehend die Bilanz der Wendelügner. 


Fettester ideeller Aktivposten 
1991: Der Bürgerkrieg in 
Deutschland. Pogromstimmung 
gegen Asylbetrüger tobt in 16 
Bundesländern. Bonn versagt 
wie immer auf der ganzen Linie, 
ebenso in gewohnter Manier die 
Bundesländer. Scheinasylanten 
werden noch mehr geschützt als 
bisher, Deutsche dagegen noch 
mehr zurückgedrängt und ver- 
nachlässigt. Nach »Silberlocke« 
von Weizsäcker wurde in der all- 
gemeinen Sprachlosigkeit die 
»Woche des Ausländischen Mit- 
bürgers« ausgerufen. Er be- 
suchte bereitwilligst - nachdem 
er seinen Handlungsbedarf ge- 
deckt hatte — Scheinasylanten- 
heime; keine deutschen Obdach- 
losenheime, kein deutsches 'Al- 
tersheim, kein deutsches Behin- 
dertenheim. 


Die Situation 
in Deutschland 


Wo sich Deutsche verraten füh- 
len, funktionierte indes der 
»Skinhead-Beistand« aus Groß- 
britannien. Während zuvor rund 
600 Scheinasylanten täglich wi- 
derstandslos ins geldspuckende 
Deutschland strömten, stieg ihre 
Zahl seit Sommer auf rund 1500 
pro Tag an. Gleichzeitig wuchs 
die Abneigung gegen die von 
Bonn verordnete UÜberfrem- 
dung. Im  Jahresdurchschnitt 
wurde etwa alle 24 bis 30 Stunden 
ein Anschlag gegen ein Schein- 
asylantenheim durchgeführt, 
eine Zigeunerbude gestürmt 
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Bundeskanzler Kohl und sein 


Kabinett ignorieren immer 
stärker den Wählerwillen und 
die Volksmeinung; sie schüren 
damit die Staatsverdrossen- 
heit. 


oder ein Dealerzentrum gebrand- 
schatzt. 

Gleichzeitig gaben täglich rund 
50 deutsche Bauern ihre Höfe 
auf, wie schon seit Jahren. Den 
Bonnern scheinen Hunderttau- 
sende Scheinasylanten mehr wert 
zu sein als die Homogenität unse- 
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res Volkes, als Hunderttausende 
deutscher Bauern, die jahrhun- 
dertelang eine tragende Stütze 
des Staates waren. Fünfzehn bis 
25 Milliarden DM kosten die 
Scheinasylanten jährlich die 
deutschen Steuerzahler. Bilanz- 


künstler Heiner Geißler wird die- ° 


sen Posten gewiß im Sinne der 
Überfremder und Volkszerstörer 
zu bewerten wissen. Demokra- 
tie-Verächter als Demokratie- 
Lehrer und Förderer und Bewah- 
rer eines Unrechtssystems. Pro- 
sit, Herr Kohl! 


Die Bonner Schulden 
steigen weiter 


Fettester materieller Passivpo- 
sten 1991: Die Schuldenexplo- 
sion von Bund, Ländern und Ge- 
meinden. Während 1980 die Ge- 
samtverschuldung noch »solide« 
bei 500 Milliarden DM lag, taten 
sich Kohl & Co nicht schwer, 
schon zehn Jahre später diese 
Schulden zu Lasten der deut- 
schen Kinder und Kindeskinder 
zu verdoppelt. Und da die Bon- 
ner Wendelügner ohnehin alles 
deutsche. Geld, egal ob verdient 
oder unverdient, mit vollen Hän- 
den zu allen Fenstern der Welt 
hinauswerfen, sattelten Kohl und 
Genscher und Waigel noch 
schnell eine halbe Billion im er- 
sten Halbjahr drauf, bald, so ora- 
kelte Graf Lambsdorf mit der 
schmutzigen Weste, werden zwei 
Billionen DM überschritten und 
die 2,5 Billionen in Sicht sein. 


Die Geldmenge explodiert, auch 
die Inflationsrate. Das Volk sollte 
mit dem dummen Gerede vom 
»Warenkorb«, dem Background 
für den Inflation-Index, bei rund 
3,5 bis 4 Prozent Inflation »im 
Korridor der Preissteigerungs- 
rate« weiter für blöd gehalten 
werden. Das nunmehrige Ge- 
rede, den größten Teil des Schul- 
denberges habe die SPD zu Be- 
ginn des Wendebetrugs 1982 hin- 
terlassen, verfängt nach so langer 
Zeit der Kohl’schen Universal- 
sukzession nicht. So haben sie es 
geschafft, eines der ehedem 
reichsten Länder der Welt in ei- 
nes der schuldenreichsten zu ver- 
kehren. Prosit, Herr Kohl! 


Nicht, daß die zum Fenster hin- 
ausgeworfenen Gelder des deut- 
schen Volkes seinen Kindern und 
Kindeskindern - alleine 64 Mil- 
liarden DM gingen vor dem 
»Putsch« an Gorbatschow, Schei- 
nasylantenkosten siehe oben, 


jährlich verschwinden rund 20 bis 
25 Milliarden DM in der EG, 
rund 17 Milliarden verschwanden 
in der betrügerischen Abrech- 
nung der USA des »Golfkrie- 
ges«, 20 Prozent unserer Goldre- 
serven bei der Bundesbank ha- 
ben die Bonner Wendelügner an 
die EG-Sozialisten Delors & Co 
abgetreten, stattdessen wäre eine 
Kündigung des EG-Vertrags im 
Interesse Deutschlands gefordert 
-, dienen würden, im Gegenteil: 


die Wohnungsnot ist explodiert _ 


wie nie zuvor. Fast eine Million 
Obdachlose gibt es nach Schät- 
zungen der evangelischen Kirche 
Stuttgart hierzulande, Ex-Mini- 
ster Jahn, der beim deutschen 
Mieterbund an Land ging, ta- 
xierte den Wohnungsfehlbestand 
zum Jahresende auf drei Millio- 
nen Einheiten. 


Als der untätige »Wohnungsbau- 
minister« der CSU, Oscar Schnei- 
der, von der fachunerfahrenen 
CSU-Jungpolitikerin Gerda Has- 
selfeldt abgelöst wurde, tat sich — 
wie vorauszusehen war — auch 
weiterhin nichts. Bonn erging 
sich in Schönrednerei gegenüber 
dem deutschen Volk, tatkräftige 
Hilfe gab es - wie immer — nur 
fürs Ausland: Wohnungsbau in 
der Sowjetunion, Fertighausfa- 
briken ebenda anstatt hierzu- 
lande und 200 Millionen DM für 
»Umschulung« von Rotarmisten 
in der Sowjetunion. 


Die Wohnungsnot 


* der Deutschen 


Nun schwätzt auf dem Stuhlihrer 
Vorgängerin Frau Adam-Schwät- 
zer - die heißt wirklich so - weiter 
und offeriert dem auch jetzt für 
die deutschen Belange zuge- 
knöpften Finanzminister und 
dem drängenden Volk »neue 
Pläne gegen die Wohnungsnot«. 


Und die Opfer der Hochwasser- 
katastrophe in der Oberpfalz gin- 
gen heuer »folgerichtig« leer aus. 
Ein Prosit auf die Pläne, Herr 
Kohl! 


Derweilen werfen linke Chaoten 
Brandsätze »gegen. die Woh- 
nungsnot und alles, was uns 
stinkt im Land« und stechen Au- 
toreifen ab. Scheinasylanten 
schleppen Seuchen - Typhus und 
Lepra - ins Land. Kohl’s Geist- 
verwandter Stoiber läßt in Mün- 
chen Zeltdörfer vom Roten 
Kreuz im Freien errichten und 


‚leistet so unkontrollierter Seu- 
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chenausbreitung Vorschub, ob- 
wohl er kurz zuvor als Publicity- 
gag und zur Volksverdummung 
erklärt hatte, keine Asylanten 
mehr in Bayern aufnehmen zu 
wollen. 


Das katholische Italien machte es 
der Welt vor, wie man sich der 
Flut krimineller Scheinasylanten 
schnell und wirksam, ohne wenn 
und aber, entledigt. Dort kirchli- 
che Opposition? Keine! Zurück- 
weisung kirchlicher Einmischun- 
gen in die Innenpolitik unseres 
Landes wäre gefordert. Ein na- 
tional denkender, Innenminister 
wäre gefordert. 


Schon aus diesem Grunde war 
das Wort vom »Goebbels im Roll- 
stuhl«, das unlängst in Gegen- 
wart junger Bonner Abgeordne- 
ter bei einem Journalisten fiel, 
unzutreffend. Was tut also Herr 
: Schäuble? Er sitzt im Rollstuhl. 
Und was tut Herr Kohl? Er sitzt, 
wie immer, alles aus. 


Deutsche sollen übrigens für ihre 
oder für die ihnen eingeschlepp- 
ten Krankheiten 15 Prozent auf 
die Arzneimittel zuzahlen, höch- 
stens aber zehn DM pro Rezept. 


Dabei wissen sie noch gar nicht, 
daß sie doppelt zahlen, die Deut- 
schen. Die von den Bonner Wen- 
delügnern widerstandslos impor- 
tieren Scheinasylanten zahlen 
nichts, da zahlt das Sozialamt, 
und zwar voll. 


Ergo müssen die Deutschen dop- 


pelt zahlen, für sich und für ihre | 


»ausländischen Mitbürger«. Müs- 
sen sie wirklich, die Deutschen! 
Hoyerswerda überall! Prosit, 
Herr Kohl! 


Für Deutsche 
ist kein Geld da 


»Steuern rauf!« schallt’s stets aus 
Bonn. Wegen des Golfkrieges, 
wegen Ex-DDR, wegen Ost- 
blockhilfe, wegen Solidaritätszu- 
schlag, Treibstoffzuschlag, Mehr- 
wertsteuererhöhung und wegen 
der EG. Die Wahrheit lautet »we- 
gen Verschwendungssucht auf 
der ganzen Linie«. 


Für Deutsche ist kein Geld da, 
keines für Rentner, kein Geld für 
Schwache, für Arme, für Kranke, 
Behinderte, Wohnungslose, für 
die Forschung, Umweltschutz, 
Straßenbau, Ausbau von Bahn- 
verbindungen, für Krankenhäu- 


ser, Pflegepersonal, für die Post- 
ler, die Polizei, für Altersheime, 
Resozialisierungsmaßnahmen, 
Schulen, Trümmerfrauen, Kin- 
der, Kindergärten, Familien, 
und, und, und. 


"Aber: Bonn zahlt jährlich alleine 


eine Milliarde DM Kindergeld an 
die Türkei. Vorbilder für die deut- 
sche Jugend? Türkenkinder ha- 
ben so gesehen wenigstens eine 
Perspektive. Wohin man schaut, 
sind die Altparteien zutiefst zer- 
stritten. 


Nur in zweierlei Hinsicht sind sie 
sich einig: Erstens, während Sie 
diesen Artikel lesen, hat die 
»Große Koalition der Asylanten- 
anlocker« schon wieder zig Schein- 
asylanten ins Land geholt und 
umbhätschelt diese. Zweitens in 
den ständigen Selbstbedienun- 
gen der Wendebetrüger und ihrer 
Kollegen, Stichwort: Diätener- 
höhungen. Sie konstatierten sich 
einen »Nachholbedarf-von 3000 
DM«. Auf die Grunddiäten bezo- 
gen würde dies eine Erhöhung 
von über 30 Prozent darstellen, 
während jeder Rentner mit vier 
bis fünf Prozent Almosen abge- 
speist wird. 


Vor 200 Jahren hat der Volkszorn 
wegen hemmungsloser Schulden- 
macherei — der Staat konnte da- 
mals auch schon nicht mehr zah- 
len! - die Politiker in Frankreich 
an die Galgen und unter die Guil- 
lotine gezerrt. Die Bonner Wen- 
delügner,; die doch sonst so gerne 
auf amerikanische und andere 
Ratgeber hören, sollten mal auf 
den deutschstämmigen Henry 
Kissinger hören, den gelernten 
Geschichtsprofessor. Er. sagte: 
»Die Geschichte wiederholt 
sich.« 


In diesem Sinne: Prosit, Herr 
Kohl, und ein Prosit auf Ihr gan- 
zes Kabinett, und, wenn Sie alle 
so weitermachen und den Wähler- 
willen und die Volksmeinung wei- 
terhin so beharrlich ignorieren, 
auch ein Prosit auf die deutsche 
Revolution! 


Nachtrag: In einem Jahr machen 
wir Bilanzfortschreibung, wenn 
das schrankenlose Europa der 
Multikriminelen nach dem 
Schengener- Abkommen und die 
Reisefreiheit der Sowjets Reali- 
tät wird, und zum darauffolgen- 
den Ultimo nochmals, falls der 
Volkszorn die Wendebetrüger bis 
dahin nicht hinweggefegt BR 
sollte. 


Bonn 


Ausplün- 


derung 


deutscher 
Haus- und 
Grundbesitzer 


Rudolf Seufert 


Dr. Theo Waigel trat als Bundesfinanzminister ein Erbe an, dessen 
Bilanz überwiegend von Verbindlichkeiten gekennzeichnet ist, die 
er von seinem Vorgänger Stoltenberg. übernehmen mußte. Sein 
»Erbe ausschlagen« konnte Waigel freilich nicht. Aber sein Erblas- 
ser Stoltenberg scheint für seinen Erben schon vorgesorgt zu haben. 
Stoltenberg hinterließ Waigel nämlich ein bemerkenswertes »Gut- 
achten«, das es ihm ermöglichen könnte, einen gigantischen Raub- 
zug auf deutschen Grund und Boden einzuleiten, um bis zum Jahr 
2000 die von Kohl & Co Sapanieree 2 200 bis 300 Milliarden DM für 


die EG-Beiträge zu »sichern«. 


Was vor über einem Jahr gespen- 
stisch anmutend durch die Welt- 
presse ging, könnte auch bei un- 
serer verlogenen Wenderregie- 
rung bald bundestraurige Wirk- 
lichkeit werden: Machte seiner- 
zeit der japanische Staat dadurch 
von sich reden, daß Überlegun- 
gen angestellt wurden, ange- 
sichts der in allen Gebieten enor- 
men Preissteigerungen die Rent- 
ner aus Gründen der Verbilligung 
der Kosten in Mittelmeer-Länder 
wie Spanien zu »exportieren«, 
könnte dies die derzeitige Bun- 
desregierung im Endeffekt mit 
den bundesdeutschen Haus- und 
Grundbesitzern, insbesondere 
der auf sie entfallenden Rentner 
und Pensionäre, schneller bewir- 
ken als die breite Bevölkerung 


. dies ahnen könnte. 


Es geht um 
die Einheitswerte 


»Auf Einheitswert-Besteuerung 
verzichten« lautet neuerdings 
eine Bonner Parole. Gemeint 
sind die Steuern auf die zuletzt 
aus dem Jahr 1964 ‚bekannten 
Einheitswerte von Haus- und 


Grundbesitz. Diese Parole ist 
ebenso erstaunlich wie irrefüh- 
rend, wie wir noch nachweisen 
werden. Was ist in Bonn gesche- 
hen, was wird dem Volk verheim- 
licht? 


Der »Wissenschaftliche Beirat 
beim Bundesfinanzministerium« 
in Bonn konte unlängst auf sein 
vierzigjähriges Bestehen zurück- 
blicken. Und aus diesem Anlaß 
überreichte dieser »Beirat« dem 
unsäglichen Herrn Stoltenberg 
ein Gutachten über die Möglich- 
keiten, künftig auf die problema- 
tischen Einheitswerte zu verzich- 
ten. Da dieses Gutachten von 
den Medien hierzulande so wenig 
beachtet wurde, sollen unsere Le- 
ser über den gigantischen Raub- 
zug-Plan des Herrn Stoltenberg 
und seines Nachfolgers unterrich- 
tet werden. 


Zunächst einmal kann unterstellt 
werden, daß kein Gremium und 
kein Gutachter ein unverlangtes 
»Gutachten« abgeben. Denn nie- 
mand macht sich die aufwendige 
Mühe, Sachverhalte zu untersu- 
chen und ein Gutachten anzufer- 
tigen, wenn nicht zuvor ein Auf- 
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traggeber dafür Bedarf oder 
hieran ein Interesse hat. 


Als Auftraggeber kann in diesem 
Fall unschwer Herr Stoltenberg 
als Mitglied der Vor-Regierung 
ausgemacht werden, deren 
Handlungsbedarf immer mehr 
»juckt«, sprich: Die Wendebetrü- 
ger immer enger an die Wände 
des Bonner Wasserwerks stellt. 
Die Staatsverschuldung steigt ins 
Astronomische, in diesem Jahr 
wird die Verschuldung von Bund, 
Ländern und Gemeinden auf 2,5 
Billionen DM zustreben, das sind 
2500mal eine Milliarde Mark. 


Noch nie wurden 
so viele Schulden gemacht 


Nie zuvor in der Geschichte der 
Bundesrepublik, auch nicht un- 
ter der sozialistischen Regierung, 
‚wurden bekanntlich so viele 
Schulden gemacht wie unter den 
Bonner Wendebetrügern. Und 
diese können nicht immerzu 
Schuldverschreibungen, Anlei- 
hen oder Bundesschätzchen - 
manchen auch besser bekannt als 
»Bundeskrachbriefe« - andre- 
hen; einerseits müßten die Anlei- 
hen irgendwann rückzahlbar 
- sein, andererseits bringen sie da- 
durch der Regierung auch nicht 
gerade die Größenordnung ein, 
“ die durch einen geschickten 
Raubzug auf bundesdeutschen 
Grund und Boden zu erzielen 
wäre, 


Hinzu kommt, daß durch die EG- 
Tümelei von Kohl und Geistes- 
verwandten innerhalb der näch- 
sten zehn Jahre weitestgehend 
bedingungslose Beitragszahlun- 
gen in einer unvorstellbaren Grö- 


Benordnung von 200 bis 300 Mil- 


liarden DM fällig sein werden - 
von der beabsichtigten Aufgabe 
“der festen DM und damit der 
Währungssouveränität zugun- 
sten einer maroden ECU-Wäh- 
rung zum 1. Januar 1996 ganz zu 
schweigen. Zu schweigen aber 
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auch von den nicht:darstellbaren 
Geldkosten und faktischen Erfor- 
dernissen, die eine vom Augsbur- 
ger Bischof Stimpfle herbeige- 
predigte Zuwanderung von schät- 
zungsweise 120 Millionen Frem- 
den, zumeist Asiaten, in den EG- 
Raum und bevorzugt natürlich in 
die vermeintlich wohlhabende 
Bundesrepublik — wohlgemerkt 
nicht in die Heimat kirchlicher 
Herren, den Vatikanstaat -, mit 
sich brächten. 


Stoltenberg hat sich übrigens ei- 


nes alten Tricks bedient, sich und . 


seinen Wendekollegen Hintertü- 
ren für künftige massive Steuerer- 
höhungen offenzuhalten und sich 
gleichzeitig nicht als Initiator er- 
kennen zu geben. Nur wenige 
Stunden nach der geplatzten Ein- 
führung der zehnprozentigen 
Quellensteuer ließ sich Stolten- 
berg vom Präsidenten des Bun- 
desfinanzhofes, Franz Klein, 
dringend ermahnen, sich doch 
nicht mit solchen Lächerlichkei- 
ten abzustrampeln, sondern 
doch, bitteschön, volle 35 Pro- 
zent abzukassieren - um die 
»Steuerharmonie« unter EG-Ge- 
sichtspunkten herbeizuführen. 
Motto: Ist die Steuer einmal ein- 
geführt, kann man die Bürger 
doch hemmungslos ausnehmen, 
in jeder Höhe. 


Der Plan für 
den Raubzug 


"Anlaß für die Gutachtenerstel- 


lung des Beirats waren nach des- 


'sen eigenem Bekunden »Beden- 


ken« gegen die Einheitsbewer- 
tung im allgemeinen und die 
heute geltenden Wertansätze im 
besonderen. Kaum ein anderer 


Bereich des deutschen Steuersy- 


stems sei angeblich durch grö- 
Bere Ungleichmäßigkeiten ge- 
kennzeichnet, was die Bemes- 
sungsgrundlage anginge, wie die 
einheitsabhängigen Steuern. So- 
gleich schiebt aber dieser Beirat 
einen Riegel vor und erklärt, 
»daß eine Neufestsetzung der 
Einheitswerte keine durchgrei- 
fende Anderung herbeiführen« 
würde. 


Die aktuelle, zeitnahe Einzelbe- 
wertung sei freilich verwaltungs- 
mäßig anspruchsvoller, aber den- 
noch — aus damaliger Sicht -— 
machbar. Eine Neugestaltung 
der einheitswertabhängigen 
Steuern würde zwar eine schwie- 
rige Anpassung des Finanzaus- 
gleichs erforderlich machen, wird 


. Bebauungsdichte 


eingeräumt, aber dies sei das klei- 


nere Übel, gemessen an den - 
vermeintlichen - politischen 
Schwierigkeiten, die stets mit der 
Neufeststellung der Einheits- 


werte verbunden seien. Alles in 


allem auf'den ersten Blick also 
eine bestellte Arbeit, die mit 
Scheinargumenten,  willkürli- 
chen Annahmen und Schutzbe- 
hauptungen arbeitet. 


Im einzelnen könne die Gewer- 
bekapitalsteuer und die Vermö- 
gensteuer entfallen, so staunt 
man. Denn die Gewerbekapital- 
steuer sowie die Grundsteuer 
können im Rahmen einer Re- 
form der Gemeindesteuern neu 
gestaltet werden. Das Zauber- 
wort des Beirats heißt dafür 
»Kommunale Wertschöpfungs- 
steuer«, mit der die Nettowert- 
schöpfung sämtlicher Betriebe 
und freien Berufe in einer Ge- 
meinde erfaßt werden können. 
Für Wohngrundstücke könnte 
eine Aquivalenzabgabe sich an 
äußeren Merkmalen wie Wohn- 
und Grundstücksflächen sowie 


Auch eine Grundertragssteuer, 
die an die Bruttomieten der Ei- 
gentümer anknüpfe, sei zu den- 
ken. 


Für die Besteuerung land- und 
forstwirtschaftlicher Betriebe 
komme nur eine Steuer in Be- 
tracht, die sich an den Erträgen 
orientiere. Hierfür kämen die 
Summen aus Land- und forstwirt- 
schaftlichen Gewinnen, Pachten, 
Zinsen und Löhnen in Betracht. 
Ziel müßte es dabei sein, die Be- 
steuerung der Land- und Forst- 
wirtschaft derjenigen im gewerb- 
lichen Bereich anzunähern. 
Land- und Forstwirte müßten 
künftig eine Einnahmen-Ausga- 
ben-Überschußrechnung vorle- 
gen. 


Die Vermögens- und Erbschafts- 
steuer müßte vorrangig refor- 
miert werden. Wenn die Vermö- 
genssteuer gänzlich entfiele, so 
sei deren Kompensation durch 
eine verbesserte Erfassung der 
Vermögenseinkünfte im Rahmen 
der Einkommensteuer erreich- 
bar. Im Bereich der Erbschafts- 
und Schenkungssteuer sei künf- 
tig eine Orientierung an den Ver- 
kehrswerten erforderlich. Genau 
dies ist der zentrale Punkt des be- 
stellten Gutachtens! 


Die künftige Bonner Devise 
würde demnach lauten: Weg von 
der 


orientieren. 


Einheitswertbesteuerung, _ 


hin zur Zeitwert- und Verkehrs- 
wertbesteuerung. Was dieses 
Gutachten des Beirats 
schweigt, wollen wir aufzeigen. 


Geistesverwandtschaft 
zwischen CDU und SPD 


Zunächst einmal ist der vermeint- 
liche Anlaß des Gutachtens irre- 
führend. Gegenstand des Gut- 
achtens ist nicht etwa die Frage, 
ob und wie künftig auf Einheits- 
wertbesteuerung verzichtet wer- 
den kann, sondern ob und wie die 
Regierung im Rahmen einer Ein- 
führung der Zeitwert- und Ver- 
kehrtswertbesteuerung das 
Steueraufkommen in kürzest- 
möglicher Zeit verfielfachen 
kann. 


Solche Gedanken plagen freilich 
schon seit Jahrzehnten die SPD, 
zu deren Ideologie die Unions- 
Regierung anläßlich der Gutach- 
tensvorlage durch den Beirat und 
dessen Annahme. durch den vori- 
gen Bundesfinanzminister eine 
Geistesverwandtschaft nicht 
mehr bestreiten kann, vertreten 
doch die Bonner Altparteien 
schon längst und insbesondere 
seit dem Wendebetrug von 1982 
inhaltlich austauschbare Pro- 
gramme und Regierungsarbei- 
ten. 


Seit Jahrzehnten ist nämlich die 
Grund- und Bodenkomission der 
SPD drauf und dran, die Ein- 
heitswerte zu beseitigen zugun- 
sten der Einführung von Zeit- 
wert-, Verkehrswertbesteuerung, 
von Wertschöpfungen aller Art, 
besonders bei Grund und Boden 
sowie Hauseigentum. Die Be- 
gründung der SPD war stets die- 
selbe — »schwerwiegende steuer- 
rechtliche Bedenken« - wie neu- 
erdings bei dem suspekten Bei- 
rat. Nur fügte die SPD ihrerseits 
noch ihre stets unvermeidliche 
ideologische und sozialpolitische 
Aspektierung hinzu. 


Der suspekte Beirat des Bundes- 
finanzministers erwähnt freilich 
nicht, welche administrativen 
Aufwendungen eine zeitnahe 
Einzelbewertung mit sich brin- 
gen würde, wie er auch ver- 
schweigt, daß bislang die Finanz- 
verwaltung die Einheitswerte’aus 
dem Jahr 1964 mit sogenannten 
»Wertfortschreibungen« anhob, 
was im EDV-Zeitalter kein Pro- 
blem ist. 
Bei den seit geraumer Zeit stark 
anziehenden Bau- und Boden- 


ver- 


preisen sowie Mieten, insbeson- 


dere einhergehend mit einer er- 
heblichen Wohnungsnot in Bal- 
lungsräumen, würde eine solche 
völlige Neugestaltung der ein- 
heitswertabhängigen Steuern auf 
der einen Seite zu unerträglichen 
Preissteigerungen führen und auf 
der anderen Seite den freifinan- 
zierten Wohnungsbau, insbeson- 


dere den Sozialwohnungsbau, . 


zum Erliegen bringen. 


Schon heute ist nicht mehr einzu- 
sehen, warum Scheinasylanten 
auf Kosten der Allgemeinheit in 
teueren Sozialwohnungen, in Ge- 
meindewohnungen und angemie- 
teten Wohnungen - ausgestattet 


mit einem neuerfundenen und. 


nirgends nominierten »Bleibe- 
recht« — hausen können, wäh- 
rend sich das Gutachten des su- 
spekten Beirats faktisch gegen 
zahllose Bundesdeutsche, insbe- 
sondere gegen Rentner richtet. 


Als seriösen, christlichen Gedan- 
ken verpflichteter Finanzmini- 
ster, der er freilich nicht sein 
konnte, .hätte Stoltenberg das 
Gutachten seines Beirats zurück- 
weisen müssen, denn ein Groß- 
teil der deutschen Bevölkerung 
würde durch eine Umsetzung der 
- im Gutachten enthaltenen Vor- 
schläge seiner lebenslang müh- 
sam erworbenen Arbeitsfrüchte 
binnen kürzester Zeit mit der vol- 
len Härte des Fiskus beraubt. 


Bonner Politik heißt 
Schröpfung der Bürger 


Es geht um die Frage, wie man 
den Bürger ausnehmen kann. So 
ist, wie erwähnt, bei einer neuen 
Grundertragssteuer von Brutto- 
mieten die Rede, während der 
“ Ministerkollege des Herrn Stol- 
tenberg ‘die bundesdeutschen 
Rentner gerade durch Nettolohn 
bezogene Renten zu schröpfen 
trachtete. Da, wie erwähnt, die 
Immobilienpreise und besonders 
die Mieten unaufhaltsam anstei- 
gen, ist der Zeitpunkt absehbar, 
wo ältere Eigentümer aus ihrem 
langjährigen Wohnungs- oder 
Hauseigentum ausziehen müs- 
sen, weil sie die Grundertrags- 
steuer, die ihnen die Wendebetrü- 
ger dereinst verordnet haben wer- 
den, nicht mehr bezahlen kön- 
nen. 


Die seitens der Regierung sank- 
tionierten etwa eineinhalb Millio- 
nen Abtreibungen seit Regie- 
‚ rungsübernahme sowie die plan- 


mäßige Überfremdung der Bun- 
desrepublik und schließlich die 
immensen Kosten hierfür und die 
weitgehend ohne Gegenleistung 
permanent zu erbringenden Zah- 
lungen an die EG, zehren die seit 
Kriegsende mühsam erarbeitete 
gute Substanz des Staates völlig 
auf. Da ist es freilich einen Ge- 
danken wert, die Erbschaftssteu- 
ern an Zeitwerten zu orientieren, 
denn da kann der Staat nochmals 
richtig zugreifen, mit der Hälfte 
des Ererbten nämlich, und sich in 
seiner faulen Gier des verbliche- 
nen Fleißigen erfreuen. So verfal- 
len ein Hofschranze nach dem an- 
deren in Bonn auf neue Ideen, 
die Bundesbürger zugunsten 
Fremder immer mehr auszuplün- 
dern. 


Noch hat die Bundesregierung 
sich und den Wählern keine Klar- 
heit über die künftige Rechtsna- 
tur desjenigen neuen EG-Staats 
verschafft, an den sie pausenlos 
Rechte aufgibt und Leistungen 
erbringt. Keinem der Verträge, in 
die diese Bundesregierung unse- 
ren Staat so vehement einzubin- 
den bestrebt ist, ist zu entneh- 
men, welche künftigen Institutio- 
nen -— Gesetzgebung, Verwal- 
tung, Rechtsprechung, Innen-, 
Außenpolitik, Verteidigung, 
Währung - das »Gesicht« der Ge- 
meinschaft bestimmen sollen. Es 
ist dies weder erkennbar noch 


. Gegenstand breitester Diskus- 


sion. 


Aber schon heute ist nach dem 
Willen der Regierung vorherseh- 
bar, daß wir bis zum Jahr 2000 
eine Viertel- bis Drittelbillion 
DM zugunsten dieses Phantom 
EG zahlen werden. Auch soll 
nach dem Willen der Empfehlung 
des suspekten Beirats des Finanz- 
ministers der eigentliche Raub- 
zug auf das Portemonnaie von 
Haus-, Grund- und Wohnungsbe- 
sitzern erst noch gestartet wer- 
den. Harmonisierung des EG- 
Rechts durch Raubangleichung? 
Die Franzosen haben inzwischen 
eine Reichtumssteuer für 120 000 
Bürger. 


Deutsche Rentner 
in die Türkei? 


All dies könnte in letzter Konse- 
quenz freilich dazu führen, daß 
unsere Rentner nach der Mentali- 
tät der Wenderegierung und 
nachdem sie ihre Grundertrags- 
steuern eines Tages nicht mehr 
bezahlen können, in Länder mit 


niedrigsten Lebenshaltungsko- 
sten und -standard exportiert 
werden. Das deutsche Außen- 
steuerrecht sieht bekanntlich 
auch für Wohnsitzverlagerungen 
ins Ausland eine . zehnjährige 
Nachbesteuerung Bundesdeut- 


“scher vor. 


Im Gegenzug hierzu könnten 
dann die 120 Millionen Asiaten 
des Bischof Stimpfle zu uns her- 
einströmen und sich in der von 
den Bundesdeutschen hart erar- 
beiteten Häuser und Wohnungen 
und im Falle bäuerlicher Be- 
triebe über viele Generationen 
hinweg vererbten Höfe breit und 
bequem machen. 


Bei Umsetzung des Gutachtens 
des suspekten Beirats in die Steu- 
erwirklichkeit würde kaum noch 
ein deutscher Bauer überleben 
können. Schon heute schleichen 
sich bekanntlich Helfershelfer 
des Bundesfinanzministers vom 
Zoll in deutsche Bauernhöfe, um 
herumzuspionieren, welcher 
Bauer sein Getreide an der soge- 
nannten Mitverantwortungsab- 
gabe vorbei an Pferdebesitzer 
verscherbelt. So werden Herrn 
Waigel und der EG doch noch ein 
paar Pfennige oder Mark mit ei- 
serner Strenge zugeführt, wo 
doch der bundesdeutsche Land- 
wirt in der Auflistung seiner EG- 
Kollegen schon so hart am Exi- 
stenzrand - am Rand des Ruins — 
arbeitet. Da unsere wenigen 
noch vorhandenen bäuerlichen 
Betriebe reine Familienbetriebe 
sind, ist dem Beirat des Bundesfi- 
nanzministers zu unterstellen, 
daß er auch noch die Löhne aller 
mitarbeitenden Familienmitglie- 
der fiktiv ansetzen will, um eine 
optimale Bemessungsgrundlage 
herauszurauben. 


Der Bundesfinanzminister ist 
hiermit aufgefordert darzustel- 
len, mit welchen Kontrollmecha- 
nismen die neuen Besteuerungen 
durchgeführt werden sollen, da- 
mit realitätsbezogene Bemes- 
sungsgrundlagen eingehalten 
werden. Die Überprüfung der 
Zeit- und Verkehrswerte muß 
durch unabhängige Länderkom- 
missionen erfolgen, um den ver- 
unsicherten Haus- und Grundbe- 
sitzern Vertrauen in die durch 
Haus- und Grundeigentümer 
mitfinanzierte Verwaltung zu- 
rückzugeben. 


Die Zeit- und Verkehrswerte 
können sich rasch ändern: Durch 
verstärkte organisierte Raub- 


züge von Scheinasylantenban- 
den, die immer wieder in die 
Bundesrepublik einreisen und 
ebenso schnell abreisen, wie sie 
gekommen sind, sowie durch die 
organisierte sich ausbreitende Zi- _ 
geunerkriminalität und schließ- : 
lich durch Ausbreiten des Dro- . 
genhandels und der Prostitution 
können bisher im Verkehrswert 
hoch eingestufte Immobilien 
ebenso wertlos werden wie Miet- 
wohnungen, deren Mieter aus 
Gründen der sich ausbreitenden 
Kriminalität flüchten. 


Waigels Schröpfung 
der Deutschen 


Schließlich wäre von einer unab- 
hängigen Kommission auch zu 
prüfen, ob die Bemessungskrite- 
rien der Wertschöpfungssteuern 
und Grundertragssteuern insbe- 
sondere auch die parlamentari- 
schen Würdenträger bei Bund, 
Ländern und Gemeinden erfas- 
sen oder ob sich dies die Wür- 
denträger nur gegen die Wähler 
ausgedacht haben. 


In der Geschichte der Staatsgrün- 
dungen, und um eine solche han- 
delt es sich bei der EG, erscheint 
jedem vernünftigen, durch- 
schnittlichen Beobachter das 
hemmungslose Ausnehmen eines 
Volkes mit 1200jähriger Ge- 
schichte unchristlich, beispiellos 
unsozial und unerträglich. Dies 
alles konnte freilich Theo Waigel 
nicht im geringsten beeindruk- 
ken. Im Juni 1991 ließ er sich das 
neueste »Gutachten der Kom- 
mission zur Verbesserung der 
steuerlichen Bedingungen für In- 
vestitionen und Arbeitsplätze« - 
welch ein verlogener Titel zum 
angestrebten Zweck - vorlegen, 
das 297 Seiten umfaßt. Auf Seite 
165 schlägt die Kommission er- 
neut eindeutig die Abschaffung 
der Einheitswerte vor. Zur Be- 
gründung wird interessanter- 
weise diesmal angeführt, die 
neuen Bundesländer würden zu- 
treffenderweise keine Einheits- 
wertbesteuerung‘ kennen. Um 
aber eine solche, wie sie in den al- 
ten Bundesländern existiert, neu 
aufzubauen, würden etwa 6000 
Steuerbeamte benötigt, was- an- 
gesichts der desolaten Personalsi- 
tuation nicht durchführbar sei. _ 
Also sei es einfacher die beste- 
henden Einheitswerte in den al- 
ten Bundesländern ganz abzu- 
schaffen und die Verkehrswerte 
zur Besteuerung heranzuziehen. 
oO 
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Kein Stopp 
des Asyl i 
betruges 


Alfred König 


Nach der Steuerlüge folgt nun die Asyllüge. Trotz großer Verspre- 
chen und noch größerer Beschlüsse der Elefantenrunde am 10. Okto- 
ber dieses Jahres ist das Ergebnis praktisch gleich Null. Was dort be- 
schlossen wurde, scheitert nicht nur am zunehmenden Widerstand 
der SPD-regierten Bundesländer, sondern ist schlicht und einfach 


nicht praktikabel. Der Verlierer ist das deutsche Volk, das täglich von. 


tausenden Scheinasylanten überschwemmt wird. 


Beschlossen wurde an diesem 10. 
Oktober, daß alle Asyl-Verfahren 
binnen sechs Wochen beendet 
sein sollen. Dieser Zeitraum 
beinhaltet sowohl den Entscheid 
über den Asylantrag als auch das 
mögliche Einspruchsverfahren. 
Untergebracht werden sollen die 
Asylbewerber in extra hierfür 
einzurichtenden Sammellagern. 


Diese Möglichkeit ist aus vielen 
Gründen nicht praktikabel. Der 
“ wichtigste ist der Personalnot- 
stand der Behörden. So sagte der 
baden-württembergische Mini- 
sterpräsident Teufel dann auch 
richtig, die geplante Verkürzung, 
sei »unrealistisch«, weil es für die 
‚damit verbundenen Eilverfahren 
‘»an Kammern und Richtern 
fehlt«. Bayerns CSU-Innenmini- 
ster warf den Parteivorsitzenden 
von CDU, SPD und FDP vor, sie 
hätten »keine Ahnung« vom Voll- 
zug des Asylrechts. Allein Ge- 
richtsverfahren nähmen bei Ein- 
spruch zwei Monate in An- 
spruch. Die richtige Ansicht Stoi- 
bers ändert aber nichts daran, 
daß auch in Bayern die' meisten 
abgelehnten Asylbewerber nicht 
abgeschoben werden. 


Der nächste Kritikpunkt richtet 
sich an die Sammellager, von de- 
nen bundesweit mindestens 80 
nötig wären. Allerdings gibt es 
hier auch rechtliche Bedenken. 
Zudem haben viele Bundeslän- 
der schon angekündigt, diese 
nicht einrichten zu wollen. 


- Viele sozialdemokratische Politi- ° 


ker beklagen zudem, daß die Ver- 
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kürzung des Rechtswegs auf eine 
Instanz gegen das Grundgesetz 
verstoße und kündigten rechtli- 
che Schritte an. 


De facto hat sich also seit der An- 
kündigung Bundeskanzler Kohls 
Anfang September, mit allen Par- 
teien schnellstmöglich eine Lö- 
sung zur Bewältigung des Asyl- 
problems zu finden, nichts geän- 
dert. In der Zwischenzeit sind 
weitere rund 50000 Asylbewer- 


ber nach. Deutschland gekom- 


men. Diese Treffen der Parteivor- 
sitzenden von CDU, CSU, FDP 
und SPD dienten nur dazu, dem 
deutschen Michel Sand in die Au- 
gen zu streuen, anschließend der 
jeweils anderen Partei den 
schwarzen Peter zuzuschieben 
und weiterzuwursteln, als wär 

nichts geschehen. 


Die CDU zieht sich dabei an ih- 
rer Forderung nach einer Ande- 
rung des Grundgesetz-Artikels 
16 hoch. auch dies dient nur der 
Täuschung der Wähler, denn Ar- 
tikel 16 Grundgesetz sagt ganz 
eindeutig: »Politisch Verfolgte 
genießen Asylrecht.« Dieser Satz 
ist ganz eindeutig und läßt ohne 


weiteres die Ergreifung der not- - 


wendigen Schritte zu. 


Es gibt 
viele Möglichkeiten 


So erlaubt der Artikel 16 Grund- 
gesetz unproblematisch die Er- 
stellung einer sogenannten Nega- 
tivliste, in der die Staaten aufge- 
führt sind, in denen heute keine 


politische Verfolgung mehr statt- 


findet - zwar gab es auch schon 
Schweizer, die in der Bundesre- 
publik um politisches Asyl nach- 
gesucht haben, nur gibt es Spin- 
ner immer und überall; die einzi- 
gen, die in den sogenannten west- 
lichen Staaten wirklich politisch 
verfolgt werden, so zum Beispiel 
in Frankreich und der Bundesre- 
publik, sind die Revisionisten, 
doch fallen diese sowieso auto- 
matisch unter das Strafrecht, wo- 
durch dieses heikle Thema ele- 


-gant umgangen wird —. Keiner 


hindert die deutschen Politiker 
also daran, eine derartige Liste 
zu erstellen und im Verwaltungs- 
weg anzuordnen, daß Asylbewer- 
ber aus diesen Staaten von vorne- 
herein abzulehnen und abzu- 
schieben sind beziehungsweise 
ihnen an der Grenze erst über- 
haupt nicht die Einreise gestattet 
wird. Alleine damit wäre ein 
Großteil der Asylanträge von vor- 
neherein ad acta gelegt. 


Eine weitere Möglichkeit hat der 
CDU-Verfassungsrechtier und 
ehemalige Verteidigungsminister 
Rupert Scholz vorgestellt. Da- 
nach sollen Einzelrichter ohne 
Einspruchsmöglichkeit über die 
Asylanträge entscheiden und bei 
Ablehnung die betreffenden Per- 
sonen sofort abgeschoben wer- 
den. Ebenfalls möglich ist die An- 
ordnung, daß Asylbewerber, die 
bereits in einem arıderen westeu- 
ropäischen Land einen Asylan- 
trag gestellt haben, keinen weite- 
ren in Deutschland stellen dür- 
fen. 

Usus ist heutzutage, daß abge- 
lehnte Asylbewerber, die etwa 
aus einem Bürgerkriegsland 
kommen, aus humanitären Grün- 
den ebenfalls nicht abgeschoben 
werden. Dabei stellt sich die 
Frage, warum muß ein Libanese 
aus Angst vor dem Bürgerkrieg 
viele tausend Kilometer nach 
Deutschland flüchten? Wieso 
kann er nicht die wenigen Kilo- 
meter nach Jordanien, Syrien 
oder Agypten flüchten? Außer- 
dem, wenn Deutschland alle Bür- 
ger aus Staaten aufnehmen 
würde, wo derzeit Bürger- oder 
zumindest Religionskriege herr- 
schen, dann hätte Deutschland 
nach China die meisten Bürger 
der Erde. Damit gibt es also 
durchaus die Möglichkeit, auch 
im Verwaltungsweg die Abschie- 
bung derartiger Asylbewerber 


_ anzuordnen. 


Wie man sicht, ist also eine Ände- 


rung des Grundgesetz-Artikels 


16 gar nicht vonnöten, da er sich, 
wie oben erwähnt, ausdrücklich 
auf »Politisch Verfolgte« bezieht, 
alle anderen, also auch etwa 
»vom Bürgerkrieg Bedrohte« 
von vorneherein ausschließt. 
Und humanitäre Gründe würden 
nur gelten, wenn sich etwa Fla- 


men und Wallonen auf das härte- 


ste bekriegen, aber nicht wenn 
dies tausende Kilometer von 
Deutschland entfernt stattfindet. 


Vieles ist nur 
Augenwischerei 


Das sture Festhalten auch von 
Bundesinnenminister Schäuble 
an einer Grundgesetzänderung 
dient nur der Augenwischerei. 
Denn ohne Änderungen im Ver- 
waltungsweg nutzt auch eine An- 
derung des Artikel 16 nichts, und 
die verwaltungsrechtlichen An- 
derungen sind, wie dargestellt, 
auch ohne Grundgesetzänderung 
möglich. Die CDU/CSU als 
stärkste Regierungspartei steht 
damit also auch in der Hauptver- 


anwortung dafür, daß nichts ge- _ 


schieht, die Scheinasylanten-In- 
vasion einzudämmen. 


Dabei tönt besonders die Union 
schon seit Jahren besonders laut, 
dieses Problem angehen zu wol- 
len. So heißt es in einem Flug- 
blatt der CDU zur Bundestags- 
wahl 1982 unter der Überschrift 
»Ausländerprobleme anpak- 
ken«: »Verhinderung der miß- 
bräuchlichen Ausnutzung des 
deutschen Sozialsystems; bessere 
Gesetze gegen Wirtschaftsasylan- 
ten, und Ausweitung und Ab- 
schiebung straffälliger Ausländer 
in ihre Heimatländer.« Weiter 
heißt es: »Die CDU will errei- 
chen, daß in ungefähr fünf Jah- 
ren die Zahl der Ausländer in 
Deutschland um etwa eine Mil- 
lion abnimmt. Andernfalls ent- 
stehen Probleme, mit denen die 
nächste Generation kaum noch 
fertigwerden kann... Das friedli- 
che Zusammenleben von Deut- 
schen und Ausländern ist für die 
Zukunft nur gewährleistet, wenn 
ihr weiterer Zuzug gestoppt wird, 
Problemgruppen vermindert wer- 
den und der Mißbrauch des Gast- 
rechts nicht geduldet wird.« 


Die Hauptschuld 
trägt die CDU 


Am 5. Januar 1984 schrieb die 


»Frankfurter Rundschau« unter 


der Überschrift »Union will 
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Nachzug 
»Die CDU/CSU-Fraktion im 
Deutschen Bundestag will eine 
harte Linie in der Ausländerpoli- 
tik durchsetzen. Vor allem beim 
Nachzug von ausländischen Ehe- 
partnern und von Kindern wird 
die Union im Bundestag nach 
Angaben des CDU-Bundestags- 
abgeordneten Paul Laufs eine 
strenge Begrenzung anstreben.« 


Geschehen ist aber in all den Jah- 
ren nichts. Und die Hauptschuld 
hieran trägt die Union. Die SPD 
und die Grünen sind seit Jahren 
nahezu offen für eine Einwande- 
rungspolitik und eine multikultu- 
relle Politik eingetreten, und 
auch die FDP hat eine hiervon 
nicht allzu weit entfernte Politik 
betrieben. Lediglich die Union 
spielte sich immer als Bollwerk 
gegen einen zu großen Auslän- 
deranteil in Deutschland auf. 


Also muß sie sich jetzt auch mehr ° 


als alle anderen Parteien an ihren 
Worten messen lassen: 


Ist es dann ein Wunder, wenn 
praktisch niemand mehr Bundes- 
kanzler Kohl glaubte, als dieser 


in seiner Rede zum Jahrestag der ° 


deutschen (Teil-)Einheit er- 
klärtte, dem »Mißbrauch des 
Asyirechts« dürfe »nicht tatenlos 
zugesehen werden... Energi- 
sches Handeln ist dringend gebo- 
ten, und ich werde alles in meiner 
Macht Stehende tun, damit dem 
Mißbrauch des Asylrechts so 
schnell wie möglich ein Ende ge- 
setzt wird?« Doch geschehen ist 
seit dieser Rede rein gar nichts. 


So ist es dann kein Wunder, daß 
sich die immer mehr nicht zuletzt 
auch aufgrund der immer stärker 
steigenden Ausländerkriminali- 
tät aufgeputschten Wogen nun in 
Gewalttätigkeiten niederschla- 
gen. CODE hat in der Vergan- 
genheit des öfteren davor ge- 
warnt, daß dies irgendwann ein- 
mal der Fall sein wird. Das Faß 


"zum Überlaufen brachte es dann, 


als in Mitteldeutschland unterge- 
brachte Asylbewerber mit vielen 
Kindern auf einmal zum Teil 
mehr Geld in der Tasche hatten 
als den ganzen Tag arbeitende 
Mitteldeutsche und erst recht 
mehr als arbeitslose Mitteldeut- 
sche. 


Sicherlich ist Gewalt gegen Aus- 
länder und Asylanten abzuleh- 
nen. Traurige Tatsache ist aber 
auch, daß die Politiker erst nach 
‘eben diesem Ausbruch von Ge- 
walt wenigstens etwas aufge- 


--, 


streng begrenzen«: - 
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wacht sind und sich nun wenig- 


“ stens einige Gedanken machen - 


selbst wenn diesen bislang noch 
keine Taten gefolgt sind -. 


Die Politiker haben 
nichts gelernt 


Tatsache ist aber auch, daß viele 
Politiker aus diesem Volksauf- 
stand nichts gelernt haben. Denn 
es ist ein Volksaufstand. Zwar 
lehnt der Großteil der Deutschen 
zu Recht unbegründete Gewalt 
gegen Ausländer ab, befürwortet 
aber zu mehr als 80 Prozent - wie 
einzelne Umfrageergebnisse er- 
gaben - ein Vorgehen gegen den 
ständig wachsenden Asylmiß- 
brauch. Und dieser Wunsch geht 
quer durch alle politischen Schat- 
tierungen. 


Was machen aber nun einige Poli- 
tiker? Statt auf des Volkes 
Stimme zu hören - was eigentlich 
der Sinn einer Demokratie sein 
sollte -, wird nun mit Lügen und 
Halbwahrheiten versucht, die 
Geschichte zu verdrehen. 


So versteigerte sich der nord- 
rhein-westfälische Ministerpräsi- 
dent Johannes Rau zu der Aus- 
sage, daß viele Ausländer Hilfe 
geleistet hätten, als Deutschland 
am Boden lag, und daß sie we- 
sentlich zum wirtschaftlichen Er- 
folg der Nachkriegszeit beigetra- 
gen hätten. Dies ist natürlich 
nicht wahr. Die nennenswerte 
Zuwanderung von Ausländer 
nach Deutschland begann Mitte 
der sechziger Jahre und wurde 
nach 1969 - als es zur SPD/FDP- 
Bundesregierung kam - be- 
schleunigt. 


In den Medien 
Heuchelei statt Politik 


Der wirtschaftliche Aufbau 
Deutschlands war am Ende der 
Fünfziger Anfang der sechziger 
Jahre weitgehend beendet. Da- 
nach ging es um die Mehrung des 
Wohlstands; die Nachkriegsschä- 
den waren aber allesamt besei- 
tigt. Dieser Verdienst gebührt in 
erster Linie den Trümmerfrauen 
und den aus der Gefangenschaft 
zurückkehrenden deutschen Sol- 
daten. In dieser Zeit ist aber 
kaum ein Ausländer nach 
Deutschland gekommen. Diese 
kamen erst, als das Wohlstands- 
gefälle gegenüber. ihren Ländern 
immer größer wurde. Sie haben 
sich, wenn man es etwas über- 


spitzt ausdrücken will, also ins ge- 
machte Bett gesetzt. 


Hamburgs Innensenator Hack- 
mann verstieg sich sogar zu der 
Behauptung, Deutschland brau- 
che »einen weiteren Zuzug von 
Ausländern« schon aus wirt- 
schaftlichen Gründen. Als Bei- 
spiel hierfür nannte er Personal- 
notstand bei Pflegediensten und 
Polizei. Auch zur Finanzierung 
der Renten seien die Beiträge 
ausländischer Mitbürger wichtig. 
Er stimme dem früheren CDU- 
Generalsekretär Geißer zu, der 
gesagt hatte,.die Zahl der Auslän- 
der werde in Deutschland von 
derzeit 5,8 auf acht Millionen 
steigen. 


Dann stellt sich nur die Frage, 
warum die Ausländerarbeitslo- 
sigkeit um ein vielfaches höher 
als die der Deutschen ist, wenn es 
doch ach so viel Arbeitsplätze 


gibt, die eben diese Ausländer 


doch besetzen könnten? Ist es 
denn nicht in Wirklichkeit so, daß 
es auch genügend deutsche Män- 
ner und Frauen gibt, die sofort ei- 
nen Pflegeberuf ergreifen wür- 
den, wenn die entsprechenden 
Einrichtungen das Geld für die 
notwendigen Stellen hätten? 
Hieran mangelt es nämlich und 
nicht an Bewerbern. Geld, das 
unter anderem für den täglichen 
Mißbrauch des Asylrechts her- 
ausgeworfen wird; Geld, das 
Ausländern für ihre Kinder oder 
für Sozialhilfe gezahlt wird, 
selbst wenn sie noch nicht einen 
Pfennig Sozialabgaben geleistet 
haben. 


Es ist unbestritten, daß zur Auf- 
rechterhaltung der deutschen 
Wirtschaftskraft auch ein gewis- 
ser Anteil Ausländer nötig ist. 


Hierzu reichen aber die hier le- 
benden Ausländer vollkommen 
aus, stellen eher sogar die Ober- 
grenze dar. 


Beschimpfung des 
ganzen Volkes 


Genauso heuchlerisch ist die Aus- 
einandersetzung der etablierten 
Politiker und der Medien mit der 
Gewaltwelle gegen Ausländer. 
Den bisherigen traurigen Höhe- 
punkt stellte die »Bild« dar, als 
sie die nach dem Brandanschlag 
gegen ein Asylantenwohnheim in 
Hünxe festgenommenen drei 


"Skinheads mit großen Bildern 


auf der Titelseite abdruckte und 


dazu schrieb: »Vergeßt diese Ge- 
sichter nie!« 


Wo blieb der Aufschrei der 
»Bild« angesichts der immer 
mehr zunehmenden Ausländer- 
kriminalität. Wo blieben die Bil- 
der an Rauschgift gestorbener 
Deutscher und der türkischen 
und libanesischen Dealer, die die- 
sen Tod verschuldet haben. Wo 
blieben die Bilder der mehr als 
zehn afrikanischen Asylanten, 
die über viele Stunden eine deut- 
sche Frau vergewaltigten und wie _ 
ein Stück Vieh behandelten? Wo . 
bleiben die Bilder der nachts von 
ausländischen Rockerbanden. 
überfallenen, zusammengeschla- 
genen und teilweise auch getöte-: 
ten Deutschen? Sind diese Ver- . 
brechen denn etwa weniger veI- 
abscheuungswürdig, weil sie von 
Ausländern an Deutschen began- 
gen wurden? 


Erstaunlich ist auch, wie einfach 
heute alle Taten automatisch den 
»Rechten« in die Schuhe gescho- 
ben werden. In einem Interview 
mit »Das Beste« sagte Kanzler 
Kohl vollkommerrrichtig: »UÜbri- 
gens hat die Stasi, wie wir heute 
wissen, Neonazis im Westen 
Deutschlands unterstützt und 
Hakenkreuzschmierereien auf jü- 
dischen Friedhöfen organisiert, 
um dem Ansehen der Bundesre- 
publik zu schaden.« Und es ist 
nicht nur bei Schmierereien ge- 
blieben. 


Ein Großteil der Anschläge sind 
sicherlich von, nennen wir sie 
mal, Asylablehnern getätigt wor- 
den. Diese sind aber nicht iden- 
tisch mit einen ausgereiften 
»rechten« Standpunkt 
habenden Personen. Viele von 
denen werden sicherlich die SPD 
gewählt haben. Zwischen 
»rechts« : und »ausländerfeind- 
lich« liegen aber Welten. 


Alte Seilschaften betrei- 
ben Destabilisierung 


Auffällig ist auch, daß vieles bei 
manchen Anschlägen nicht zu- 
sammenpaßt. So wurden bei ei- 
nem Anschlag auf ein Asylanten- 
wohnheim demonstrativ Aufkle- 
ber der »Freiheitlichen Arbeiter 
Partei (FAP)« gefunden. Man 
stelle. sich hierzu doch nur die 
Frage, wem nützt dies? Doch nur 
den Linken! Bei dem kleinen 
Mitglieder-. und. Sympathiesan- 
tenstamm der FAP, die zudem 
praktisch alle dem Verfassungs- 
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inne- , 


Bonn 


Kein Stopp 
des Asyl- 
betruges 


schutz bekannt sind, kommen 
derartige Aufkleber doch einem 
Bekennerschreiben gleich! 


Auch zeigen neueste Umfrage- 
Ergebnisse, daß nach den An- 
schlägen die 'Ausländerfreund- 
lichkeit der Deutschen angeblich 
im Wachsen begriffen ist. Was 
liegt denn dann näher, als einige 
Krawalle, bei denen iemand ver- 
letzt wird, zu inszenieren. Auch 
wenn viele es nicht wahrhaben 
wollen, dies kommt - nicht nur in 
diesem Bereich — auch in einer 
Demokratie durchaus des öfte- 
ren vor. 


Der bedauernswerte Mann aus 
Sri Lanka, der betäubt aufein Ei- 
senbahngleis gelegt wurde und 
ihm ein Zug ein Bein abriß, be- 
schrieb die Personen, die dies ge- 
tan haben, wie folgt: »Sie hatten 
kurzgeschorene Haare an den 
Seiten, sahen sie aus wie Pun- 
ker«. Ist dies die Beschreibung 
von Skinheads? 


Man kann ohne weiteres davon 
ausgehen, daß ein Teil der An- 
schläge, vielleicht sogar der 
Großteil, überhaupt nichts mit 
»den Rechten« zu tun hat, son- 
dern auf das Konto Linker, unpo- 
litischer Ausländergegner und 
der Ex-Stasi geht. CODE hat oft 
genug Insider-Informationen aus 
. Bonn erhalten, wonach es Er- 
kenntnisse gibt, daß die früheren 
Stasi-Mitglieder unter dem 
»rechten« Mäntelchen An- 
schläge zur Destabilisierung des 
Staates begehen. Sicherlich wird 
ein Teil auch von Rechtsextremi- 
sten verübt, nur haben diese mit 
den wirklich nationalen Kräften 
soviel zu tun, wie die RAF mit 
der CDU. 


Auch sollen Jugendliche bei Ver- 
hören mehr als einmal angege- 
ben haben, daß sie bisher immer 
SPD oder andere Linksparteien 
gewählt hätten, es ihnen aber 
»auf den Keks gehe«, wenn ihre 
Freundinnen jetzt immer öfter 
von Ausländern »angemacht« 
würden, diese immer unver- 
schämter würden etc. Hiervon ist 
in den Polizei- und Regierungs- 
- Statements aber nichts zu hören. 
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-Generalbundesanwalt von Stahl 


und Politiker fordern jetzt sogar 
die Überprüfung, ob rechtsex- 
treme Organisationen nicht als 
»organisiertes Verbrechen« ein- 
gestuft werden müssen. Tatsache 
ist und bleibt aber doch, daß die, 
Zahl von Linksextremisten ver- 
übter Verbrechen noch immer un- 
gleich höher ist als die der 
Rechtsextremisten - selbst wenn 
man jetzt fälschlicherweise alle 
Anschläge gegen Ausländer 
»Rechten« anlastet —. Hier ist 
aber keiner auf die Idee gekom- 
men, wegen organisierten Ver- 
brechens zu ermitteln. 


Politiker wollen 
Exempel statuieren 


Das gleiche trifft für den in den 
vergangenen Monaten wieder 
rühriger gewordenen CDU- 
Geißler zu. Laut »Stern« hat er 
sich jetzt sogar für »lebenslange 
Haftstrafen« für rechtsradikale 
Gewalttäter ausgesprochen: 
»Wir müssen ein Exempel statu- 
ieren, das abschreckende Wir- 
kung hat.« Auch habe er dafür 
plädiert, die »geistigen Rädels- 
führer« der Ausländerpogrome 
strafrechtlich zu verfolgen, be- 
richtet der »Stern« weiter. Ko- 
misch, als RAF-Gefangene nach 
nur wenigen Jahren Haft begna- 
digt wurden, gehörte er zu den 
Befürwortern. 


Sehr anschaulich sind auch die 
»Diskussionen« in den Fernseh- 
und Rundfunkanstalten. Wenn 
überhaupt einer des rechten 
Spektrums eingeladen wird, 
dann sitzt er auf der Anklage- 
bank und muß sich einer Über- 


‚ macht von fünf, sechs Ausländer- 


freunden gegenüber verantwor- 
ten — wobei die »Diskussionslei- 
ter« von Objektivität nichts ge- 
hört haben -. Oft werden auch 
Leute eingeladen, die rhetorisch 
total unterlegen sind. 


Ein Lob gebührt der im öster- 
reichischen Fernsehen gesende- 
ten Talkshow »Club 2«. Sie hat- 
ten den Sohn des DVU-Vorsit- 


zenden Frey, Gerhard Frey jun. 


eingeladen und die Diskussion in 
einer sehr fairen Art und Weise 
geleitet, die es auch ermöglichte, 
grundsätzliche Positionen der na- 
tional-freiheitlichen Rechten dar- 
zustellen - selbst wenn Frey jun. 
den Beginn der Sendung mehr 
zur DVU-Selbstdarstellung als 
zur Darstellung. grundsätzlicher 
rechter Positionen nutzte —. 


Zudem werden einige der Haupt- 
ursachen für die zunehmende, 
nennen wir es richtigerweise Aus- 
länderablehnung, übersehen: 
Die Ausländer der ersten Gene- 
ration waren alles fleißige ehrli- 
che Leute, die auch wirklich 
glücklich waren, der Not ihrer 
Heimatländer zu entkommen 
und sich den Gewohnheiten ihres 
Gastlandes so weit wie möglich 
anzupassen. Auch wurden sie da- 
mals nicht von dem sozialen Netz 
angezogen, da dies zu dieser Zeit 
weitaus unkomfortabler war als 
heute. 


Kein Interesse 
an Integration 


Die heute kommenden Auslän- 
der sind aber immer weniger zur 
Integration bereit. Nehmen wir 
doch als Beispiel nur den bereits 
seit fünf Jahren in Deutschland 
lebenden Vater des achtjährigen 
libanesischen Mädchens Zeinab 
Saado, das bei einem Brandan- 
schlag in Hünxe schwerste Ver- 
brennungen erlitt. Die »Bild am 
Sonntag«, die sich mit ihrer 
Schwesterzeitung »Bild« quasi 
als Sprachrohr der Rechtenhetze 
aufgeschwungen hat, schrieb fol- 
gendes: »Fanzi Saado ist noch im- 
mer in Hünxe... Er redet nicht 
viel. Wenn ef spricht, spricht er 
leise, stockend - nur ein paar 
Brocken Deutsch. Man versteht 
ihn kaum, versteht nur einen Satz 
(er murmelt ihn immer wieder). 
Der Satz lautet: Ich möchte hier 
weg.« 

Grundsätzlich muß man doch 
von einem Ausländer, der zudem 
noch auf Dauer in Deutschland 
bleiben will, erwarten, daß er 
sich zumindest die Mühe macht, 
die Sprache seines Gastlandes so 
schnell wie möglich zu erlernen. 
Dies ist doch das mindeste für 
eine Integration. Doch selbst bei 
Einbürgerungen genügt oftmals 
schon ein mangelhaftes Deutsch, 
die Urkunde mit der deutschen 
Staatsbürgerschafts-Bescheini- 
gung zu erhalten. 


Überhaupt entwickelt sich die 
Einbürgerung immer mehr auch 
zu einem Lieblingskind der soge- 
nannten Konservativen, also in 
erster Linie CDU und CSU. Da- 
mit kann man dann die Auslän- 
derzahlen auch schönen. 

Es bleibt aber doch festzustellen, 
daß die Zugehörigkeit zu einem 
Volk von der Geburt her stammt 
und nicht von einem Stück Pa- 


pier. Ein Türke — oder jede an- _ 


dere Nationalität - bleibt. doch 


auch dann ein Türke, wenn er 
plötzlich den Wisch Papier in der 
Hand hält, der ihm bescheinigt, 


"Deutscher zu sein. Kann man 


denn wirklich sagen, wenn einge- 
bürgerte Ausländer beispiels- 


weise fünf Generationen lang je- AR 


weils nur eingebürgerte Männer 
oder Frauen ihrer eigentlichen 
Nationalität heiraten, daß diese 
Kinder dann Deutsche sind, 
wenn also in Wirklichkeit nicht 
ein einziger Tropfen deutschen 
Blutes in ihnen fließt? 


Ein Erfolg der zögerlichen Aus- 
länderpolitik ist allerdings das 
Wiedererstarken des rechten Flü- 
gels, nachdem dieser nach der 
(Teil-)Wiedervereinigung na- 
hezu in der Versenkung ver- 
schwand. Langjährigen Lesern 
ist die differenzierte Einstellung 
von CODE gegenüber der DVU 
bekannt, nichtsdestotrotz ist ihr 
Einzug in den Bremer Senat zu 
begrüßen, da er die Wähler wach- 
rütteln könnte. Denn noch war 
vielerorts der 1969er-Schock 
nicht verdaut, als der NPD nur 
wenige Zehntelprozent zum Ein- 
zug in den Bundestag fehlten, 
dies aber ausschlaggebend für die 
erste sozialdemokratisch-liberale 
Koalition mit ihrer verhängnis- 
vollen Politik war. 


Nun aber besteht endlich die 
Möglichkeit, daß sich auch auf 
Dauer eine rechte politische 
Kraft auf Parlaments-Ebene 
durchsetzen kann. Auf Sicht von 
einigen Jahren könnte diese Par- 
tei dann auf eine wahrhaft natio- 
nale Linie einschwenken. Viel 
hängt aber davon ab, ob der Bre- 
mer und Bremerhavener Erfolg 
auch in Schleswig-Holstein wie- 
derholt werden kann. 

Notwendig wäre es jedenfalls. 
Denn Bundestagspräsidentin 
Rita Süßmuth hat schon ange- 
kündigt, wie die Gelder verwen- 
det werden sollten, sollte es den 
etablierten Parteien wirklich ge- 
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lingen, die Asylantenschwemme 


zu stoppen. Dann sollen diese 
Gelder nämlich nicht dazu ver- 
wandt werden, die mannigfachen 
innenpolitischen Probleme zu lö- 
sen. Nein, ganz im Gegenteil. Sie 
sollen nämlich quasi als Entwick- 
lungshilfe in die Länder fließen, 
aus denen bislang die ganzen 
Asylanten kamen, also in erster 
Linie Jugoslawien, Türkei, Ru- 
mänien und Polen. Und dieses 
kann nun wirklich nicht das Er- 
gebnis einer geänderten Asylpoli- 
tik sein. O 


Zigeuner 


Terror ım 
Hamburger 
Karolinen- 


viertel 


Alfred König 


Die Welle von Anschlägen gegen Ausländer und Asylantenheime 
hat national wie auch international eine Empörungswelle ausgelöst. 
Oftmals wird dabei sogar der Vorwurf laut, viele Deutsche hätten 
eine rassistische Grundeinstellung. Auf der anderen Seite werden 
diese Vorwürfe aber nicht laut, wenn etwa ausländische Jugendban- 
den in deutschen Städten ganze Häuserzeilen oder, wie im Hambur- 
ger Karolinenviertel, ganze Stadtteile terrorisieren. 


Die ablehnende Haltung des 
»Spiegel« gegenüber allem, was 
auch nur den Anschein erweckt, 
rechts angehaucht zu sein, ist je- 
dem klar, der dieses Magazin 
auch nur einmal liest. Jetzt hat 
der »Spiegel« aber eine sehr ein- 
drucksvolle Reportage über die 
»Konflikte mit Roma-Kindern 
im Hamburger Karolinenviertel« 
“veröffentlicht, die es wert ist, 
auch in nationalen Kreisen be- 
kanntgemacht zu werden. 


Terror gegen Alte 
und Frauen 


In der knapp zwölfseitigen Doku- 
mentation zeichnet das Blatt ein 
Bild von den immer als ach so 
friedfertig bezeichneten »Sinti« 
und »Roma«, das gar nicht in die 
derzeit die Medienlandschaft be- 
herrschenden Berichte paßt - 
selbst wenn man natürlich nicht 
alle in Deutschland lebenden Zi- 
geuner mit den im Karolinenvier- 
tel lebenden gleichsetzen darf -. 
Dort herrscht bereits seit einigen 
Jahren ein wahrer von Zigeuner- 
Kindern verursachter Terror vor, 
der sich hauptsächlich gegen alte 
und weibliche Deutsche richtet. 


Sinnigerweise besteht die Bevöl- 
kerung des Karolinenviertels — 
wo laut Beteiligung an der Volks- 
zählung 3981 Personen lebten, 
davon 1587 Ausländer — nur aus 
alteingesessenen Deutschen und 


»einem zugewanderten Völkchen 
an Alternativenaller Schattierun- 
gen«. Doch selbst diese entwar- 
fen jetzt ein Flugblatt mit folgen- 
dem Inhalt: 


»Sinti und Roma. Wieviel zahlt 
man Euch für die »Entmietung« 
unseres Viertels? Warum ver- 
folgt, beraubt, belästigt, be- 
spuckt, bepinkelt (wirklich ge- 
schehen!) Ihr uns? Warum beson- 
ders gerne die Schwächeren, die 
Alten, die Kranken? Warum miß- 
braucht Ihr Eure Kinder zu 
schwerer Kriminalität? Wofür 
verachtet Ihr unsere Frauen? 
Helft uns, Euch zu verstehen, 
denn wir kennen gerne unsere 
Gäste. 

Noch etwas: Hier im Viertel gibt 
es keine Nazis. Nennt uns bitte 
nicht so, wenn wir Euch unsere 
Brieftasche nicht geben oder 
Euch nicht unter den Rock grei- 
fen lassen. Wenn Ihr wissen 
wollt, was Nazis wirklich sind, 
wären wir möglicherweise bereit, 
Euch welche vorzustellen.« 


Es gibt auch Zigeuner-Kinder, die sich aus allem heraushalten 


und lieber lernen als zu klauen. 


Daß dort alte Menschen am hel- 
lichten Tag und auf offener 
Straße von Zigeunerkindern be- 
raubt und belästigt werden ist an 
der Tagesordnung. So wie die 
83jährige Elsbeth Kurs, eine 
arme Rentnerin, der die Tasche 
mit 120 Mark, für sie ein kleines 
Vermögen, geraubt wurde. Die 
72jährige Irma Schmaljohann 
wurde zusammen mit ihrem Dak- 
kel von Zigeunerkindern mit 
Steinen beworfen, »umgeschmis- 
sen«, und dann wurde ihr ein auf 
der Straße stehender Hundenapf 
mit Wasser über dem Kopf ausge- 
schüttet. Eine namentlich nicht 
bekannte Frau wurde im »Karo« 
sogar von sechs Zigeuner-Jungen 
am hellichten Tag angepinkelt. 
Viele alte Leute trauen sich jetzt 
nur noch mit Reizgas-Spray oder 
sogar nur mit einer Gaspistole 
oder einer Reitpeitsche auf die 
Straße. 


Beliebte Zielscheiben 
für Zigeuner-Kinder 


»Der Spiegel« wörtlich zum Fall 
des 84jährigen Drogerie-Besit- 
zers Aloys Schlitzer: »Weil sich 
Roma-Kinder blitzschnell aus 
seinen Vitrinen bedienten, ver- 
schloß er die Schiebescheiben 
mit Klebeband. Dann kamen sie 
in Gruppen zu ihren Einkäufen 
und brachten ihn ganz durchein- 
ander, damit sie klauen konnten. 
Inzwischen jagt er jedes dunkel- 
haarige Kind direkt aus dem La- 
den, was ihm heimgezahlt wird, 
durch Wurfgeschosse. Er zeigt 
ein aufgebrochenes Fahrrad- 
schloß, das krachend im Laden 
landete. Die Markise kaputtge- 
macht, die Scheiben mit Kacke 
beschmiert und ein andermal, 
nach vorheriger Ankündigung, 
nachts eingeschmissen.« 


Als die 66jährige Hedwig Lip- 
schütz Zigeuner-Kindern verbot, 
ihren Dackel zu füttern, »ist sie 
eine beliebte Zielscheibe nicht 
bloß für Steine. Auch ein Müll- 
sack flog auf sie zu, und dreimal 
schon haben Roma-Kinder ver- 


. sucht, sie durch Schläge in die 


Kniekehlen zu Fall zu bringen«. 


Eine weitere beliebte  Ziel- 
scheibe sind junge Frauen. Es ist 
dort ebenfalls an der Tagesord- 
nung, daß Mädchen und jungen 
Frauen dort der Rock hochgeho- 
ben wird, ihnen an die Brüste 
oder den Unterleib gefaßt wird 
und sie mit unflätigsten Ausdrük- 
ken belästigt werden. Eine 22jäh- 
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Zigeuner 


Terror im 
Hamburger 
Karolinen- 
viertel 


rige Frau sagte: »Ich bin nur noch 
mit weiten Oberteilen herumge- 
rannt und hab’ mich nicht mehr 
getraut, schicke Klamotten anzu- 
ziehen, weil ich echt keinen Bock 
mehr auf Konfrontation hatte.« 


Benehmen wie 
die Schweine 


Eine junge Frau prügelte sich so- 
gar einmal mit einem Zigeuner- 
kind der »Django-Gang«, weil 
dieses sie belästigte. »Vor lauter 
»Schiß« färbte sie sich die Haare 
um, geht nur noch mit dunkler 
Brille weg und reagiert auf keine 
Frechheit mehr, aber es nervt sie 
doch, »wenn einer sagt, bei dir 
tropft es aus den Beinen, und du 
kannst noch nicht einmal einem 
Fünfjährigen eine scheuern, aus 
Angst, daß dann die ganze Sippe 
kommt«. In ihrer Hilflosigkeit hat 
sie schon daran gedacht, »die 
Skins herzuholen«.« 


In einem anderen Fall sah der 
4ljährige Galerist Rainer Bach- 
mann, »ein Alternativer mit 
Haarschwanz«, wie ungefähr 
zehn Jungens zwei Mädchen, 
etwa 16 Jahre alt, umringten und 
ihnen an die Brust und in den 
Schritt langten: »Da bin ich raus 
auf den Platz zu den Älteren und 
hab’ gesagt: »Jetzt langt das hier 
aber.< Daraufhin sagte einer von 
denen: »Wieso greifst du den 
Frauen nicht an die Brust?« Ich: 
‚Jetzt bist du nicht ganz dicht.« 
Der sagte, ich soll mich nicht ein- 
mischen, und die Kinder echo- 
ten: »Ja, sonst hauen wir dir aufs 
Maul.< Ich sagte: »Genau das ver- 
dient ihr auch.< Daraufhin so ein 
Kleiner, vielleicht acht Jahre alt: 
»Wenn du mich triffst, lasse ich 
dich abstechen.« 


Dann fing die ganze Gruppe zu 
pöbeln an: »Scheißdeutscher« 
und »Du scharfer Pisser, geh in 
deinen Laden, hau ab hier!« Da 
hab ich gesagt: »Ihr benehmt 
euch wie die Schweine, ihr pöbelt 
die Leute an, die Kinder klauen 
hier, fallen die Mädchen an, belä- 
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Die Politiker sind schuld, daß die Ausländer verallgemeinert und 
viele Kriminelle und Anständige in einen Topf geworfen werden. 


stigen alte Leute, und wenn man 
was sagt, dann sind wir die 
Scheißdeutschen.< Da haben die 
sich gebrüstet: >Ja wir sind Zigeu- 
ner, was wollt ihr?« Ich sag: 
»Überlegt doch mal, Scheißzigeu- 
ner sagt doch auch keiner hier zu 
euch.< Dannbin ich zurück in den 
Laden. 


Grenzen der 
Belastbarkeit 


Fünf Minuten später schickt so’n 
dickerer Zigeuner die ganzen 
Kinder zu mir, die bilden einen 
Halbkreis um meinen Laden rum 
und rufen: »Komm raus, kriegst 
was aufs Maul.< Da hab ich die 
Tür abgeschlossen und bin wie- 
der nach vorn auf den Platz zu 
dem Dicken gegangen und habe 
gesagt: »Paß mal auf, jetzt ist 
Schluß hier.< Da sagt der zu mir: 
»Wenn du dich weiter einmischst,; 
mach’ ich dich platt und schmeiß’ 
dich hier raus.< Da hab’ ich ge- 
sagt: »Du machst mich nicht 
platt, sondern du fliegst raus.« 
Ich hab dann die Kripo angeru- 
fen.« 


Der zuständige Polizeikommis- 
sar, Dieter Suckert, sah sich so- 
gar schon veranlaßt, im August 
einen Brandbrief an das Polizei- 
präsidium zu schicken. »Im Karo- 
linenviertel (ist) durch das beson- 
dere Verhalten und die wach- 
sende Anzahl der ethnischen 
Gruppe der. Roma und Sinti aus 
Jugoslawien eine Eskalation mit 
Teilen der übrigen Bevölkerung 
entstanden, die den Ausbruch 
von Gewalt und die Ausgrenzung 
dieser Gruppen befürchten las- 
sen.«Während so manches bisher 
»durch die hohe Toleranz- 
schwelle der Bevölkerung aufge- 
fangen wurde, sind jetzt erkenn- 
bare Grenzen der Belastungsfä- 
higkeit von Teilen der Bewohner 
erreicht«. 


Wie organisiert die Zigeuner dort 
sind, geht aus folgendem Absatz 
hervor: »Routiniert durchlaufen 
die kleinen Übeltäter die Wache 
16, treten aber auch in allen ande- 
ren Revieren in Erscheinung. 
Die einen sagen nur ihren Na- 
men, die anderen fallen auf durch 
ein unflätiges Vokabular. Nicht 
eines der Kinder äußerte sich je 


zur Sache. Sie warten im Arzt- 
zimmer, bis sie von einem Er- 
wachsenen ihrer Sippe abgeholt 
werden, mit der üblichen Beteue- 
rung, man wisse von nichts. An 
die Drahtzieher der Kinder-Dea- 
ler mit der »Hochbegabung«, wie 
Suckert sagt, den Stoff flugs von 
Hand zu Hand gehen zu lassen, 
kommt die Polizei nicht heran.« 


Kein Mitleid 
mit den Opfern 


Trotz all dieser Vorfälle istnur ein 
Beamter, der 57jährige Günther 
Grube vor Ort. »Nun treten sie 
(die Kinder; die Redaktion) nach 
seinen Beobachtungen als delin- 
quente »Traube< auf, »zu fünft 
oder siebt, je nachdem, was auf 
dem Plan steht<. Als »Mitläufer« 
sind seines Wissens auch schon 
Vier- und Sechsjährige dabei: 
»Die übernehmen Beobachtungs- 
aufgaben.« Die Zehn- und Zwölf- 
jährigen treten als Rabauken her- 
vor und sind verantwortlich für 
so manche sozialschädliche Mis- 
setat. Mit solchen »Kindereien« 
geben sie sich nicht mehr ab, 
wenn sie um die 14 sind, zwar 
noch nicht ausgewachsen, aber 
doch von der Mentalität her 
schon »kleine Erwachsene«. Als 
Mini-Bosse einer Kinderschar 
entwickeln sie, so Gruber, »einen 
erstaunlichen Geschäftssinn«.« 


Einer dieser Mini-Bosse, der 
14jährige Goran, »kann in weni- 
ger als einer halben Minute fast 
jeden Autotyp knacken. Die pro- 
fane Arbeit, die Wagen leer zu 
räumen und die Radios auszubre- 
chen, überläßt er den Kleineren 
seiner Gruppe. Die zügellosen 
Rangen sind es auch, die alten 
Frauen die Taschen wegreißen. 
‚Jeder von ihnen kann das ganz 
allein, aber zu mehreren macht 
ihnen das Spaß«, sagt Goran, der 
schon zu reif ist für diesen kindi- 
schen, doch so viel Angst verbrei- 
tenden Rausch von Omnipotenz. 
Ob denn die Kinder kein Mitleid 
mit ihren Opfern empfinden? Sie 
schütteln verneinend den Kopf, 
und ihr Anführer erläutert: »Das 
haben sie nicht. Wer zeigt ihnen 
gegenüber etwas von diesem Mit- 
leid?«« 


Auf einem kleinen Platz an der 
Kreuzung von Glashütten- und 
Marktstraße »wickeln _Roma- 
Kinder, gesteuert von Älteren, 
Hasch-Deals ab, während Wäch- 
ter an den Straßenausgängen mit 
einem ausgefeilten Kommunika- 


‚u 


tionssystem von Pfiffen und 
Handzeichen die Szene sichern«. 


Wenn das Wetter gut ist, treffen 
sich nach Informationen des 
»Spiegel« hier »riesige Sippen 
mit Scharen von Kindern«. Nach- 
dem immer mehr Zigeuner ins 
Karolinenviertel hineinkamen, 
brachten die Kinder der Asylbe- 
werber »aus den Lebenskämpfen 
im Ghetto eine Rabiatheit mit, 


- die infizierend auf die Kinder be- 


reits integrierter Roma wirkte. 
Sie entglitten ihren Eltern in eine 
Gesellschaft von Straßenkin- 
dern.« Auch sei der Platz »über- 
sät mit ausgespuckten Schalen 
von Kürbiskernen. Zweimal am 
Tag, wie nirgendwo in der Hanse- 
stadt, kommen die Straßenfeger, 
aber der Abfall ist schnell wieder 
da«. 


Die Frage nach 
einer Bürgerwehr 


Der 33jährige, 1,93 Meter große, 
sehr muskulöse Horst Krigel, der 


“ zu den wenigen gehört, die in 


Ruhe gelassen werden, und der 
bereits mehrfach zu »antifaschi- 
stischen« Sicherungsgruppen ge- 
hörte, wurde bereits des öfteren 
angesprochen: »Ganz normale, 
nette, pazifistische Leute, von 
denen ich nicht geglaubt hätte, 
daß die gedanklich auch nur an- 
satzweise soweit gehen, kommen 
aufmich zu und sagen, wollen wir 
nicht endlich was tun, so was wie 
eine Bürgerwehr.« 


Krigel will aber nicht. »Willst du 
denn hier einen Krieg?«, antwor- 
tet er dann. Er sagt: »Dann fah- 
ren die Sippen von hier ins Kran- 
kenhaus ein. Aber Stunden spä- 
ter rücken die Zigeuner aus die- 
sem Lager vom Stadtrand an, wo 
neulich zehn von 100 Polizisten 
dermaßen was aufs Maul ge- 


. . kriegt haben, daß sie dienstunfä- 


hig waren. Notfalls machen die 
Zigeuner einen Rundruf in der 
Bundesrepublik, und dann ha- 
ben wir hier innerhalb von zwei 
Tagen die Hölle. Das kannst du 
vergessen.« 


So weit ist es also in der Bundes- 
republik schon gekommen. Da 
beherrschen Zigeuner quasi ein 
ganzes Viertel und terrorisieren 
diejenigen, die sich nicht wehren 
können. Daß zunehmend Aus- 
länder in die von Deutschen frei- 
gemachten Wohnungen ziehen, 
versteht sich dabei von selbst. 
Ein einziger Beamter ist dort ab- 


gestellt. Daß er natürlich total 
überfordert ist, braucht nicht ex- 
tra erwähnt zu werden. 


Dieses ist ein Ergebnis der soge- 
nannten, von vielen Linken und 
zunehmend auch immer mehr 
Christdemokraten und den Kir- 
chen propagierten multikulturel- 
len Gesellschaft. Diese geht - zu- 
mindest im Karolinenviertel, 
aber auch in vergleichbaren an- 
deren deutschen Städten — aber 
zu Lasten der Deutschen - und 
das in ihrer Heimat! 


»Die machen 
verbrannte Erde« 


Von diesen Auswüchsen, die si- 
cherlich glücklicherweise zumin- 
dest derzeit noch die Ausnahme 
bilden, hört und sieht man aber 
nichts in den Medien. Dabei ver- 
anschaulicht das Beispiel Karoli- 
nenviertel sehr eindrucksvoll, 
wohin es führen kann, wenn 
nicht von den verantwortlichen 
Politikern reagiert wird, sondern 
— vielleicht aus Feigheit vor lin- 
ken Medien - gewartet, gewartet 
und nochmals gewartet wird bis 
es dann zu spät ist. 


Sicherlich dürfen nicht alle Zi- 
geuner über einen Kamm ge- 
schert werden. Auch im Karoli- 
nenviertel gibt es welche, die die 
deutsche Gastfreundschaft zu 
danken wissen. So etwa die Fami- 
lie des zwölfjährigen Ratko, die 
sich schon seit 20 Jahren in 
Deutschland befindet. obwohl er 
sich aus allem heraushält, hat 
auch er, wie die anderen Zigeu- 
ner-Kinder überall Hausverbot. 
»Die machen verbrannte Erde 
hier, ist doch Scheiße«, schimpft 
er dann verständlicherweise. 


Auch hat er allerlei Sorgen mit 
seinen Altersgenossen: »Die sa- 
gen immer, ich soll klauen, ich 
sage nein, ich bleibe besser hier, 
die sagen, daß ich ganz blöde bin, 
ich sage, ist doch besser, zu stu- 
dieren als zu klauen, ist doch 
blöde, was sie sagen, nicht 
wahr?« 


»Der Spiegel« hierzu: »Mit die- 
ser Einstellung vereinsamte 
Ratko unter den Roma-Kindern, 
aber auch die deutschen Kinder 
lehnen ihn ab: »Weißt du, manch- 
mal komme ich zwei oder drei Mi- 
nuten zu spät zur Schule, und 
dann sagen sie: Eeh, da kommt 
schon wieder der Scheißzigeu- 
ner.<« Mi 


Deutschland 


Zur Lage 
des Volkes 


Emil Schlee 


Der nachstehende Beitrag ist die Rede von Professor Emil Schlee 
vor der ersten deutschen Volksversammlung in Weimar. Professor 
Schlee ist Mitglied des Europäischen Parlaments. 


Der Ruf unserer mitteldeutschen 
Landsleute »Wir sind ein Volk« - 
»Wir sind das Volk!« ging um die 
Welt. Schreckte Parteien, Parla- 
mente, Politiker und Regierung, 
linksdrollige Schriftsteller, arro- 
gante Medienkönige und son- 
stige Berufspessimisten. Setzte 
die »Deutsche Frage« endlich 
wieder auf die »Tagesordnung 
der Weltpolitik« und weckte un- 
ser Volk und andere Völker in der 
europäischen Nachbarschaft. 


die uns bisher den Abschluß eines 
Friedensvertrages, die Rückgabe 
der Akten und Archive des Deut- 
schen Reiches und das Selbstbe- 
stimmungsrecht als deutsches 
Volk verweigern; in der NATO, 
deren Aufgabe es nach Aussage 
ihres früheren Generalsekretärs, 
des Briten Lord Ismays (1952 bis 
1957) ist, die » Amerikaner in Eu- 
ropa zu halten, die Sowjets aus 
Europa herauszuhalten und die 
Deutschen niederzuhalten«; in 


Professor Emil Schlee, Mitglied des Europäischen Parlaments, 
sprach auf der ersten deutschen Volksversammlung in Weimar. 
Dort wurde auf der Sitzung am 21. September 1991 beschlossen, 
daß auf der Grundlage von Frankfurt und Weimar eine neue deut- 
sche Verfassung vorgelegt werden soll. 


Weckte und schreckte aber auch 
unsere Kontrolleure und Wächter 
in den Vereinten Nationen, die 
gar nicht daran denken, die 
»Feindstaatenklauseln« aus ihrer 
Charta zu streichen, um jederzeit 
den Zugriff zur Entmachtung 
Deutschlands und damit die Ent- 
ziehung aller Rechte weiterhin in 
der Hand zu behalten; bei den 
Sieger- und Besatzungsmächten, 


der Europäischen Gemeinschaft 
(EG), für die die Teilvereinigung 
Deutschlands nach einer Auße- 
rung im Europäischen Parlament 
»ein Schock« war und die zukünf- 
tig die wirtschaftliche und politi- 
sche Kontrolle Deutschlands für 
alle Zeiten übernehmen soll. 


Auch in der Bundesrepublik 
Deutschland hatten die Lizenz- 
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politiker und Lizenzpressevertre- 
ter Mittel- und Ostdeutschland 
längst abgeschrieben, haben die 
Streichung der Feindstaatenklau- 
sen, die Rückgabe der Akten und 
Archive und den Abschluß eines 
gerechten Friedensvertrages 
nicht mit aller Kraft und zum 
Wohle des deutschen Volkes öf- 
fentlich, politisch, parlamenta- 
risch und völkerrechtlich betrie- 
ben und sind dabei, den Bestand 
des deutschen Volkes zu gefähr- 
den, Recht und Freiheit, Souve- 
ränität und Selbstbestimmung zu 
verspielen und die wirtschaftli- 
chen und finanziellen Leistungs- 
ergebnisse harter Aufbauarbeit 
leichtfertig zu verschleudern. 
Selbst der Amtseid, den diese an- 
geblichen Volksvertreter leisten, 
ist nach jüngsten Aussagen der 
Staatsanwaltschaft Bonn und des 
wissenschaftlichen Dienstes des 
Deutschen Bundestages mate- 
riell und rechtlich ohne Bedeu- 
tung und Belang. 


Es ist nicht 
der Wille des Volkes 


Es war höchste Zeit, öffentlich, 
friedlich und mutig an die demo- 
kratischen Grundregeln zu erin- 
nern, daß alle Macht vom Volke 
ausgeht! Erinnern wir uns: Ein 
Volk ist eine durch gemeinsame 
Herkunft, Geschichte, Kultur 
und Sprache verbundene Ab- 
stammungsgemeinschaft, die 
durch den gemeinsamen Willen 
zum einheitlichen Selbstbestim- 
mungsstaat zur Nation und damit 
zur Willensgemeinschaft wird. 


Es ist nicht der Wille dieses deut- 
schen Volkes ohne demokrati- 
sche Selbstbestimmung, ohne ei- 
nen gerechten Friedensvertrag 
und ohne souveräne Gleichbe- 
rechtigung in der europäischen 
Völkergemeinschaft und in der 
Welt zu bleiben. Es hat auch 
nicht die Absicht, Deutschland 
zum Welteinwanderungsland und 
sich selbst zur multikulturellen 
Gesellschaft werden zu lassen. 


»Wir sind das Volk — Wir sind ein 
Volk!« ist Denkanstoß und Ap- 
pell an alle Deutschen, ist nach 


1953 und 1961 der erneute Auf- . 
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Feierlicher Einzug der Abge- 
ordneten des deutschen Parla- 
ments in die Paulskirche am 
18. Mai 1948. 


chen Umfragen zur Feststellung 
der Sympathie der Bürger gegen- 
über unseren demokratischen 
Einrichtungen stehen Parteien 
mit ihren Politikern seit Jahren 
an unterster Stelle. Kennzeich- 
nend auch, daß auf die Frage, ob 
sich die Deutschen an der Spitze 
ihres Staates lieber von einem 
Bundespräsidenten oder von ei- 
nem Monarchen vertreten sehen 
möchten, 59,9 Prozent sich für 
den Monarchen entschieden. 


Auffallend aber ebenso, daß von 
der Abnahme der Wählerstimmen 
für die Bonner Parteien und der 
Zunahme der Nichtwählerschaft 
die sogenannten Rechtsparteien 
nicht profitieren. Gefragt sind 
Glaubwürdigkeit und Gerechtig- 
keitshaltung im Leben, Bewäh- 
rung im Beruf und mit Erfolg, 
Bekenntnis zu Volk, Heimat, Va- 


Die erste deutsche Nationalversammlung der Vertreter des Vol- 
kes in der Paulskirche. 


schrei des empörten deutschen 
Volkes, das sich mit zunehmen- 
der Kraft dagegen aufbäumt, 
weiterhin bevormundet, be- 
wacht, kontrolliert, bespitzelt, 
beschuldigt, verhetzt und verteu- 
felt zu werden. Es fühlt sich poli- 
tisch, parlamentarisch und recht- 
lich zunehmend nicht ausrei- 
chend und grundgesetzlich nicht 
zuverlässig vertreten. Parteien- 
und Staatsverdrossenheit breiten 
sich aus! 


Es ist kein Zufall, daß die auf 30 
und mehr Prozent angewachsene 
Nichtwählerschaft auf dem Weg 
ist, sich zur stärksten Volkspartei 
in der Bundesrepublik Deutsch- 
land zu entwickeln. In den jährli- 


terland und einem freien Europa, 
Menschenbildung und Familien- 
sinn. Solchen Anforderungen 
scheinen die Parteien und ihre 
Vertreter nicht mehr gewachsen 
zu sein und entsprechen zu kön- 
nen. 


Man kann an dieser Stelle schon 
sagen, das Selbstbewußtsein des 
deutschen Volkes, seine kritische 
Einstellung gegenüber versagen- 
den Parteien, der Unmut über 
die Arroganz der Siegermächte 
noch 45 Jahre nach Kriegsende 
bei großen Leistungen der Deut- 
schen in Europa und für die Welt 
haben zugenommen, gewinnen 
an Kraft und Entschiedenheit. 
Das läßt hoffen, das gibt Mut! 


WE; r: En EN 
TA e; 


So kann man auch sagen: Die 
Lage des deutschen Volkes ist 
zwar ernst, aber dennoch nicht 
hoffnungslos. Woher können wir 
die Hoffnung, den Glauben, die 
Zuversicht, die Kraft und den 
Mut nehmen, daß eine entschei- 
dende Wende im Werden ist, daß 
das deutsche Volk noch eine 


“ große Aufgabe mit großer Verant- 


wortung, eine wirkliche Zukunft 
hat? 


Kraft und Mut 
zur Zukunft 


Es ist die Macht der Geschichte 
und darin die Kraft der Wahrheit, 
die uns hoffen läßt und zum Han- 
deln auffordert. Es ist die ge- 
schichtliche Wahrheit, die uns als 
deutsches Volk für eine verant- 
wortungsvolle Zukunft frei ma- 
chen wird. 

»Geschichte ist die geistige 
Form, in der sich ein Volk über 
seine Vergangenheit Rechen- 
schaft gibt, um seine Zukunft zu 
gewinnen«, schreibt Arnold J. 
Toynbee. 


Geschichte ist das politische Ge- 
dächtnis eines Volkes, ist nicht 
nur Kunde von Vergangenem, 
sondern auch Gegenwärtigkeit 
des Gewesenen (G.v.Rauch). 


Geschichte ist eine geistige Waffe 
zur Durchsetzung der Wahrheit! 


Unser geschichtliches Bewußt- 
sein muß breiter und tiefer fun- 
diert sein. Dann läßt sich auch 
überall und jederzeit begründen, 
warum es für den Frieden für alle 
heilsam und vorteilhaft sein wird, 
wenn in der .Mitte Europas ein 
heiles Volk in einem gleichbe- 
rechtigten deutschen Staat exi- 
stiert. 


Welch eine Weitsicht und Ein- 
sicht über Deutschland in Eu- 
ropa besaß bereits Prinz Eugen, 
als er in einem Brief am 22. Mai 
1719 an den Herzog Marlborough 
schrieb: »Wenn die Mächte ge- 
meinsam einsehen und einmal 
überzeugt sind, daß von der Er- 
haltung Deutschlands die Ruhe 
Europas ganz allein abhängt, als- 
dann kann man sagen, daß ein ge- 
meinsames Interesse einem Staa- 
tenbunde zugrundeliegt«. 


»Alle Völker«, so Friedrich Schil- 
ler, »die eine Geschichte haben, 
haben ein Paradies«. 

Will man uns deswegen auch 
noch aus unserer Geschichte ver- 


i 


treiben, wissend, daß, wer ge- 
schichtslos, auch gesichtslos ist? 
Nein, das werden wir nicht zulas- 
sen! Der historische Revisionis- 
mus, die Korrektur der von Sie- 
gerhand geschriebenen deut- 
schen Geschichte, ist dabei, mit 
Baggern den unhaltbaren Lügen- 
schutt über Deutschland wegzu- 
schaufeln. 

Und, »einen Gegensatz zu schaf- 
fen zwischen Zukunft und Ver- 
gangenheit ist sinnlos. Denn die 
Zukunft bringt uns nichts, sie 
gibt uns nichts; wir sind es, die 
hier alles geben müssen, um sie 
zu bauen. Aber zum Geben muß 
man besitzen, und wir besitzen 
kein anderes Leben, keine an- 
dere Kraft als die Schätze der Ver- 
gangenheit, die wir in uns aufneh- 
men und neu schaffen müssen. 
Die Liebe zur Vergangenheit, zur 
Geschichte unseres deutschen 
Volkes, hat nichts mit reaktionä- 
rer Politik zu tun. Die Zerstörung 
der Vergangenheit ist vielleicht 
das größte aller Verbrechen, das 
man einem Volk antun kann.« 


Nur eine tapfere Politik 
ist eine gute Politik 


Hier halte ich es mit Otto von Bis- 
marck, der erkannte und offen 
bekannte: »Nur eine tapfere Poli- 
tik ist eine gute Politik. Wem es 
zu bequem ist, sein geschichtli- 
ches Recht zu verteidigen, wird 
es bald verlieren.« 

Und deswegen setzte er in Klar- 
text hinzu: »Ein Deutscher, der 
sein Vaterland abstreift, wie ei- 
nen alten Rock, ist für mich kein 
Deutscher mehr, ich habe kein 
landsmannschaftliches Interesse 
mehr für ihn.« 


Alle großen Geister, die sich 
durch Niederlagen in ihrem Le- 
ben nicht beirren ließen, können 
uns heute Vorbild sein. Auch der 
Philosoph von Sanssouci, Fried- 
rich der Große, der jetzt seine 
Ruhe endlich fand, mahnt uns in 
einem Gedicht, das die Über- 
schrift »Ein freies Volk« trägt, 
und macht uns Mut: 


»Kein Volk versinkt, das an sich 
selber glaubt; 

auch ich sah Sterne hell aus Näch- 
ten steigen. 

Einst kommt der Tag, da steht der 
Baum belaubt, 

und freies Volk wohnt unter sei- 
nen Zweigen.« 


Und ebenso Ernst Moritz Arndt, 
der uns in seiner »Friedensrede« 


vom 13. Juli 1807 heute und hier 
zugerufen haben könnte: 


»Unser Zeitalter ist schwer ... 
aber für den, der nicht an sich 
zweifelt, ist nichts verloren! Die 
Welt wird sich halten: Sie wird 


um das Kleine, sondern sorget, 
daß das Große erstehe und das 
Schlechte untergehe! Wahrheit 
und Recht, Mäßigkeit und Frei- 
heit seien die Halter, die Fest- 
punkte unseres künftigen Le- 
bens!« 


Sogenannte »Blusenmänner«, Barrikadenkämpfer von 1848, die 
Schrecken der Obrigkeit und Fürsten. 


sich wieder aufrichten, wenn wir 
fest und aufrecht bleiben. Wir 
wollen nicht verzagt sein... Alle 
unsere Hoffnung, alle unsere 
Kraft wollen wir in diese Zeit le- 
gen und glauben, sie sei zu ret- 
ten! Fremde Fäuste können nicht 
helfen. Die Entscheidung des 
Zeitalters ruht mehr auf dem 
Wort und der Meinung, als auf 
dem Befehl und dem Schwerte! 


- Seht auf das Künftige! Herr- 


schaft, die von Schlechten verlo- 
ren ward, wird durch Tüchtige 
wiedergewonnen. Die zerschla- 
genen Städte, die verödeten Flu- 
ren bauen deutscher Fleiß und 
Sparsamkeit schöner wieder auf. 
Darum klagt nicht, noch trauert 


»Es gibt nicht nur ein Recht auf 
Arbeit und gerechte Entloh- 
nung, sondern auch ein Recht auf 
Wahrheit«, so äußerte sich der 
heutige Papst, und meinte auch: 
»Der größte Hunger der Men- 
schen ist der Hunger nach Wahr- 
heit und es kommt vor, daß der 
Hunger nach Wahrheit stärker ist 
als der Hunger nach dem tägli- 
chen Brot.« 


Schon 1978 predigte Erzbischof 
Wojtyla seinen Landsleuten: 
»Die Nation hat ein Recht auf 
Wahrheit über sich selber. Wir 
werden nicht gestatten, daß die 


Vergangenheit aus unseren See- 


len gerissen wird. Wir wollen, 
daß unsere Jugend die volle 


Wahrheit über die Geschichte un- 
serer Nation erfährt... 


Die Nation hat das Recht, diese 
Wahrheit von allen jenen zu er- 
warten, die für die Erziehung ver- 
antwortlich sind. Man kann die 
Zukunft nur auf dem Fundament 
der Wahrheit aufbauen. Man darf 
die Seelen der jungen Polen nicht 
verbiegen und nicht verfäl- 
schen.« 


Wie wahr, kann man als Deut- 
scher bestätigen, und hinzufü- 
gen: Man muß die Zukunft auf 
dem Fundament der Wahrheit 
aufbauen und darf auch die See- 
len der Deutschen insgesamt 
nicht verbiegen und nicht verfäl- 
schen. 


Ist es nicht schon lange so, daß 
sich die deutsche Politik auf vie- 
len Politikfeldern und insbeson- 
dere der Deutschland- und Euro- 
papolitik in unübersehbarer 
Form von der Wahrheit entfernt; 
zeugt es nicht von sinkender mo- 
ralischer Kraft der Verantwor- 
tungsträger, wenn sie die Wahr- 
heit über Deutschland verfäl- 
schen? 


Die Deutschen spüren zuneh- 
mend, daß Parlamente, Regie- 
rungen und Parteien dem deut- 
schen Volk nicht die Wahrheit 
über wichtige Vorgänge, Hinter- 
gründe und Entscheidungen in 
der Politik sagen, und erkennen, 
daß Medien und Meinungsma- 
cher sie dabei untestützen. Das 
Volk der Deutschen im Teilbe- 
reich der jetzigen Bundesrepu- 
blik Deutschland gewinnt den 
Eindruck, daß das in jahrzehnte- 
langer, harter Arbeit gemeinsam’ 
Erreichte gegenwärtig von der 
Politik leichtfertig verspielt wird. 
Bundesweit hört man die Fest- 
stellung und Forderung: »So 
kann es wirklich in und mit 
Deutschland nicht weiterge- 
hen!«; aber auch die besorgte 
Frage: »Wie kann und soll es 
denn weitergehen?« 


Die Antwort hierauf ist schwie- 
rig, wenn man die seit Kriegs- 
ende widerrechtlich von den Sie- 
ger- und Besatzungsmächten ge- 
setzten und geschaffenen Rah- 
menbedingungen kennt, unter 
denen in Deutschland noch ver- 
antwortbare Politik gemacht wer- 
den kann und darf. 


Erinnern wir uns: Die Charta der 
Vereinten Nationen erlaubt den 
Zugriff auf Deutschland! Die 
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NATO macht’s möglich! Die 
»EG als Europäische Gemein- 
schaft« schließt am Ende die ver- 
goldeten Gitter! Die Parteien 
streben die »multikulturelle Ge- 
sellschaft«, das »Welteinwande- 
rungsland« Bundesrepublik 
Deutschland an, machen uns 
zum »Sozialamt der Welt«, zum 
»Zahlmeister und Schein-Wer- 
fer« für alle! 

Die sogenannten »sieben fetten 
Jahre« sind nun vorbei! Der Staat 
ist insgesamt mit 1,5 Billionen 
DM verschuldet. Der Bürger hat 
2,9 Billionen DM auf der hohen 
Spar- und Besitztumskante. Hier 
spüren wir nur noch eine Politik: 
Wie komme ich »armer Staat« an 
die Gelder des »reichen Bürgers« 
ran? 


Die Betroffenheit 
der Bürger 


Und die Kontrolle über die Deut- 
schen, über ihr Denken und Tun, 
ist perfekt und kümmert sich 
nicht um Recht und Gesetz! Da- 
her ist es so schwierig, auf die 
Frage zu antworten: Wie kann, 
soll, muß es weitergehen? 


Trotzdem soll folgender Stufen- 
plan als Anregung vorgestellt 
werden: Einen ersten Schritt 
machten die mitteldeutschen 
Landsleute mit ihrer demonstra- 
tiven Erklärung, mit ihrem Auf- 
schrei: »Wir sind das Volk — Wir 
sind ein Volk!« Selbstbestim- 
mung und Selbstbesinnung wa- 
ren hiermit verbunden. 


Vergessen wir nicht: Nur bis zu 
vier Prozent der Bürger sind Mit- 
glied in einer politischen Partei. 
96 Prozent eben nicht. 30 Prozent 
gingen in letzter Zeit nicht mehr 
zur Wahl. 


Wenn die persönliche Betroffen- 
heit der Bürger durch die un- 
glaubliche Politik der politischen 
Parteien, die Einflußnahme der 
internationalen Organisationen 
auf Deutschland, die Verweige- 
rung eines Friedensvertrages mit 
Deutschland handgreiflich spür- 
bar sind, dann führen zwangsläu- 
fig Selbstbesinnung und Selbstbe- 
stimmung der Deutschen zum 
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nächsten demonstrativen Ruf: 
»Alle Macht geht vom Volke 
aus!« Es nimmt sein Schicksal 


selbst in die Hand, verändert ' 


grundlegend die Parteienland- 
schaft, wählt Volksvertreter nach 
Regeln, die es neu setzt und be- 
schließt und einen Mißbrauch ge- 
gen das eigene Volk ausschließt. 


Damit ergibt sich dann der zweite 
Schritt: Die Lösung der offenen 
Verfassungsfrage im Sinne des 
tatsächlichen Souveräns, des 
deutschen Volkes. Wir haben 
durch bewußte Einflußnahme 
des Parlamentarischen Rates auf 
die Gestaltung der aus den Verei- 
nigten Staaten gekommenen Vor- 
lagen für eine Verfassung errei- 


chen können, daß erstens die be- 
absichtigte Bezeichnung »Verfas- 
sung« in »Grundgesetz für die 
Bundesrepublik Deutschland« 
umbenannt wurde, daß zweitens 
es zur Präambel und darin zur 
Formulierung »dem staatlichen 
Leben für eine Übergangszeit 
eine neue Ordnung zu geben« 
kam, womit die Vorläufigkeit die- 
ses Grundgesetzes gekennzeich- 
net wurde, und drittens es im Ar- 
tikel 146 im Grundgesetz bezüg- 
lich der »Geltungsdauer« heißt: 
»Dieses Grundgesetz verliert 
seine Gültigkeit an dem Tage, an 
dem eine Verfassung in Kraft 
tritt, die von dem deutschen 
Volke in freier Entscheidung be- 
schlossen worden ist.« Damit 


Geburtsstunde der Republik. Philipp Scheidemann ruft am 9. No- 
vember 1918 vom Balkon des Reichstages die Republik aus. 


wird der Unterschied zwischen 
»Grundgesetz« und »zukünftiger 
Verfassung« deutlich: Das 
Grundgesetz wurde nicht in 
freier Entscheidung von dem 
deutschen Volke beschlossen! 


Das deutsche Volk 
ist der Souverän 


Der Parlamentarische Rat verab- 
schiedete den Entwurf am 8. Mai 
1949, die westlichen Besatzungs- 
mächte genehmigten ihn am 12. 
Mai 1949, die Annahme erfolgte 
danach durch die Landtage der 
Länder ohne Bayern, die Verkün- 
digung am 23. Mai 1949, nach Ab- 
lauf dieses Tages trat es dann in 
Kraft. 


Unterschrieben wurde das 
Grundgesetz vom »Präsidenten 
des Parlamentarischen Rates«, 
Dr. Adenauer, und den beiden Vi- 
zepräsidenten Schönfelder und 
Dr. Schäfer. 

Inzwischen liegt ein veränderter 
Text des Grundgesetzes mit 
Stand vom Oktober 1990 vor, der 
von der Bundeszentrale für poli- 
tische Bildung in Bonn herausge- 
geben wurde, ein »Geleitwort 
des Bundespräsidenten« voran- 
stellt, das inhaltich kaum einerhi- 
storisch-politischen Prüfung 
standhalten dürfte, eine ebenso 
fragwürdige Veränderung der 
Präambel und des Abschlußarti- 
kels 146 vornimmt und sich nicht 
scheut, den veränderten Text von 
1990 wieder mit dem Datum vom 
23. Mai 1949 und den Namen von 
Dr. Adenauer, Schönfelder und 
Dr. Schäfer zu versehen. 


Man kann nur hoffen und anneh- 
men, daß hier eine Panne pas- 
siert ist. Doch wie und was hier 
gespielt und beabsichtigt ist, wird 
unübersehbar deutlich. Wie der 
Presse zu entnehmen war, wird 
nach Parteienmeinung und Frak- 
tionsverständigung ein »Verfas- 
sungsrat« mit 64 Mitgliedern, je 
zur Hälfte aus Vertretern von 
Bundestag und Bundesrat gebil- 
det, der die »Verfassungsände- 
rungen« vorbereiten soll - Spiel- 
raum ungefähr neun Monate -. 
Man darf gespannt sein, wie das 
deutsche Volk als Souverän sich 
zu diesen Vorgängen verhalten 
wird. 

Der dritte Schritt erfordert dann 
die Vorbereitung und den Ab- 
schluß eines Friedensvertrages, 
der Deutschland wieder in einen 
normalen Rechts- und Völker- 
rechtsstand versetzt. Hierbei 


geht es um das Recht auf einen 
endgültigen und gerechten Frie- 
densvertrag mit Deutschland, 
der durch einen anderen Vertrag 
ersetzt werden kann, ohne den es 
keinen. tatsächlichen Frieden in 
Europa geben wird, der die Strei- 
chung der Feindstaatenklausel in 
der Charta der Vereinten Natio- 
nen, die Rückgabe der Akten 
und Archive und weiterer geraub- 
ter Güter des Deutschen Rei- 
ches, den Verzicht aller Sieger- 
mächte auf weitere Reparationen 
- denn die schon geleisteten Mil- 
liarden- oder auch Billionenbe- 
träge an Reparationen wurden 
unter irreführenden Tarnbezeich- 
nungen und unüblicherweise ge- 
tätigt -, und letztendlich die tat- 
sächliche, volle Souveränität 
Deutschlands einschließlich des 
Abzuges aller fremden Truppen 
von deutschem Boden regelt. 

Die den »Kriegszustand« endgül- 
tig beendende friedensvertragli- 


Sozialdemokratische Führer der bürgerlichen Republik von Wei- 
mar. Von links: Landsberg (Justizminister), Scheidemann (Mini- 
sterpräsident), Noske (Reichswehr), Ebert (Reichspräsident), 


Wissel (Wirtschaft). 


Draptberidht der Münchner Neueften Nadrihten 


Münden, Gemsiag, 9. November I91A, mittags | Ihr 


Abdankung des Kailers 
Eine deutfhe National-Berfammlung 


WTB. Berlin, 9. November (Drabtbericht! 


Der KRaifer und König hat fich entichlofien, dem Throne zu entfagen. 

Der Reichstanzler bleibt noch jo lange im Annte, bis die mit der KAbdantung 
Des Kaifers, dem Thronverziht des Kronprinzen des Deutichen Reiches 
und von Preußen und der Einfegung der Negentfhaft verbundenen Sagen 
geregelt find. Er beabfichtigt, dem Negenten die Ernennung des josialdemoftatijchen 
Abgeordneten Ebert zum Neichstanzler und die Dorlage eines Geiegentwurfes 
wegen der fofortigen Ausfchreibung allgemeiner Wahlen für eine 


verfaffunggebende deutfhe Nationalverfammlung 


vorjuichlagen, der es obliegen würde, die fünftige Staatsform des" deutichen 
Dolfes einjchlieglich der Dolfsteile, die ihren Eintritt in die Neichsgrenzen 


mwünfchen jollten, endgültig. feftzuftellen. 


Berlin, 9 November 1918 


Der Neichstanzler: Mar, Brinz von Baden. 


che Regelung ist dringend erfor- 
derlich, um der bisherigen Euro- 
papolitik der Bundesregierung 
überhaupt eine gültige Rechts- 
grundlage zu geben, daran dann 
auch zu messen sein wird, und 
den von den Siegermächten 
eingeführten »Sonderstatus« 
Deutschlands in internationalen 
Organisationen aufhebt und 
Deutschland ohne Vorbehalte 
wieder zum echten Vollmitglied 
macht. 

Nur ein freier und gleichberech- 
tigter deutscher Gesamtstaat, 
der nicht mehr genötigt werden 
kann, eine »Scheckbuch-Politik« 
treiben zu müssen, wird in einer 
europäischen Friedensordnung 
seine volle Kraft zum Wohle Eu- 
ropas einsetzen können. 

Die erst durch den unumgängli- 
chen Friedensvertrag gegebene 


EL 


innerstaatliche und außenpoliti- 
sche Souveränität ist Vorausset- 
zung, um ohne fremde Einmi- 
schung und Bevormundung alle 
die Deutschen und Deutschland 
betreffenden Fragen endgültig in 
eigener Verantwortung und nach 
bestem Wissen und Gewissen re- 
geln und lösen zu können. 


Ob es sich um die Beendigung 
der »Umerziehung«, der Einfüh- 
rung der Menschenbildung ohne 
parteiliche Ideologie oder Kon- 
fliktstrategie, die Freiheit der 
Wissenschaft und Forschung, die 
Lösung aller Sozialfragen ein- 
schließlich der Beseitigung der 
Arbeitslosigkeit, die Bekämp- 
fung der auswuchernden Krimi- 
nalität, des Mißbrauchs des Asyl- 
rechts und der Abtreibung, und 
vieles, anderes mehr handelt, - 


alle diese Probleme sind erst er- 
folgreich nach einem Friedens- 
vertrag mit voller Souveränität 
lösbar. 


Wer einen Friedensvertrag für 
überflüssig hält oder verhindern 
will, läßt uns Deutsche weiterhin 
»Objekt und Spielball« in der 
Weltpolitik und Deutschland 
»Spielfeld ausländischer Interes- 
sen« sein. Er handelt gegenüber 
Volk und Vaterland unverant- 
wortlich. 


Mit einem Wort von Dolf Stern- 
berger aus dem Jahr 1957 sei hier 
gemahnt: »Das Vaterland ist die 
Republik, die wir uns schaffen. 
Das Vaterland ist die Verfassung, 
die wir lebendig machen. Das Va- 
terland ist die Freiheit, deren wir 
uns nur wahrhaft erfreuen, wenn 


wir sie selber fördern, nutzen und 
bewachen.« 


Einheit und Freiheit des deut- 
schen Volkes auf der Grundlage 
der Selbstbestimmung und unter 
den Bedingungen des geltenden 
Völkerrechts sind ein gemeinsa- 
mes Friedensziel aller Deut- 
schen. 


Die Ereignisse unserer Zeit leh- 
ren uns, wie schnell sich die poli- 
tischen Machtverhältnisse än- 
dern können, daß Recht und 
Wahrheit sich durchsetzen kön- 
nen, daß Geduld und Mut be- 
lohnt werden, daß es aber auch 
notwendig ist, in der Demokratie 
dafür zu sorgen, daß die Besten 
in die Verantwortung kommen 
und unser Volk vertreten. 


Noch ist Deutschland nicht verlo- 
ren. Die Entscheidung über 
Deutschland steht noch aus. Der 
grundgesetzliche Auftrag an das 
deutsche Volk ist trotz aller Täu- 
schungsversuche noch nicht er- 
füllt. Niemand hat daher das mo- 
ralische Recht, die Hände untätig 
in den Schoß zu legen. Gleichgül- 
tigkeit und Unkenntnis müssen 
schnell überwunden werden. 


Eine »indische Weisheit« lehrt 
uns zu bedenken: »Ein kleiner 
Geist wägt, was ihn hindern 
kann, und furchtsam wagt er 
nicht, an’s Werk zu gehen.« 


Das Hindernis bewegt den 
Durchschnittsmann, von dem 
was er begonnen hat, abzusehen. 
Ein wahrhaft Großer aber läßt 
nicht nach, das auszuführen, was 
er begonnen, ob sich auch Hin- 
dernisse tausendfach auftürmen, 
bis er den Erfolg gewonnen. Ar- 
beiten wir alle für diesen Erfolg: 
Es geht um Deutschland! O 


Banker- 
Journal 


Mexiko kommt 
Bronfman 
entgegen 


Edgar Bronfman, Vorsitzender 
des Jüdischen Weltkongreß und 
Magnat des Schnaps-Imperiums 
Seagram’s, erhielt von dem mexi- 
kanischen Präsidenten Carlos Sa- 
linas de Gortari ein feierliches 
Versprechen, daß Mexiko dafür 
stimmen werde, daß die 1975:ver- 
kündete UNO-Resolution, in der 
der Zionismus als Rassismus ver- 
urteilt wurde, rückgängig ge- 
macht wird. 


Bronfman, der bei seinem Ge- 
spräch mit Salinas von zwei pro- 
minenten Mitgliedern der mexi- 
kanischen jüdischen Gemeinde 
begleitet war, sagte, daß Israel 
danach strebe, die Resolution 
von 1975, die »nicht nur einfach 
israelfeindlich, sondern antisemi- 
tisch ist«, rückgängig zu machen. 


Bronfman erklärte, das Thema 
sei aufgekommen, als er und Sali- 
nas »über den größten Erfolg, 
den Mexiko in den letzten beiden 
Jahren errungen habe, sprachen. 
Nach einem Überblick darüber, 
wie das North American Free 
Trade Agreement Nordamerika 
zu einem der größten Markt- 
blocks der Welt machen wird, 
brachte ich die Resolution der 
Vereinten Nation, Zionismus sei 
Rassismus, zur Sprache«. 


Was Salinas als Gegenleistung an- 
geboten wurde, berichtete die 
mexikanische Pressenicht. U 


Die steigende 
Armut 
Amerikas 


Robert Luckert, Vorsitzender 
des Department of Social Com- 
munication of Latin American 
Bishops Council (CELAM) 
sagte, die katholische Kirche ver- 
urteile die enorme soziale Unge- 
rechtigkeit auf dem Kontinent 
und strebe danach, »der politi- 
schen Führung, die die konkrete 
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Realität der Ungerechtigkeit 
nicht zur Kenntnis nehmen will, 
die Augen zu öffnen«. 


Er wies warnend darauf hin, daß 
die Region »wegen der Blindheit 


und Gefühllosigkeit der Regie- 


rungen gegenüber einer verarm- 
ten, an den Rand gedrängten und 
ungerecht behandelten Bevölke- 
rung vor einer unvorhersehbaren 
sozialen Explosion steht«. 


Er machte sich dann über die evan- 
gelisch-protestantischen Sekten 
her und verdammte die »elektro- 
nische- Kirche«, die »Tele-Evan- 
gelisten«, die. den Glauben und 
die Kultur des Volkes auslöschen. 
Er fuhr fort, das Ziel dieser Sek- 
ten sei nicht, »die Völker der Re- 
gion zu charakterisieren, sondern 
sie antikatholisch zu machen, um 
den Kontinent zu teilen und ihn 
gegen das neo-liberale Modell, 
das sie uns auferlegen wollen, 
verteidigungsloszumachen«. U 


Indien verkauft 
Forschungs- 
reaktoren 


Indiens staatseigene Kernindu- 
strie berichtet, sie plane den Ver- 
kauf von Reaktoren an Entwick- 
lungsländer zu Forschungszwek- 
ken. Der Schritt sei mit Indiens 
Notwendigkeit, die Devisenre- 
serven des Landes aufzustocken, 
verbunden. Der Leiter der Reak- 
tor-Gruppe in Indiens Atomfor- 
schungszentrum, Mr. S. K. Nata, 
sagte, Indien sei bereit, Kernre- 
aktor-Ingenieurtechnik, Isoto- 
pen- und Strahlungstechnologie 
und andere Elektronik und Meß- 
geräteausrüstung zu verkaufen. 
Obwohl er die Namen der betref- 
fenden Länder nicht bekannt- 
gab, sagt er, die Technologie 
werde an Länder verkauft, die 
sich streng an die internationalen 
Sicherheitsnormen halten. m) 


Schwedischer 
Bericht nennt 
Peru das ärmste 
Land 


Das Volk von Peru sei das ärmste 
in der Welt geworden, verlautet 
aus einem schwedischen Think 
Tank (Beratergremium). Eine 
kürzlich von der Radda-Barnen- 


Stiftung herausgegebene Studie 
mit dem Titel »Der Schock der 
neunziger Jahre« dokumentiert 
diese Behauptung und weist dar- 
auf hin, daß unter Präsident 
Alberto Fujimoris »Schockpro- 
gramm« des Internationalen 
Währungsfonds (IWF) des letz- 
ten Sommers die Preise für fast 
alles zwischen zwei und 30 Pro- 
zent gestiegen sind, während die 
Löhne und Gehälter nur um 100 
Prozent gestiegen seien. Und da 
immer noch Inflation herrscht, 
ist nach Auffassung des IWF der 
»Bedarf« immer noch zu hoch. 


Fujimoris Maßnahmen brachten 
die Armut auf bislang unbe- 
kannte Tiefen, und es gibt kein 
unmittelbares Potential zur Bes- 
serung der Lage. Aus der Studie 
geht hervor, daß Tausende von 


Arbeitern ihre Arbeit verloren. 


haben, viele kleine und mittel- 
große Fabriken geschlossen wur- 
den, da der Absatz stockte, und 
dies habe eine dauerhafte »Re- 
zession« hervorgebracht. Der Le- 
bensstandard in Peru sei bereits 
unter dem von 1950, bevor Fuji- 
mori am 10. August 1991 das 
IWF-Programm einführte, und 
jetzt hat die Arbeitslosigkeit und 
Kurzarbeit acht Prozent bezie- 
hungsweise 81 Prozent erreicht. 
Viele Haushalte können nicht 
einmal die Hälfte des vorge- 
schriebenen wöchentlichen 
Marktkorbes kaufen. 


Die Einführung des Programms 
sei»schwer zu verstehen in einem 
Land wie Peru, wo 60 Prozent der 
Bevölkerung wegen ihres gerin- 
gen Einkommens bereits Pro- 
bleme mit ihrem Lebensunter- 
halt haben«, heißt es in der Stu- 
die. 


Kinder wurden auch befragt, wie 
sie davon betroffen seien, darun- 
ter die wachsende Anzahl derje- 
nigen, die die Schule verlassen 
mußten, um für ihre Familien zu 
arbeiten. Die Anzahl der ver- 
wahrlosten Kinder sei von 
100000 auf 190000 gesteigen, 
und die der Menschen, die nur 
eine Mahlzeit pro Tag zusichneh- 
men, sei von 0,3 auf drei Prozent 
gestiegen. Die Zahl derjenigen, 
die nur zwei Mahlzeiten am Tag 
zu sich nehmen, sei von zehn auf 
21 Prozent der Bevölkerung ge- 
stiegen: Und 50 Prozent der Fa- 
milien, die einen Doktor aufsu- 
chen müßten, können das nicht 
tun, weil die Regierung für die 
Armen keinen sozialen Notplan 
aufgestellt hat. m) 


Vietnam schlägt 
Entwicklungs- 
fonds vor | 


Dr. Nguyen Xuan Oanh, ein 
Wirtschaftsberater der vietname- 
sischen Regierung und einer der 
wenigen südvietnamesischen Re- 
gierungsbeamten, die bei Kriegs- 
ende zu den Kommunisten über- 
gegangen waren, schlug die 
Schaffung eines Indochina-Ent- 
wicklungsfonds als gemeinsame 
Einrichtung Vietnams, Kambod- 
schas und Thailands vor. Der 
Fonds soll aus zusammengeleg- 
ten Ressourcen der Asian Deve- 
lopment Bank und der Geberlän- 
der, wie die der Association of- 
South-East Asian Nations 
(Asean), gebildet werden. 


Er schlug auch vor, daß die drei 
indonesischen Staaten einen Aus- 
schuß auf ministerialer Ebene 
zur Leitung der Wirtschaftsrefor- 
men und der Zusammenarbeit 
ins Leben rufen sollten. 


Der Zweck solcher Aktionen sei 
es, Indochinas Isolation ein Ende 
zu bereiten. »Verständlicher- 
weise sollte der erste Schritt mit 
einem regionalen Plan, wie 
Asean, und später mit internatio- 
nalen Organisationen vorgenom- 
men werden.« 


Die Vorschläge wurden auf einer 
Konferenz über Indochina ge- 
macht, die vom East-West Center 
Alumni der Harvard University 
organisiert wurde. Oanh ist Ab- 
solvent der Harvard University. 


Der angel- 
sächsische 
Virus bei den 
Bankern 


»Betriebsführungskenntnisse 

werden in der Sowjetunion noch 
lange Zeit ein rarer Artikel sein«, 
schrieb der Wirtschaftswissen- 
schaftler an der Oxford Univer- 
sity, Peter Oppenheimer, im Lon- 
doner »Independent«. Unter der 
Schlagzeile »The Virus Moscow 
Needs to Avoid« (»Der Virus den 
Moskau vermeiden muß«), 
schrieb er, daß, wenn die Sowjets 
darin unterrichtet werden wol- 
len, wie sie ihr Bankwesen refor- 


mieren können, »sie zu den Deut- 
schen oder Franzosen gehen soll- 
ten. Wenn sie sich jedoch damit 
zufriedengeben, es finanziell den 
Gebrauchtwagenhändlern gleich- 
zutun, dann wird man sie in Lon- 
don oder New York willkommen 
heißen«. 


Oppenheimer charakterisierte 
das Bankwesen sowohl der USA 
als auch des Vereinigten König- 
reiches über das vergangene Jahr- 
zehnt hinweg als »beklagens- 
wert«. Nicht nur der Geldverleih 
an die Dritte Welt sei »ärgerlich«, 
sondern auch die »anschließende 
Verfolgung von Alternativen... 
von zweifelhaften Beweggrün- 
den«. Die »Begeisterung für die 
viktorianische Marktfreiheit« im 
Vereinigten Königreich sei glei- 
chermaßen katastrophal, argu- 
mentierte er. Oppenheimer 
nannte die Politik der Banker 
»den angelsächsischen Virus«, 
der im Gegensatz zu den Bank- 
wesen auf dem europäischen 
Kontinent, die »im großen und 
ganzen vermieden haben, wegen 
finanzieller Freiheiten über Bord 
zu gehen, zu spekulativen Exzes- 
sen und Zusammenbrüchen« ge- 
führt habe. 


»Die Einstellung zur Wirtschafts- 
politik auf dem Kontinent weist 
- eine dirigistischere Tendenz als in 
Amerika oder Großbritannien 
auf... Es ist bekannt, daß Banken 
auf dem Kontinent, speziell in 
Deutschland, viel engere Bezie- 
hungen zu den Führungskräften 
von Industriebetrieben und Han- 
delsfirmen unterhalten als dies in 
Großbritannien der Fall ist... Au- 
ßerdem fällt bei der kontinenta- 
len Bankenstruktur eine weniger 
prominente Rolle an der Wertpa- 
pierbörse als in den angelsächsi- 
schen Ländern, und dementspre- 
chend weniger Besorgnis unter 
den Geschäftsleuten bei kurzfri- 
stiger Veränderung der Marktbe- 
wertung ihrer Firmen, auf«. DI 


Norwegische 
Bankenkrise 
weitet sich aus 


Die norwegische Regierung 
wurde gezwungen, der Fokus 
Bank, die drittgrößte Bank des 
Landes, durch Sicherheitslei- 
stung aus der Patsche zu helfen. 


Fokus hat in den ersten sechs Mo-. 


naten dieses Jahres mehr als 81 
Millionen Dollar verloren und 


ist, wie aus skandinavischen 
Bankkreisen verlautet, praktisch 
zahlungsunfähig. 


Die norwegische Bankkrise hat 
den Versicherungsfonds des Lan- 
des stark erschöpft und zwingt 
die Regierung in den letzten Wo- 
chen dazu, neues Kapital zu inji- 
zieren. Sie hat die Regierung 
auch dazu gezwungen, einen Aus- 
schuß zu bilden, der die sich stän- 
dig verschlimmernde Lage unter- 
suchen soll. 


Norwegens Bankprobleme ge- 
hen auf das Jahr 1984 zurück, als 


die Brundtland-Regierung damit 


begann, eine Entregulierung des 
Finanzwesens »amerikanischen 
Stils« einzuführen, die es den 
Banken ermöglichte, mit Immo- 
bilien und auf anderen. hohen Ri- 
sikobereichen zu spekulieren. 


CODE erfuhr: »Als der Ölpreis 
1986 zusammenbrach, war das 
der Anfang vom Ende. Die Re- 
gierung versuchte dann 1988, sich 
von ihrer Abhängigkeit von der 
Ölwirtschaft zu lösen und schuf 
als Folge davon ihre eigene Ver- 
sion einer »Schocktherapie«, die 
die Wirtschaft drei Jahre lang in 
der Flaute hielt. Die Folgen wa- 
ren in vieler Hinsicht denen bei 
der österreichischen Kreditan- 
stalt, sagen wir einmal in den Jah- 
ren 1927 bis 1931 ähnlich, als zah- 


‘ Jungsunfähige Industriebetriebe 


von Banken übernommen wur- 
den und diese zahlungsfähig 
machten, was wiederum zu ei- 
nem Bailout durch die Staats- 
bank und schließlich durch die 
österreichische Regierung 
führte.« 


Die Krise breitet sich langsam in 
ganz Skandinawien aus. Schwedi- 
sche Banken sollen dieser Krise 
auf dem norwegischen Bank- 
markt am stärksten ausgesetzt 
sein. F} 


UN-General- 
sekretär ruft 
zum Schulden- 
erlaß auf 


Der Generalsekretär der Verein- 
ten Nationen, Javier Perez de Cu- 
ellar, hat einen Aufruf zur Annul- 
lierung aller bilateralen und Ex- 
portkreditschulden Afrikas erlas- 
sen. Er hat seinen Bericht mit 
dem Titel: »The Economic Crisis 


in Africa« (»Die Wirtschaftskrise 
in Afrika«) der Generalversamm- 
lung vorgelegt, der sich mit einer 
vorhandenen Schuldenlast von 
über 270 Milliarden Dollar be- 
schäftigt. Der Bericht besagt, 
daß Afrikas derzeitige Schulden 
doppelt so hoch sind, wie die von 
1980 und 90 Prozent von Afrikas 
jährlichen Gesamtausstoß an Wa- 
ren und Dienstleistungen ent- 
spricht. Sowohl die Preise für Ver- 
brauchsgüter als auch die reale 
offizielle Hilfsleistung waren in 
den achtziger Jahren rückläufig. 


Das Rennen um 
den höchsten 
Posten bei der 
UN 


Der Generalsekretär der Verein- 
ten Nationen, Javier Perez de Cu- 
ellar, tritt Ende des Jahres in den 
Ruhestand. Aus Kreisen der 
UNO verlautet, man rechne da- 
mit, daß sein Nachfolger aus ei- 
ner Liste von Kandidaten ge- 
wählt wird, die von der UN-Asso- 
ciation der. Vereinigten Staaten 
vorgelegt wurde. 


Die auf dieser Liste aufgeführten 
Personen, die alle ihr Interesse 
an dem Posten bekundet haben, 
sind: Sadruddin Aga Khan, Exe- 
cutive Delegate (Geschäftsfüh- 
render Delegierter) des General- 
sekretärs; Ali Alatas, Außenmi- 
nister von Indonesien; Oscar 
Arias Sänchez, ehemaliger Staats- 
präsident von Costa Rica; Gro 
Harlem Brundtland, Minister- 
präsidentin von Norwegen; 
Jimmy Carter, ehemaliger ameri- 
kanischer Präsident; Bernard 
Chidzero, Finanzminister von 
Zimbabwe; Kenneth Dadzie aus 
Ghana, der Generalsekretär der 
Unctad; Jan Eliasson, schwedi- 
scher Botschafter bei den Verein- 
ten Nationen; Boutros Ghali, 
stellvertretender Premiermini- 
ster von Ägypten; Pehr Gyllen- 
hammer aus Schweden; Tommy- 


‚Koh aus Singapur, Vorsitzender 


des Vorbereitungsausschusses für 
den Eco-92-Gipfel; Olusegun 
Obasanjo, ehemaliger Staatsprä- 
sident von Nigeria, Olara 
Otunna aus Uganda, Präsident 
der International Peace Aca- 
demy; Eduard Schewardnadze, 
ehemaliger Außenminister der 
UdSSR; Maurice Strong aus Ka- 
nada, Generalsekretär der Kon- 


ferenz der Vereinten Nationen 
für Umweltschutz, und Margaret 


Thatcher, ehemalige. britische _.. 


Premierministerin. ' 


Der ehemalige Unterstaatssekre- 
tär der Vereinten Nationen, Ge- 
neral Martii Ahtisaari, jetzt Ge- 
neralsekretär des finnischen Au- 
ßenministeriums, wird nicht als 
Kandidat für den Posten angese- 
hen, obwohl er zunächst als mög- 
licher Nachfolger von P£rez de 
Cuellar in Erwägung gezogen 
worden war. Wie das in New York 
ansässige »Diplomatic World 
Bulletin« schreibt, betrachtete 
die UN-Association der Vereinig- 
ten Staaten »zusammen mit vie- 
len gutunterrichteten Diploma- 
ten den korpulenten Finnen als 
Nichtstarter. Wenn er überhaupt 
jemals ernsthafte Ambitionen ge- 
habt hat, dann dürfte jener Be- 
richt über die »beinahe apokalyp- 
tischen< Verwüstungen, die der 
von den Vereinten Nationen ge- 
billigte Militäreinsatz gegen den 
Irak angerichtet hat, seine Chan- 
cen torpediert haben.« Oo 


Japan will in 
Rußland 
investieren 


»Die Ansicht der japanischen In- 
dustrie ist derzeit, daß wir den 
russischen Bus< nicht verpas- 
sen«, erfuhr CODE aus gut un- 
terrichteten Kreisen. »Japani- 
sche Firmen sind sehr begierig, in 
russisches Ol und Gas zu investie- 
ren, da sie wissen, daß, wenn sie 
das tun können, sich dies für Ja- 
pans Wirtschaftsstabilität sehr 
positiv auswirken wird. Die An- 
sicht der Mehrheit nach den Er- 
eignissen der letzten Woche in 
Moskau (der fehlgeschlagene 
Putschversuch) ist, daß >jetzt die 
Zeit gekommen ist, das Tor zu 
Rußland und den anderen Repu- 
bliken zu öffnen«.« 


Weiter heißt es: »Dies ist der 
Grund, warum Außenminister 
Nakayama in Moskau ist, um die 
Gespräche über die Kurilen neu 
zu eröffnen. Jelzin sagte auch, er 
glaube, daß es Zeit ist, über eine 
Rückgabe der Inseln zu verhan- 
deln. Die Lösung der Insel- 
Frage, die zu diesem Zeitpunkt 
für beide Seiten nur ein irrationa- 
les Symbol ist, würde das Tor zu 
einer umfassenden Wirtschafts- 
hilfe aufstoßen.« 
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Aktien 


Die Börse 
verkommt zur 


Spielhalle 


Michael Kabend 


Die Aktienbörse ist bei gewissenhafter Anwendung ein für die Un- 
ternehmensfinanzierung hervorragend geeigneter Kapitalmarkt. 
Durch die Publikationspflicht der Unternehmen und der weitrei- 
chenden Auskunftsrechte der Aktionäre könnte dieser auch sehr gut 
der breitgestreuten Vermögensbildung auch kleinerer Anlegerkreise 
dienen. »Könnte« deswegen, weil sich gerade in den vergangenen 
Monaten gezeigt hat, daß die Aktienbörse immer mehr einer Spiel- 
hölle gleicht, wo die Zocker das große Geld machen und der kleine 


Anleger oftmals der Dumme ist. 


Werden einmal Mißstände aufge- 
deckt, dann tut das Großkapital 
alles, um dies so weitgehend wie 
möglich zu vertuschen. Jüngstes 
Beispiel hierfür ist der soge- 
nannte »Insiderskandal«. Bereits 
dieser Name ist (gewollt) irrefüh- 
rend, da es sich alleine des techni- 
schen Ablaufs wegen um gar kei- 
nen Insiderhandel handeln kann. 


Für die Händler 
die schnelle Mark 


Unter Insidern versteht man, 
wenn Angehörige von Unterneh- 
men, die über interne Dinge, die 
den Aktienkurs beeinflussen 
können, informiert sind und auf- 
grund dieses Wissensvorsprungs 
Aktien kaufen oder verkaufen 
und damit einen Gewinn erzielen 
oder. Verluste vermeiden. 


Dieses trifft aber für den vorlie- 
- genden Fall nicht zu. Vielmehr 
haben sich dort nach neuesten Er- 
kenntnissen einige Händler, spe- 
ziell die von den besonders star- 
ken Kurssprünge machenden Op- 
tionsscheinen, zusammenge- 
schlossen und dort Gewinne zu 
Lasten der Anleger gemacht. Al- 
lerdings soll dies nur eine Hand- 
voll Händler gewesen sein, die 
diesen volatilen Markt aber be- 
reits beeinflussen konnten. Die 
derzeit genannte Zahl von 200 
betroffenen. Händlern betrifft 
auch die Händler, die sich im 
Kundengeschäft nichts zuschul- 
den kommen ließen, »lediglich 
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vergaßen«, ihre Gewinne auch 
ordnungsgemäß beim Finanzamt 
zu deklarieren. 


Hierunter wie auch beim soge- 
nannten »Frontrunning« haben 
aber die Anleger nicht zu leiden. 


Unter »Frontrunning« versteht 
man, wenn der Händler einer 
Bank weiß, daß ein Kunde seines 
oder eines anderen Instituts eine 
riesige Order in den Markt legen 
wird, die den Kurs massiv beein- 
flussen wird. Also kauft der 


Händler diese Aktien schnell und‘ 


verkauft sie, wenn diese Großor- 
der dann wirklich in den Markt 
gelegt wird, mit Gewinn. Da aber 
bei den in der Regel in Frage 
kommenden Werten täglich Um- 
sätze : von mehreren‘ tausend 
Stück zustandekommen, ist es 
für den Anleger uninteressant, 
wenn ein Händler sich mal viel- 
leicht 100 oder auch 500 Aktien 


selber kauft. Zudem wäre der _ 


Kurs auch ohne diesen Vorkaufin 
die Höhe gegangen. 


Das Geschäft 
mit Gerüchten 


Der eigentliche Skandal, der 
durch einen in mehreren Börsen- 
diensten veröffentlichten anony- 
men Brief ausgelöst wurde, sieht 
aber ganz anders aus. Danach 


sollen sich einige Händler, wie 


bereits oben erwähnt, in beson- 
ders leicht zu beeinflussenden 
Marktsegmenten, speziell dem 


Markt der Optionsscheine, zu- 
sammengetan haben, um durch 
das gezielte Ausstreuen von Ge- 
rüchten bei gleichzeitiger ent- 
sprechender Kursbewegung des 
Optionsscheins Käufer anzulok- 
ken. Während diese Händler 
dann die »schnelle Mark« mach- 
ten, waren die Anleger die letz- 
ten, »die von den Hunden gebis- 
sen wurden«. 


In der Vergangenheit beobachte- 
ten Börsenexperten oftmals ver- 
wundert, daß irgendwelche Auf- 
kaufgerüchte an den acht deut- 
schen Börsen die Runde mach- 
ten, gleichzeitig der Kurs des ent- 
sprechenden "Optionsscheins - 
der bekanntlich das Recht ver- 
körpert, die Aktien der jeweili- 
gen Gesellschaft zu einem be- 
stimmten Kurs zu erwerben und 
der aufgrund des deutlich unter 
dem Aktienkurs liegenden Notiz 
eine deutliche Hebelwirkung 
hat; wenn der Kurs einer Aktie 
um fünf Prozent steigt, kann der 
jeweilige Optionsschein durch- 
aus Kursgewinne von 20 oder 30 
Prozent verbuchen - deutlich an- 
zog, sich die Gerüchte dann aber 
zumindest als falsch oder nicht 
zutreffend herausstellten. 


Und gerade die Optionsscheine 
bieten sich aufgrund ihres oft- 
mals sehr niedrigen Kurses bei 
entsprechendem Hebel für derar- 
tige Manipulationen .an. Diese 
gehen dann wie folgt vor sich: 


Händler A kauft sich ein paar 
Stücke für sagen wir mal 40 
Mark, streut — selber oder über 
Komplizen - erste Gerüchte aus 
und verkauft die Scheine dann 
mit 45 Mark an Händler B. Die 
Gerüchte werden immer lauter, 
und die Scheine werden mit 50 
Mark an Händler C verkauft. 
Schließlich verdichten sich die 
Gerüchte immer mehr, werden 
nun auch einer breiten Offent- 
lichkeit bekannt, und Händler C 
verkauft diese zu 55 Mark an Pri- 
vatanleger. Da nun keine Händ- 
ler mehr an der Sache verdienen 
können, fallen die Gerüchte wie 
ein Kartenhaus in sich zusam- 
men, und der Bankkundenbera- 
ter erklärt - zumeist selber nichts 
ahnend -, daß die Spekulation 
des Kunden leider nicht aufging. 


Die Spuren 
wurden verwischt 


Um solche sogenannten »Ringge- 


schäfte« soll es sich bei der jüng- 


sten Frankfurter Affäre gehan- 
delt haben. Da der Anonymus 
dies aber - vielleicht, um seine 
Identität zu verwischen - fälschli- 
cherweise Insiderskandal ge- 
nannt hatte, nutzte das Großka- 
pital dies aus. 


Die Insiderkomission, über die 
jede Börse verfügt, und die 
Staatsanwaltschaft ermittelten 
wegen Insiderverstöße - und fan- 
den natürlich nichts dergleichen 
— lediglich Steuerverstöße, die 
aber nichts mit Kursmanipulatio- 
nen zu tun haben -. Folglich 
konnte Frankfurts Börsenchef 
Rüdiger Rosen, über den in 
Händlerkreisen wegen seiner 
»Kompetenz« nur gelächelt wird, 
mit stolz geschwellter Brust ver- 
künden -— natürlich unterstützt 
von der auf Anzeigen angewiese- 
nen Presse und einiger willfähri- 
ger Fernsehsender -: »Es gibt kei- 
nen Insiderskandal; die entspre- 
chenden Recherchen haben 
nichts derartiges zutage ge- 
bracht.« Recht hat er, nur stand 
dies schon von vorneherein fest. 


Mehrere Händler wurden zwar 
von den Banken gefeuert, doch 
hatte dies ihren Angaben zufolge 
nichts mit Manipulationen zu La- 
sten von Kunden zu tun, sondern 
lediglich mit Verstößen gegen 
bankinterne Regelungen. 


Dabei hatten die Banken in der 
Vergangenheit ihre Händler 
durch relativ geringe Gehälter 
quasi aufgefordert - und dies in 
Anstellungsgespräcken auch 


durchklingen lassen -, Nebenge- 


schäfte zu tätigen und sich damit 
ein ordentliches Salär nebenher 
zu verdienen. 


Der Skandal 
wurde unterdrückt 


Und es wurde ihnen auch so ein-, 


fach wie nur irgend möglich ge- 
macht. So werden in der Regel 
Eigengeschäfte der Bank, die je- 
der Händler in einem vorher ab- 
gesteckten Rahmen betreiben 
darf, erst nach Schluß der drei- 
stündigen Börsensitzung abge- 
rechnet. Sah nun ein Händler in 
einem bestimmten Papier große 
Kurschancen, kaufte er es zu Bör- 
senbeginn, ließ in seinem Order- 
büchlein aber offen, auf wesen 
Rechnung er es kaufte. Ging die 
Rechnung auf und stieg die Aktie 
oder der Optionsschein, dann 


verkaufte er sie auf seine Rech- ° 


nung oder nahm sie ins eigene 


r 
7 


Depot, wenn er sich noch mehr 
Kurschancen hiervon versprach. 


Merkte er aber, daß er einer Fehl- 
spekulation aufgesessen war, 
rechnete er es einfach auf Nostro 
ab. Den Schaden hatte also die 
Bank und damit die Aktionäre! 


Marktkenner vermuten nun, daß 
. derartige in zu großem Umfang 
getätigte Geschäfte sowie Ring- 
geschäfte der Grund für die Ent- 
lassungen etlicher Händler wa- 
ren. In der Öffentlichkeit ist die- 
ses Thema mittlerweile fast ver- 
gessen. Die Banken haben es 
also mal wieder geschafft, einen 
Skandal zu unterdrücken, wenn- 
gleich fairerweise gesagt werden 
muß, daß es sich hierbei um nur 
einige schwarze Schafe handelte, 
viele Banken wohl selber über 
das Ausmaß überrascht waren. 


Dem anonymen’ Briefschreiber 
zufolge sollen auch Topetagen bis 
hin zum Vorstand an diesen Ge- 
schäften beteiligt gewesen sein - 
namentlich genannt wurde das 
Vorstandsmitglied der Deut- 
schen Bank, Breuer —. Allerdings 
wurden diese Herren, wie auch 
nicht anders zu erwarten war, von 
jeglicher Schuld freigesprochen. 


Doch das oben geschilderte war 
und ist nicht die einzige Möglich- 
keit, den derzeit sehr anfälligen 
Markt zu manipulieren oder sa- 
gen wir, feiner ausgedrückt, die 
Tendenz in die eine oder andere 
Richtung zu schieben. Die Mög- 
lichkeit hierfür bietet der Termin- 
markt oder kurz ausgedrückt die 
DTB (Deutsche Terminbörse). 


Seit einiger Zeit istesnun auch in 
der Bundesrepublik erlaubt, Ter- 
mingeschäfte mit Aktien und In- 
.dices zu tätigen. Wer also bei- 
spielsweise der Meinung ist, daß 
der DAX-Index bis zum Jahre- 
sende auf 1400 Punkte fällt (der- 
zeit etwa 1570 Punkte), der ver- 
kauft den DAX auf dem jetzigen 
Niveau. Dies hat zur Folge, daß 
an der DTB der DAX fällt und 
damit gleichzeitig —- noch ver- 
stärkt durch die momentanen 
sehr geringen Umsätze — auch 
der DAX-Index an der normalen 
Börse unter Druck gerät. 


Spielball finanz- 
starker Kräfte 


So können also schon mit relativ 
kleinen Beträgen, die aufzubrin- 
gen für institutionelle Anleger 


keinerlei Problem ist, die Kurse 
nach unten - und umgekehrt 
auch genau so schnell nach oben 
-ziehen. 


Besonders stark werden diese 
Kursausschläge an den Aus- 
übungsterminen an .der DTB, 
wenn also entsprechende Optio- 
nen auslaufen. Je nachdem wie 
dort die Mehrheit spekuliert hat, 
versucht sie nun, die Kurse auch 
in diese Richtung zu ziehen. 


Wer also auf sinkende Kurse ge- 
setzt hat, versucht nun, durch 
Handeln in ausgesuchten DAX- 
Werten oder über DAX-Termin- 
kontrakte den Index unten zu hal- 
ten — ebenso bei Spekulation in 
einzelnen Aktien — Und der 
kleine Anleger hat nahezu keine 
Möglichkeit gegen die geballte 
Macht des Großkapitals anzu- 
kommen. 


So ist es dann heutzutage keine 
Seltenheit mehr, daß die Makler 
bei den anhaltend sehr geringen 
Umsätzen in erster Linie auf die 
DTB achten und die Kurse in die 
Richtung ziehen, die von dort 
vorgegeben wird. Wenngleich 
dies sicherlich nicht gegen gesetz- 
liche Regelungen verstößt, hat 
dies aber auch nichts mehr mit ei- 
ner ordentlichen Kursfeststel- 
lung zu tun. Vielmehr wird der 
Markt immer mehr zu einem 
Spielball finanzstarker Kräfte. 


AlsVorteilder DTB wird von den 
Befürwortern - zu denen auch 
hier besonders Deutsche Bank- 
Breuer zählt - immer wieder ge- 
nannt, daß der in der Vergangen- 
heit sehr lahme deutsche Markt 
hierdurch beweglicher und damit 
auch für das Ausland attraktiver 
wird. 


Dies stimmt nur teilweise. Denn 
in erster Linie wird der Markt für 
die Zocker interessanter. Der se- 
riöse Anleger überlegt sich aber, 
ob er nicht viel lieber etwa an 
Wall Street oder in London Ak- 
tien kaufen soll, wo die Umsätze 
auch in ruhigen Börsenzeiten 
weitaus höher als in Deutschland 
und die Manipulationsmöglich- 
keiten über den Terminmarkt 
weitaus geringer sind. 


US-Banken 


Der fatale 
Hane zur 


Große 


David Hudson 


Der Hang zur Größe im amerikanischen Geschäftsleben, ein Trend, 


den die Eine-Weltler lieben, die immer größer werdende amerikani- 
sche Firmen als die einzigen geeigneten Wettbewerber - und Kol- 
laborateure — mit ausländischen Megagesellschaften ansehen, ist 
weit fortgeschritten. Er hat schon seit langem die Anzahl der ameri- 
kanischen Autohersteller auf drei reduziert; früher miteinander im 
Wettbewerb liegende Eisenbahngesellschaften zu einer Handvoll re- 
gionalen Transportgesellschaften kombiniert und läßt jetzt die An- 
zahl der Luftlinien unter amerikanischer Flagge schrumpfen. Es 


falls konsolidieren. .. 


Es gibt heute etwa 12 200 Han- 
delsbanken in den USA, von 
Megabank-Geldzentren wie Citi- 
Corp und Bank America bis hin- 
unter zu Tausenden von kleinen 
Gemeindebanken, die nur eine 
Geschäftsstelle haben und klei- 
neren Städten und ländlichen Ge- 
genden dienen. 


Seit über 50 Jahren — zwischen 
1934 und 1986 -— schwankte die 
Anzahl der versicherten Han- 
delsbanken geringfügig zwischen 
14 000 und 15 000. Ende 1986 
gab es 14 209 versicherte Han- 
delsbanken. Nach der Statistik 
der Federal Deposit Insurance 
Corporation (FDIC) ging 1987 
die Anzahl der versicherten Ban- 
ken auf 13 701, dann 1988 auf 
13 137, 1989 auf 12 708 und ge- 
gen Jahresende 1990 auf 12 338 
zurück. In nur vier Jahren ver- 
zeichnete Amerika einen Netto- 
verlust von fast 2000 Handelsban- 
ken. In jedem dieser Jahre wur- 
den rund zwei Drittel der verlore- 
nen Banken konsolidiert, absor- 
biert und fusioniert, und das rest- 
liche ein Drittel ging regelrecht in 
Konkurs. 


Viele schwache Banken fusionier- 
ten natürlich mit »Unterstüt- 
zung« der FDIC als Alternative 
zur Liquidierung, als sich Ameri- 
kas Bankkrise entfaltete. 


Aber Amerikas Wirtschaft und 
Bevölkerung sind seit 1934 ge- 


- dürfte kaum überraschen, daß sich Amerikas Handelsbanken eben- 


wachsen, und auch das Bankwe- 
sen ist gewachsen, um damit 
Schritt zu halten. Wenn es näm- 
lich keine Banken gegeben hätte, 
um durch Geldverleih Geld zu 
schaffen, dann hätte es beim 
amerikanischen System von 
Schulden und Geld keinerlei 
Wachstum gegeben. 


Das Wachstum des Bankwesens 
drückte sich aus in der Anzahl 
der Bankfilialen. Die Anzahl der 
Zweigstellen stieg von unter 3000 
im Jahre 1934, als die meisten 
Banken keine Zweigstellen hat- 
ten, auf heute über 50 000 an, wo 
Banken mit einer Geschäftsstelle 
weitgehend auf diejenigen Staa- 
ten begrenzt sind, in denen Ge- 
setz und Tradition Banken mit Fi- 
lialen abschreckten, wie zum Bei- 
spiel Colorado, Missouri und Te- 
xas. Im Zeitraum von 1987 bis 
1990, als fast 2000 Handelsban- 
ken verloren gingen, stieg die An- 
zahl der Banken mit Zweigstel- 
len um fast 4000 an. 


Der Trend zur Bankenkonsolidie- 
rung ist für viele Amerikaner ein . 
böses Vorzeichen. Der bevorste- 
hende Zusammenschluß von 
BankAmerica und Security Paci-. 
fic Bank wird Amerikas zweit- 
größte Bank, hinter New Yorks 
CitiCorp, ins Leben rufen. Die 
Fusion der New Yorker Chemical 
Bank mit Manufacturers Hano- 
ver Trust (Manny Hanny) wird 
eine neue drittgrößte Bank schaf- 
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US-Banken 


Der fatale 
Hang zur 
Größe 


fen, und die Fusion zwischen der 
in Charlotte ansässigen North 
Carolina National Bank und der 
in Atlanta ansässigen C&S-Sov- 
ran Banks, die viertgrößte ameri- 
kansiche Bank. 


Keine dieser Fusionen wird es je- 
doch einer amerikanischen Groß- 
bank ermöglichen, in die Reihe 
der größten Banken weltweit ein- 
zubrechen, die alle japanische 
Banken sind. 


Die jüngsten Bankenfusionen 
werden Arbeitsplätze, Geschäfts- 
möglichkeiten und Bankdienst- 
leistungen kosten. Sie werden 
möglicherweise zum ersten Mal 
in 50 Jahren die Anzahl der Filial- 
banken, die dem amerikanischen 
Volk dienen, verringern. Eine 
große Schwungkraft für die Fu- 
sion von miteinander im Wettbe- 
werb liegenden Megabanken be- 
steht darin, durch Bankschlie- 
Bungen Geld zu sparen, Doppel- 
einrichtungen miteinander zu 
verbinden und Personalkosten zu 
verringern, wenn möglich durch 
Zermürbung, und falls erforder- 
lich durch Entlassungen. 


Die »Los Angeles Times« 
schätzte, daß der bevorstehende 
Zusammenschluß von BankA- 
merica, und Security Pacific 
»einige der größten Massenent- 
lassungen im Bankwesen in der 
Geschichte nach sich ziehen 
könnte, wobei sage und schreibe 
20 000 Angestellte - mehr als 20 
Prozent der Beschäftigten der 
beiden Banken - ihren Arbeits- 
platz verlieren und mehrere hun- 
dert Filialen zu Zielen für Schlie- 
Bungen werden könnten... 


Bankschließungen könnten das 
Überangebot an Immobilien ver- 
größern. Angestellte, die wegen 
dieses Abkommens auf die 
Straße gesetzt werden, schließen 
sich den Reihen der mehr als 
30 000 Angestellten der Finanz- 
industrie an, die in diesem Jahr 
als Folge der Fusionen oder der 
Sparpolitik der Firmen ihre Ar- 
beitsplätze verloren haben.« 


Der Zusammenschluß zwischen 
Chemical Bank und Manny 
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Hanny und der C&S Sovran mit. 


NCNB wird erwartungsgemäß zu 
über 6000 Entlassungen führen. 
Die in Schwierigkeiten geratene 
CitiBank in New York gab im Juli 


“ bekannt, daß sie zusätzlich zu 


den Anfang 1990 entlassenen 
7000 Angestellten weitere 10 000 
entlassen werde. 


Weitere 300 000 Ent- 


lassungen stehen bevor 


Emmanuel Monogenis, ein lei- 
tender Angestellter bei der An- 
werbefirma für leitende Ange- 
stellte Heidrick und Struggles, 
schätzt, daß es in den kommen- 
den fünf Jahren 300 000 Entlas- 
sungen im Bankwesen geben 
wird. »Es gibt zu viele Banken, 
die hinter zu wenig Kunden her- 
laufen«, sagte er. »Es ist so, wie 
bei der Autoindustrie vor einigen 
Jahren. Die Banken rüsten sich 
für eine Zeit geringerer Nach- 
frage um.« 


Die Kunden amerikanischer Ban- 
ken, besonders der kürzlich 
fusionierten Banken, werden zu- 
sammen mit den entlassenen An- 
gestellten leiden. Bei einem offe- 
nen Gespräch über die neuen 
Trends im Bank wesen sagten vier 
hochstehende leitende Ange- 
stellte kleinerer und mittelgroßer 


"Banken bei einer Diskussions- 


runde am Runden Tisch, die von 
»ABA Banking Journal«, einem 
Monatsblatt der American Ban- 
king Association, organisiert 
wurde, daß den Darlehensneh- 
mern verringerte Dienstleistun- 
gen bevorstehen. 


Der New Yorker Banker Robert 
Moyer stellte fest: »Kapital- 
zwänge haben größere Banken 
dazu gezwungen, ihre Vermö- 
genswerte nach unten zu orientie- 
ren. Sie tun dies, indem sie ihren 
Grenzkrediten (Kleinkrediten) 
raten, woandershin zu gehen. Es 
kann also vorkommen, daß je- 
mand, der seit Jahren ein gutes 
Darlehens-Verhältnis mit seiner 
Bank hatte, plötzlich kein Geld 
mehr leihen kann.« 


Dies bedeutet, daß Banken; die 
große Summen an, sagen wir ein- 
mal, spekulativen Immobilien- 
und ungesunden Dritte-Welt- 
Darlehen verloren haben, diese 
Darlehen abschreiben müssen, 
zunächst aus vorhandenen Reser- 
ven und dann aus den Gewinnen. 
Eine Möglichkeit, Darlehensver- 
lust-Reserven und Gewinne zu 


erzeugen besteht darin, Vermö- 
genswerte (Darlehen) an eine ge- 
sündere Institution zu verkaufen. 


Schrumpfende Banken scheuen 
auch den Kanonendonner, wenn 
es um das Geldverleihen an gute 
Darlehensnehmer geht, von de- 
nen sie glauben, daß ihnen aus 
ganz gleich welchen Gründen in 
der Zukunft Schwierigkeiten be- 
vorstehen. Dieses Zögern, Geld 
zu verleihen, wird dann für viele 
gesunde, von Familien betrie- 
bene und in der Gemeinde ansäs- 
sigen kleineren Betriebe zu einer 
Prophezeiung, die sich selbst er- 
füllt. 


Der in Michigan ansässige Ban- 
ker L.A. Johns stellte fest: »Kon- 
solidierung wird für Bankkunden 
zur großen Sorge. Viele Leute in 
einer kleinen Stadt wie unsere, 
machen sich Sorgen um ein bis- 
lang bequemes Bankverhältnis 
und über die Verfügbarkeit von 
Krediten. Sie haben erlebt wie 
Holding-Gesellschaften örtliche 
Gemeindebanken aufkaufen und 


‚die Art der Dienstleistungen än- 


dern. Die Holdings neigen dazu, 
den persönlichen Kontakt mit 
dem Publikum zu verlieren.« 


Immer weniger 


Dienstleistungen 


CODE hat des öfteren Stellung 


genommen zu der Praxis, die die - 


Banken zwar von sich weisen, die 
sie aber nichtsdestoweniger aktiv 
betreiben, nämlich der »Ent- 
marktung« von Kleinkonten, 
meist in armen städtischen und 
ländlichen Gebieten.  Vierzehn 
Prozent der erwachsenen Ameri- 
kaner haben überhaupt kein 
Bankkonto - kein Sparkonto und 
kein Girokonto - und volle 40 
Prozent der erwachsenen Ameri- 
kaner besitzen keine Kredit- 
karte. 


Der kürzlich angekündigte Zu- 
sammenschluß von Großbanken, 
und weitere Fusionen, die mit Si- 
cherheit folgen werden, werden 
die Bankdienstleistungen für är- 
mere Amerikaner noch weiter 


verringern, da Zweigstellen, die 


ihren Gemeinden dienen, aus 
wirtschaftlichen Gründen schlie- 
Ben. 


Wenn jetzt eine Zweigstelle von 
Manny Hanny mit einer Zweig- 
stelle von Chemical Bank ein 
Häuserblock weiter an der Up- 
per East Side zusammengeschlos- 


sen wird, und eine Zweigstelle 
der Security Pacific Bank in Be- 
verly Hills mit einer Zweigstelle 
der BankAmerika auf der ande- 
ren Straßenseite fusioniert wird, 
dann werden jeweils deren wohl- 
habende Kunden kaum davon 
nachteilig betroffen, aber wenn 
die einzige Bank in einer ärme- 
ren Gegend schließt, dann schrei- 
tet die »Entmarktung« 
Grenzkonten munter fort. 


Es liegt ein größerer, wenn auch 
unbeabsichtigter Vorteil in der 
Entmarktung von Kleinkonten - 


. diejenigen Amerikaner, die die 


Banker als unwürdig erachten, 
ihre großen Marmorhallen mit ih- 
rer wertlosen Gegenwart zu besu- 
deln, werden den Übergang zu ei- 
ner bargeldlosen Gesellschaft 
umso schwieriger gestalten. 
Diese Leute müssen Zugang zu 
solchen Geldern haben, die sie 
sich ehrlich verdient-haben, und 
ihr bevorzugtes Handelsmedium 
ist und bleibt Bargeld. 


CODE hat vor allen anderen Me- 
dien die Bush-Rezession als Re- 
zession der Dienstleistungswirt- 
schaft bezeichnet, was durch die 
derzeitigen Probleme des Bank- 
gewerbes deutlich erhellt wird. 
Wenn die Bankiers Moyers und 
Johns Recht damit haben, wenn 
sie sagten, daß die Konsolidie- 
rung von Banken zu Lasten der 
kleinen Darlehensnehmer geht, 
und der leitende Angestellte Mo- 
nogenis Recht hat, wenn er sagt, 
daß »zu viele Banken hinter zu 
wenig Kunden herlaufen«, zu ei- 
ner Zeit, in der die Anzahl der 
Banken zusammenschrumpft, 
dann befindet sich Amerikas 
Banksektor - das erste Segment 
der Dienstleistungswirtschaft - 
wirklich in Schwierigkeiten. 


Es dürfte kaum überraschen, daß 
sich Banken in Schwierigkeiten 
befinden, da andere Sektoren der 
ehemals »blühenden Dienstlei- 
stungswirtschaft« ebenfalls krän- 
keln. Der Verlust von Werbeein- 
nahmen hat viele Zeitschriften 
gezwungen ihr Erscheinen einzu- 
stellen, und andere, ihre Auflage 
zu verringern. Werbeagenturen, 
Anwaltspraxen, Buchhaltungsfir- 
men, Zeitungen, Fernsehnetze 
und -stationen, Hotels und viele 
andere Betriebe kränkeln eben- 
falls. 


Dies ist angesichts des Freihan- 
dels, der Millionen nach Übersee 
verlagerten Produktions-Arbeits- 
plätze kaum verwunderlich. U 


von 


N 5 


Bürgschaften 


Lösung für 


Israels 


Problem 


George Nicholas und Warren Hough 


Es besteht eine schnelle und einfache Möglichkeit, den bitteren 
Streit zwischen Washington und Jerusalem darüber zu entscheiden, 
wer die Kosten für die nach Israel hineinströmenden sowjetischen 


- Einwanderer tragen sollte, meinen Wirtschaftswissenschaftler der 
Vereinten Nationen: Man nehme Israel bei seinem Wort und über- 
lasse es seinen wohlhabenden Freunden, ihr Vermögen für dieses an- 


geblich risikofreie Geschäft zu verpfänden. 


Um ihre Forderung nach etwa 
zehn Milliarden Dollar an Darle- 
hensgarantien, um -Israels An- 
siedlungsprogramm für Einwan- 
derer zu finanzieren, zu rechtfer- 
tigen, argumentieren die Israel- 
Interessensgruppen lauthals da- 
hingehend, daß sie gar nicht um 
Bargeld bitten. Alles, was sie 
brauchen, seien offizielle Darle- 
hensgarantien der USA, die für 
internationale Banken ein Anreiz 
wären, ihnen die erforderlichen 
Milliarden zu niedrigen Zinssät- 
zen zu leihen. Was die Rückzah- 
lung betrifft, so werde Israel sich 
selbst darum kümmern, versi- 
chern dessen Sprecher. 


Milliardenschwere 
Loyalisten als Bürgen 


Wenn das so ist, dann gibt es eine 
einfache Lösung. Dies sagt Dr. 
Jean-Baptiste Beauvoir, die für 
den Wirtschafts- und Sozialrat 
der Vereinten Nationen die inter- 
nationalen Zahlungspläne über- 
wacht. »Es gibt in Amerika und 
in anderen Ländern mehr als 100 
Milliardäre mit tiefgehenden völ- 
kischen und religiösen Bindun- 
gen an Israel«, stellte die franzö- 
sische Wirtschaftswissenschaftle- 


" rinfest. 


Wenn Israel vertrauenswürdig 
ist, dann »leisten diese Milliar- 
däre für das Land durch ihre Hin- 
gabe — praktisch ohne Kosten für 
sich selbst - eine lebenswichtige 
Hilfe«. 


Viele der milliardenschweren 
Volkszugehörigen des Klein- 


Carl Icahn gehört zu der Cli- 
que, die in der Ara von US-Prä- 
sident Ronald Reagan Milliar- 
den verdienten. 


staats sind wagemutig, wenn 
nicht gar freibeuterische Finan- 
ziers, wie aus ihrer Namensliste 
ersichtlich ist. »Solche superrei- 
chen Spekulanten besitzen das 
ganze Knowhow und haben auch 
die Bankverbindungen, um die 
benötigten Kreditbürgschaften 
für den arg bedrängten Klein- 
staat zu beschaffen, der in ihrem 
Herzen einen so großen Platz ein- 
nimmt«, regte Beauvoir an. 


Ein Blick auf die in den USA an- 
sässigen Milliardäre, von denen 
bekannt ist, daß sie glühende Ver- 


ehrer Israels sind, deutet darauf 
hin, daß der Vorschlag der franzö- 
sischen Wissenschaftlerin die 
dringend erforderliche Lösung 
dieser Krise bietet. 


Die Finanziers Lawrence und 
Preston Tisch, die Firmenräuber 
Carl Icahn, Saul Steinberg, Mes- 
hulam Riklis, Ronald Perelman, 
Michel David - um nur einige der 
Schuldenfinanziers zu nennen, 
die während der Mauschler-Ara 
unter US-Präsident Ronald 
Reagan zu Milliardären wurden — 
können es sich samt und sonders 
leisten, ihrer zweiten Heimat grö- 
Bere Darlehensgarantien zu ge- 
währen. 


Das können auch die Immobi- 
lienmagnaten Harry Helmsley, 
Leonard Marx, Samuel Lefrak, 
Lester Crown, Jack und Lewis 
Rudin, Leon Uris, William Zek- 


Meshulam Riklis, ein glühen- 
der Verehrer Israels, ist durch- 
aus in der Lage für das Darle- 
hen zu bürgen. 


kendorf, Peter Kalikow, Jay 
und Robert Pritzker, Leonard 
Stern, Morton Zuckerman und 
die milliardenschweren Gebrü- 
der Reichman. 


Im Medien-, Verlags- und Unter- 
haltungsgeschäft beherrschen, 
wie berichtet wird, die mächtigen 
Klans Sulzberger und Graham, 
denen jeweils die »New York Ti- 
mes« und die Washington Post« 
gehören, sowie Lew Wasserman, 
Aaron Spelling, John Kluge, Ro- 
bert Maxwell, Leonard Golden- 
son, Steven Spielberg und Mar- 


vin Davis alle Holdings in der 
Größenordnung von Hunderten 
von Millionen - genug um grö- 
Bere Darlehensgarantien mitzu- 
unterzeichnen. 


Das eigene Wort 
für bare Münze 


In diesem gemischten Sack von 
Geschäftsleuten und Geldanle- 
gern befinden sich auch die Ge- 
brüder Safar, internationale Ban- 
ker; die Familie Lauder; Leon 
Hess, Ol-Milliardär; Harry Op- 
penheimer, der reichste Gold- 
und Diamanten-Monopolherr; 
Sheldom Solow; Jerome Kohl- 
berg; Milton Petrie; Leslie Wex- 
ner; Michael Fribourg, von de- 
nen gesagt wird, daß sie den Welt- 
getreidehandel beherrschen; Ed- 
gar Bronfman, der milliarden- 
schwere Schnapshändler, der 
auch dem Jüdischen Weltkongreß 
vorsteht; Ted Arison, ein in Israel 
geborener Reederei-Tycoon, der 
amerikanische Vermögenswerte 
in Höhe von über einer Milliarde 
Dollar besitzt; und so weiter und 
so fort. ! 


»Man denke daran, daß diese 
Aufstellungen nur eine Auswahl 
sind«, sagt die New Yorker Histo- 
rikerin Betty Kramer, die viel 
Forschungsarbeit für diesen Be- 
richt geleistet hat. » Es sind die 
keineswegs vollständigen Na- 
menslisten derjenigen Magnate 
und Multimilliardäre, deren rie- 
sige Vermögenswerte sie dafür 
qualifizieren, dem Land, das sie 
ihre geistige Heimat nennen, be- 
trächtliche Darlehensgarantien 
zu gewähren.« 


Natürlich, wenn Israel mit seinen 
Verpflichtungen in Verzug gerät, 
dann sind die Mitunterzeichner 
seiner Schuldscheine für die Ge- 
samtsumme der Schulden, plus 
gewaltige Zinsbelastungen, haft- 
bar. Aber in den letzten Monaten 
waren die wohlhabensten Loyali- 
sten des Kleinstaats, deren oben 
aufgeführte Namen einen reprä- 
sentativen Querschnitt darstel- 
len, die wortreichsten Parteigän- 
ger Israels, die den amerikani- 
schen Steuerzahlern immer wie- 
der versicherten, daß eine derar- 
tige Nichterfüllung niemals ein- 
treten könne. 

Nun brauchen die Milliardäre 
nur noch ihr eigenes Wort für 
bare Münze zu nehmen und ihr 
Vermögen für die von Israel be- 
nötigten Finanzgarantien zu ver- 
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Neue Weltordnun 


Rot ist tot! 


Siegfried Gärtner 


Schneller als gedacht wird der Beweis geliefert, daß sich Standhaftig- 
keit und Beharrlichkeit auszahlt: Für Japan kam ein Verzicht auf die 
Kurilen-Inseln nie in Betracht. Sie lehnten 40 Jahre alle Friedensver- 
träge und Wirtschaftshilfe an die Sowjetunion ab. Volk und Regie- 
rung standen in der Forderung nach Rückgabe der Inseln zusammen. 
Jetzt erklärten der russische Parlamentspräsident Chasbulatow und 
Staatspräsident Jelzin, man wolle einen Friedensvertrag mit Japan 
‚schließen, in dem auch die Kurilenfrage gelöst werden soll. Bonn 
aber verschenkt ohne Not ein Drittel Deutschlands! 


Vierundsiebzig Jahre nach der 
Oktoberrevolution, 46 Jahre 
nach ihrem scheinbar glänzenden 
Sieg im Zweiten Weltkrieg, der 
aber nur dank der Hilfe zweier 
kapitalistischer Weltmächte mög- 
lich war, existiert die Sowjet- 
union praktisch nicht mehr. Wer 
hätte das vor fünf Jahren, vor 
zwei Jahren vorausgesagt? 


Die Weltrevolution 
brachte nur Elend 


Und doch liegt dieser Zerfall des 
Moskauer Reiches in der ge- 
schichtlichen Logik. Alle Groß- 
reiche, die sich zu weit über ihren 
ursprünglichen völkischen Kern- 
raum hinaus ausdehnen, verlie- 
ren ihre Außengebiete früher 
oder später wieder. Auch alle 
Ideologien, die von solchen im- 
perialistischen Gebilden getra- 
gen werden, und seien sie noch so 
»international« und weltbürger- 
lich, ändern an diesem histori- 
schen Gesetz nichts. 


Das russische Weltreich ist nun 
zerfallen wie das britische, spani- 
sche, portugiesische, türkische, 
arabische, römische und andere 
vor Jahrzehnten, Jahrhunderten 
und Jahrtausenden. 


Selbst die Großrussen wollen 
kein Imperium mehr, weder ein 
sowjetisches noch ein zaristi- 
sches. Sie besinnen sich jetzt wie- 
der auf ihr eigentliches Rußland. 
Dafür steht symbolhaft Boris Jel- 
zin. Das rote Riesenreich mit sei- 
nen über 22 Millionen Quadratki- 
lometern und seinem Satelliten- 
gürtel war ihnen längst mehr Last 
als Lust. Die »Weltrevolution« 
hat der Welt und den Sowjetmen- 
schen selbst nur Elend und 
- furchtbare Verluste gebracht. Da- 
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her ist auch die Ernüchterung 
perfekt. 


Der sogenannte »wissenschaftli- 


che Sozialismus« hat in sämtli- 
chen Bereichen kläglich Schiff- 
bruch erlitten. 


Es täuschen sich aber alle, die da 
glauben, dies sei eine Sache, die 
nur den Osten oder China an- 
gehe. Nein, auch im Westen wa- 
ren das gesamte öffentliche Le- 
ben, die Erziehung, die Massen- 
medien, die Literatur während 
der letzten Jahrzehnte weitge- 
hend marxistisch gefärbt. Wer er- 
hielt denn im »freien Westen« die 
Lobreden, die Literatur- und 
Kunstpreise? Jemand, der nicht 
wenigstens eine leichte Schlag- 
seite nach Marx oder Genossen 
hatte, blieb ohne Chance. So 
kommt auch hier das große Erwa- 
chen, so wird auch hier der ideo- 
logische Umbruch erfolgen. End- 
lich ist die Bahn frei für eine gei- 
stige Erneuerung. 


Der staatliche Zerfall 
der Sowjetunion 


Die baltischen Staaten, Estland, 
Lettland und Litauen haben sich 
für völlig unabhängig erklärt. Sie 
sind bereits aus der »Sowjet- 
union«, die nur noch eine Chi- 
märe ist, ausgetreten. Boris Jel- 
zin, der Präsident Rußlands als 
der größten Republik, hat der 
Unabhängigkeit jener Randstaa- 
ten als erster zugestimmt, inzwi- 
schen hat der neue Staatsrat der 
UdSSR die Unabhängigkeit aner- 
kannt. 


Weitere Republiken folgen 
Schlag auf Schlag. Georgien 
brach die Beziehungen zur 
UdSSR ab, nachdem diese die 


Unabhängigkeitserklärung Geor- 
giens nicht akzeptierte. 


Im Zusammenhang mit dem Bal- 
tikum ist aber hier einmal ein kla- 
res Wort zu sprechen: Die Mas- 
senmedien reden im Einklang 
mit der gängigen gegängelten Ge- 
schichtsschreibung ständig da- 
von, die baltischen Staaten seien 
als »Folge des Hitler-Stalin- 
Pakts« sowjetisch geworden. 


Der Zweck ist, den Deutschen 
auch vermittels dieser geschicht- 
lichen Einzelheit Schuldkom- 
plexe beizubringen. Hierbei wird 
wie fast stets mit Halb- oder Vier- 
telwahrheiten ohne gründliche 
Prüfung der Gesamtzusammen- 
hänge gearbeitet. 


»800 Jahre waren wir Nachbarn, 


‚in den vergangenen 50 Jahren 


wurden wir auch durch deutsche 
Schuld getrennt«, erklärte die 
Bundespräsidentin Süssmuth am 
8. September 1991 in Schiluwa, 
Litauen, wo sie mit einer Bundes- 
tagsdelegation an einem Dank- 
gottesdienst teilnahm. 


Glanzleistung neu- 
deutscher Vergangenheits- 
vergewaltigung 


Der entscheidende Umstand, daß 
im Rahmen der britischen Ein- 
kreisungspolitik gegen das Deut- 
sche Reich im Sommer 1939 ein 
Militärbündnis zwischen den 
Westmächten, Polen und der So- 
wjetunion in allen Einzelheiten 
fertig ausgearbeitet war, wird völ- 
lig unterschlagen. Dieser Militär- 
pakt lag unterschriftsreif in Stalins 
Schublade, und damit konnte er 
Hitler erpressen, der eigentlich 
Frieden und Freundschaft mit 
dem britischen Empire und eine 
gemeinsame Front gegen Moskau 
angestrebt hatte. Berlin mußte 
hun befürchten, einfach zwischen 
den Blöcken Frankreich - ein 
Zehntel der Erde -, Großbritan- 
nien - ein Viertel der Erde -, Po- 
len und der Sowjetunion - ein 
Sechstel der Erde - erdrückt zu 
werden. 


Stalin hatte es also auf Grund des 


betonartigen _ britisch-französi- 
schen Antigermanismus in der 
Hand, den Zweiten Weltkrieg aus- 
zulösen, da Hitler hinsichtlich der 
geografischen und geopolitischen 
Lage einfach gezwungen war, auf 
den sowjetischen Vorschlag eines 
Nichtangriffspaktes auf der 
Grundlage der Teilung Polens ein- 


zugehen. Er tat es höchst wider- 
willig, denn seine Grundkonzep- 
tion einer europäischen antibol- 
schewistischen Front wurde da- 
durch in das Gegenteil verkehrt. 


Stalin aber wußte, daß bei der 


Ausschaltung Polens die britisch- 
französische Kriegserklärung an 
Deutschland, nicht aber gleichzei- 
tig an Moskau erfolgen würde. So 
wollte er sich zunächst aus dem 
Krieg heraushalten, bis die »Kapi- 
talisten« sich gegenseitig entschei- 
dend geschwächt hätten, um dann 
den Zweiten Weltkrieg mit dem 
Sieg der Weltrevolution abzu- 
schließen. Und so war es ihm mög- 
lich, die baltischen Randstaaten 
ohne Schwertstreich zu »kassie- 
ren«. 


Man sieht, die Dinge werden 
heute geradezu auf den Kopf ge- 
stellt. Die Reichsregierung wäre 
die letzte gewesen, jene drei Staa- 
ten, die seit Jahrhunderten zum 
deutschen Kulturbereich gehör- 
ten, in die Hand Stalins fallen zu 
lassen. 

Der Westen aber hat über Te- 
heran, Jalta und Potsdam und 
noch lange später Dutzende von 
Verträgen mit Stalin und seinen 
Nachfolgern geschlossen und die- 
ser Westen hat auch bis zuletzt 
versucht, die zerfallende Sowjet- 
union zu Tetten. 


An der fünfzigjährigen Verskla- 
vung Osteuropas durch Moskau 
trägt also nicht Deutschland die 
Schuld, sondern eindeutig der 
Westen. Und war es nicht der- 
selbe Westen, der uns gezwungen 
hat, die Stalinsche Gewaltgrenze 
an Oder und Neiße anzuerken- 
nen? Und es sind dieselben 
heuchlerischen Regierungen in 
London, Paris und Washington, 
die bis jetzt den serbischen Pan- 
zerkommunismus Belgrads ge- 
gen den Freiheitswillen der übri- 
gen Völker Jugoslawiens unter- 
stützt haben. 


Rußland wacht 
endlich auf 


Zwischen Rußland und der So- 
wjetunion haben wir schon im- 
mer unterschieden, ebenso zwi- 
schen Russen und Sowjets. Un- 
sere Politiker und Massenmedien 
aber hatten in den vergangenen 
Wochen sichtliche Schwierigkei- 
ten, sich dieses Unterschieds be- 
wußt zu werden und zu begrei- 
fen, daß nun Rußland neu erstan- 
den ist, das echte gewachsene 


Mütterchen Rußland. Jetzt erst 
bemerken viele, daß die völlig un- 
berechtigterweise Rußland und 
die Sowjetunion gleichgesetzt 
hatten. Doch auch die Großrus- 
sen wurden vom Sowjetkommu- 
nismus unterdrückt, nicht nur die 
Randvölker. Dies wird schon da- 
durch deutlich, daß 1917 der 
Name Rußlands aus der Bezeich- 
nung Sowjetunion getilgt wurde. 
Nur wer sich über diese Zusam- 
menhänge klar ist, wird die Be- 
geisterung verstehen, mit der die 
Massen um Jelzin »Rußland, 
Rußland« gerufen haben. 


Bereits Ende August haben auch 
Weißruthenien und die Ukraine 
ihre völlige Unabhängigkeit von 
der Sowjetunion erklärt. Dies 
verändert nicht nur die Land- 
karte Europas, sondern die gan- 
zen Machtverhältnisse unseres 
Erdteils grundlegend. Die 
Ukraine umfaßt mehr als 600 000 
Quadratkilometer, ist somit grö- 
Ber als Frankreich, und zählt 
über 50 Millionen Einwohner. 
Die ehemalige Sowjetrepublik 
Moldawien, größtenteils von Ru- 
mänen bewohnt, erstrebt eben- 
falls ihre Unabhängigkeit und 
volle Loslösung von Moskau und 
wird sich wahrscheinlich später 
an Rumänien anschließen. 


Schwieriger werden die Verhält- 
nisse in Kaukasien und Zentrala- 
sien werden. In den Kaukasusge- 
bieten, die ein fast unentwirrba- 
res Völkermosaik darstellen, 
wird es zu großen Wirrnissen und 
wahrscheinlich zu einer Reihe 
von Bürgerkriegen kommen. Si- 
cher ist, daß das alte Kulturvolk 
der Georgier, auch Grusiner ge- 
nannt, unabhängig wird, wahr- 
scheinlich auch Armenien und 
Aserbaidschan, die sich beide in 
einen haßerfüllten Kleinkriegum 
die armenische Exklave Berg-Ka- 
rabach verbissen haben. 

Völlig unvorhersehbar wird die 
Entwicklung in Mittelasien ver- 
laufen. Dort existieren bisher 
fünf Sowjetrepubliken, die zu- 
meist von mongolischen und 
turktatarischen Völkern bewohnt 
werden. Religiös sind diese Völ- 
ker vom Islam beherrscht, der 
dort zur Zeit eine Wiedergeburt 
erlebt. Die größte dieser Repu- 
bliken, die Kasachische, umfaßt 
2,7 Millionen Quadratkilometer 
und steht somit nach Rußland an 
zweiter Stelle. Die Lage wird hier 
durch die Tatsache erschwert, 
daß das namengebende Volk, 
also die Kasachen, nur 30 Pro- 
zent der Gesamtbevölkerung 


ausmacht, während 43 Prozent 
Russen sind. Auch zahlreiche 
dorthin verschleppte Volksdeut- 
sche leben noch in Kasachstan. 
Die Usbeken in der gleichnami- 
gen Volksrepublik vermehren 
sich sehr rasch, ebenso Kirgisen, 
Tadschiken und Turkmenen. Ob 
es zu einem Staatenbund zwi- 
schen Rußland und den zentral- 
asiatischen Republiken kommen 
wird, bleibt fraglich. Eine ge- 
wisse gegenseitige wirtschaftli- 
che Abhängigkeit besteht zwei- 
fellos. 


Die Zukunft gehört 
den Völkern 


Die Internationalisten hatten al- 
len Ernstes geglaubt, aus dem 
Mischmasch von über 100 Völ- 
kern und Volksstämmen, von de- 
nen einige nicht mehr als 500 See- 
len zählen, eine rotes »Sowjet- 
volk« mit einem Sowjetpatriotis- 
mus formen zu können. 


Diese Illusion ist nun geplatzt. 
Die Natur ließ sich nicht verge- 
waltigen. Es gibt kein »Volk der 
100 Völker«. Die Welt wird sich 
nicht von scheinhumanitären 
Ideologen vergewaltigen lassen, 


die von Moskau oder New York 
aus einen Einheitsbrei anrühren 
wollten — und noch wollen -, um 
diesen dann durch Dollar- oder 
Rubel-Imperialismus bequem 
beherrschen zu können. Nein, 
die Zukunft der Menschheit liegt 
jenseits von »Ost« und »West«. 
Dies ist das beglückende Signal, 
das von Leipzig, Budapest und 
jetzt vom neuen Moskau ausging. 


»Paneuropa« ist daher jetzt schon 
eine Totgeburt. Denn glaubt je- 
mand im Ernst, daß sich so ge- 
schichtsträchtige Völker wie 
Deutsche, Engländer, Franzo- 
sen, Spanier und andere auf die 
Dauer von einer Brüsseler Büro- 
kratie werden gängeln lassen, de- 
ren wirtschaftliche Notwendig- 
keit man zwar den Menschen ein- 
impfen möchte, die aber nur lee- 
res Gerede ist? 


Was in der immerhin geschicht- 
lich gewachsenen Donaumonar- 
chie unter den Habsburgern 
nicht möglich war, was in Jugosla- 
wien und in der Sowjetunion 
Schiffbruch erlitt, das wird be- 
züglich der blutleeren Brüsseler 
Behörde erst recht scheitern. Es 
besteht keinerlei Grund, den gro- 
ßen organischen europäischen 


- 
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Am 23. August 1938 unter- 
zeichnete Ribbentrop, Hitlers 
Außenminister, den Nichtan- 
griffspakt mit der Sowjetunion. 
Für Moskau unterschrieb ihn 
Außenminister Molotow 
(vorne, unten links). Stalin 
wollte sich zunächst aus dem 
Krieg heraushalten, bis die 
»Kapitalisten« sich gegensei- 
tig geschwächt hätten, um 
dann den Zweiten Weltkrieg 
mit dem Sieg der Weltrevolu- 
tion abzuschließen. 


Völkern ihre Souveränität zu 
nehmen, sie zuentmannen undin 
ein Völkerkonglomerat nach ab- 
schreckendem Beispiel der USA 
zu verwandeln. Solches wider- 
spräche vollkommen der nationa- 
len Selbstbestimmung und auch 
dem wirklichen Demokratiebe- 
griff. Denn schließlich bedeutet 
Demokratie Volksherrschaft und 
nicht Fremdherrschaft. 

Freundschaft, Partnerschaft und 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 
auf der Grundlage voller Gleich- 
berechtigung sind trotzdem mög- 
lich oder besser gesagt, sie sind 
nur dann möglich, wenn die Völ- 
ker Europas endlich unabhängig 
werden. oO 


12/1991 |®ODE 31 


Europa- 
Journal 


Für Papst 
Johannes 
Paul II. 

ist Nietzsche 


schuld 


Der Papst klagte an, daß die 
Schriften des existentialistischen 
»Gott-ist-tot«-Philosophen Fried- 
rich Nietzsche für viele der 
»schrecklichen Erfahrungen des 
20. Jahrhunderts verantwortlich 
seien«, berichtete die französi- 
sche Tageszeitung »Le Monde«. 


Papst Johannes Paul II. rief zur 
Schaffung eines Europas auf, das 
seine christlichen Werte wieder in 
den Vordergrund stellt, und sagte 
eindringlich: »Wir haben die 
Pflicht, ein geeinigtes Europa auf 
der Grundlage der Menschen- 
rechte und Völkerrechte aufzu- 
bauen.« Er griff dann diejenigen 
an, die er die »neuen Verherrli- 


‘ cher« der modernen Gesellschaft 


nannte. 


Für den Menschen am Ende des 
20. Jahrhunderts »scheint es das 
Ideal zu sein, zu leben als ob Gott 
nicht vorhanden wäre«. Er zi- 
tierte dann Nietzsche: »Wir sind 
jenseits von Gut und Böse« und 
fügte hinzu: »Wenn wir auf die 
furchtbaren Erfahrungen des 20. 
Jahrhunderts zurückblicken, ist 
es klar, daß dies das Programm 
ist, das Nietzsche in Kraft gesetzt 
“ hat.« 


Moskau 
verurteilt 
Haltung 

des Vatikans 
gegenüber 
Kroatien 


Radio Moskau beschuldigte 
Papst Johannes Paul II., durch 
seine Unterstützung der kroati- 
schen Unabhängigkeit »Ol ins 
Feuer« der jugoslawischen Krise 
zu gießen. 
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In der Rundfunksendung wurde 
die »wachsende Anti-Kriegs-Be- 
wegung« in Jugoslawien hervor- 
gehoben, wie sie die Marschierer 
aus Bosnien sowohl nach Belgrad 
als auch nach Zagreb, die ein 
»Ende des Bürgerkriegs« gefor- 
dert hätten, demonstrierten. 
Dies bedeute, daß »die Jugosla- 
wen von sich aus dazu beitragen 
können, die Kämpfe zu been- 
den«. 


Das Problem, sagte der Kom- 
mentator, kommt »von außen«, 
von denjenigen, »die Ol ins Feuer 
gießen«. »Warum sagte der Papst 
in dieser empfindlichen Zeit, er 
unterstützte die »legitimen Be- 
strebungen« des kroatischen Vol- 
kes, wie er esin einer Rede in Un- 
garn formulierte? Solche State- 
ments bringen die Menschen aus 
religiösen Gründen gegeneinan- 
der auf, was in der derzeitigen Si- 
tuation völlig unangebracht ist.« 

In der Rundfunksendung wurden 
auch jene in der europäischen 
Gemeinde kritisiert, die eine in- 
ternationale Konferenz verlan- 
gen, »um die Zukunft Jugosla- 
wiens« festzulegen. Dieser Ge- 
danke, warnt Radio Moskau, be- 
deutet nicht, »die territoriale In- 
tegrität Jugoslawiens zu bewah- 
ren. Wenn Jugoslawien auseinan- 
derfällt und die Grenzen auf dem 
Balkan verschoben werden, 
dann könnte das eine Kettenre- 
aktion auslösen, die nicht nur Ju- 
goslawien, sondern die Sicher- 
heit ganz Europas gefährden 
könnte.« L] 


Französischer 
Richter klagt 
den Iran an 


Es wird weithin erwartet, daß 
Jcan Louis Bruguiere, vorsitzen- 
der Richter im Prozeß wegen 
Mordes an dem ehemaligen irani- 
schen Premierminister Bakhtiar, 
bald gegen den iranischen Staat 
wegen des Mordes an Bakhtiar 
am 6. August 1991 Anklage erhe- 
ben wird, schrieb die Pariser Ta- 
geszeitung »Le Figaro«. 


In dem von Bernard Morrot un- 
terzeichneten Artikel heißt es, 
daß der Richter sehr bald die von 
den französischen und britischen 
Geheimdiensten erhaltenen In- 
formationen bestätigen wird. 
Dies wäre das erste Mal in- der 
Geschichte, daß ein Staat wegen 
Terrorismus angeklagt wird, und 
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bringt Staatspräsident Frangois 
Mitterrand angesichts seiner 
neuen Bündnispolitik mit Te- 
heran und seiner für die aller- 
nächste Zukunft geplante Reise 
nach Teheran in eine sehr heikle 
Lage. Laut Morrot raten viele 
von Mitterrands engen Beratern, 
die Reise abzusagen, da er sich 
ein weiteres außenpolitisches 
Fiasko nicht leisten könne. 


Der festgenommene und nach 
Frankreich ausgewiesene Ver- 
dächtigte, Ali Vakili Rad, hat zu- 
gegeben, einem Mordkom- 
mando angehört zu haben. Der 
Richter versucht jetzt, die Kom- 
plizenschaft zwischen der irani- 
schen Botschaft in Bern, die Va- 
kili und/oder Azadi, dem ande- 
ren Tatverdächtigen, sicheren 
Unterschlupf. gewährte, festzu- 
stellen. 


Brugui£re, ein Spezialist für Nah- 
ost-Terrorismus, hat auch ver- 
schiedene andere Dossiers über 
iranische Oppositionsfiguren, die 
von der Regierung ermordet wur- 
den, übernommen und ist davon 
überzeugt, daß »Ali Vakili Rad 
den roten Faden, der zu den 
höchsten Behörden des irani- 
schen Staates führt, in Händen 
halten könnte«. 


Osteuropa muß 
eine christliche 
Wurzel finden 


Auf einer Ansprache in Budapest 
appellierte Papst Johannes Paul 
II. an die jüngst befreiten Länder 
Osteuropas, sich auf ihr christli- 
ches Erbe ebenso wie auf ihre 
völkische Identität zu besinnen, 
um in einer sich verändernden 
Welt ihre volle Bedeutung wie- 
derzuerlangen. 


»Die Menschen gehen so weit, 
praktisch ohne Gott leben zu wol- 
len, und ihre völkische Identität 
sowie jenes Erbgut der Werte zu 
vergessen, dem sie es zu verdan- 
ken haben, daß Ungar oder 
Christ und somit Teil eines christ- 
lichen Europas zu sein, ein und 
dasselbe bedeutet.« 


»Es ist schwierig, in solch einer 
Welt mit gutem Gewissen zu le- 
ben«, sagte der Papst. »Daher 
sage ich Ihnen: Seien Sie stark... 
Graben Sie Ihre christlichen und 
ungarischen Wurzeln wieder aus. 
Treten Sie wieder in den Strom 


der Geschichte dieses Kontinents 
ein, nicht als diejenigen, die zu- 
letzt kommen und darum bitten, 
akzeptiert zu werden, sondern 
als Träger einer großen europäi- 
schen Tradition, deren Ursprung 
im Christentum liegt.« 


»Ihr seid aufgerufen, Missionare 


“in Eurem eigenen Land zu sein«, 


äußerte der Papst, als er die Ju- 
gend ansprach. »Ihr müßt Euch 
mit der Unwissenheit auseinan- 
dersetzen, die aus einer unzurei- 
chenden Unterweisung im Kate- 
chismus herrührt. Aber auch mit 
Materialismus und Konsum- 
sucht.« 


Der Papst hatte dieses Thema 
auch in Polen behandelt, als er 
vor einer internationalen Jugend- 
konferenz in Tschenstochau 
sprach. »Gebt Euch nicht der 
Mittelmäßigkeit hin, fallt nicht 
den derzeitigen Umständen zum 
Opfer«, sagte er. 


»Liebe junge Menschen, Ihr 
wißt, daß der Zusammenbruch 
der Ideologie in den osteuropä- 
ischen Ländern bei vielen Eurer 
Genossen das Gefühl eines gro- 
ßen Vakuums, den Eindruck, be- 
trogen worden zu sein, und eine 
bedrückende Sorge um die Zu- 
kunft hinterlassen hat. Und auch 
in westeuropäischen Ländern se- 
hen viele keinen Grund meht, 
warum sie weiterleben sollen. 
Das Drogenproblem ist ein Sym- 
ptom dieses schweren Verlustes. 
Das Desinteresse an der Politik, 
das bei vielen Menschen vor- 
herrscht, ist ein Hinweis auf die 
Ohnmacht im Kampf um das 
Gute. Diesen Brüdern und 
Schwestern sollt Ihr Botschafter 
der Guten Nachricht des Heils 
sein.« Oo 


Sowjetische 
Kommunisten 
fliehen nach 
China 


Tausende von sowjetischen Kom- 
munisten fliehen nach China, be- 
richtete die Associated Press aus 
Tokio. Die landesweit vertriebe- 
nen japanischen Zeitungen »Ni- 
hon Keizai Shimbun« und »San- 
kei Shimbun« schrieben, die Chi- 
nesische Kommunistische Partei 
habe im Grundsatz entschieden, 
den Überläufern Asyl zu gewäh- 
ren, aber die Angelegenheit nicht 
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öffentlich zu diskutieren. Einige 
sowjetische Diplomaten in Pe- 
king, die hohe Positionen in der 
kommunistischen Partei inneha- 
ben, haben in China um Asyl er- 
sucht. Aber chinesische Offi- 
zielle, die an die Beziehungen 
mit dem Westen denken, hätten 
sie nur widerwillig akzeptiert, 
schrieben die japanischen Zei- 
tungen. OD 


Indonesien 
führt Vorsitz 
über die 
_Blockfreien 


Indonesien wurde ausgewählt, 
von 1992 bis 1995 den Vorsitz 
über die Non-Aligned Movement 
zu führen und Gastgeber des 
NAM-Gipfeltreffens im kom- 
menden Jahr zu sein. Die Ent- 
scheidung fiel auf der ministeria- 
len Konferenz der Bewegung, die 
in Accra, Ghana, stattfand. 


Es war bekannt, daß Indien, ein 
Gründungsmitglied der Organi- 
sation der Länder der Dritten 
Welt, sein ganzes Gewicht hinter 
die Auswahl Indonesiens werfen 
würde. Nicaragua zog zu einem 
bestimmten Zeitpunkt seine ei- 
gene Bewerbung zurück und un- 
terstützte Indonesien. 


Als die British Broadcasting Cor- 
poration (BBC) mitteilte, daß 
Indonesien ausgewählt worden 
war, versuchte sie, wie VOTauszu- 
sehen war, die Ost-Timor-Frage 
und angebliche Verletzungen der 
Menschenrechte einzuflechten, 
aber der indonesische Außenmi- 
nister Ali Aletas ging in einem In- 
terview über diesen Punkt hin- 
weg und sagte nur: »Wir fühlen 
uns durch die Wahl der block- 
freien Bewegung geehrt.« m 


Schwerkranke 


*- werden in den 


USA nicht 
behandelt 


Die jüngsten Studien beweisen, 
daß schwerkranke Menschen in 
den Vereinigten Staaten niemals 
eine Notversorgung erhalten 
oder in Notdiensträumen war- 
tend sterben. Diese neuen Unter- 
. suchungen - durch das General 


‘Hospital in San Francisco, das 


UCLA Harbor Medical Center 
und das National Public Health 
and Hospital Institute, letzteres 
hat 279 Krankenhäuser überall 
im Land - ergaben, daß viele 
Leute in ernsthaftem Zustand 15 
Minuten bis 17 Stunden in Not- 
diensträumen warten, bevor 
nach ihnen gesehen wird; andere 


Patienten mit ebenso dringenden. 


medizinischen Problemen - mög- 
licherweise sage und schreibe 
eine Million Patienten pro Jahr — 
verlassen den Notdienstraum, be- 
vor sie behandelt werden, ob- 
wohl 45 Prozent von ihnen »drin- 
gender ärztlicher Hilfe« bedür- 
fen und viele eigentlich sofort ins 
Krankenhaus müßten. Weitere 
29 Prozent benötigen ärztliche 
Hilfe innerhalb von 24 Stunden. 


Dr. Arthur Kellermann am Ame- 
rican College of Emergency Phy- 
sicians (ACEB, College für Not- 
ärzte) sagte, daß es ungeachtet 
der allgemeinen Auffassung nicht 
stimmt, daß der Grund für die 
Überfüllung der Notdienststatio- 
nen darin besteht, daß zuviele 
Leute diese aufsuchen, wenn sie 
keiner Behandlung bedürfen. 
»Die große Mehrheit derjenigen, 
die hereinkommen, haben gute, 
vernünftige Gründe, dorthin zu 
gehen. Es ist außerhalb der ei- 
gentlichen Dienstzeit, ihre Sym- 
ptome sind ernsthafter Natur, 
und sie wissen nicht, wohin sie 
sich wenden sollen.« 


Dr. John Johnson, Präsident der 
ACEP, meinte, daß ein gesättig- 
tes ärztliches Versorgungswesen 
es immer schwieriger mache, daß 
sich ein Arzt ihrer annimmt. Er 
setzte hinzu, daß diejenigen, die 
heute zu Notfallstationen kom- 
men, in der Regel schlimmer 
krank sind als diejenigen, die 
noch vor zehn Jahren die Not- 
dienststationen aufsuchten. 


Eine dritte Studie ergab, daß die 
Überfüllung in den Notdienststa- 
tionen so schwerwiegender Na- 
tur sei, daß ambulante Patienten 
in 25 Prozent der Fälle aus vollen 
Notdiensträumen ‚der Kranken- 
häuser verwiesen werden. In Ka- 
lifornien, wo über ein Dutzend 
Krankenhäuser ihre Notdienst- 
stationen auf Dauer geschlossen 
haben, ist weithin bekannt, daß 
Patienten in bis zu vier oder sechs 
Krankenhäuser gebracht werden 
müßten, bevor sie eine Not- 
dienststation mit einem Bett fin- 
den. So viele Patienten stehen 
buchstäblich an den Wänden der 


Notdienststationen Schlange, 
daß die örtlichen Feuerwehren 
dies in ihren Berichten erwähnt 
haben. Einige der Wartenden 
starben, ohne daß das Personal 
der Notdienstationen dies vor 
Ablauf einiger Stunden be- 
merkte. m) 


Wird 
Umweltschutz 
Europas Wachs- 
tumsindustrie? 


Kürzliche Untersuchungen: der 
Organization for Economics Co- 
operation and Development 
(OECD) und Beraterfirmen sa- 
gen voraus, daß um die Jahrhun- 
dertwende die westeuropäischen 
Industrien Umweltsäuberungs- 
ausrüstungen in der Größenord- 
nung von mindestens 78 Milliar- 
den Dollar herstellen, die west- 
europäische Firmen und städti- 
sche Gemeinden gesetzlich zu 
kaufen gezwungen sein werden. 
Diese außergewöhnliche Zahl 
bezieht sich nur auf Wasser-, 
Luft- und Müllaufbereitungsan- 
lagen und beinhaltet keine »grü- 
nen« Produkte wie biologisch ab- 
baubare Teile. 


Die Schätzung der OECD in 
Höhe von 78 Milliarden Dollar 
steht im Vergleich zu der Schät- 
zung des Leiters der amerikani- 
schen Environmental Protection 
Agency (Umweltschutzbehörde), 
William Reilly, vom vergangenen 
Jahr, daß 80 Milliarden Dollar be- 
reits jährlich in den USA ausge- 


‘geben werden, um die Umwelt- 


schutzbestimmungen einzuhal- 
ten. Er sagte voraus, daß sich 
diese Kosten noch verdoppeln 
werden, um die kürzlichen Ande- 
rungen des Clean Air Act einhal- 
ten zu können. 


Das »Wall Street Journal« 
schrieb, daß die französische Be- 
ratungsfirma Bipe Conseil sogar 
»noch optimistischer« ist und vor- 


aussagt, daß der europäische 


Markt für Umweltschutzausrü- ... 


stung und Dienstleistungen bis 
1999 100 Milliarden Dollar, fast 
das Doppelte der derzeitigen 54 
Milliarden Dollar, erreichen 
wird. a) 


Ukrainer über 
US-Präsident 
Bush verärgert 


»Für die Ukraine, der schmutzige 
Bush ist tot, und die Ukraine mar- 
schiert nach vorne, als ob Bush 
gar nicht vorhanden wäre«, ist 
die Stimmung in der Ukraine, 
wie sie von einem ukrainischen 
Informanten, der mit der Denk- 
weise der Führung der Republik 
vertraut ist, beschrieben wurde. 
Diese Verärgerung über Bush 
war schon nach seiner Ansprache 
in Kiew am 1. August 1991, die 
viele Ukrainer im Nachhinein als 
»grünes Licht« für den Putschver- 
such vom 19. August ansehen, 
sehr stark. 


In einer Ansprache vor dem 
ukrainischen Parlament sagte 
Bush, daß » Amerikaner diejeni- 
gen nicht unterstützen werden, 
die nach Unabhängigkeit stre- 
ben, um eine weit entfernte Ty- 
rannei durch eine Gewaltherr- 
schaft am Ort zu ersetzen. Ameri- 
kaner werden denjenigen nicht 
helfen, die einem auf völkischen 
Haß beruhenden selbstmörderi- 
schen Nationalismus frönen.« Er 
setzte hinzu, daß »Freiheit« nicht 
dasselbe wie »Unabhängigkeit« 
ist. 


Der Putschversuch, Bushs Weige- 
rung, die baltischen Republiken 
anzuerkennen, selbst nachdem 
Rußland und dann ganz Europa 
sie bereits anerkannt hatte, und 
seine verächtlichen Statements 
über die ukrainische Freiheitsbe- 
wegung waren die letzten Stroh- 
halme, an die er sich klammern 
konnte, berichtet unser Ge- 

DI 


währsmann. 
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ADL-Anwälte 
verlieren 
Beherrschung 


Michael Collins Piper 


Verärgert darüber, daß der von ihrem Mandanten gegen Liberty 
Lobby wegen Belästigung (nuisance) angestrengte Prozeß auseinan- 
derfällt, drohten Mermelsteins Anwälte dem Verteidiger des populi- 
stischen Instituts, Rechtsanwalt Mark Lane, während einer hitzigen 
Gegenüberstellung vor dem Obersten Gericht in Los Angeles am 17. 
September 1991 die Anwendung von Gewalt an. 


Die betreffenden Anwälte, Law- 
rence Heller und Peter Bersin, 
wirkten angesichts der Tatsache, 
daß Lanes geschickte Verteidi- 
gung der Liberty Lobby in den 
sechs vorangegangenen Tagen 
des Gerichtsverfahrens die Klage 
ihres Mandanten völlig durchlö- 
chern konnte, sichtlich »wie am 
Boden zerstört«. 


Man wollte 
den Prozeß 


Der vorsitzende Richter, Ste- 
phen M. Lachs, der für seine 
sorgfältige Erwägung von 
Rechtsfragen und seine Aufmerk- 
samkeit für Einzelheiten weithin 
bekannt ist, hatte wiederholt zu- 
gunsten der Liberty Lobby gegen 
Mermelstein entschieden. 


Als Folge davon waren nach der 
Darstellung des Verteidigers 
Lane bereits volle 75 Prozent der 
Klage Mermelsteins — auf unauf- 
richtigen Beschuldigungen der 
»Verleumdung« und »wissentlich 
falsche Anschuldigung« beru- 
hend - gegenstandslos gewor- 
den. 


Bevor Richter Lachs am 17. Sep- 
tember 1991 eine Sitzungspause 
einlegte, wies er Heller und Ber- 
sin an, sich mit Lane zu beraten, 
um zu versuchen, mehrere strit- 
tige Punkte hinsichtlich einer 
Reihe von Verfahrensangelegen- 
heit, die zu klären waren, bevor 
man mit der Auswahl der Ge- 
schworenen beginnen konnte, zu 
bereinigen. Liberty Lobby hatte 
mehrere Male versucht, den 
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gruppe, die für eine fremde Re- 
gierung arbeitet, als Zeugen zu 
benennen. Jedoch nachdem 
Schwartz’ Erklärung in einer eid- 
lichen Aussage (deposition) des 
Liberty Lobby-Anwalts Lane, 
die dieser am 16. Januar. 1991 
machte, buchstäblich zerrissen 
worden war, beschlossen Mer- 
melsteins Anwälte, Schwartz lie- 
ber nicht vorladen zu lassen. 


Als Folge des Auseinanderplat- 
zens der Mermelstein-Klage stan- 
den seine Anwälte, Heller und 
Bersin, vor der schwierigen Auf- 
gabe, das Wenige von dem Pro- 
zeß zu retten, was sie noch zu ret- 
ten hofften. 


Als sie vom Anwalt der Liberty 
Lobby Lane unter Druck gesetzt 
wurden, weiteres Beweismate- 
rial, das, wie sie glaubten, ihre 


Rechtsanwalt Mark Lane reizte die Anwälte der ADL zu einem un- 
möglichen Benehmen vor einem obersten US-Gericht. 


Streitfall zu schlichten, bevor ein 
kostspieliger Prozeß in Gang 
kam, aber Mermelstein und seine 
Anwälte hatten dies hartnäckig 
abgelehnt. 


Ein anderer Richter, derineinem 
Teil der Sache verhandelt hatte, 
nannte Mermelsteins Belästi- 
gung der Liberty Lobby einen 
»ausgeheckten Prozeß«. Und 
nun brach eben dieser Prozeß 
durch Mermelsteins eigene Aus- 
sagen zusammen. 


Ursprünglich hatten Mermel- 
steins Anwälte geplant, Alan M. 
Schwartz, Forschungsleiter der 
Anti-Defamation League 
(ADL), einer ungesetzlichen, 
nicht eingetragenen Interessen- 


Sache untermauern würde, vor- 
zulegen, erwiderte Heller mit ei- 
ner Obszönität. Lane reagierte 
angemessenerweise nicht darauf. 
Mit ungläubigem Entsetzen 
hörte und sah das Publikum im 
Gerichtssaal, darunter minde- 
stens zwei Gerichtsangestellte — 
(der Richter hatte den Saal be- 
reits verlassen) -, wie Heller 
Lane mit einer Flut von Unflätig- 
keiten überschüttete. 


Obszönitäten statt 
Argumente 


Seinem Kollegen in die Fußstap- 
fen tretend, beteiligte sich auch 
Bersin an den Verbalinjurien und 
bediente sich in der gleichen an- 


griffslustigen Haltung 


»Mr. Lane erwiderte (auf Hellers 
Versicherung, er sei »sicher«, daß 
noch mehr Beweismaterial vor- 
liegt): »Wir sind weniger an Vor- 
aussagen als an tatsächlichen Be- 
weisen interessiert«. 


Mr. Heller sagte dann zu Mr. 
Lane: »Go ... yourself« (vor- 
nehm« übersetzt: »Leck mich am 
Arsch«). Mr. Lane reagiert nicht 
darauf. 


Mr. Heller sagte zu Mr. Lane: 
»Wenn Sie dieses (Scheiß)spiel 
mit mir treiben wollen, werde ich 
es gegen Sie zurückschleudern. 
Also fummeln Sie nicht an mir 
herum (don't ... with me).« 


Mr. Bersin trat dann in angriffslu- 
stiger Haltung mit geballten Fäu- 
sten an Mr. Lane heran. Er stieß 


sein Gesicht sozusagen in.das von = 


Mr. Lane hinein. Bersins Gesicht 
war nicht mehr als drei Zoll von 
Mr. Lanes Gesicht entfernt. Er 
sagte zu diesem: »Go ... yourself 
(... dich selbst)«.« (Anmerkung 
des Übersetzers: Meine Feder 
sträubt sich, diese Unflätigkeiten 
wörtlich wiederzugeben.) 


»Mr. Lane trat zur Seite und 
sagte: »Wir befinden uns in einem 
Gerichtssaal. Benutzen Sie nicht 
diese Sprache. Ich glaube dies 
einfach nicht«. 


Mr. Bersin trat erneut an Mr. 
Lane heran, stellte sich in unmit- 
telbarer Nähe des Gesichtes von 
Mr. Lane auf und sagte: »Haben 
Sie Probleme damit? Gehen wir 
nach draußen, um die Sache hier 
und heute zu regeln«. 


Mark Lane sollte 
fertig gemacht werden 


Mr. Lane ging noch weiter von 
ihm fort und sagte: »Ich glaube 
das nicht«. Erwandte sich an zwei 
Angestellte des Gerichts und 
sagte: »Hören Sie das? Können 
Sie das glauben (was Sie hier erle- 
ben)? Ich hoffe, daß jeder zu- 
hört«. 


Mr. Bersin trat noch einmal an 
Mr. Lane heran und sagte: 
»Komm!’ raus, wenn Du etwas zu 
sagen hast. Komm’ nur nach 


einer 
ebenso unflätigen Ausdrucks- 
weise. In einer von mehreren 
Zeugen dieser unglaublichen Vor- 
fälle abgegebenen Erklärung 
heißt es: 
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draußen.« Mr. (William) Hulsy, 
* der Anwalt für das Institute for 


Historical Review (IHR), das ur- 
sprüngliche Ziel des Prozesses, 
versuchte, die Wogen zu glätten, 
wandte sich an Mr.: Bersin und 
Mr. Heller und sagte: »Kommen 
Sie, dies ist doch nur Theater.« 

Mr. Bersin zu Mr. Lane: »Du bist 
nichts anderes als ein Sack Ab- 


.„ schaum. Warum gehst du nicht 


nach draußen zum Schwimmbek- 
ken und ... dich selbst? 


Mr. Heller ging am Richterstuhl 
vorbei, betrat den Zuschauerbe- 


reich des Gerichtssaals und sagte 
zu Mr. Lane: »Wenn Ihnen das 
nicht gefällt, gehen Sie und sagen 
Sie das dem Richter. Rufen Sie 
die Polizei. Verklagen Sie uns<«.« 


Laut Lane ist dies genau das, was 
er vielleicht tun wird. Lane er- 
wägt zur Zeit die Möglichkeit, ei- 
nen Zivilprozeß gegen Heller 
und Bersin anzustrengen. 


Körperlicher 
Zustand 


Lane, 64 Jahre alt und Jude, ist 


- derzeit in ärztlicher Behandlung, 


muß fünf verschiedene Medika- 
mente einnehmen, weil er sich 
vor wenigen Jahren einem fünffa- 
chen Bypass-Eingriff am offenen 
Herzen unterziehen mußte. 


Einige der Zeugen dieser gewalt- 
samen Drohung vermuteten 
nicht zu Unrecht, daß Bersin sehr 
genau über Lanes körperlichen 
Zustand Bescheid wußte, als er 
die beleidigenden und drohen- 
den Außerungen tat. 


Schließlich war Bersin als »Ex- 
perte« der Mermelstein-Mann- 
schaft in Sachen Liberty Lobby 
und »The Spotlight« bezeichnet 
worden. In verschiedenen Be- 
richten, exklusiv für »The Spot- 
light«, beschrieb Lane seinen 
körperlichen Zustand und die 
Behandlungen, die er bekam - 


insbesondere eine Chelat-Thera- 
pie -. Dies dürfte dem Adlerauge 
des »Experten« wohl kaum ent- 
gangen sein. 


Eine Runde von 
endlosen Klagen 


Die leitenden Herren der Liberty 
Lobby nehmen die Drohungen 
von Heller und Bersin sehr ernst, 
zumal das Institute for Historical 
Review und jeder, der diesem an- 
gegliedert ist, über die Jahre hin- 
weg vielen Drohungen ausge- 


setzt waren, und die Büros des In- 
stituts am 4. Juli 1984 tatsächlich 
durch Brandstiftung völlig ver- 
nichtet wurden. 


Jetzt, wo Mermelsteins Prozeß in 
dem Abfalleimer der Geschichte 
gelandet ist, reagieren dieser und 
seine Anwälte hysterisch. Fast 
zehn Jahre lang hatte sich Mer- 
melstein in einer scheinbar endlo- 
sen Runde von Klagen vor Ge- 
richt hervorgetan, die darauf ab- 
zielten, die Hingabe der Liberty 
Lobby zur Freiheit der Meinungs- 
äußerung zum Schweigen zu brin- 
gen. ; 

Ironischerweise hätte Liberty 
Lobby in diesem Fall - und in der 
Vergangenheit - gar nicht in den 
Mermelstein-Prozeß verwickelt 
werden dürfen. 


Mermelsteins eigentliche Klage 
richtete sich nämlich gegen das in 
Costa Mesa, Kalifornien, ansäs- 
sige Institute for Historical Re- 
view, eine Forschungsorganisa- 
tion von Gelehrten und Wissen- 
schaftlern, die von der Liberty 
Lobby, eine völlig separate Insti- 
tution, absolut unabhängig ist. 


Mermelstein benutzte jedoch 
seine Klage gegen das IHR als 
willkommene Gelegenheit, die 
Liberty Lobby zu belangen, in- 
dem er fälschlicherweise be- 
hauptete, die populistische Insti- 
tution und das IHR seien ein und 
derselbe Rechtsträger. Oo 
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Michael Collins Piper 


Am 19. September 1991 um 14.55 Uhr, nach sieben hitzigen Tagen 
Voruntersuchung, brach der von der Hollywood-Berühmtheit Mel 
Mermelstein gegen Liberty Lobby wegen wissentlich falscher An- 
schuldigung angestrengte Prozeß in sich zusammen. Mermelstein 
und seine angriffslustigen Anwälte Lawrence Heller und Peter Ber- 
sin warfen das Handtuch. Damit gaben sie effektiv zu, daß sie von 
vornherein nichts Handfestes gegen Liberty Lobby vorzubringen 


hatten. 


Es handelte sich um einen Pro- 
zeß, der eigentlich gar nicht hätte 
angestrengt werden dürfen. Ein 
Richter, der in den Anfangssta- 
dien des Prozesses in Teilen der 
Sache verhandelt hatte, fragte 
Mermelstein nämlich, ob sein 
Vorgehen gegen Liberty Lobby 
nicht ein »ausgeheckter Prozeß« 
(concocted lawsuit) sei. 


Mark Lanes 
größter Erfolg 


Man erwarte jedoch nicht, daß ir- 
gendetwas über Mermelsteins 
vernichtende Niederlage in den 
Medien des Establishments zu le- 
sen sein wird. 


Obwohl die Presse seit Monaten 
frohlockt, daß der Mermelstein- 
Prozeß Liberty Lobby auf die 
Knie zwingen werden, trat genau 
das Gegenteil ein. 


Laut Mark Lane, Chefanwalt für 
Liberty Lobby und seine phan- 
tastischee Verteidigungsmann- 
schaft, war dies unter zahlreichen 
Fällen, bei denen er im Namen 
der populistischen Institution die 
Verteidigung übernommen 
hatte, »unser größter Sieg«. 


Unter einer Balkenüberschrift 
auf der ersten Seite berichtete un- 
sere Schwesterzeitung, »The 
Spotlight«, darüber, wie Mermel- 
steins Anwälte Rechtsanwalt 
Lane innerhalb des Gerichtssaals 
angriff, verärgert darüber, daß 
ihre Anklage zusammenbrach. 
Rechtsanwalt Lane könnte als 
Reaktion darauf einen Zivilpro- 
zeß gegen diese Anwälte anstren- 
gen. 


: des 


Während des gesamten Verlaufs 
Gerichtsverfahrens wurde 
Lane meisterhaft von zwei in Ka- 
lifornien ansässigen Anwälten, 
William Hulsy aus Irvine und 
Charles (Chip) Purdy aus San 
Diego unterstützt, die beide ihre 
Freude darüber zum Ausdruck 
brachten, dazu beigetragen zu ha- 
ben, Mermelsteins ausgeheckten 
Prozeß zu Grabe zu tragen. 


Bei diesem Prozeß führte der 
Richter des Superior Court 
(Oberstes Gericht) von Los An- 
geles, Stephen M. Lachs, den 
Vorsitz. Obwohl Lachs es mit un- 
mißverständlichen Worten klar 
gemacht hatte, daß er absolut 
keine Sympathie für die Ansich- 
ten der Liberty Lobby - oder ei- 
ner ihrer Mitangeklagten - hege, 
machte er auch Mermelstein und 
seinen Anwälten klar, daß er ein 
Jurist sei, der keinen Unsinn ver- 
steht, und der nur an einer kor- 
rekten Auslegung des Gesetzes 
interessiert sei. 


Ein korrekter Jurist 
als Richter 


Während der ganzen Verhand- 
lung legte Lachs eine peinlich ge- 
naue Aufmerksamkeit für Einzel- 
heiten und eine feste Entschlos- 
senheit, die Verhandlung in einer 
gerechten und unparteiischen 
Weise zu führen, an den Tag. 
Dies ist auch vielleicht der Grund 
dafür, daß Mermelsteins Anwalt, 
Lawrence Heller, überhört 
wurde, als er nervös zu seinem 
Mandanten sagte: »Sie wollen 
diese Sache doch wohl nicht vor 
diesem Richter 
oder?« 


ausfechten, 
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Restäsnisiens | 
‚Ein Sieg für 
die Freiheit 


Der Gründer und Schatzmeister 
der Liberty Lobby, Willis A. 
Carto, brachte gegenüber Rich- 
ter Lachs seine Dankbarkeit für 
dessen Objektivität zum Aus- 
druck. 


»Ehrlich gesagt«, meinte Carto, 
»es ist für Liberty Lobby ein sel- 
tenes Erlebnis, mit einem vorur- 
teilsfreien Richter gesegnet zu 
„sein. Richter Lachs ging diesen 
Prozeß mit bewundernswerter 
Aufgeschlossenheit an und ließ 
sich in seiner Denkweise von kei- 
nerlei persönlichen oder politi- 
schen Vorurteilen, die er gehegt 
haben könnte, beeinflussen. 


Das war alles, worauf wir gehofft 
hatten, und infolgedessen erran- 
gen wir auch den Sieg, den wir an- 
strebten.« 


Carto und die Verteidigungs- 
mannschaft sprachen auch Theo- 
dore O’Keefe vom Institute for 
Historical Review (IHR), der bei 
der Vorbereitung auf die Reak- 
tion auf Mermelsteins Klage end- 
lose Stunden der Nachforschung 
und des Studiums von Unterla- 
gen hineingesteckt hatte, ein 
ganz besonders Lob aus. Eine be- 
sondere Wertschätzung wurde 
auch Russ Granata, einem »Spot- 
light«-Leser aus Kalifornien zu- 
teil, der die Verteidigung mit äu- 
ßerst wichtigen Informationen 
über Mermelstein und dessen Tä- 
tigkeiten versorgte. 


»Dank solchen Männern wie 
Russ Granata, die fest hinter uns 
standen, konnten wir Mermel- 
steins Kampagne gegen uns wi- 
derstehen«, sagte Carto. »Das 
wissen wir hoch zu schätzen. Ein 
Sieg für Mermelstein hätte uns 
durchaus vernichten können.« 


Am Ende bekam 
Mermelstein nichts 


Mermelsteins Prozeß drehte sich 
um die ungewöhnlich hohe 
Summe von 11 Millionen Dollar 
(18,7 Millionen DM) Schadener- 
satz! 

Mit einer Demonstration der 
Großzügigkeit deutete der gefei- 
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erte Autor und Vortragskünstler 
jedoch seine Bereitschaft an, 
stattdessen eine Regelung in 
Höhe von 2,5 Millionen Dollar 
zu akzeptieren. 


Kirk Patrick Dilling, prominen- 
ter amerikanischer Rechtsan- 
walt und ein Experte auf dem 
Gebiet der Drogen-Bekämp- 
fung. 


Dann, kurz bevor das Verfahren 
im Gerichtssaal begann, klappte 
Mermelstein zusammen und 
sagte sich, er werde den Streit für 
lediglich 850 000 Dollar beile- 
gen. Es braucht nicht gesagt zu 
werden, daß die Offiziellen der 
Liberty Lobby wiederum sagten: 
»Kommt nicht in Frage«. 


Am Ende bekam 
Mermelstein gar nichts 


Das Prozeßgefüge beruhte auf 
folgenden vier Anklagepunkten: 
Verleumdung (Rufmord); wis- 
sentlich falsche Anschuldigung; 
vorsätzliche Zufügung von seeli- 
scher Belastung; Verschwörung. 


Es gab neben Liberty Lobby 
noch drei weitere Beklagte. Dies 
waren: Der Schatzmeister der Li- 
berty Lobby, Willis A. Carto; das 
Institute for Historical Review 
(IHR) und die Legion for the Sur- 
vival of Freedom (Legion für das 
Überleben der Freiheit), der 
Dachverband des IHR. 


Ironischerweise hatte Mermel- 
steins Klage rein gar nichts mit 
Liberty Lobby zu tun. 


Mermelsteins eigentliche Klage - 


so grundlos sie auch war - rich- 
tete sich nämlich gegen das in Co- 


sta Mesa, Kalifornien, ansässige 
IHR, eine Forschungsinstitution 
von Gelehrten und Wissenschaft- 
lern, die völlig unabhängig von 
Liberty Lobby ist. Mermelstein 
nutzte jedoch seine Klage gegen 
das IHR als willkommene Gele- 
genheit, Liberty Lobby zu bela- 
sten, indem er fälschlicherweise 
behauptete, die populistische In- 
stitution und das IHR seien ein 
und derselbe Rechtsträger. 


Mermelstein begründete seine 
Behauptung lediglich auf der Tat- 
sache, daß Liberty Lobby-Grün- 
der, Willis A. Carto, auch der 
Gründer des IHR ist. 


Victor Marchetti, ehemaliger 
hochrangiger Beamter des 
CIA und ständiger Mitarbeiter 
von CODE zum Thema Naher 
Osten. 


Abgesehen von dieser dünnen 
Verbindung, die kein rechtliches 
Fundament hat - wie sogar ein Ju- 
rastudent im ersten Semester er- 
kennen kann -, sind Liberty 
Lobby und das IHR zwei völlig 
separate Institutionen. 


Ein internationales 
Geschichtsinstitut 


Was Mermelstein vielleicht am 
meisten ärgerte, war eine Sache, 
die beide Institutionen gemein- 
sam haben: Eine Hingabe zur 
Freiheit der Meinungsäußerung, 
die in der Ersten Änderung (First 
Amendment) der amerikani- 
schen Verfassung verankert ist. 

Weil die Sache niemals zur 
Hauptverhandlung kam, hatten 
die potentiellen Geschworenen 
leider keine Gelegenheit, einer 
Spitzenmannschaft von Zeugen 


Dick Gregory, international 


bekannter Komiker, Bürger- 
rechtsaktivist und Sozialkriti- 
ker in den USA. 


der Verteidigung zuzuhören, die 
bereit waren, als Leumundszeu- 
gen im Namen des Liberty 
Lobby-Gründers Wills A. Carto 
auszusagen. Dazu gehörten: Ro- 
bert Brock, ein führender Natio- 
nalist der Schwarzen; Kirk Pa- 
trick Dilling, prominenter An- 
walt und einer der führenden 
Rechtsexperten auf dem Gebiet 
der Nahrungsmittel und Drogen; 
Dick Gregory, der international 
bekannte Komiker, Bürgerrechts- 
aktivist und Sozialkritiker; 
Oberstleutnant James (Bo) 
Gritz, Held des Vietnam-Krieges 
und Hoffnungsträger der Popu- 
list Party; Dr. Robert John, diplo- 
matischer Historiker und Autori- 
tät für Nahost-Fragen; Victor 
Marchetti, ehemaliger hochran- 
giger Beamter des CIA und Her- 
ausgeber des Nachrichtendien- 
stes »New American View«; 
Oberst L. Fletcher Prouty, im Ru- 
hestand lebender Offizier der 
US-Air Force und des Geheim- 
dienstes sowie Verfasser des Bu- 
ches: »The Secret Team« (»Die 
geheime Mannschaft«); Mau- 
reen Kennedy Salaman, Präsi- 
dentin der in Monrovia, Kalifor- 
nien, ansässigen National Health 
Federation; Major James H. 
Townsend, Redakteur und Her- 
ausgeber der Zeitung »National 
Educator«; und’Tom Valentine, 
erfahrener Journalist der Druck- 
presse und des Rundfunks. 


Ebenfalls vorgesehen, als Gut- 
achter im Namen des IHR auszu- 
sagen, waren Professor Robert 
Faurisson, der hochangesehene 
französische Historiker der revi- 
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sionistischen Schule, und der Ver- 
fasser von Bestseller-Büchern 
David Irving, der am meisten ge- 
lesene Historiker in der Englisch 
und Deutsch sprechenden Welt. 


Oberst L. Fletcher Prouty, im 

Ruhestand lebender Offizier 

der US-Air Force und des ame- 
_ rikanischen Geheimdienstes. 


Seit fast zehn Jahren versucht 
Mermelstein, nicht nur das IHR 
und Liberty Lobby, sondern auch 
die First Amendment zu zerstö- 
ren. Dies ist nämlich schon das 
zweite Mal, daß Mermelstein ei- 
nen Rechtsstreit mit den beiden 
Rechtsträgern angestrengt hat. 


Mermelsteins erster 1981 gegen 
das IHR und Liberty Lobby an- 
gestrengte Prozeß legte nämlich 
das Fundament für den jüngsten 
Rechtskampf. 


Mermelstein will die 
US-Verfassung angreifen 


Mermelstein, ein Industrieller in 
Long Beach, Kalifornien, er- 
langte über die Jahre hinweg eine 
riesige internationale Publizität, 
indem er sich als »UÜberlebender 
des Holocaust« darstellte. Er 
schrieb ein Buch, hielt hunderte 
von Vorträgen, erschien auf zahl- 
reichen Rundfunk- und Fernseh- 
Talk Shows und erzählte seine 
Geschichte Dutzenden - viel- 
leicht Hunderten - von Journali- 
sten. 


Mermelsteins Rechtsstreit mit 
dem IHR war sogar Thema eines 
dummen und Tatsachen verzer- 
renden für das Fernsehen ge- 
machten Hollywood-Film-Mach- 


Mark Lane, Chefanwalt für Li- 
berty Lobby und für das Insti- 
tut für Revisionismus in Kali- 
fornien. 


werks, in dem Mermelstein sei- 
nen eigenen Vater spielte. Leo- 
nard Nimoy, als »Mr. Spook« der 
Fernseh-Serie »Star Trek« 
(»Raumfähre Enterprise«) be- 
rühmt, spielte Mermelstein. 


Der Film wurde für Mr. Ted »Ha- 
noi Jane« Turners TNT-Netzwerk 
gedreht. 

In der Tschechoslowakei gebo- 
ren, behauptet Mermelstein, Ver- 
wandte in.den Gaskammern ver- 
loren zu haben, die er in dem von 
den Deutschen im Zweiten Welt- 
krieg in Polen eingerichteten La- 
ger Auschwitz gesehen haben 
will. 


1980 wurde Mermelstein auf das 
IHR aufmerksam und umge- 
kehrt. Ein Jahr davor hatte das 
IHR eine weithin publizierte Be- 
lohnung für denjenigen ausge- 
setzt, der Beweise - jeder Art - 
dafür bringen konnte, mit denen 
bestätigt wird, daß Juden von 
den Deutschen durch Vergasung 
getötet wurden. 


Im Hintergrund 
agierte die ADL 


In dem Angebot wurde spezifi- 
ziert, daß die vorzulegenden Be- 
weise ebenso stichhaltig, wie die 
in einem amerikanischen ordent- 
lichen Gericht verlangten Be- 
weise sein mußten. Da sich keine 
rechtmäßigen Bewerber melde- 
ten, wurde das Angebot vom 
IHR geschlossen. 
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Mel Mermelstein wollte mit 
seinen Klagen und Geldforde- 
rungen die Arbeit des Instituts 
unterbinden. 


Zur großen Überraschung des 
IHR eröffnete ein Angestellter 
des IHR das Angebot erneut, 
ohne dazu befugt zu sein, und lei- 
tete es an Mermelstein persön- 
lich weiter. 


Wegen dieser Sache und anderer 
Störaktionen wurde der betref- 
fende Angstellte, ein David 
McCalden, bald entlassen. Wie 
sich später herausstellte, arbei- 
tete McCalden außerdem mit der 
Anti-Defamation League (ADL) 
der B’nai B’rith, einer illegalen, 
nicht . eingetragenen, ausländi- 
schen Lobby für Israel, zusam- 
men. Die ADL half Mermel- 
stein, seine Kampagne gegen Li- 
berty Lobby und das IHR zu or- 
chestrieren und leistete diesem 
durchweg lebenswichtige Hilfe- 
stellung. Die ADL war auch in 
zwei weiteren Prozessen wegen 
Belästigung (nuisance) verwik- 
kelt, die gegen Liberty Lobby an- 
gestrengt wurden. 

Mermaelstein griff McCaldens un- 
rechtmäßiges Angebot auf und 
versorgte als Gegenleistung das 
IHR mit haltlosem »Beweismate- 
rial«, das- selbst wenn das Ange- 
bot noch wirksam gewesen wäre 
-vor Gericht niemals Bestand ge- 
habt hätte. 


Das IHR weigerte sich, Mermel- 
stein die 50 000 Dollar auszuzah- 
len. Dieser reichte am 19. Fe- 
bruar 1981 Klage gegen das IHR 
ein, um die Belohnung einzukla- 
gen, die das Institut ihm, wie er 
behauptete, schuldete. 


Wegen seiner Verschwörungs- 
theorie dahingehend, daß Li- 
berty Lobby die treibende Kraft 
hinter dem IHR sei, zog Mermel- 
stein unberechtigterweise Li- 
berty Lobby als Beklagte in den 
Mermelstein-Konflikt mit hin- 
ein. 


Mermelstein verlangte 
einen Vergleich 


Im Verlauf des Gerichtsverfah- 
rens wurde Mermelstein von der 
mächtigen Feministen-Anwältin 
Gloria Allred und deren Partner, 
Michael Maroko, vertreten. 


Es gelang den beiden Anwälten, 
den Richter des Obersten Ge- 
richtes von Los Angeles, Thomas 
L. Johnson, dazu zu überreden, 
eine noch nie dagewesene ge- 
richtliche Erklärung abzugeben, 
daß »im Sommer 1944 Juden im 
Lager Auschwitz in Polen vergast 
wurden«. 


Obwohl Mermelstein dies als 
Sieg für sich beanspruchte, trug 
dies nichts dazu bei, seine Klage 
zu beschließen, mit der er sage 
und schreibe 17 Millionen Dollar 
Schadenersatz einklagen wollte. 
Das Gericht hatte anfangs die 
meisten Klagebegehren Mermel- 
steins verworfen und nur zwei da- 
von aufrechterhalten: Eines we- 
gen angeblichem Vertragsbruch 
und eines wegen angeblicher see- 
lischer Belastung. 


Was Mermelsteins Geisteszu- 
stand betrifft, so war er jahrelang 
in psychiatrischer Behandlung. 


Schließlich, nach beinahe fünf 
Jahren kostspieliger Prozessiere- 
rei, entschied das IHR, daß es 
wohl das Beste sei, sich mit Mer- 
melstein zu einigen, anstatt sich 
auf eine noch kostspieligere 
Hauptverhandlung einzulassen. 


Mermelstein verlangte einen Ver- 


-gleich in Höhe von 400 000 Dol- 


lar, doch die Endsumme war weit 
geringer. Er erhielt 90 000 Dol- 
lar, obwohl Richter Robert L. 
Wenke, der bei den Vergleichs- 
verhandlungen den Vorsitz 
führte, selbst sagte, Mermel- 
steins Klage wegen Vertrags- 
bruch sei bestenfalls ein schwach 
begründeter Anspruch. 


Das IHR vertrat die Auffassung, 
daß angesichts des seinerzeit in 
Los Angeles herrschenden politi- 
schen Klimas - und der unver- 
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meidlichen Prozeßkosten -, und 
wie gerecht der Prozeß auch im- 
mer abgewickelt worden wäre, es 
trotzdem höchst unwahrschein- 
lich war, daß ein Geschworenen- 
gericht zu Gunsten des IHR ent- 
scheiden würde. 


Es ging um 
historische Tatsachen 


Geschworenengerichte in Los 
Angeles sind dafür bekannt, daß 
sie Klägern gewaltige Schadens- 
ersatzansprüche zugestehen, und 
das IHR war daher der Auffas- 
sung, daß es besser sei, Mermel- 
stein zu unterbieten und sich mit 
ihm über eine vergleichsweise ge- 
ringe Summe zu einigen, als we- 
gen der mit Sicherheit zu erwar- 
tenden hohen Prozeßkosten und 
möglicherweise einer hohen Ver- 
urteilung in Konkurs zu gehen. 


Als Teil des Vergleichs willigten 
das IHR und Liberty Lobby - die 
unrechtmäßig Beklagte -— auch 
ein, sich für irgendwelche seeli- 
schen Qualen, die Mermelstein 
erlitten haben mag, zu entschul- 
digen. Unter keinen Umständen 
erkannte das IHR jedoch an, daß 
Richter Johnson im Recht war, 
als er entschied, die angeblichen 
Vergasungen in Auschwitz seien 
eine historische Tatsache. Dies 
wäre eine Nichtanerkennung 
sämtlicher Forschungsarbeiten 
des IHR und ein Hintergehen 
seiner Unterstützern gewesen. 
Richter Johnsons »judicial no- 
tice« (eigene Kenntnis des Ge- 
richts) war daher nicht Teil des 
Vergleichs. 


Und doch behauptete Mermel- 
stein in einem in New York ausge- 
strahlten Rundfunkinterview, 
daß augenscheinlich von vielen 
Unterstützern .dass IHR im 
Raume New York gehört wurde, 
das IHR, Willis Carto und Li- 
berty Lobby — wiederum unnöti- 
gerweise mit hineingezogen — 
hätten Johnsons eigene Kenntnis 
des Gerichts (judicial notice) 
»unterzeichnet«. 

Dies war nicht nur eine bloße 
Falschaussage Mermelsteins. In 
seinem Interview machte Mer- 
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melstein nämlich einen Unter- 
schied zwischen der Entschuldi- 
gung und der eigenen Erkenntnis 
des Gerichtes, und behauptete, 
die oben erwähnten Parteien hät- 
ten beides unterzeichnet. 


schnitte des Artikels enthielten 
Hinweise auf »prahlerische Aus- 
flüchtemacher« (vainglorious 
prevaricators) und »Märchen- 
spinner« (false tale spinners), die 
Geschichten über den Holocaust 


Der britische Historiker David Irving stand als Sachverständiger 
für den Holocaust zur Aussage bereit. 


Er erzählte seinen Zuhörern, das 
IHR habe anerkannt, daß die ei- 
gene Erkenntnis des Gerichtes 
richtig war. 


Das war natürlich gelogen. Viele 
Revisionisten glaubten jedoch 
leider auf Grund der Falschinfor- 
mation Mermelsteins, das IHR 
habe sie irregeführt. 


Da Gefahr eines großen Scha- 
dens in der Luft lag, reichten das 
IHR und Carto zunächst eine Ver- 
leumdungsklage gegen. Mermel- 
stein ein. Beide entschlossen sich 
jedoch, die Sache nicht weiter zu 
verfolgen und ließen den ganzen 
Prozeß fallen. 


Mermelstein erhielt nicht einmal 
eine Klageschrift. Der Fall war 
damit erledigt. 


Inzwischen hatte das IHR in sei- 
nem Nachrichtenbrief einen Arti- 
kel veröffentlicht, in dem die Er- 
eignisse des Mermelstein-Prozes- 
ses beschrieben wurden. 


Weitere Klagen 
folgten 


An einer Stelle hieß es in dem Ar- 
tikel, Mermelstein sei »nachweis- 
lich ein Betrüger«. Andere Ab- 


für ihre eigene Selbstdarstellung 
und zum Geldscheffeln ausge- 
nutzt hätten, jedoch keinen Hin- 
weis auf Mermelstein selbst. 


Mermelstein entschloß sich dazu, 
eine Verleumdungsklage einzu- 
reichen. Als Reaktion auf die 
kurzlebige Verleumdungsklage 
des IHR und Cartos gegen ihn, 
reichte er auch eine separate 
Klage wegen wissentlich falscher 
Anschuldigung (malicious prose- 
cution) ein. 


Die beiden Klagen wurden spä- 
ter miteinander kombiniert und 
Mermelstein legte noch Klagean- 
träge wegen vorsätzlicher Zufü- 
gung von seelischer Belastung 
und — obendrein — wegen Ver- 
schwörung ein. Mermelstein 
klagte nicht nur gegen das IHR 
und dessen Dachverband (die Le- 
gion for the Survival of Freedom) 
und Carto, sondern zog wieder 
einmal Liberty Lobby als Mitbe- 
klagte in die Sache hinein. Dar- 
über hinaus entschloß er sich so- 
gar dazu, die Familien-Anwalts- 
praxis von Robert Von Esch jun. 
und dessen Söhnen Robert II. 
und Mark, die Anwälte, die das 
IHR bei der kurzfristigen Ver- 
leumdungsklage gegen Mermel- 
stein vertreten hatten, zu verkla- 
gen. 


Die Erfahrung der Familie Von 
Esch ist tragisch und äußerst viel- 
sagend zugleich. Mermelstein, 
seine Anwälte und andere, brach- 
ten den böswilligen Vorwurf in 
Umlauf, die Familie Von Esch - 
die deutsch-amerikanischer Ab- 
stammung ist — habe sich irgend- 
wie mit dem Tatbestand des »An- 
tisemitismus« besudelt, als sie ge- 
gen Mermelstein vorging. 


Anwälte wurden 
unter Druck gesetzt 


Dies war zweifellos ein Manöver, 
alle anderen Verteidiger einzu- 
schüchtern und abzuschrecken, 
jemals wieder das IHR oder an- 
dere Gruppierungen und Einzel- 
personen, die der ADL ein Dorn 
im Auge sind, zu verteidigen. 


Robert Von Esch verlor im Zwei- 
ten Weltkrieg, als er in den Rei- 
hen der amerikanischen Streit- 
kräfte gegen die Deutschen 
kämpfte, ein Bein. Das reichte je- 
doch nicht aus, um den rachsüch- 
tigen Mermelstein zufriedenzu- 
stellen. 


Aus Furcht davor, daß sie ihre 
Anwaltspraxis verlieren könn- 
ten, stimmte die Familie Von 
Esch einem außergerichtlichen 
Vergleich zu und händigte Mer- 
melstein die runde Summe von 
100 000 Dollar aus. 


Wissentlich falsche 
Anschuldigungen 


Die Mermelsteinklage gegen Li- 
berty Lobby und das IHR kam 
schließlich am 10. September 
1991 zum Prozeß, und Mermel- 
stein und seine Anwälte waren 
sich des Sieges sicher. Es sollte 
ganz anders kommen. Fast von 
Anfang an brach Mermelsteins 
Klage nämlich zusammen. 


Eine Sondersitzung wurde einbe- 
rufen, um festzustellen, ob Mer- 
melstein eine »öffentliche Figur« 
sei und daher »böse Absicht« (ac- 
tual malice) und »fahrlässige 
Mißachtung der Wahrheit« (reck- 
less disregard for the truth) sei- 
tens des IHR nachweisen mußte, 
als dieses die angeblich verleum- 
derische Aussage über Mermel- 
stein veröffentlichte. 

Der international bekannte Mer- 
melstein versuchte jedoch, so un- 
begreiflich das ist - sich als stille, 
bescheidene, unauffällige Privat- 
person auszugeben. 


Jedoch unter dem scharfen Ver- - 


hör durch den Liberty Lobby- 
Verteidiger Mark Lane wurde es 
Mermelstein sehr schnell klar — 
obwohl es bestimmt nicht seine 
Absicht war -, daß er zumindest 
ein Publicity-Jäger, und in der Tat 
sehr wohl eine öffentliche Figur 
ist. 


Als Mermelstein am 13. Septem- 
ber 1991 selbst in den Zeugen- 
stand trat, machte er verwirrte, 
widersprüchliche und nachweis- 
lich falsche Aussagen. Zum Bei- 
spiel, um darzulegen, daß er 
keine »öffentliche Figur« sei, 
sagte er zunächst unter Eid aus, 
er habe von 1967 bis dato nur 
zehn Vorträge gehalten. Als er je- 
doch von Rechtsanwalt Lane mit 
Beweisen konfrontiert wurde, 
gab er zu, daß er in Wirklichkeit 
. zwischen 1967 und 1985 mehr als 
350 Vorträge gehalten hatte. 


Angesichts der bohrenden Fra- 
gen, die die Zeugenaussage ihres 
Mandanten zu einem kläglichen 
Spektakel machten, räumten 
Mermelsteins Anwälte ein, daß 
dieser schließlich doch eine öf- 
fentliche Figur ist. 


Infolgedessen wurde Mermel- 
steins Verleumdungsklage ein 
schwerer Schlag versetzt und 
praktisch als Streitgegenstand ab- 
gewiesen. Der nächste wichtige 
Verhandlungspunkt war, ob das 
IHR und Carto nicht »hinrei- 
chenden Grund« (probable 
cause) hätten, Mermelstein auf 
Grund seiner Falschaussagen we- 
gen Verleumdung zu verklagen. 
Wenn der Richter feststellen 
konnte, daß ein solcher »hinrei- 
chender Grund« vorlag, dann 
würde dies der behaupteten »wis- 
sentlich falschen Anschuldigung« 
den Garaus machen. 


Es war eine 
verlorene Sache 


Nach klaren und überzeugenden 
von Carto und dem Direktor des 
IHR, Tom Marcellus, die beide in 
den Zeugenstand traten, dem 
Gericht vorgetragenen Bewei- 
sen, entschied Richter Lachs, 
daß es hinreichenden Grund zur 
Klageerhebung gebe. 


Somit wurde der Anklagepunkt 
wissentlich falsche Anschüfdi- 
gung summarisch abgewiesen. 


Zu diesem Zeitpunkt standen 
Mermelstein und seine Anwälte 


Professor Robert Faurisson, der hochangesehene französische 
Historiker der revisionistischen Schule, war zu einem Gutachten 
bereit. 


schwer unter Beschuß, und Mer- 
melstein wurde überhört, als er 
sagte: »Ich will nicht dagegen 
prozessieren.« 


Mermelsteins Anwälten wurde 
klar, daß die Beweislast, nachzu- 
weisen, daß Mermelstein kein 
nachweisbarer Betrüger ist, auf 
ihren Schultern ruhte. Hinzu 
kam noch die Gefahr, daß sie 
noch mehr Zeit in eine Sache 
stecken müßten, die zu diesem 
Zeitpunkt klar und deutlich eine 
verlorene Sache war. 


Zur Freude - aber nicht unbe- 
dingt zur Überraschung — des 
IHR und der übrigen Beklagten 
stellten Mermelsteins schlachten- 
müde Anwälte den Antrag auf 
Einstellung der Anklage wegen 
Verleumdung, vorsätzliche Zufü- 
gung einer seelischen Belastung 
und Verschwörung. Somit fiel 
Mermelsteins gesamte Anklage 
auseinander, und dies nur wenige 


Tage, nachdem seine Parteigän- 
ger in den Medien seinen siche- 
ren Sieg und die Vernichtung des 
IHR und der Liberty Lobby ver- 
kündet hatten. 

Mermelsteins Mannschaft deu- 
tete jedoch an, daß sie beabsich- 
tige, gegen die vorherige Abwei- 
sung des Anklagepunktes »wis- 
sentlich falsche Anschuldigung« 
durch den Richter Berufung ein- 
zulegen, aber eine solche Beru- 
fung ist höchst unwahrscheinlich. 


Presse glänzte 
durch Abwesenheit 


Richter Lachs hatte das Beweis- 


material in allen Einzelheiten 


gründlich und gerecht unter- 
sucht, und es ist nach der sehr ver- 
nünftigen Beurteilung der An- 
wälte Lane, Hulsy und Purdy un- 
wahrscheinlich, daß ein Beru- 
fungsgericht seine Entscheidung 
umstößt. 


BE Tr a u a A a 


Interessanterweise war die 
Presse bei dem gesamten Verfah- 
ren abwesend, natürlich mit Aus- 
nahme von »The Spotlight«. 


Wie das IHR erfuhr, waren näm- 
lich Reporter der »Los Angeles 
Times« - ein Sprachrohr für Mer- 
melstein sowohl in ihren Leitarti- 
keln als auch in ihren Nachrich- 
tenspalten — schon dahinter ge- 
kommen, daß Mermelsteins 
Klage zusammenbrach. 


Folglich erschien in der »New 
York Times« über die vernich- 
tende Niederlage Mermelsteins 
kein einziges Wort. 


Wenn Mermelstein gewonnen 
hätte, dann hätten die internatio- 
nalen Medien dieses Ereignis na- 
türlich laut hinausposaunt. Viele 
Zeitungen hatten nämlich in den 
vorangegangenen Wochen dem 
Prozeß in ihren Spalten einen 
großzügigen Platz eingeräumt 
und einen Sieg Mermelsteins vor- 
ausgesagt. 


Willis Carto, in eigener Sache 
sprechend, dankte dem Richter 
für dessen Gerechtigkeit und 
brachte allen IHR- und Liberty 
Lobby-Mitgliedern gegenüber 
für deren standhafte Unterstüt- 
zung im Verlauf der Ereignisse 
seinen tiefgefühlten Dank zum 
Ausdruck. 


Vince Ryan, Vorsitzender von Li- 
berty Lobbys Board of Policy, 
gab nachdem er von Mermel- 
steins Niederlage gehört hatte, 
folgende Erklärung ab:»Dies ist, 
wie Mark Lane schon sagte, ein 
großer Sieg und ein wohlverdien- 
ter dazu. Liberty Lobby bleibt 
weiterhin ihrer populistischen 
und nationalen Amerika-zuerst- 
Einstellung verpflichtet und wird 
weiter nach vorne marschieren. 


Wenn es auch manchmal den An- 
schein hat, als sei das amerikani- 
sche Rechtswesen ungerecht — 
und oft ist das auch so -, so ist 
dies ein Fall, wo die Wahrheit den 
Sieg davongetragen hat. Gottsei- 
dank gibt es in Amerika immer 
noch die Freiheit der Meinungs- 
äußerung. Danken wir Gott für 
die First Amendment.« Oo 
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Die eidliche 
Aussage des 
Alan Schwartz 


Die eidliche Aussage des Alan M. Schwartz, Leiter der Forschung 
und Auswertung der Anti-Defamation League (ADL) der B’nai 
B’rith, wurde am 16. Januar 1991 abgelegt. Dieses einmalige histori- 
sche und rechtliche Dokument stellt die bislang eingehendste Befra- 
gung eines verantwortlichen Mitarbeiters der sogenannten Anti-De- 
famation League (Liga gegen Verleumdung) dar. 


Die Niederschrift des Alan 
Schwartz, Forschungsleiter der 
Anti-Defamation League der 
B’nai B’rith, entgegengenom- 
men am 16. Januar 1991 in New 
York City von dem angesehenen 
Anwalt der Bürgerrechte, Mark 
Lane, ist tatsächlich ein Gerichts- 
dokument, Teil eines Ermitt- 
lungsvorgangs in einem Rechts- 
streit mit gewaltigen stillschwei- 
genden Auswirkungen für das 
- Recht aller Menschen auf Frei- 
heit der Forschung und der Mei- 
nungsäußerung. Sie wird hier un- 
bearbeitet und genau so, wie von 
dem Gerichtsschreiber schriftlich 
niedergelegt, wiedergegeben - 
und enthält daher gelegentlich or- 
thographische und 
Übertragungsfehler -. 


Schwartz wurde von einem gewis- 
sen Mel Mermelstein, einem Be- 
rufsüberlebenden des sogenann- 
ten Holocaust an den Juden mit 
einem unstillbaren Hunger, seine 
Leiden, die tatsächlichen und 
eingebildeten, in die Öffentlich- 
keit zu bringen, berufen. Bei ei- 
nem atemberaubenden Versuch, 
die Freiheit der Forschung in 
Amerika zu zerstören, hat Mer- 
melstein zweimal das Institute 
for Historical Review verklagt in 
dem Bestreben, dessen tabubre- 
chenden aber notwendigen Un- 
tersuchungen der Fakten, die hin- 
ter der Propaganda des Zweiten 
Weltkriegs, einer Propaganda, 
die niemals dem amerikanischen 
Volk sondern den Interessen der 
Kommunisten, Zionisten und 
des internationalen Establish- 
ments diente und dient, stehen, 
lahmzulegen. 

Mermelstein führt auch gegen 
die an der Basis angesiedelte po- 
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pulistische Interessengruppe Li- 
berty Lobby, eine Organisation 


die vom IHR völlig unabhängig 
ist, einen Rechtsstreit. 


Die Aussicht, die bedeutsamste 
Organisation des Historischen 
Revisionismus - das IHR - zu tor- 
pedieren, und die Stimme der 


. Anhänger der »America First«- 


Bewegung zum Schweigen zu 
bringen, ist natürlich für die 
Anti-Defamation League der 
B’nai B’rith sehr verlockend. 

Schon seit vielen Jahren sammelt 
die ADL, unter dem Deckman- 
tel, einen undefinierten - und un- 
definierbaren - »Antisemitis- 
mus« bekämpfen zu wollen, In- 
formationen und verbreitet Pro- 
pagandamaterial mit dem Ziel, 
nicht nur zivilistenfeindliche 
Randgruppen zu entlarven, son- 


dern auch legitime amerikani- 


sche, vaterländische und natio- 
nale Gruppen und Verbände in 
Mißkredit zu bringen. 


Introduction 


Solange sie existiert wurde die 
ADL beschuldigt - und räumte 
gelegentlich ein — eine wider- 
sprüchliche Taktik angewendet 
zu haben, die vom Einsatz von 
Spionen und Unterwanderern bis 
zum Einbruch in Wohnungen und 
Büros und zum Diebstahl von 
Privatdokumenten reichte. 

Als selbsternannter »Wachhund« 
fungierend, stellte die ADL 
gewaltige Dossiers über ihre 
Angriffsziele zusammen und 
brachte diese in Umlauf - darun- 
ter gegen solche offenherzigen, 
antizionistischen Juden wie der 
Schriftsteller Alfred Lilienthal, 
und der in der ganzen Welt ange- 
sehene Sprachforscher Noam 
Chomsky - an Presseorgane, Bil- 
dungsanstalten und dergleichen - 
mit dem Bestreben, ihnen zu ver- 


“ wehren, von der amerikanischen 


Öffentlichkeit gehört zu werden. 


This unique historical and legal document represents the most searching 
interrogation to date of a responsible official of the so-called Anti-Defamation 


The deposition of Alan Schwartz, director of research for the Anti-Defamation 
"League of B’nai B’rith, conducted by the renowned civil rights attorney and author, 
Mark Lane, representing Liberty Lobby, on January 16, 1991 in New York City, is 
an actual court document, part of the discovery process in a legal case with 
momentous implications for the right of all Americans to freedom of inquiry and 
expression. It is presented here unedited, reproduced exactly as it was transcribed by 
the court reporter (and thus contains occasional mistakes in spelling and 


transcription). 


. Schwartz was called as an expert witness by one Mel Mermelstein, a professional 
survivor of the so-called Jewish Holocaust with an endless appetite for publicizing 
his sufferings, real and imagined. In a breathtaking attempt to destroy freedom of 
inquiry in America, Mermelstein has twice sued the Institute for Historical Review, 
seeking to cripple it in its taboo-breaking but necessary inquiry into the facts that lie 
behind the propaganda of World War II, a propaganda which never served the 
American people but has served and continues to serve Communist, Zionist, and 
international Establishment interests. Mermelstein is also suing the grassroots 
populist lobbying group, Liberty Lobby, an organization entirely independent of the 


IHR, as well. 


The prospect of torpedoing the world’s most important Historical Revisionist 
organization—IHR—and damaging the "America First” people’s voice--the Liberty 
Lobby—is an enticing one to the Anti-Defamation League of B’nai B’rith. For many 
decades now. ADL, under the guise of combatting an undefined—and 
undefinable—"anti-Semitism," has gathered information and disseminated 
propaganda with the aim of not merely exposing anti-Jewish fringe groups, but of 
discrediting legitimate American patriotic and nationalist groups. 

Throughout its existence ADL has been accused of—and sometimes admitted 

‘ to—controversial tactics ranging from the use of spies and infiltrators to illegal entry 

. and.theft of private documents. Functioning as. a self-appointed "watchdog," ADL 
has compiled and circulated massive dossiers on its targets—including such 
outspoken anti-Zionist Jews as writer Alfred Lilienthal and world-renowned 
linguistics scholar Noam Chomsky—to press, educational institutions, and the 
like—in efforts to deny them a hearing with the American public. ADL’s efforts to 
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Abschrift der eidlichen Aussage des Alan M. Schwartz von der ADL. 


N un: 


Revisionismus 


Jodesengel 


Andrei 


Wyschinski 


Beat Christoph Baeschlin 


Im Verlag Albin Michel in Paris ist erstmals eine ausführliche Le- 
bensbeschreibung von Andrei Wyschinski, »Stalins Staatsanwalt«, 
erschienen. Der Autor der russischen Originalausgabe, Arcadi Vaks- 
berg, hat nach gründlichem Quellenstudium diese umfangreiche 
Biographie erarbeitet, die nun in französischer Übersetzung zugäng- 


lich ist. 


Eine der widerlichsten Figuren 
des soeben entschwundenen S$o- 
wjetregimes wird dem Publikum 
vorgestellt. Da wird ersichtlich, 
wie viel moralischer Unrat im le- 
ninistisch-stalinistischen Macht- 
gebilde angehäuft war. Gleichzei- 
tig wird anschaulich, daß diese 
abscheulichen Methoden der 
Machtausübung im demokrati- 
schen Westen viel »Verständnis« 
fanden. Und dieses »Verständ- 
nis« muß schlechterdings als 
Komplizenschaft bezeichnet wer- 
den. 


Verhängnisvolle 
Meinungs-Sünde 


Der Autor gibt dem Leser klar zu 
verstehen, worin die »Verdien- 
ste« und die Hauptaufgabe Wy- 
schinskis bestand: Organe zu 
schaffen, die nach Rechtsstaat 
und »Demokratie« aussahen und 
sich ihrer zu bedienen, um vorzu- 
täuschen, als gäbe es eine von der 
politischen Führung unabhän- 
gige Rechtssprechung. Aber alles 
diente nur zur Täuschung der 
Gutgläubigen und zur Be- 
schwichtigung der Mitläufer. 


Andrei Wyschinski stammte aus 
altadliger Polenfamilie und ist 
1883 in Odessa geboren. Nach 
glänzenden Studien richtete er in 
seiner Geburtsstadt eine An- 
walts-Praxis ein. Schon früh hat 
er sich den Menschewiken der 
Sozialdemokratie angeschlossen. 
Nach ersten beruflichen Erfolgen 
siedelte er nach Moskau über, wo 
er im Zeitpunkt der Abdankung 
des Zaren Niklaus II. Bürgermei- 


N; 


MEs 


Wyschinski (ganz links) bei der Unterzeichnung der Kapitula- 
tionsurkunde der deutschen Wehrmacht. 


Andrei Wyschinski als Botschafter der Sowjetunion bei den Ver- 


einten Nationen in New York. 


ster eines Moskauer Vororts war. 
Als Menschewik unterstützte er 
sehr tatkräftig Kerenskis proviso- 
rische Regierung, die mehrheit- 
lich aus Sozialdemokraten zu- 
sammengesetzt war. 


Als Lenin in der »Oktoberrevolu- 
tion« die provisorische Regie- 
rung wegfegte, sah sich Wy- 


schinski unvermutet mit seinen 
Menschewiken ideologisch und 
politisch falschgelagert. Dank gu- 
ter persönlicher Beziehungen 
nahm er rasch die Kehrtwendung 
vor, um sich von den Ereignissen 
in die »richtige« Strömung trei- 
ben zu lassen. Seine Bekehrung 
bescherte ihm das einträgliche 
Amt eines Vorstehers des »Be- 


schlagnahmungsamtes im Eisen- 
bahntransport« für ganz Mos- 
kau. Seine Aufgabe bestand 
darin, Razzien in den Zügen 
durchzuführen, um den Bauern 
die Nahrungsmittel abzujagen, 
die sie im hungernden Moskau zu 
verkaufen gedachten. 


Diese amtlich verordnete Diebs- 
und Räubertätigkeit hat Wy- 
schinski mit seinen Häschern 
sehr gründlich und umfassend be- 
sorgt. Seine »Erfolge« sind bald 
von Stalin erkannt und aner- 
kannt worden. Die nun begin- 
nende steile Karriere Wyschins- 
kis wurde gerade durch seine ein- 
stige »falsche« Parteinahme für 
die Sozialdemokraten begün- 
stigt. Wegen seiner Meinungs- 
Sünde war er für Stalin der Ide- 
altyp, denn er war zu sklavischer 
Abhängigkeit und Unterwürfig- 
keit genötigt. Somit konnte Sta- 
lin sich auf die totale Knecht- 
schaft Wyschinskis verlassen. 


Oberster Staatsanwalt 
im Terrorstaat 


Noch zu Lebzeiten Lenins hat 
Stalin Wyschinski zum Vorsteher 
des Moskauer Anwaltsverbandes 
erhoben. Er hatte dafür zu sor- 
gen, daß die Anwälte sich den 
Gegebenheiten der kommunisti- 
schen Ordnung anpaßten. Das 
bedeutete zu lernen, daß die Ju- 
stiz bloß ein ausführendes Instru- 
ment der Staatsmacht darstellte. 
Wer als Advokat sich anmaßte, 
gegen den politischen Willen auf- 
zumucken, der wurde rücksichts- 
los beseitigt. 
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Revisionismus 


Todesengel 
Andrei 
Wyschinski 


Wyschinski verstand es, diesen 
»modernen« Stil des Gerichtswe- 
sens in kurzer Zeit verständlich 
zu machen. In Anerkennung die- 
ses Erfolges wurde Baron Wy- 
schinski mit der Würde des 
Oberststaatsanwalts bekleidet. 
Als solcher hatte er ausschließ- 
lich die Machtinteressen Stalins 
zu wahren. So klar und einfach 
war alles geworden. Wie das in 
der praktischen Anwendung 
funktionierte, kann jeder in Sol- 
schenyzins Monumentalwerk 
»Archipel Gulag« nachlesen. 


Daß Wyschinski bereit war, diese 
niederträchtige Aufgabe zu erfül- 
len, veranlaßt den Buchautor zu 
der Bemerkung: »Wyschinski 
war ‚bereit, diese Fälschung 
abendländischen Rechtsdenkens 
durchzusetzen, so wie die Anklä- 
ger Fouquier-Tinville es zur Zeit 
des Terrors der französischen Re- 
volution auch getan hat. Er war 
vom Machtrausch besessen und 
gleichzeitig bereit, alles zu tun, 
um seine eigene Haut zu si- 
chern...« 


Regisseur von 
Stalins Schauprozessen 


So nahte Wyschinskis große 
Stunde. Nach dem brutalen Mas- 
saker am ganzen Bauernstand 
des russischen Reiches, ging Sta- 
lin an die »Säuberung« des 
Machtapparates. Es handelte 
sich. darum, alle Männer auszu- 
schalten, die seinem totalen 
Machtanspruch im Wege stan- 
den. Das sollte mit großem juri- 
stischem Pomp geschehen, um al- 
len einflußreichen »Kameraden« 
klar zu machen, was von nun an 
im Sowjetstaate galt, nämlich die 
uneingeschränkte Befehlsgewalt 
Stalins. 


Der Vorgang war in seiner Pla- 
nung und Ausführung höchst sim- 
pel, indem die Richter keines- 
wegs beauftragt waren, die ge- 
fälschten oder überhaupt nicht 
vorhandenen Beweisstücke zu 
prüfen. Es ging einzig darum, 
von den Angeklagten die Bestäti- 
gung ihrer »Geständnisse« zu er- 
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Josef Stalin fand in Wyschinski einen freudig gehorchenden 
Knecht, der alles tat, um seine Haut zu sichern. 


halten, so wie diese in den Akten 
der Voruntersuchung enthalten 
waren. Die Richter hatte nichts 
zu richten, sondern nur dem 
Staatsanwalt zu gehorchen. Die 
»Geständnisse« hatte man den 
Angeklagten in den Folterkam- 
mern der Lubianka - dem be- 
rüchtigten Zentralgefängnis der 
sowjetischen Geheimpolizei - er- 
preßt. Die »physische Vorberei- 
tung« war von ebendieser Ge- 
heimpolizei besorgt worden, wo- 
gegen die juristische Formulie- 
rung dieser »Geständnisse« von 
Wyschinski sorgfältig aufgesetzt 
wurde. 


Die Politprozesse wurden 
wie Theaterstücke 
eingeübt 


Sobald die Angeklagten genü- 
gend präpariert waren, konnte 
Wyschinski mit den Regiearbei- 
ten: beginnen. Arcadi Vaksberg 
sagt: »Beim lesen der stenogra- 
phischen Aufzeichnung der Pro- 
zesse stellt man einen völligen 


Einklang zwischen Regisseur 
und handelnden Personen fest. 
Daraus ist ersichtlich, daß unge- 
wöhnlich gewissenhafte Vorbe- 
reitungen stattgefunden haben 
müssen.« 


Eine ganz unjuristische Sonder- 
barkeit dieser Schauprozesse be- 
stand darin, daß Wyschinski wäh- 
rend den Gerichtsverhandlungen 
zu den unflätigsten Beschimpfun- 
gen der Angeklagten ausholte. 
Die »Volksfeinde« _ Zinowiew, 
Tuchhatschewki, Kamenev, Bu- 
charin und andere bezeichnete er 
als »tollwütige Hunde, als »nie- 
derträchtige Zwerge«, als »schä- 
bige Kreaturen«, als »miese 
Abenteurer, die danach trachten, 


die wohlriechenden Blumen un- 


seres sozialistischen Gartens mit 
Füßen zu treten...« 


Aber die »niederträchtigste 
Kreatur« war in jenem Augen- 
blick Wyschinski selber, da jeder- 
mann erkennen mußte, daß seine 
Aufgabe darin bestand, die An- 
geklagten physisch und mora- 


lisch zu zerschlagen, um ihre Li- 
quidierung für die »Weltmei- 
nung« plausibel zu machen. Vor 
allem sollte der Prozeß als Lehr- 
stück dienen, daß es »verbreche- 
risch« sei, dem Bluthund Stalin 
nicht freudig zu gehorchen. Trotz- 
dem erntete Wyschinski schließ- 
lich von der westlichen Welt ver- 
blüffte Anerkennung. 


Führende Männer des 
demokratischen Westens 
spendeten Lob 


Die als Beobachter eingeladenen 
Freunde der Sowjetunion und 
viele westliche Presseleute ließen 
sich durch die vorzügliche Regie 
der gebotenen Schauprozesse be- 
eindrucken. So die internatio- 
nale Juristenvereinigung mit Sitz 
in Genf, die sich schon damals 
gerne als moralische Richterin 
aufspielte; sie gab folgende Er- 
klärung ab: »Die Angeklagten 
sind auf durchaus gesetzmäßige 
Art verurteilt worden. Es war 
eindeutig dargetan worden, daß 
sie unter sich und mit der Ge- 
stapo Nazideutschlands in Ver- 
bindung standen. Die Todes- 
strafe haben sie durchaus ver- 
dient...« 


Vaksberg zitiert auch die Memoi- 
ren Churchills, wo »die unerbittli- 
che aber wahrscheinlich nicht 
nutzlose Säuberung des militäri- 
schen und politischen Apparats 
der Sowjetunion« erwähnt ist. 
Churchill hat nicht gezögert, die 
Rolle Wyschinskis zu loben: Die- 
ser »hat die Rolle des öffentli- 
chen Anklägers glänzend ge- 
spielt...« Es war die Zeit, als die 
ganze Linke weltweit für Stalin 
eintrat. 


Wyschinskis große Laufbahn war 
mit den Schauprozessen der drei- 
Biger Jahre keineswegs beendet. 
Hatte er doch einen gewichtigen 
Platz im sowjetischen Staatswe- 
sen erlangt und war zu einer 
Hauptfigur des Regimes aufge- 
rückt. 


Wyschinskis Rolle 
bei der Schöpfung 
der Nachkriegsordnung 


Wyschinski hat entscheidend mit- 
gewirkt an dem, was 45 Jahre 
lang die politische und völker- 
rechtliche Nachkriegsordnung 
darstellte, nämlich bei der Auftei- 
lung Europas in Jalta, aber vor al- 
lem bei der seltsamen »morali- 
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schen Rechtssetzung«, die im so- 
genannten Nürnberger Kriegs- 
verbrecher-Prozeß »für alle Zei- 
ten« hätte verordnet werden sol- 
len. 


Dabei war seine Rolle sehr viel- 
schichtig: in erster Linie mußte er 
verhindern, daß in Nürnberg ir- 


‚gendwelche Anspielung oder gar 


Diskussion über die Zusammen- 
arbeit zwischen Moskau und Ber- 
lin in den Jahren 1939 bis 1941 
laut würde. Denn jeder Hinweis 
auf die Geheimklauseln des so- 
wjetisch-deutschen Nichtan- 
griffspaktes vom 23. August 1939 
und Zitate aus dem nazistisch-so- 
wjetischen »Freundschaftsver- 
trag« - jawohl, so hieß das Ding! 
- vom 28. September 1939 betref- 
fend die Aufteilung Polens und 
die Überlassung der baltischen 
Staaten außer Litauen an die So- 
wjetunion, hätten zur Folge ge- 
hagt, das »antifaschistische 
Image« des kommunistischen 
Rußland zu kompromittieren. So 
ergab es sich ganz von selber, daß 
Wyschinski die Fragen vorzube- 


. reiten hatte, die während der Ver- 


höre im Gerichtssaal gestellt wer- 
den durften. Damit hat er in 
Wirklichkeit das ganze Gerichts- 
verfahren vorprogrammiert, ge- 
nau wie er das einst in Stalins 
Schauprozessen getan hatte. 


Nürnberger Tribunal als 
Kopie der stalinschen 
Schauprozesse 


Die USA und Großbritannien 
mußten sich den sowjetischen Be- 
dingungen unterwerfen, obwohl 
sie unentwegt und lauthals ver- 
kündet hatten, ihr Kriegseinsatz 
habe ausschließlich dem Kampf 
für parlamentarische Demokra- 
tie, für Selbstbestimmungsrecht 
der Völker sowie für das Recht 
auf freie Meinungsäußerung ge- 
golten. Das war in der » Atlantic 
Charta« feierlich zugesichert 
worden. Anstatt Völkerfreiheit 
zu fördern, bewirkte der Nürn- 
berger Kriegsverbrecherprozeß, 
daß die angelsächsischen Sieger- 
mächte sich unwillkürlich zu 
Spießgesellen des marxistisch-le- 
ninistischen Terrorsystems er- 
niedrigten. 


Ein Jahrzehnt später, im Herbst 
1956, ist diese schmähliche Tatsa- 
che aller Welt offenkundig gewor- 
den: der Westen hat keinen Fin- 
ger gerührt, als die Rote Armee 


:den Volksaufstand in Ungarn im 


Blut erstickte. Dieses klägliche 


Schauspiel wiederholte sich in 
immer rascherem Rhythmus in 
der Tschechei und in Polen. 


Wegen »Jalta« und »Nürnberg« 
hatten die Westalliierten die 
Glaubwürdigkeit ihrer Parolen 
von »Befreiung der Welt von Ty- 
rannen und Unterjochung« ein- 
gebüßt. Der diesem »Gerichts- 
verfahren« zugedachte morali- 
sche Firnis erwies sich damit als 


wirkungslose, billige Übertün- . 


chung. 


Nicht übergangen werden darf 
folgende Einzelheit, die Vaks- 
berg berichtet; sie kennzeichnet 
in erschreckender Weise den 
»Geist von Nürnberg«: Aneinem 
gemeinsamen Male der drei 


Richter-Equipen habe Wy- 
schinski zu folgendem miakabren 
Trinkspruch ausgeholt: »Ich 


schlage vor, auf die Gesundheit 
derjenigen Angeklagten zu trin- 
ken, die demnächst gehängt wer- 
den...« - Auch harten Naturen 
läßt es da kalt den Rücken hinun- 
ter rieseln. 


Der dankdare 
Westen 


Andrei Wyschinski hat seine er- 
folgreiche Karriere in Anerken- 
nung seiner zahlreichen »Ver- 
dienste« als ständiger Vertreter 
der Sowjetunion bei den Verein- 
ten Nationen in New York been- 
det. In dieser neuen Rolle än- 
derte er sein Vokabular. Er gab 
sich höflich und »kultiviert« und 
erntete’ Anerkennung - auch von 
Seiten seiner westlichen Kolle- 
gen. Ganz plötzlich starb er 1954 
in New York. 


Alle Vertretungen bei der UNO 
sprachen ihm tiefempfundene 
Verehrung aus. Der Delegations- 
chef Dänemarks holte zu beson- 
ders überschwänglichen Tönen 


aus. Er verglich Wyschinskis Tod : 


mit dem Sturz eines riesigen Bau- 
mes im Wald. Er soll wörtlich ge- 
sagt haben: »Nun trauert der 
Wald, denn er ist ein Waisenkind 
geworden...« m 


Sieg im Krieg 


egen die 


reiheit 


Michael Collins Piper 


Die Anti-Defamation League (ADL) der B’nai B’rith-Loge brüstet 
sich damit, mit ihrer andauernden Kampagne, das von unserer ame- 
rikanischen Schwesterzeitung »The Spotlight« abendlich ausge- 
strahlte Radio-Gesprächsforum - der Hörer hat dabei die Möglich- 
keit über Telefon Fragen zu stellen - aus dem Ather verdrängt zu ha- 
ben. Gastgeber dieses Radio-Forum ist Tom Valentine. 


Am 16. September 1991 rief ein 
Sprecher der ADL das Radiopro- 
gramm von »The Spotlight«, 
»Radio Free America«, an und 
prahlte damit, daß zum zweiten 
Mal ein örtlicher Rundfunksen- 
der seine regelmäßige UÜber- 
nahme des Programms von »Ra- 
dio Free America« eingestellt 
habe. Der besagte Sender, 
WCNX-Middletown im US-Bun- 
desstaat Connecticut, stellte 
denn auch in der Tat die Sendun- 
gen mit Wirkung vom 16. Septem- 
ber 1991 ein. 


Gegen die Freiheit 
der Meinungsäußerung 


Vince Ryan, Vorsitzender des Bo- 
ard of Policy der Liberty Lobby, 
sagte: »Dies ist ein weiterer Be- 
weis dafür, daß die ADL eine ille- 
gale, nicht eingetragene ausländi- 


sche Agentur ist, die für die Re- 
“gierung des Staates Israel arbei- 


tet, und sich mit einem Plan be- 
faßt, die Rundfunkstimme der 
Liberty Lobby zum Schweigen zu 
bringen. Deshalb müssen die 
Mitglieder des Board of Policy 
und Leser von >The Spotlight« 
noch enger zusammenrücken, 
um diese unamerikanische Ver- 
schwörung, die darauf abzielt, 
die Freiheit der Meinungsäuße- 
rung einzuschränken, zu be- 
kämpfen.« 

Ryan stellte fest, daß im vergan- 
genen Jahr sowohl »The Spot- 
light« als auch Liberty Lobby 
mehrere bedeutende Projekte 
durchgeführt haben, die sich alle 
gegen den Vorstoß des internatio- 
nalen Establishments auf eine 


»Neue Weltordnung« richteten. 


»Um nur einige zu nennen: Li- 


berty Lobbys fortdauernde Un- 
terstützung des aufkeimenden 
Vorstoßes auf Kongreßebene, 
das Bankmonopol der Federal 
Reserve Bank einer Rechnungs- 
prüfung zu unterziehen, und es . 
zu reformieren;, die derzeitigen 
Bemühungen, gegen die Forde- 
rung der Israel-Lobby nach ei- 
nem Darlehen in Höhe von zehn 
Milliarden Dollar zur Ansiedlung 
von sowjetischen Einwanderern 
auf palästinensischem Territo- 
rium in den besetzten Gebieten 
anzugehen, Entlarvung der Bil- 
derberger und der Trilateralen 
und deren Pläne für Amerikas 
Zukunft; die Gründung des 
neuen Populistischen Aktions- 
ausschusses der Liberty Lobby, 
der darauf abzielt, die populisti- 
sche Bewegung in ganz Amerika 
voranzutreiben; Bekämpfung 
des Vorstoßes von US-Präsident 
George Bush auf einen Freihan- 
delspakt mit Mexiko und dann 
mit der ganzen westlichen Hemi- 
sphäre - ein wesentlicher Be- 
standteil der Neuen Weltord- 
nung.« 


Gegen die Ziele der 
Internationalisten 


»Alle diese Dinge zusammenge- 
nommen«, sagte Ryan, »sind den 
internationalistischen Zielen der 
ADL entgegengesetzt. 
Deswegen unternehmen diese In- 
triganten alles, was sie tun kön- 
nen, um unsere Rundfunk- 
stimme zum Schweigen zu brin- 
gen.« 
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Revisionismus 


Trägt 


Churchill die 
Verantwor- 
tung für 
Pearl Harbor 


P. Samuel Foner 


Fünfzig Jahre nach dem japanischen Angriff auf Pearl Harbor wird 
immer noch über die Fragen: Wer wußte was und wann, diskutiert. 
War Roosevelts »Tag, der in der Schande leben wird«, genau das, was 
der amerikanische Präsident sagte: ein hinterhältiger Angriff? 


Oder war es der Höhepunkt ei- 
nes Komplotts, um die Vereinig- 
ten Staaten durch die »Hinter- 
tür« in den Krieg in Europa zu 
verwickeln - das heißt, indem die 
Japaner dazu verleitet wurden, 
die USA anzugreifen. Und war 
dieser Komplott eine Gemein- 
schaftsproduktion von Roosevelt 
und Winston Churchill? 


Die offizielle »Parteilinie« so- 
wohl in den Vereinigten Staaten 
als auch in Großbritannien be- 
sagt, daß der japanische Angriff 
in der Tat eine Überraschung war, 
genau wie Roosevelt sagte. 


Revisionisten der Geschichte 
erinnern sich andererseits an 
lange Zeit verborgen gehaltenes 
Beweismaterial darüber, daß der 
Angriff weder für Roosevelt 
noch für Churchill überraschend 
kam. 


Pearl Harbor wurde 
in Szene gesetzt 


Daß Roosevelt den Briten gestat- 
tete, eine verfassungswidrige ver- 
deckte Spionageoperation in den 
USA aufzuziehen, steht seit lan- 
gem fest. Der Leiter dieser Kam- 
pagne des Betrugs und der Täu- 
schung war Sir William Stephen- 
son, der in dem Buch »A Man 
Called Intrepid« von William Ste- 
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Winston Churchill wollte mit aller Macht die USA in den Zwei- 


heit dazu. 


Der von US-Präsident Roosevelt erwartete Angriff der Japa- 
ner auf Pearl Harbor war ein idealer Anlaß in den bestehen- 
den Krieg einzugreifen und ihn zum Zweiten Weltkrieg aus- 
zuweiten. 


phenson (keine Verwandtschaft) 
unsterblich gemacht wurde. Ste- 
phenson sagte, seine Mission sei 


es gewesen, die USA in den 
Krieg zu verwickeln, der dann 
zum Zweiten Weltkrieg wurde. 


ten Weltkrieg hineinziehen. Pearl Harbor war eine Gelegen- 


Und der weithin bekannte Histo- 
riker John Toland ist auch nicht 
von der Behauptung beein- 
druckt, daß der japanische Luft- 
angriff ein »Überraschungsan- 
griff« gewesen sei. In seinem 
Buch »Infamy: Pearl Harbor and 
Its Aftermath«, kommt Toland zu 
dem Schluß, daß »Präsident Roo- 
sevelt schon voher wußte, daß 
sich ein japanisches Angriffsge- 
schwader Pearl Harbor näherte«. 


Zahlreiche Historiker haben 
nämlich die Behauptung unter- 
sucht, daß Roosevelt vorsätzlich 
Pearl Harbor in Szene setzte, und 
viele revisionistische Artikel und 
Bücher sind zu diesem Thema ge- 
schrieben worden. 


Jetzt kommen die britischen Ex- 
perten und Forscher der Geheim- 
dienste, James Rusbridger und 
Eric Nave, zu Roosevelts Vertei- 
digung. Aber sie wiederholen kei- 
neswegs die alte Kriegspropa- 
ganda. Auf der Grundlage von 
dramatischen Enthüllungen und 
Informationen aus erster Hand 
hat »Betrayal at Pearl Harbor« 
noch eine andere Antwort auf die 
Frage: Warum waren die Verei- 
nigten Staaten nicht auf den japa- 
nischen Angriff auf Pearl Harbor 
vorbereitet? Rusbridger, Verfas- 
ser des Buches »The Intelligence 
Game«, und Nave der »Vater« 
des britischen Entschlüsselungs- 
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dienstes im Fernen Osten, kom- 
men zu einigen Schlußfolgerun- 
gen über das, was sich in den Mo- 
naten, die zum Ausbruch des 
Zweiten Weltkrieg führten, wirk- 
lich ereignete. Sie erzählen zum 
ersten Mal, wie erbeutete Pa- 
piere des britischen Kabinetts 
zum Fall von Singapur und zur ja- 
panischen Entscheidung, einen 
Angriff auf Pearl Harbor zu pla- 
nen, führten. 


Roosevelt war 
der Tölpel 


Wie die Verfasser berichteten, 
schlugen sich britische und ameri- 
kanische Geheimdienste damit 
herum, JN-25, den japanischen 
Marineschlüssel — der als so ge- 
heim erachtet wurde, daß die Re- 
gierungen sowohl der Vereinig- 
ten Staaten als auch des Vereinig- 


Seite in den europäischen Krieg 
zu verwickeln? 


Die Verfasser kommen zu der 
Schlußfolgerung, daß Roosevelt 
unschuldig und Churchill schul- 
dig sei. Roosevelt war der Tölpel 
und Churchill der Übertölpel. 
Ob man nun die Schlußfolgerun- 
gen Rusbridgers und Naves ak- 
zeptiert oder nicht, ein Großteil 
ihrer Informationen ist niemals 
für die breite Offentlichkeit ge- 
druckt worden. Jeder, der Zwei- 
fel an dem »hinterhältigen An- 
griff« auf Pearl Harbor hegt, wird 
dieses Buch als wertvolles For- 
schungswerk - und »guten Lese- 
stoff« obendrein empfinden. 

Für den ernsthaften Geschichts- 
forscher liegen hier eine umfang- 
reiche Bibliographie und Index 
vor. Für jeden, der Spaß an einer 
aufwühlenden Geschichte hat, 
kommt dieses Buch jedem Spio- 


Admiral Husband E. Kimmel (Mitte) wurde zusammen mit 
den anderen Marine- und Heeresbefehlshabern auf Hawaii 
nach dem Angriff auf Pearl Harbor in den Ruhestand ver- 


setzt. 


ten Königreichs dessen bloßes 
Vorhandensein 50 Jahre lang be- 
stritten haben - zu knacken. 


Rusbridger und Nave untersu- 
chen folgende sehr oft gestellte 
Fragen über den Zweiten Welt- 
krieg: Wußte Churchill vorher 
von dem Angriff? Wenn Chur- 
chill davon wußte, gab er die In- 
formation an Roosevelt weiter? 
Wußte Roosevelt, daß der ameri- 
kanische Geheimdienst JN-25 ge- 
knackt hatte? Wurden Japans 
Pläne Roosevelt von seinen eige- 
nen Leuten vorenthalten? War es 
eine verzweifelte Intrige Chur- 

chills, die USA auf Englands 


nageroman gleich. Wer es einmal 
in die Hand nimmt, legt es kaum 
wieder weg. oO 


»Betrayal at Pearl Harbor: How Chur- 
chill Lured Roosevelt Into WW Il« von 
James Rusbridger und Eric Nave, 
302 Seiten, 22 US-Dollar. Zu bezie- 
hen über Liberty Library, 300 Inde- 
pendence Ave. SE, Washington, D. 
C. 20003, USA. 
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Das israelische 
Faß ohne 
Boden 


Mike Blair 


Jetzt, wo sich Israel und die amerikanische Bush-Regierung über das 
Zögern der letzteren, der radikalen israelischen Regierung des Mini- 
sterpräsidenten Yitzhak Shamir zehn Milliarden Dollar an Anleihe- 
garantien zur Ansiedlung von Tausenden von Einwanderern aus der 
Sowjetunion zu gewähren, gegenseitig in den Haaren liegen, macht 
eine Untersuchung der Einzelheiten im Zusammenhang mit den 
mehr als 53 Milliarden Dollar an Bewilligungen und Darlehen an 
den zionistischen Kleinstaat seit 1949 deutlich, daß es gute Gründe 
für die zögernde Haltung der US-Regierung gibt. 


Da Elemente innerhalb der Sha- 
mir-Regierung Präsident George 
Bush einen Antisemiten nennen, 
weil er sich bei Shamirs Forde- 
rung nach sofortiger Anleihega- 


rantie auf die Hinterbeine stellt, ' 


sieht sich der Präsident in guter 
Gesellschaft mit anderen, die 
ebenso tituliert wurden, weil sie 
den zionistischen Forderungen 
‚Widerstand entgegensetzten. 
Die Liebesaffäre zwischen den 
USA und israelischen Führungs- 
persönlichkeiten scheint auf ge- 
genseitige Rechtskämpfe zuzu- 
steuern. 


Die wahren Zahlen 
der Hilfe an Israel 


Amerikanischen Steuerzahlern 
wurde weisgemacht, daß: Israel 
jedes Jahr von den Vereinigten 
Staaten etwa drei Milliarden Dol- 
lar an Auslandshilfe bekomme, 
was den zionistischen Staat zum 
Empfänger der größten Scheibe 


. vom Auslandshilfekuchen der 


USA macht. Eine genauere Er- 
läuterung würde jedoch ergeben, 
daß die Steuerzahler über die 
jährliche Auslandshilfe an Israel 
hinters Licht geführt werden. 


“ Um ein Beispiel zu nennen, das 
amerikanische Finanzministe- 
rium stellt gewöhnlich einige Zeit 
vor dem 30. Oktober jedes Jahres 
einen Scheck in Höhe von 1,2 
Milliarden Dollar an Israel aus, 
der den Wirtschaftshilfeanteil des 
gesamten Hilfspakets von drei 
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Milliarden Dollar darstellen soll. 
Im Gegensatz zu Subventionen 
von Auslandshilfe an andere Län- 
der, die ihr Geld auf Quartals- 
grundlage bekommen, erhält Is- 
rael diese 1,2 Milliarden Dollar in 
einer Summe zu Beginn des ame- 
rikanischen Steuerjahres ausge- 
zahlt, was praktisch bedeutet, 
daß das Finanzministerium die 
Gelder gegen zu erwartende 
Staatseinkommen - sprich gegen 
Steuergelder - borgen muß. 


Dies klingt nach einem Deal für 
Dumme, das von Leuten vom 
Schlage des rechtskräftig verur- 
teilten Verbrechers Michael Mil- 
ken eingefädelt wurde, aber die 
Spur der deftigen 1,2 Milliarden 
Dollar an Banknoten der Federal 
Reserve Bank (Zentralbank) 
führt nicht nach Israel — zumin- 
dest nicht sofort. 


Die Hilfsgelder werden 
günstig angelegt 


Die 1,2 Milliarden Dollar werden 
stillschweigend in der Federal 
Reserve Bank in New York depo- 
niert, weil sie für den Ankauf von 
Schatzwechseln - kurzfristige In- 
haberschuldverschreibungen des 
amerikanischen Staates - an die 
Vereinigten Staaten zurückver- 
liehen werden, ein Trick der bei- 
spielsweise 1989 Israel 76,7 Mil- 
lionen Dollar von den amerikani- 
schen Steuerzahlern an Zinsen 
auf deren eigenes Geld ein- 
brachte. 


Die Zinsen, die Israel mit seinem 
Wirtschaftshilfepaket in Höhe 
von 1,2 Milliarden Dollar verdie- 
nen kann, wurden Mitte der acht- 
ziger Jahre durch eine Initiative 
möglich gemacht, die von den Se- 
natoren Daniel K. Inouye und 
Robert Kasten jun., zwei hoch- 
stehende Männer des US-Senats, 
die derzeit auf die zehn Milliar- 
den Dollar an. Darlehensgaran- 
tien für Wohnungsbau drängen, 
ausging. 


Im vergangenen Jahr wurde ein 
ähnlicher Trick angewendet, um 
die übrigen 1,8 Millarden Dollar, 
die die amerikansiche Militär- 
hilfe an Israel darstellen, zu erhö- 
hen. Normalerweise gehen die 
1,8 Milliarden Dollar in einen 
Treuhandfonds, aus dem Zahlun- 
gen für McDonell-Douglas F-15, 
General-Dynamics-Stringer-Ra- 
keten, Hughes Aircraft-TOW- 
Panzerabwehrraketen, FMC- 
Bradley-Kampffahrzeuge  (ge- 
panzerte Mannschaftsfahrzeuge) 
und anderes Kriegsgerät abge- 
bucht werden, die Israel von 
amerikanischen Waffenhändlern 
kauft. 


Aber anstatt die Gelder. zum 
Treuhandfonds zu leiten, wies 
der US-Kongreß im vergangenen 
Jahr das Finanzministerium an, 
auch das Geld für die Militärhilfe 
sofort auszuzahlen. Es wurde in 
Sicherheitspapieren der amerika- 
nischen Regierung angelegt und 
je nach Bedarf angegriffen. Israel 
hat mittlerweile jedoch mehr als 
34 Millionen Dollar an Zinsen 
auf die Bewilligung verdient. 


Der Abgeordnete Lee Hamilton, 


obwohl selbst ein Befürworter ' 


der Auslandshilfeprogramme an 
Israel, sagte, sein Unterausschuß 
für Auswärtige Angelegenheiten 
des Repräsentationshauses habe 
festgestellt, daß die Israelhilfe in 
Wirklichkeit »die dem amerikani- 
schen Volk genannten Zahlen bei 
weitem übertrifft«. 


Neue Gelder für 
alte Schulden 


»Es ist wichtig, daß wir die Ge- 
samtsumme der amerikanischen 
Hilfe verstehen, anstatt sie zu 
verschleiern, wie wir es getan ha- 
ben, als wir so viele Zapfstellen 
einbauten«, sagte Hamilton. 


Er habe vom amerikanischen Au- 
Benministerium erfahren, daß 
die öffentlich genannte Summe 


von drei Milliarden Dollar jähr- 
lich für Hilfe an Isarael in diesem 
Jahr in Wirklichkeit 4,3 Millar- 
den Dollar überschreitet, worin 
die 400 Millionen Dollar an An- 
leihegarantien für Wohnungsbau, 
die Israel bereits bekommen hat; 
nicht einmal enthalten sind. 


Es muß in diesem Zusammen- 
hang gesagt werden, daß diese 
Anleihegarantie in Höhe von 400 
Millionen Dollar verwendet wur- 
den, um Wohnungen für Einwan-. 
derer aus der Sowjetunion auf 
den ungesetzlich besetzten arabi- 
schen Gebieten am Westufer des 
Jordans zu bauen, obwohl Sha- 
mir ausdrücklich versprach, dies 
nicht zu tun, als er um die Garan- 
tien ersuchte, und sie auch be- 
kam. ’ 


Israel brüstet sich damit, daß es 
im Gegensatz zu anderen Län- ' 
dern, die amerikanische Aus- 
landshilfe bekommen, das ameri- 
kanische Volk niemals darum ge- 
beten habe, ihm seine Militär 
schulden zu erlassen und weist: 
darauf hin, daß es jährlich rund 
1,2 Milliarden Dollar ausgebe; 
um von der amerikanischen Re- 
gierung und von Handelsbanken 
gewährte Darlehen zurückzuzah: 
len. 


Auf den ersten Blick erscheint 
diese Aussage gerechtfertigt zu 
sein. Die Israel-Lobby, die der- 
zeit wieder auf Capitol Hill her- 
umschwirrt, um die zehn Milliar- 
den Dollar an Anleihegarantien 
zu bekommen, redete Mitte der 
achtziger Jahre den amerikani- 
schen Gesetzgebern ein, Vorkeh- 
rungen zu treffen, daß die Wirt- 
schaftshilfe an Israel stets die 
Schulden-Rückzahlung an die 
Vereinigten Staaten überschrei- 
ten muß. 


Daher verwendet Israel beispiels- 
weise in diesem Jahr einen Groß- 
teil seiner Bewilligung an Wirt- 
schaftshilfe, die ihm Dutzende 
von Millionen an Zinsen ein- 
bringt, dazu, seine Schulden zu 
tilgen, die sich aus amerikani- 
schen Militärdarlehen ergeben 
haben. 


Darlehen werden 
zu Bewilligungen 
Darlehen zu militärischen Zwek- 
ken haben es auch an sich, zu di- 
rekten Bewilligungen zu werden. 


Aus keiner geringeren Quelle als 


Ir 


> 


dem »Wall Street Journal« ver- 
lautet, daß Israel in der Zeit von 
1974 bis 1989 eine Gesamtsumme 
von 16,4 Milliarden Dollar an 
»Darlehen« bekommen habe, 
die die amerikanische Regierung 
später in »Bewilligungen« um- 
wandelte. 


»Das Geld ging von vornherein 
mit dem stillschweigenden Ein- 
verständnis hinaus, daß es nicht 
zurückgezahlt werden würde«, 
schrieb das »Wall Street Jour- 
nal«. »Es wurde als Darlehen de- 
klariert, weil Darlehen keiner be- 
hördlichen Überwachung bedür- 
fen, was bei der Bewilligung aber 
der Fall ist...«. 


Vor einigen Jahren gestattete die 
amerikanische Regierung Israel, 
einen Riesenbatzen seiner Mili- 
tärschulden bei solchen Banken 
zu refinanzieren, die niedrigere 
Zinssätze verlangen. Dies ermög- 
licht Israel, rund 150 Millionen 
Zinsen pro Jahr zu sparen, Gel- 
der, die sonst an das US-Finanz- 
ministerium zurückgeflossen wä- 


.ren, verlautet aus Kreisen des 


amerikanischen Außenministe- 
riums. Die Darlehen zu dem ge- 
ringeren Zinssatz wurden unter 
einer amerikanischen Bürgschaft 
gewährt, 90 Prozent davon zu- 
rückzuzahlen. Die Steuerzahler 
können sogar mithelfen, Israels 
Auslandshilfeprogramm zurück- 
zuzahlen, indem sie ihm 7,5 Mil- 
lionen Dollar pro Jahr bewilli- 
gen. Israel verwendet die Gelder 
wiederum zur Finanzierung von 
Entwicklungsprojekten in den so- 
genannten Dritte-Welt-Ländern 
und zur »Ausbildung von Auslän- 
dern«. 


CODE erfuhr von einem Infor- 
manten, daß diese Gelder unter 
anderem auch zur Ausbildung 
der Geheimpolizei der neuen Re- 
gierung der Präsidentin Violeta 


"Barrios de Chamorra von Nicara- 


gua durch den israelischen Mos- 
sad verwendet werden. 


Fragen nach 
der Bonität 


Israels Forderung nach Anleihe- 
garantien in Höhe von zehn Mil- 
liarden Dollar hat im US-Kon- 
greß Unruhe ausgelöst, und das 
sogar bei langjährigen Anhän- 
gern des zionistischen Staates. _ 


Zum Beispiel versucht der Abge- 


ordnete David Obey, der im’ 


Grunde die Anleihegarantien be- 


fürwortet, diese hinauszuzögern, 
damit der Kongreß zunächst fest- 
stellen kann, ob Israel überhaupt 
über die nötige »Finanzkapazität 
verfügt diese Darlehen zurückzu- 
zahlen, ohne —- und ich betone, 
ohne - zusätzliche amerikänische 
Hilfe. Wenn man aufgefordert 
wird, seinen Namen unter eine 
Anleihegarantie von zehn Mil- 
liarden Dollar zu setzen, hat man 
die Verpflichtung genau zu wis- 
sen, daß das Ganze gut genug 
festgezurrt ist, um nicht in die 
Lage zu geraten, sich irgendwel- 
che Verbindlichkeiten ans Bein 
binden zu müssen«, sagte Obey. 


Obwohl das amerikanische Wirt- 
schaftshilfepaket an Israel 1,2 
Milliarden Dollar betrug, beläuft 
sich die tatsächliche Summe in 
diesem Jahr auf mehr als 1,942 
Milliarden Dollar, und die ur- 
sprüngliche Summe von 1,8 Mil- 


liarden Dollar an Militärhilfe ist ' 


auf 2,222 Milliarden Dollar in die 
Höhe geschnellt. . 


Die Hilfe in 
konkreten Zahlen 


Nachstehend eine Aufschlüsse- 
lung der amerikanischen Wirt- 
schaftshilfe für Israel: Wirt- 
schaftsunterstützungsgelder 
(ESF), 1,2 Milliarden Dollar; auf 
vorzeitige Auszahlung der ESF- 
Gelder gezahlte Zinsen, 36,1 Mil- 
liarden Dollar; Not-ESF für 
Golf-Krieg-Schäden, 650 Millio- 
nen Dollar; Flüchtlingshilfe, 45 
Millionen Dollar; Gelder für Is- 
raels Auslandshilfeprogramme, 
7,5 Millionen Dollar; israelisch- 
arabische Kooperations-Pro- 
gramme, 3,5 Millionen Dollar. 


Zur Finanzierung der militäri- 
schen Unterstützung gehörten 
folgende Posten: Bewilligungs- 
hilfe für »foreign military fun- 
ding« (FMF = Auslandsmilitär- 
hilfe), 1,8 Milliarden Dollar; auf 
vorzeitige Auszahlung von FMF- 
Geldern gezahlte Zinsen, 34 Mil- 
lionen Dollar; Überalterung von 
F-15-Düsenjägern, 175 Millionen 
Dollar; amerikanisch-israelische 
Kriegsreservedepots, 100 Millio- 
nen Dollar; Patriot-Raketen- 
Startbahnen, 43 Millionen Dol- 
lar; überzählige Hubschrauber, 
Jeeps und Radarsysteme, 12,8 
Millionen Dollar; Entwicklungs- 
forschung für Arrow-Raketen, 42 
Millionen Dollar; Renovierung 
des Hafens von Haifa, 15 Millio- 
nen Dollar. oO 
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Weltwirtschaft 


ee 


Die Koleen der 
deutschen 
Teil-Wieder- 
vereinigung 


C. Gordn Tether 


Die Wirtschaftsflaute hat anscheinend den tiefsten Punkt erreicht, 
doch die erhoffte Erholung kommt enttäuschend langsam in die 
Gänge. Dies haben wir der neuen Weltordnung zu verdanken. Wel- 
che Bedeutung hat die Verschmelzung der beiden Deutschland für 
die westliche Welt? Keine große, sollte man meinen, außer daß sie es 
“amerikanischen Produzenten ermöglicht, ihre Exporte auf einen 
kleinen weiteren europäischen Markt auszudehnen, der ihnen bis- 


lang weitgehend verschlossen war. 


Nichts könnte weiter von der 
Wahrheit entfernt sein. Die deut- 
sche Wiedervereinigung mag 
zwar nur wenig mehr sein als eine 
kleine Eruption auf der politi- 
schen Weltkarte. Aber sie erweist 
sich in diesem Augenblick, wenn 
einem erlaubt ist, Metapher mit- 
einander zu vermischen, als 
Schwanz, der mit dem Hund we- 
delt. 


Wie, muß gefragt werden, ist dies 
zustande gekommen? Die Ant- 
wort lautet, daß der übereilte 
Vorgang, die beiden Deutsch- 
land zusammenzufügen, nicht 
nur die Wirtschaftslage in den 
ehemals von Kommunisten be- 
herrschten östlichen Ländern 
verwandelt hat. Er hatte kaum 
weniger dramatische Auswirkun- 
gen auf die Bundesrepublik 
selbst. Und da das Wirtschaftsge- 
füge des Westens nun einmal so 
organisiert ist wie das jetzt der 
Fall ist, wird dies sich auf Länder 
ausbreiten, die tief in alle For- 
men des internationalen Ver- 
kehrs verwickelt sind — wie die 
Vereinigten Staaten. : 


Die Erklärung des scheinbaren 
Mysteriums ergibt sich im 
wesentlichen aus der Funktion 
des Zinssatz-Syndroms. Dies ist 
der Kummer, der der Welt als 
Folge der Internationalisierung 
der Geldmärkte aufgebürdet 
wurde. 
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Bis zu dem Zeitpunkt als der 
deutsche Bundeskanzler Helmut 
Kohl von dem Gedanken beses- 
sen wurde, den Zerfall des So- 
wjetblocks zum Zwecke der Be- 
endigung der Teilung der beiden 
Deutschland auszubeuten, war 
die Bundesrepublik zum Groß- 
teil ein Land mit niedrigen Zins- 
sätzen. Dies war so, weil ihr Wirt- 
schaftsmanagement außeror- 
dentlich erfolgreich war, die In- 
flationsgefahr im Schach zu hal- 
en. 


ot 


Denn dies bedeutete, daß ihre 
niedrigen Zinssätze mit denen 
anderer Länder wettbewerbsfä- 
hig bleiben konnten, denn dort 
mußte die sich eventuell aus dem 
Verfall des Geldwertes erge- 
bende Erosion des Kapitals viel 
stärker einkalkuliert werden als 
in der Bundesrepublik. 


Plötzlich hat sich das Bild bis zur 
Unkenntlichkeit verändert durch 
Auswirkung des Geld-Waren- 
Verhältnisses innerhalb Deutsch- 
lands, das der Vorstoß zur Wie- 


Die Wall Street, das US-Börsenzentrum, steht unter Druck der 
deutschen Hochzins-Politik nach der Teil-Wiedervereinigung. 


Und diese Internationalisierung 
haben die schrittmachenden Län- 
der über die letzten beiden Jahr- 
zehnte hinweg in ein fortgeschrit- 
tenes Stadium vorangetrieben. 


dervereinigung im Gefolge hatte 
-vor allem dadurch, daß die Bun- 
desregierung gezwungen wurde, 
ein gewaltiges zusätzliches Aus- 
gabeprogramm in Angriff zu neh- 


men. Dies hatte zur Folge, daß 
die Inflation in Deutschland von 
fast Null auf Höhen stieg, die der- 
zeit noch über die Quoten hinaus- 
gehen, die in anderen führenden 
Ländern, darunter in den Verei- 
nigten Staaten vorherrschen. 


Der Schraubenschlüssel 
im Getriebe 


Dies hat wiederum einen steilen 
Auftrieb der deutschen Zinssätze 
im Verhältnis zu denen, die an- 
derswo vorherrschen, ausgelöst, 
und die Deutsche Zentralbank 
kam zu dem Schluß, dies sei not- 
wendig sowohl um die Inflation 
im Zaume zu halten, als auch um 
die deutschen Zinssätze auf dem 
Weltmarkt wettbewerbsfähig zu 
erhalten. 


Also anstatt einen Abwärtsdruck 
auf die Weltzinssätze auszuüben, 
wie er es Jahr für Jahr getan hat, 
hat nun einer der Hauptmitspie- 
ler in dem weltweiten monetären 
Frei-für-Alle-Spiel damit begon- 
nen, genau das Gegenteil zu tun. 
Und die unvermeidliche Folge 


. davon war, daß ein Schrauben- 


schlüssel in das Getriebe solcher 
Länder geworfen wurde, die ihre 
Zinssätze nach unten treiben 
wollten, so daß sie ihre heimische 
Wirtschaftspumpe füllen konn- 
ten. 


Die Vereinigten Staaten sind zu- 
fällig ein klassisches Beispiel da- 
für. Die Wirtschaftsflaute, die in 
den neunziger Jahren verstärkt 
einsetzte, scheint seit Anfang die- 
ses Jahres ihren tiefsten Punkt er- 
reicht zu ‘haben. Die amtliche 
Statistik beweist, daß das Brutto- 
sozialprodukt im zweiten Quar- 
tal des Jahres weiter zusam- 
menschrumpfte. Aber dies ge- 
schah nur sehr langsam. Abgese- 
hen davon schlagen einige der 
früheren Wirtschaftsindikatoren 
an. 


Was jedoch schmerzhaft klar ge- 
worden ist, ist die Tatsache, daß 
so wie die Dinge liegen, die drin- 
gend benötigte Erholung, um die 
amerikanische Wirtschaft wieder 
auf einen ebenen Kiel zu brin- 
gen, dazu verurteilt ist, noch eine 
lange Zeit zu benötigen, um wie- 
der in Fahrt zu kommen. Das 
Einzige was dieses Bild wesent- 
lich zum Besseren hin verändern 
könnte, wäre eine Aktion der 
amerikanischen Federal Reserve 
Bank, die Zinssätze schnell und 
tief genug zu senken, um Kapital- 


ni 


US-Präsident Bush scheitert durch die Stagnation der Wirtschaft 
an seinen eigenen Vorstellungen von der One-World. 


investitionen und andere Ausga- 
beformen in entscheidender 
Weise anzuregen. 


Angst vor einer 
Kapitalflucht 


‘Aus diesem Grunde ist das, was 


auf dem internationalen Geld- 
markt mit den Zinssätzen ge- 
schieht, von ausschlaggebender 
Bedeutung für das wirtschaftli- 
che Wohlergehen der amerikani- 
schen Öffentlichkeit. Denn da sie 
über die letzten zehn Jahre hin- 
weg riesige Geldsummen von an- 
deren Ländern geborgt haben, 
können die Vereinigten Staaten 
es heutzutage einfach nicht zulas- 
sen, daß eine Situation eintritt, in 
der sie einer gewaltigen Kapital- 
flucht ausgesetzt wären, ausge- 
löst durch Unterschiede in den 
Zinssätzen. 


Die kürzlich erfolgte Senkung 


der japanischen Zinssätze hätte 
Washington eigentlich etwas 
mehr Spielraum für Manöver in 
diesem Sinne einräumen müssen 
-denn ein Großteil des Auslands- 
schuldenberges der Vereinigten 
Staaten schulden sie japanischen 
Geldinstituten. Aber Japans Bei- 
trag zu diesem gemeinsamen An- 
liegen ist durch die Entscheidung 
des anderen Hauptgläubigers der 
USA - Deutschland -, sein eige- 
nes Inflationsbekämpfungspro- 
gramm durch Anhebung seiner 
Zinssätze noch wirksamer zu ge- 
stalten, zum größten Teil annul- 
liert worden. 


Die Folge davon ist, daß — was 
das Wieder-in-Gang-Bringen der 
Wirtschaftsexpansion betrifft — 


die Federal Reserve Bank sich 
. bislang darauf 


beschränken 


mußte, die Zinssätze nur sanft 
nach unten hin »anzustoßen«, 
weil das amerikanische Bankwe- 
sen immer noch stark damit be- 
schäftigt ist, seine Wunden zu lek- 
ken, die ihren Geldverleih-Ge- 
schäftsbereichen während der 
Wirtschaftsflaute zugefügt wur- 
den und sich folglich viel weniger 
dafür begeistern kann, Bankkun- 
den dazu zu veranlassen, wieder 
Darlehen aufzunehmen, als das 
sonst der Fall gewesen wäre. 


Dies alles läuft darauf hinaus, 
daß in vorausschaubarer Zukunft 
wenig Hoffnung besteht, daß es 
die Vereinigten Staaten vermei- 
den können, in einer Stagflation 
stecken zu bleiben. Denn obwohl 
die Rezession das Wirtschafts- 
wachstum abgebremst hat, hat 
sie dennoch nicht verhindert, daß 
die Preise weiter nach oben klet- 
terten. 


Daß es Entwicklungen in der Au- 
ßenwelt — ‚genauer gesagt die 
deutsche Wiedervereinigung - 
sind, die den Vereinigten Staaten 
solchen Kummer bereiten, tritt 
durch eine Sache klar und deut- 
lich zutage. Dies ist das Ausmaß, 
in dem die Souveränität selbst 
des größten Landes durch die In- 
ternationalisierung des Weltgeld- 
systems auch in Angelegenheiten 
von größter Bedeutung ausgewa- 
schen wird. Was diese Dinge noch 
niederschmetternder erscheinen 
läßt, ist die Tatsache, daß alle Be- 
mühungen, die Auswirkungen 
solcher Einmischungen durch en- 
gere Zusammenarbeit zwischen 
Zentralbanken zu mildern, ei- 
gentlich nur dazu dienen, den 
Vormarsch zu einem Eine-Welt- 
System, der von einem Eine- 
Welt-Regierungsgebilde ange- 
führt wird, zu beschleunigen. U 


Der 


wird uns 
iressen! 


Wie Frankreich afrikanisiert wird 


Das aufrüttelnde Buch ist soeben in dritter 
Auflage erschienen 
(1. Auflage Februar 1990) 


Nach Frankreich wurden Millionen von Afrika- 
nern eingeschleust. Mit dem am 3. Juni 1991 
ratifizierten »Abkommen von Schengen« . 
(Beseitigung jeglicher Personenkontrolle an 
der deutsch-französischen Grenze) werden 
diese Menschenmassen ungehindert nach 
Deutschland einsickern. 


Autor: Dr. jur. B. C. Bäschlin 
99 Seiten, SELVAPIANA-Verlag CH-6652 TEGNA 
Preis 19,— DM/17,- Sfr. 
Direkt beim Verlag (Porto und Verpackung inbegriffen) 
oder im Buchhandel. 


USA 


Die Besessen- 


heit des 


Präsidenten 


William Fitzgerald 


Präsident Bushs dramatische Schritte zur Abrüstung, die sowohl die 
Sowjetunion als auch die Demokraten im amerikanischen Kongreß 
dazu anspornten, immer mehr zu verlangen, haben die Vereinigten 
Staaten in einen Sturzflug getrieben, der die Verteidigungs- und Ab- 
schreckungsmöglichkeiten Amerikas und Westeuropas zerstören 


wird. 


Die Bush-Maßnahme, die trotz 
eines fortdauernden sowjeti- 
schen strategischen Aufbaus ge- 
troffen wurde, läßt wieder einmal 
die diktatorische Denkart unse- 
res höchsten Chefs erkennen. 
Mit einem Überraschungsschlag 
demontierte King George einen 
Großteil des beachtlichen Vertei- 
digungs-Establishments, zu des- 
sen Aufbau die USA ein halbes 
Jahrhundert benötigt hatten. Er 
tat dies, ohne den Kongreß zu 
Rate zu ziehen, ganz zu schwei- 
gen die Wünsche des amerikani- 
schen Volkes zu berücksichtigen. 


Nur eine Handvoll Berater des 
Weißen Hauses kannten das Ge- 
heimnis bis wenige Stunden be- 
vor Bush am 27. September 1991 
über das landesweite Fernsehen 
sein einseitiges Abrüstungspro- 
gramm bekanntgab. Kurz vor sei- 
nem Handstreich am Freitag- 
abend rief Bush einige europäi- 
sche Staatschefs an und natürlich 
Michael Gorbatschow, sein so- 
wjetisches Gegenstück, und Bo- 
ris Jelzin, Präsident der Russi- 
schen Republik. 


Im Fernsehen machte Bush klar, 
daß er wieder einmal auf der Su- 
che nach der »Neuen Weltord- 
nung« handelte, die er seit Be- 
ginn der Golfkrise im vergange- 
nen Jahr mehrere Male verkün- 
det hatte. Diesmal benutzte er je- 
doch nicht den tatsächlichen Be- 
griff, der erstmals von US-Präsi- 
dent Wilson und seinem marxisti- 
schen Berater, Edward Mandell, 
erfunden wurde, als sie die Verei- 
nigten Staaten in den Ersten 
Weltkrieg hineinzogen. 
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Der amerikanische Präsident gab 
seinem Verteidigungsminister, 
Richard Cheney, folgende An- 
weisungen: 


Erstens: Zerstörung des gesam- 
ten amerikanischen Arsenals tak- 
tischer Atomwaffen mit kurzer 
Reichweite, das in erster Linie in 
Europa stationiert ist. 


Zweitens: Beseitigung aller 
Atomwaffen, darunter nukleare 
Marschflugkörper aus Angriffs- 
U-Booten und Überwasserschif- 
fen der US-Navy. 


Drittens: Herausnahme sämtli- 
cher strategischer Bomber aus 


zum Einsatz von MX-ICMB-Ra- 
keten auf fahrbaren Eisenbahn- 
Startrampen. 


Fünftens: Herausnahme aller 
ICMB aus dem Alarm, die nach 
dem von Bush und Gorbatschow 
auf dem Moskauer Gipfeltreffen 
im Juli unterzeichneten START- 
Vertrag zur Entaktivierung vor- 
gesehen sind. 


Sechstens: Beendigung des Pro- 
gramms der fahrbaren Midget- 
man-Raketen. 


Diese Schritte folgen anderen 
weitreichenden Kürzungen in 
den bewaffneten Streitkräften 
der USA, darunter Dutzende 
von Stützpunktschließungen, 
Einmottung von etwa 100 Schif- 
fen der Kriegsmarine und Schlie- 
Bungen von größeren Werften 


teidigungsministerium beseitigt 


werden. 

Über diese verheerenden Kür- 
zungen und Bushs neue zerstöre- 
rische Einschnitte in die strategi- 
schen Kräfte hinaus, verpflich- 
tete sich der Präsident zu einer 
gefährlichen Beschleunigung der 
START-Bestimmungen. 


Der US-Präsident 
hat es eilig 


»Anstatt darauf zu warten, daß 
der vertraglich vereinbarte Redu- 
zierungsplan seinen vollen Zeit- 
raum von sieben Jahren durch- 
läuft, werden wir die Beseitigung 
dieser (ICBM) Systeme be- 
schleunigen, sobald START - 
durch den US-Senat - ratifiziert 
ist«, versprach er in seiner Fern- 
sehrede. 


Joints Chiefs of Staff General Colin Powell (links) mit dem US-Ver- 


teidigungsminister Dick Cheney. 


Der britische Verteidigungsminister Tom King (links) besuchte Ge- 
orge Bush im Weißen Haus. 


dem Alarmstatus und Ausbau de- 
ren Atomwaffen, die auf Lager 
gelegt werden. 


Viertens: Festlegung eines Planes 


der Kriegsmarine, dazu eine dra- 
stische Verringerung des Militär- 
personals. Darüberhinaus gab 
Cheney bekannt, daß 70000 zi- 
vile Arbeitsplätze durch das Ver- 


Außerdem rief er zu neuen Ver- 
einbarungen mit der Sowjet- 
union über die Beseitigung aller 
ICBM-Raketen, die mit MIRV, 
oder Mehrfach-Atomsprengköp- 
fen, bestückt werden können, 
auf. 


“ Alle Anordnungen Bushs zusam- 


mengenommen laufen auf einsei- 
tige Abrüstung der Vereinigten 
Staaten und des Westens hinaus. 
Einige strategische Systeme dürf- 
ten über 1992 hinaus im Waffenar- 
senal der USA verbleiben. Aber 
Bush räumt der Sowjetunion 
grundlos einen gewaltigen Vorteil 
über Amerikas bewaffnete Streit- 
kräfte ein, der noch über die ent- 
mutigende Führung hinausgeht, 
der sie sich bereits erfreute. 


Höchst alarmierend ist die kalte 
Tatsache, daß, ungeachtet Glas- 
nost und der sich im Gang befind- 
lichen gewaltigen Veränderungen 
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abe: 
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Oberst Edward Mandell House 
entwickelte für den damaligen 
US-Präsidenten Wilson Pläne 
für ein »Neue Weltordnung«. 


in der Sowjetunion, der Kreml 
seinen atomaren Aufbau fort- 
setzt, und in einigen kritischen 
Bereichen. sogar beschleunigt 
hat. 


Als Glasnost fünf Jahre alt war, 
1990, sagte der britische Verteidi- 
gungsminister, Tom King: »Diese 
Zahlen beweisen, daß alle sechs 
Wochen ein neues sowjetisches 
Unterseeboot vom Stapel läuft. 
Zwei Flugzeuge, sechs Panzer 
und eine Rakete werden jeden 
Tag produziert.« Es gibt auch 
keine Beweise dafür, daß dieses 
Aufbautempo verlangsamt wor- 
den ist. 


Aus kürzlichen Erkenntnissen 
der Geheimdienste geht hervor, 
daß die Sowjets die SS-18 Mod 7 
ICBM, einen neuen »Stadtver- 
nichter«, einsetzt, die mit zehn 
MIRV, jeweils mit einer Spreng- 
kraft von 900000 Tonnen TNT, 
bestückt ist, was sie bei weitem 
zur mächtigsten »Erstschlag«- 
Atombombe der Welt macht. 

Selbst General Colin Powell, Vor- 
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sitzender der Joint Chiefs, der ge- 
wöhnlich die Atombedrohung 
herunterspielt, ermahnte den 
Kongreß Anfang dieses Jahres: 
»Die Sowjetunion wird jetzt und 
in der Zukunft das alleinige Land 
bleiben, das in der Lage ist, die 
Vereinigten Staaten in weniger 
als 30 Minuten zu vernichten.« 
Die Strategic Defense Initiative 
(SDI), Amerikas einzige Hoff- 
nung, sich gegen Atomangriffe 
verteidigen zu können, ist vom 
US-Kongreß bereits dezimiert 
worden. Und als Reaktion auf 
Bushs neue‘ »Friedens«-Offen- 
sive sagten die Sowjets, sie wer- 
den den Einsatz der SDI, ein rei- 
nes Verteidigungssystem, nicht 
dulden. 


Es gab hartnäckige Berichte dar- 
über, daß die Sowjets ihre eigene 
SID schon fast perfektioniert ha- 
ben. Vor über einem Jahr stellte 
Thomas Krebs von der Defense 
Intelligence Agency nämlich fest: 
»Die Sowjets haben 50 Killer-Sa- 
telliten entwickelt, die in der 
Lage sind, jeden militärischen 
amerikanischen und NATO-Sa- 
telliten in einer einzigen Woche 
vom Himmel zu fegen.« 


Stephen J. McCormick führt in 
der Oktober-Ausgabe der Zeit- 
schrift »American Legion« aus: 
»Raketen-Verteidigungssysteme 

für Kriegsschauplätze könnten 
bis 1996 für zehn Milliarden Dol- 
lar entwickelt werden« und »die 
Brilliant Pebbles und fortge- 
schrittene 'bodenstationierte Ab- 
fanggeräte bis 1999 zu einem Ko- 
stenpunkt von insgesamt 46 Mil- 
liarden Dollar stationiert wer- 
den«. 


Die zusammengerechneten 56 
Milliarden Dollar für ein umfas- 
sendes SDI-Atomverteidigungs- 
system wären weniger als die 
Hälfte dessen, was die Vereinig- 
ten Staaten an Auslandshilfe aus- 
geben, wenn nur die derzeitigen 
Hilfsleistungsniveaus die neunzi- 
ger Jahre hindurch beibehalten 
werden. 


Aber angesichts der Bessessen- 
heit des amerikanischen Präsi- 
denten abzurüsten, und der Nei- 
gung des Kongresses, noch 
schneller abzurüsten, wird das 
amerikanische Volk und die west- 
lichen Verbündeten wohl niemals 
die Verteidigung bekommen, die 
sie vielleicht einmal dringend 
brauchen, um die vor uns liegen- 
den unsicheren Zeiten zu überle- 
ben. 


En 


Der Bill 
Manuel 
Noriega 


Mike Blair 


Eine gewaltige Vertuschung der Verwicklung der USA und Israels in 
den Drogenhandel der über Panama lief, findet unmittelbar vor den 
Augen der Nachrichtenmedien des Establishments bei dem Prozeß 
gegen den ehemaligen starken Mann Panamas, General Manuel An- 
tonio Noriega, vor dem amerikanischen Bundesgericht in Miami 


statt. 


Ein Großteil der Vertuschung hat 
mit der »Operation Watch To- 
wer«, einem vom CIA geleiteten 
Einsatz der US-Army Special 
Forces, Sondereinheiten der ar- 
merikanischen Armee, zu tun, 
bei der drei elektronische Funksi- 
gnaltürme, die sich von Bogotä, 
Kolumbien, nordostwärts bis zur 
Grenze von Panama erstreckten. 


Sobald die »Watch Tower«-Ein- 
satzmannschaften (SAT) an Ort 
und Stelle waren, wurden die Si- 
gnaltürme aktiviert und strahlten 
Funksignale aus, nach denen sich 
die mit Drogen beladenen Flug- 
zeuge richten konnten, so daß sie 
unentdeckt von Bogotä zum 
Luftstützpunkt Albrook in Pa- 
nama fliegen konnten. 


Die Wahrheit soll 
verschwiegen werden 


Einzelheiten über »Operation 
Watch Tower« werden in einer 
15seitigen eidesstattlichen Erklä- 
rung des Obersten der Army Spe- 
cial Forces, Edward P. Cutolo, 
enthüllt, der 1976 die Einsätze in 
Kolumbien als Teil der Operation 
befehligte. 


Da er um sein Leben fürchtete, 
umriß Oberst Cutolo den Ablauf 
von »Watch Tower« in einer ei- 
desstattlichen Erklärung, die er 
am 11. März 1980 unterzeichnete 
(CODE berichtete darüber). 


Gegen Ende 1980 wurde Oberst 
Cutolo während NATO-Manö- 
vern in Europa bei einem »Un- 
fall« getötet. 


Cutolo stellte in seiner eidesstatt- 
lichen Erklärung fest: »Während 
des »Watch Tower«-Einsatzes im 
Februar 1976, landeten 30 Hoch- 
leistungsflugzeuge sicher auf 
dem Luftstützpunkt Albrook ... 
Die aus Kolumbien nach Panama 
eingeflogene Fracht war Kokain 
>« 


Am 27. Juli war aus einer Infor- 
mationsquelle in Panama zu er- 
fahren, daß Staatsanwälte, die 
den Fall Noriega bearbeiten, in 
Anhörungen unter Ausschluß 
der Öffentlichkeit »verzweifelt 
versuchten, den Deckel der Pan- 
dorabüchse »Watch Tower« ge- 
schlossen zu halten«. 


Aus anderen panamaischen 
Quellen verlautet, daß Staatsan- 
wälte »versuchen, Einzelheiten 
über die Operation unglaubwür- 
dig zu machen«. 


Noriega hat es mit zehn Anklage- 
punkten des illegalen Drogehan- 
dels, des Wuchers (rackestee- 
ring) und der Geldwäsche zu tun 
und ihn erwarten 140 Jahre Ge- 
fängnis, wenn er in allen Ankla- 
gepunkten schuldig gesprochen 
wird. 


Man will Bush 
heraushalten 


Am 24. September 1991 ver- 
suchte Frank A. Rubino, ein An- 
walt für Noriega, ein Foto als Be- 
weismittel in den Prozeß einzu- 
bringen, das im Dezember 1983 
bei einem Zusammentreffen in 
Panama zwischen Noriega und 
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Drogen 


Der Rall 
Manuel 
Noriega 


dem damaligen amerikanischen 
Vizepräsidenten George Bush 
aufgenommen wurde. Das Foto 
wurde jedoch von Richter Wil- 
liam M. Hoeveler nicht als Be- 
weismittel zugelassen. 


Im Prozeß von dem stellvertre- 
tenden Generalstaatsanwalt My- 
les Malman befragt, sprach 
Oberstleutnant Luis del Cid- ein 
panamaischer Offizier, der sich 
selbst als »General Noriegas 
Laufjunge« und Leibwächter be- 
zeichnete - in allen Einzelheiten 
über das enge Verhältnis zwi- 
schen dem panamaischen Militär 
unter Noriega und Israel. Pana- 
maische Offiziere seien zur Spe- 
zialausbildung durch israelische 
Armee- und Sicherheitsoffiziere 
nach Israel geschickt worden. 


Oberst del Cid machte Michael 
Harari, einen israelischen Mos- 
sad-Offizier, als einen von Norie- 
gas engsten Gefährten namhaft. 


Als Rubino jedoch versuchte, del 
Cid darüber zu befragen, welche 
Dienstleistungen im Einzelnen 
Panama Israel geleistet haben 
könnte, legten die Staatsanwälte 
Einspruch ein und, nach einer 
Konferenz mit dem Richter, ließ 
Rubino die Untersuchungen fal- 
len. Er wurde auch gezwungen, 
Fragen bezüglich irgendwelcher 
Ausbildung, die Noriega vom 
CIA erhalten hatte, zu unterlas- 
sen. 


»Streiten Sie sich bitte nicht mit 
mir«, ermahnte Richter Hoeve- 
ler Rubino, nachdem der Anwalt 
erfolglos versucht hatte, Oberst 
del Cid über Hararis Verbindun- 
gen zum Mossad zu befragen. 


Cutolos Bombe 
schlug ein 


In seiner eidesstattlichen Erklä- 
rung sagte Cutolo aus: »Im Fe- 
barur 1976, während des »Watch 
Tower«-Einsatzes, landeten 30 
Hochleistungsflugzeuge sicher 
auf dem Luftstützpunkt Al- 
brook, wo die Maschinen von 
Oberst Tony Noriega, einem Offi- 
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Der Prozeß gegen den panamaischen General Noriega wird zu ei- 
ner Farce, weil er, wenn er korrekt geführt wird, US-Präsident 


Bush schwer belastet. 


David Kimche, Agent des isra- 
elischen Geheimdienstes Mos- 
sad, arbeitete mit Noriega eng 
im Drogengeschäft zusam- 
men. 


zier der Panama Defense Force, 
der derzeit der Customs and In- 
telligence Sektion (Zoll- und Ge- 
heimdienst-Abteilung) zugeteilt 
war, in Empfang genommen wur- 
den. 


Noriega befand sich gewöhnlich 
in Begleitung anderer PDF-Offi- 
ziere, die mir als Major Luis del 
Cid und Major Ramirez bekannt 
sind. Ebenfalls anwesend bei den 
meisten Landungen dieser Flug- 
zeuge war (Name des CIA-Agen- 
ten gestrichen) und ein nicht na- 
mentlich genannter israelischer 
Staatsbürger.« 


»Der israelische Staatsbürger 
wurde identifiziert und war Mit- 


gliedern der 570th Military Intel- 
ligence Group in Panama be- 
kannt, die im Einzelnen nur mit- 
teilten, daß diese Person vom 
Southern Command ‘der US- 
Army in Panama die Erlaubnis 
hatte, sich in der A.O. (area of 
operations = Operationsgebiet) 
aufzuhalten«, sagte Cutolo in sei- 
ner eidesstattlichen Erklärung. 


»Im März 1980 erhielt ich drei Fo- 
tos von Kontaktpersonen beim 
Heeresnachrichtendienst im Pen- 
tagon«, schrieb Cutolo. Darun- 
ter befanden sich die Fotos von 
zwei Personen, die ich wiederer- 
kannte...« 


Ein Foto habe er als das des isra- 
elischen Agenten David Kimsche 
wiedererkannt, aber nur deswe- 
gen, weil er bereits zu einem frü- 
heren Zeitpunkt ein Foto von 
dem Israeli gesehen hatte. 


»Die zweite Person, die ich auf ei- 
nem der mir vorgelegten drei Fo- 
tos erkannte, stand als Michael 
Harari auf der Liste«, schrieb Cu- 
tolo. »Mir wurde mitgeteilt, daß 
Harari als hochstehender Mos- 
sad-Agent aufgeführt ist. Harari 
war jener nicht identifizierte isra- 
elische Staatsbürger, der das 
Flugzeug in Empfang nahm, das 
während der »Operation Watch 
Tower< auf dem Luftstützpunkt 
Albrook gelandet war. Er war 
auch der Mann (Name des CIA- 
Agenten gestrichen), der zwei 
Aktentaschen voller US-Wäh- 
rung in verschiedenen Nennwer- 
ten übergab. Die Aktentaschen 
wurden (Name des CIA-Agenten 
gestrichen) nach Ende der Ope- 


ration im März und Februar 1976 


übergeben. Soviel ich von mei- 


nen Kontaktleuten im Pentagon 
weiß, waren Hararis Aktivitäten 


in Lateinamerika, darunter sein 


illegaler Drogenhandel, sehr 
wohl bekannt. Von den gleichen 
Kontaktpersonen erfuhr 
auch, daß das Pentagon auf An- 
weisung mehrerer Washingtoner 
VIPs alles Mögliche unternom- 
men hat, um die Tätigkeiten von 


Michael Harari geheimzuhal- 
ten.« 

Harari vom 

Pentagon abgeschirmt 


»Ich erfuhr inoffiziell von meinen 
Kontaktleuten im Pentagon«, 
sagte Cutolo unter Eid aus, »daß 
der Leiter des CIA, Stansfield 
Turner, und der ehemalige Leiter 
des CIA, George Bush, zu den 
hochstehenden Persönlichkeiten 
gehörten, die Harari vor einer öf- 
fentlichen Untersuchung ab- 
schirmten. Meine Pentagon-Kon- 
takte ließen mir gegenüber ihre 
Kenntnis darüber durchblicken, 
daß »Operation Watch Tower tat- 
sächlich durchgeführt wurde, 
und daß ich darin verwickelt war. 
Dies war das erste Mal, daß ame- 
rikanische Militärbehörden mir 
gegenüber bestätigten, daß die 
Operation stattfand, und sie ihre 
Genehmigung dazu erteilt hat- 
ten. Ich erfuhr auch, daß Harari 
ein bekannter Mittelsmann in al- 
len Angelegenheiten war, die die 
Vereinigten Staaten und Lateina- 
merika berührten. Harari ope- 
rierte mit Unterstützung eines 
Netzwerks von Mossad-Leuten 
quer durch Lateinamerika hin- 
durch, und zwar hauptsächlich im 
illegalen Ein- und Ausfuhrge- 
schäft von Waffen und Drogen.« 


Harari wurde in Panama ge- 
schnappt, als die amerikanischen 
Streitkräfte das mittelamerikani- 
sche Land am 20. Dezember 1989 
überfielen. 


CODE erfuhr, daß der Mossad- 
Häuptling in einer C-130 Trans- 
portmaschine mit israelischem 
Hoheitszeichen aus dem Air Ter- 
minal Tocuman ausgeflogen 
wurde, nachdem die amerikani- 
sche Armee den Flughafen be- 
setzt hatte. 


Zehn Tage später tauchte Harari 
in Israel auf, lächelte, aber redete 
nicht. Seitdem hat man kaum 
wieder etwas von ihm gesehen 
oder gehört. 


-ich - 
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CIA 


Unterwan- 
derung des 
eheim- 

dienstes 


Lawrence Wilmot und Martin Mann 


Während sich Zeugen darüber streiten, ob Robert Gates - Präsident 
George Bushs Vorschlag als Leiter des CIA - ein guter oder schlech- 
ter Kerl ist, steht eine wichtige Tatsache fest: Der amerikanische Ge- 
heimdienst wurde zu Gunsten des Lieblingslandes des amerikani- 


schen Kongresses unterwandert. 


Zum ersten mal gibt es in beeide- 
ten Zeugenaussagen von Ge- 
heimdienstexperten klare Hin- 
weise darauf, daß ein großer Teil 
von gefärbten und »manipulier- 
baren« Geheimdienstberichten 
zu der Zeit, als Gates die Num- 
mer Zwei im CIA war, darauf ab- 
zielten, den Interessen Israels 
über Amerikas eigene Interessen 
hinweg zu dienen. 


Obwohl nach stillschweigender 
Übereinkunft zwischen dem 
amerikanischen Senatsausschuß, 
der meisten Zeugen und der 
Presse des Establishments nur 
verschleierte Hinweise. auf Isra- 
els Rolle in die Offentlichkeit 
dringen durften, erklärte die ehe- 
malige CIA-Expertin, Jennifer 
L. Glaudemans, in ihrer Zeuge- 
naussage rundheraus, daß die 
»Perversion« der Geheimdienste 
während der Reagen-Jahre »tra- 
gische Folgen für die amerikani- 
sche Politik« gehabt habe. 


Laut beeidigter Zeugenaussage 
versorgte Gates, um verdeckten 
Programmen, die vom Mossad, 
Israels Geheimdienst, ausgin- 
gen, Unterstützung zu gewähren, 
das Weiße Haus mit »aufgearbei- 
teten« — das heißt gefälschten 
und gefärbten -— Geheimdienst- 
nachrichten auf einigen kriti- 
schen Gebieten: 


Die Strategie und Operationen 
des »Gegenterrorismus«, ein Pro- 
jekt höchster Priorität für alle na- 
tionalen Sicherheitsbehörden 


Der ehemalige US-Präsident Ronald Reagan ließ die Geheimdien- 
ste gewähren und sich von gefälschten Nachrichten beeinflus- 


sen. 


Robert Gates soll CIA-Chef werden, steht jedoch unter starker 
Kritik wegen seiner Zuneigung zum Mossad. 


der Reagan-Ära, wurden von 
Mossad-Agenten dominiert, die 
oft sowohl die Ziele als auch die 
Methoden der amerikanischen 
Terrorismuskbekämpfung fest- 
legten. 


Als Israel bei dem verbotenen 
Handel mit Waffen für den Iran 
auf leichte Gewinne aus war, 
teilte Gates dem Weißen Haus 
mit, solche geheimen Waffenge- 
schäfte seien notwendig, um so- 
wjetisches »Eindringen« und 
mögliche Angriffswege in dieser 
lebenswichtigen Region zu blok- 
kieren. 


»Dies waren nicht nur irrige oder 
ungenaue Nachrichten; was Ga- 
tes dem Präsidenten gab, war vor- 
sätzliche Desinformation«, versi- 
cherte Dr. Melvin Goodman, Ab- 
teilungsleiter des CIA für sowje- 
tisch-Dritte-Welt-Angelegenhei- 
ten in den achtziger Jahren, der 
zu jener Zeit einer von Gates 
wichtigsten Abgeordneten war. 

Arabische Länder, die Israel ge- 
genüber eine gegnerische Hal- 
tung einnahmen - darunter Sy- 
rien, Libyen und Irak -, wurden 
in CIA-Berichten, die unter Ga- 
tes angefertigt wurden, »als Mit- 
glieder des sowjetischen Lagers« 


er en 


und als fanatische Terroristen 
falsch dargestellt. 

Diese »systematische Desinfor- 
mation«, wie ein Zeuge es 
nannte, veranlaßte US-Präsident 
Ronald Reagan dazu, eine ver- 
deckte Unterstützung von Mos- 
sad-Operationen gegen diese 
Länder zu genehmigen, einen 
Geheimkrieg, der gelegentlich in 
amerikanische Militäreinsätze 
ausbrach, wie zum Beispiel der 
überraschende Bombenangriff 
auf Libyen, der darauf abzielte, 
dessen Staatsoberhaupt, Oberst 
Muhammar Gaddafi, zu ermor- 
den. 


Der Ausschußvorsitzende David ° 
Boren, der die Anhörung zur Be- 
stätigung in einer gütigen Tonart 
eröffnete, die einige Experten 
des Establishments zu der Vor- 
hersage veranlaßte, der US-Se- 
nat werde mit Sicherheit der Er- 
nennung zustimmen, war über 
die Zeugenaussage von ehemali- 
gen hochstehenden CIA-Beam- 
ten, die Gates der »Färbung«, 
der »Verzerrung« und der »Politi- 
sierung« des gesamten Geheim- 
dienstvorgangs bezichtigten, 
sichtlich erschüttert. Gates igno- 
rierte oft »die fundamentalsten 
Grundsätze der Ethik und der 
Redlichkeit«, als er »das Weiße 
Haus und den Nationalen Sicher- 
heitsrat vorsätzlich täuschte«, 
mit Geheimdienstberichten, 
»von denen er (Gates) und das 
gesamte Geheimdienstwesen 
wußten, daß sie falsch waren«, 
sagte Dr. Goodman. Do 
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USA 


Pogrom in 
Brooklyn 


John Springfield 


Wenn Alan »Chutzpe« Dershowitz, der lautstarke und übermäßig 
ehrgeizige Champion der amerikanischen Judenheit ist, dann muß 
Abe Rosenthal (»Es ist ein Pogrom«) der unbestrittene Schwerge- 
wicht-Titelhalter des hysterischen Gejammers der Zionisten in Ame- 
rika sein. Er ist auch der Spitzenbewerber in einer anderen beliebten 


zionistischen Propaganda-Abteilung - der Halbschwergewichts- . 


klasse des Antisemitismus -, deren derzeitiger Titelhalter der lang- 
jährige Champion der ADL, Abe Foxman, ist. 


Wie die Jewish Telegraphic 
Agency berichtet, fuhr der Fah- 
rer eines Kombiwagens am 19. 
August 1991 im Bezirk Crown 
Heights in Brooklyn bei Rotlicht 
an einer Ampel vorbei, um mit 
den anderen Wagen in einer Au- 
tokolonne Schritt zu halten, die 
den Rebbe (Rabbi) der Sekte der 
hassidischen Lubavitcher von ei- 
nem Besuch am Grab seiner Frau 
nach Hause begleitete. Der Fah- 
rer verlor die Gewalt über sein 
Fahrzeug, das über den Bord- 
stein geriet und zwei schwarze 
Kinder anfuhr, die auf dem Bür- 
gersteig spielten. Ein Kind wurde 
getötet, das andere schwer ver- 
letzt. 


Ein Zwischenfall 
wird hochgespielt 


Als ein Krankenwagen der Hat- 
zola, eines aus jüdischen Freiwil- 
ligen bestehenden Hilfsdienstes, 
erschien, nachdem zwei städti- 
sche Krankenwagen bereits an 
der Unfallstelle eingetroffen wa- 
ren, sagte die Polizei zu der Hat- 
zolah-Mannschaft: »Nehmen Sie 
Ihren Kerl mit und machen Sie, 
daß sie hier herauskommen«. 
Die versammelte Menge ortsan- 
sässiger Schwarzer »wurde noch 
aufgeregter«. 


Über die nächsten zwei Wochen 
hinweg fanden eine Reihe von 
Unruhen und Beinahe-Aufstän- 
den über diesen Zwischenfall 
statt. Ein hassidischer Student 
wurde erstochen. Schließlich be- 
kam die Polizei die Dinge aufden 
Straßen wieder in den Griff, und 
Leute aus der Nachbarschaft be- 
ruhigten sich wieder. Der Fahrer 


54 [SODE. 1271991 


des Kombiwagens wurde keines 


Vergehens angeklagt. Er wurde 


nicht einmal wegen Übertretung 
der Verkehrsordnung vorgela- 
den. 


Aber so sieht der hysterische 
Anti-Antisemit Rosenthal die Si- 
tuation in seiner Spalte in der 
»New York Times«: »Die Presse 
behandelt die ganze Sache als 
eine Art Kulturkampf zwischen 
von der Armut heimgesuchten 
Menschen, die das Leben satt ha- 
ben, und einem mächtigen, wohl- 
habenden und leider eigenarti- 
gen Haufen von eingebildeten 
Nachbarn - natürlich sehr trau- 
rig, aber sicherlich verständlich. 
Nein, es ist ein antisemitischer 


‘ Pogrom und das muß ausgespro- 


chen werden.« 


Nun ist Rosenthal kein Tölpel. Er 
kennt die richtige Definition des 
gefühlsmäßig explosiven Wortes, 
das er benutzt. Webster’s Dictio- 
nary: Pogrom (jiddish), ein orga- 
nisiertes Massaker an hilflosen 
Menschen, speziell ein solches 
Massaker an Juden. 


Die Schwarzen braucht 
man nicht mehr 


Aber andererseits ist es Rosen- 
thal, der versucht, zu einem Po- 
grom aufzustacheln - gegen die 
Schwarzen. Warum? Weil politi- 


‚sche und wirtschaftliche Exzesse 


der Juden in den letzten Jahren 
Schwarze überall in Amerika in 
immer stärkerem -Maße desillu- 
sioniert haben, da sie diese als 
nachteilig für ihre Situation anse- 
hen. Sie betrachten die Juden 
nicht mehr als ihre Verbündeten 


bei der Suche nach einem besse- 
ren Los in Amerika. Und die Ju- 
den glauben nicht mehr, daß sie 


‚der Hilfe der Schwarzen bedür- 


fen, um ihre jüdischen Ziele zu er- 
reichen. 


Nachstehend noch eine Kost- 
probe von Rosenthals aufwie- 
gelndem zionistischen Chauvinis- 
mus: »Amerikanische Juden, die 
nicht verstehen können, daß die 
gleiche Sorte von politischen 
Strolchen jetzt ‚versuchen wer- 
den, die gleiche Sorte von Stra- 


: Benstrolchen dazu anzustiften, in 


anderen Städten jüdisches Eigen- 
tum niederzubrennen und jüdi- 
sche Knochen zu brechen, sind 
blind gegenüber der Realität, 
taub gegenüber der Geschichte - 
und selbstmörderisch.« 


Hat dieser Mann den Verstand 
verloren? Oder hängt an dieser 
Verdrehtheit noch mehr dran? 
Man erinnere sich, Rosenthal 
war einst Herausgeber der »New 
York Times«, eine Schlüsselstel- 
lung in der jüdisch-amerikani- 
schen Gemeinde. Diese wird 
nicht an Idioten vergeben. Er ist 
auch einer von den israelfreundli- 
chen Fanatikern, die den Kolum- 
nenschreiber und Fernseh-Pro- 
minenten Pat Buchanan und an- 
dere Kritiker des militärischen 
Abenteuers von George Bush am 
Persischen Golf wegen ihrer kon- 
servativen Haltung als Antisemi- 
ten beschimpfte. Er, Dershowitz 
und Foxman sendeten seinerzeit 
auf der gleichen Wellenlänge und 
führten den wilden und verrück- 
ten Angriff der zionistischen Pro- 
Israel-Gemeinde auf jeden, der 
mit dem blinden Eifer der Zioni- 
sten im ar Jahr nicht 
einverstanden war, an. 


Aber warum so ein Kıkheben um 
den Vorfall in Crown Heights? 
Wirbt Rosenthal um Sympathie 
für die hassidischen Lubavit- 
chers, deren Rabbi sich weigert, 
nach Israel zu ziehen, weil er die 
Existenz der dortigen zionisti- 
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schen Regierung als Verstoß ge: 
gen die Lehren der Torah be- 
trachtet? Natürlich nicht. Was ist 
dann die Absicht dieses Meister- 
propagandisten? ' 


Teil eines 
gerissenen Spiels 


Sie besteht offensichtlich darin, 
sowohl den Schwarzen als auch 
den Juden einzuheizen. Die’ Ju- 
den müssen dazu angetrieben : 
werden, sich stärker um mehr 
amerikanische Hilfe für Israel, 
sprich um die Forderung nach ei- 
ner Anleihegarantie in Höhe von 
zehn Milliarden Dollar, die bald 
an den US-Kongreß und an die 
Regierung erhoben werden soll, 
zu bemühen - und das schon be-. 
vor Israel bereit ist, mit den Palä- 
stinensern und seinen arabischen 
Nachbarn Frieden zu schließen. 


- Im Verlauf dieser Entwicklung 


muß die Führung der Schwarzen 
ebenfalls verunsichert und ver- 
ängstigt werden. Der Parteiaus- 
schuß der Schwarzen im US-Kon-. 
greß ist für die Hilfsforderung ein 
Stolperstein. Die Schwarzen ha- 
ben starke - vielleicht stärkere - 
Forderungen an den amerikansi- 
chen Wohlfahrts- und Berechti- 
gungskuchens im amerikani- 
schen Kongreß anhängig. Das 
heimische Wirtschaftsumfeld - 
Amerikas verfallende Infrastruk- 
tur, die Verslumung der Städte 
und der Niedergang des Bil- 
dungswesens, ganz zu schweigen 
von der wachsenden Kriminalität 
und den Drogenproblemen - 
trifft Amerikas schwarze Bevöl- 
kerung direkt und unmittelbar. 


Es mag so scheinen, als werde 
Abe Rosenthal langsam schrul- 
lig. Er ist so schlau wie alle ande- 
ren auch. Seine hysterischen Tira- 
den sind lediglich Teil eines geris- 
senen Spiels, das er treibt. Es gab 
keinen Pogrom in Brooklyn und 
Abe Rosenthal weiß das ganz ge- 
nau. DO 


Nicaragua 


Sandinisten 


arbeiten mit 
alten Tricks 


Mike Blair 


Während die Bush-Regierung die angeblich demokratische neue Re- 
gierung der vom Volke gewählten Staatspräsidentin Violeta Barrios 
de Chamorro von Nicaragua über den grünen Klee lobt, bleibt die 
Tatsache bestehen, daß die marxistischen Sandinistas des ehemali- 
gen Präsidenten Daniel Ortega Saavedra das mittelamerikanische 
Land immer noch zum größten Teil beherrschen. 


‚Die Chamorro-Regierung ist 
eine Farce. CODE erfuhr, daß 
die Militärbehörden in dem be- 
nachbarten EI Salvador kürzlich 
zwei große Waffenverstecke, dar- 
unter Boden-Luft-Raketen, in 
der Hauptstadt San Salvador ent- 
deckt haben. 5 


Hilfe für die Guerillas 
in San Salvador 


Oberst Mauricio Vides Lucha 
von der salvadorianischen Ar- 
mee meinte, daß kommunisti- 
sche Guerillas der Nationalen 
Befreiungsfront Farabundo 
Marti »den Eindruck erwecken, 
als seien sie zu einer Feuereinstel- 
lung bereit, obwohl sie sich in 
- Wirklichkeit auf weitere Kriegs- 
handlungen vorbereiten«. 


In der Vergangenheit haben die 
Roten Guerillas, die stark von 
den Sandinistas Nicaraguas und 
Fidel Castros Kuba versorgt wer- 
den, zur Vorbereitung auf einen 
Großangriff auf EI Salvador 
große Mengen Waffen versteckt. 


Am 20. August 1991 entdeckte 
die salvadorianische Armee in ei- 
nem Lagerhaus in San Salvador 
ein riesiges Versteck mit 200.000 
Ladungen Munition und Dutzen- 
den von AK-47-Sturmgewehren 
sowjetischer Herstellung. 


Am unheimlichsten war jedoch 
die Entdeckung dreier SAM-14- 
Boden-Luft-Lenkraketen sowje- 
tischer Bauart und einer Sam- 
7-Boden-Luft-Lenkrakete. Die 
Guerillas haben solche Raketen 


Violetta Chamorro, Staatsprä- 
sidentin von Nicaragua, ist 
kaum mehr als eine Gallionsfi- 
gur, die jederzeit von den San- 
dinistas gestürzt werden kann. 


in der Vergangenheit erfolgreich 
eingesetzt, um Flugzeuge der Re- 
gierung abzuschießen. 


Zwei Lenkraketen amerikani- 
scher Fertigung wurden ebenfalls 
in dem Waffenversteck gefun- 
den. 


Ein weiteres Waffenversteck 
wurde am 22. August 1991 in ei- 


nem Autoreifenlager in Santa Te- 
cla in den Außenbezirken der 
Hauptstadt entdeckt. 


Am 2. Februar 1991 gaben die 
Guerillas mit einer Demonstra- 
tion ihres angeblichen guten Wil- 
lens von den 28 SAM-Raketen, 
die im vergangenen Oktober aus 
nicaraguanischen Militärdepots 
»entfernt« worden waren, 17 an 
Nicaragua zurück. Sandinistas 
und die salvadorianischen Gue- 
rillas behaupteten, die übrigen 
elf Raketen seien anscheinend 
von den Guerillas abgeschossen 
worden. 


Salvadorianische Regierungsbe- 
amte sagten jedoch, sie seien 
ziemlich sicher, daß die meisten 
der elf Raketen nur versteckt und 
nicht an das nicaraguanische Mi- 
litär zurückgegeben wurden. 


Raketenabschuß von 
US-Hubschraubern 


Es ist bekannt, daß eine der Ra- 
keten am 3. Januar 1991 im östli- 
chen EI Salvador dazu benutzt 
wurde, einen amerikanischen 
Hubschrauber abzuschießen, wo- 
bei drei Militärberater ums Le- 
ben kamen, von denen minde- 
stens zwei von den Guerillas hin- 
gerichtet wurden. 


Andere SAMs waren für den Ab- 
schuß zweier salvadorianischer 
Flugzeuge mit festen Tragflä- 


chen, darunter ein AC-47- 
Kampfhubschrauber, verant- 
wortlich. 


Die Verwendung der SAM-Rake- 
ten durch die Guerillas zwang die 
kleine salvadorianische Luft- 
waffe dazu, den Einsatz von Flug- 
zeugen zur Unterstützung der 
Bodenstreitkräfte einzustellen. 


Vor einigen Monaten stellte eine 
Guerillabande eine SAM-16 für 
eine Fernseh-Mannschaft zur 
Schau. Es handelte sich dabei um 
eine fortschrittliche Version der 
SAM-14, die weit wirksamer sein 
soll. 


Die Kämpfe in den Landbezirken 
von El Salvador sind derzeit sehr 
heftig, und Militärexperten glau- 
ben, daß gegen Ende der Regen- 
zeit eine Belagerung der Haupt- 
stadt durch Guerillas zu erwarten 
ist. 


Nachdem sie Ortega bei den Wah- 
len in Nicaragua im Februar 1990 


geschlagen hatte, traf Frau Cha- 
morra mit den marxistischen San- 
dinistas ein Abkommen, nach 
dem  Ortegas Bruder, General 
Humberto Ortega Saavedra das 
Kommando über Nicaraguas 
starke, von den Sowjets bewaff- 
neten Militär- und Sicherheits- 
streitkräften behalten sollte. Den 
Sandinistas wurde auch gestattet, 
weiterhin die Gewalt über die äu- 
Berst aggressiven Gewerkschaf- 
ten auszuüben. 


Lasche Präsidentin 
als Gallionsfigur 


Infolgedessen ist die lasche Frau 
Chamorra kaum mehr als eine 
Gallionsfigur, die jederzeit durch 
einen von den Sandinistas inspi- 
rierten Staatsstreich gestürzt wer- 
den könnte. 


Nicaragua ist seit dem 16. Fe- 
bruar 1991, als der beliebte anti- 
kommunistische »Contra«-Füh- 
rer Enrique Bermudez ermordet 
wurde, ein Pulverfaß. In einem 
Bericht heißt es: »Amerikani- 
sche Regierungsbeamte mit Zu- 
gang zu den Geheimdiensten sag- 
ten, daß Washington über starke 
Indizienbeweise dafür verfügt, 
daß Humberto Ortega den Mord 
persönlich befahl, nachdem er 
die Überwachung Bermudez’ 
von der Polizei auf General Orte- 
gas eigene Einheiten übertragen 
hatte.« 


Kürzlich rügte das amerikanische 
Außenministerium Nicaragua in 
einem Bericht über Menschen- 
rechte, der unter anderem fest- 
stellte, daß Todesschwadronen 
der Sandinisten viele Contras 
und Contra-Sympathisanten er- 
mordeten, und daß Sicherheits- 
streitkräfte der Sandinistas wei- 
terhin politische Gefangene fol- 
tern. Außerdem wurde den San- 
dinistas unter Frau Chamorro ge- 
stattet, Nicaragua weiterhin als 
sicheren Hafen für salvadoriani- 
sche Guerilla-Führer zu benut- 
zen. Mm) 
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Marokko 


Der Völker- 
mord an den 
omaden 


William Carmichael 


Jetzt, wo europäische und asiatische Völker wieder auf der Land- 
karte der Sowjetunion auftauchen und die gefangenen Völker um 
ihre Freiheit und Individualität ringen, ist ein afrikanisches Volk da- 
bei, von der Bildfläche zu verschwinden. Dieses Verbrechen ge- 
schieht in einem Landstreifen an der Nordwestküste Afrikas, in vol- 
ler Kenntnis und mit Unterstützung seitens des amerikanischen Au- 


Benministeriums. 


Nicht ganz zufällig traf Marokkos 
König Hassan II. am 26. Septem- 
ber 1991 in Washington zu einem 
Staatsbesuch, sprich »auf der Su- 
che nach weiteren US-Dollar«, 
ein. Hassan war einer von Präsi- 
dent Bushs Alliierten gegen den 
Irak und steht dementsprechend 
auf der Liste der »guten Kerle«. 


Es geht um die 
Phosphatvorkommen 


Hassan braucht mehr Geld, um 
seinen Griff auf das in Frage ste- 
hende Land, das einst die Spani- 
sche Sahara oder die Westliche 
Sahara genannt wurde, zu festi- 
gen. Es war viele Jahre lang eine 
Kolonie Spaniens, von nomadi- 
schen Islamen, Sahrawis ge- 
nannt, bewohnt. 


Die Spanische Sahara liegt nörd- 
lich und westlich von Maureta- 
nien und erstreckt sich östlich 
von Algerien nahe bei Tindouf. 
Auf einigen kürzlich herausge- 
kommenen Karten verschwindet 
sie innerhalb von Marokko. Auf 
anderen Karten liegt sie teils in 
Marokko, teils in Mauretanien — 
obwohl der Teil, der in Maureta- 
nien liegen soll, nicht mehr be- 
setzt ist und auch nicht mehr von 
Mauretanien beansprucht wird. 


Alles ging viele Jahre lang-wenn 
auch nicht überwältigend - gut. 
Die Spanier waren wohlwollende 
Herren und achteten kaum auf 
das Kommen und Gehen der no- 
madischen Sahrawis. Und die 
Nomaden ihrerseits beklagten 
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sich niemals über die spanische 
Herrschaft, die sie der Beherr- 
schung durch Marokko oder 
Mauretanien allemal vorzogen. 


Hassan begann sofort 
mit der Marokkanisierung 


Was die Spanier in Afrika hielt, 
waren riesige Phosphatvorkom- 
men - 1975 in der Größenord- 
nung von mehr als 200 Milliarden 
Dollar. Dann steckten die Verei- 
nigten Staaten ihre außenpoliti- 
sche Nase in diese Situation hin- 
ein. Sie übten Druck auf Spanien 
aus und veranlaßten die Euro- 
päer unter Versprechungen von 


Millionen Dollar an Pacht für Mi- 


litärstützpunkte dazu, sich aus 
Afrika zurückzuziehen. 


Nebenbei gesagt, jene Stütz- 
punkte befinden sich derzeit in 
Gefahr, und zwar sowohl seitens 
der nicht gerade amerikafreundli- 
chen spanischen Regierung als 
auch seitens eines kostendäm- 
pfenden amerikanischen Kon- 
gresses. 


Aber 1975 sah sicheres Geld aus 
den Vereinigten Staaten für Spa- 
nien viel besser aus, als Einkom- 
men aus Phosphatbergwerken 
auf einem unsicheren Markt. 


Daher verließen die Spanier das 
Land. Dann - Überraschung! 
Überraschung! — drangen Ma- 
rokko und Mauretanien ein. Nie- 
mand machte sich die Mühe, ein- 
mal die Sahrawis zu befragen, 


was sie davon hielten. Wer küm- 
mert sich schon um das, was ara- 
bische Nomaden denken? Mit 
Hilfe und Unterstützung der Ver- 
einigten Staaten begann König 
Hassan sofort mit der »Marokka- 
nisierung« der Sahara und riß in 
deren Verlauf die wertvollsten 
Bergwerke und Seehäfen an sich. 
Mauretanien mußte sich mit dem 
weniger wünschenswerten südli- 
chen Drittel des Landes begnü- 
gen. 


Seinerzeit rasselten Marokko 
und Algerien gegeneinander mit 
den Säbeln, und Hassan war 
Amerikas spezieller Freund. So 
wurde der nordafrikanische abso- 


lute Monarch mit Millionen von : 


amerikanischen Steuergeldern 


überschüttet, um eine Invasion 


aus Algerien zu verhindern. Na- 
türlich verwendete Hassan die 
amerikanische Hilfe dazu, seinen 
Griff auf einen Großteil der Spa- 
nischen Sahara zu festigen, aber 
wer sieht dasschon? 


Weltmonopol über 
seltenes Mineral 


Als König Hassan von Marokko 
auf seinem weithin publizierten 
Kreuzzug im Jahr 1986 mit der 
Forderung, daß das Gebiet an 
Marokko abgetreten werden 
müsse mit seinen 350000 Wüsten- 
bewohnern, in die Spanische Sa- 
hara einmarschierte, war in den 
landesweiten Medien nicht viel 
davon zu sehen oder zu hören, 
warum Hassan das Gebiet so sehr 


US-Präsident George Bush 
empfängt König Hassan Il. von 
Marokko mit allen militäri- 
schen Ehren. 


begehrte. Wie wir schon ausführ- 
ten, befindet sich dort wertvoller 
Phosphat im Werte von 200 Mil- 
liarden Dollar, und als Gegenlei- 
stung für umfangreiche Militär- 
und Wirtschaftshilfe vom ameri- 
kanischen Steuerzahler, hat Kö- 
nig Hassan einen Handel mit den 
internationalen Bankern, darun- 
ter den Rockefellers, abgeschlos- 
sen, um sich das Weltmonopol 
über das seltene Mineral zu si- 
chern. 


He 


ug Ar 


x 


Natürlich war der CIA unmittel- 


‘bar in Spaniens Entscheidung 
verwickelt,.nicht wegen der Phos- 
phatbergwerke in den Krieg zu 
ziehen, und Spanien wird von 
den neuen Verträgen mit den Ver- 
einigten Staaten über die dorti- 
gen Luftstützpunkte und Unter- 
seeboot-Einrichtungen profitie- 
ren. Genau.im Mittelpunkt die- 
ser verschlungenen Korruption 


steht Henry Kisinger, ehemaliger _ 


amerikanischer Außenminister, 
und es ist interessant, sich daran 
zu erinnern, daß dieser, bevor er 


- zum: »elder statesman« der Au- 


ßenpolitik wurde, Rockefellers 
Angestellter war und heute wie- 
der Berater des Clans. 


Als Spanien aus seiner afrikani- 
‘schen Kolonie abzog, Algerien, 
: von der Sowjetunion unterstützt, 
seine. Armee an der marokka- 
‚nisch-algerischen Grenze zusam- 
menzog, König Hassan, von der 


‚ amerikanischen Regierung gut 
» «mit ‘hochwertigem Kriegsgerät 


versorgt wurde, zog er seine Ar- 
..meen auf der anderen Seite der 
‚Grenze zusammen. Angesichts 
;der sehr rgalen Kriegsgefahr flo- 


hen die Sahrawis in den höchst 


-„ungastlichen Teil der Wüste. 


Spanien wurde mit einer 


-Milliarde Dollar 


. bestochen 


Laut Berichten in europäischen - 


aber nicht amerikanischen - Zei- 
tungen, wies das Internationale 

..Rote Kreuz darauf hin, daß bei- 
nahe 40000 Flüchtlinge in der 
rauhen Gegend sind, alle an Hun- 
ger, Durst und sengender Hitze 

. am Tage und Eiseskälte bei Nacht 
leidend. Den Sahrawis war vor 
König Hassans Einmarsch in ihr 
Heimatland Unabhängigkeit ver- 
sprochen worden. Um Hassans 
Klauen zu entrinnen, sind 40000 
Eingeborene geflohen. Sie stie- 
ßen dabei mit der marokkani- 
‘schen Armee zusammen, und als 
sie vor dieser quer durch die Wü- 
ste flohen, starben sie wie Flie- 
gen. 


In den Medien des Establish- 
ments war nichts vom Schicksal 
dieser 40000 Männer, Frauen 
und Kinder zu lesen. Denn, wenn 
das der Fall gewesen wäre, dann 
‚hätte die Offentlichkeit vielleicht 
Fragen darüber gestellt, was dort 


eigentlich vor sich ging. Man 


hätte gefragt, warum die ameri- 
* kanische Regierung das Geld 
ausgibt, um die Spanische Sahara 


‚ Der 


Henry Kissinger, Vertreter der Interessen des Rockefeller Clans, 
hat die marokkanische Intrige inszeniert. 


zu »destabilisieren« und Spanien 
sogar DBestechungsgelder in 
Höhe von einer Milliarde Dollar 
zusagt, damit es sich aus dem 
Lande zurückziehe. 


Phosphat ist übrigens ein wichti- 
ger Bestandteil in Düngemitteln, 
und sehr viel davon wird in den 
Vereinigten Staaten verwendet. 
Als Marokko die Phosphatberg- 
werke übernahm, ging der Preis 
für Phosphat in die Höhe - und 
folglich auch die Kosten der Le- 
bensmittel. Und die Bürger zahl- 
ten dafür zweifach. 


Es mag für CODE-Leser keine 


Überraschung gewesen sein, 
aber es war eine Überraschung 
für König Hassan II. und das 
amerikanisch Außenministe- 
rium, daß den Eingeborenen der 
Spanischen Sahara der spanisch- 
marokkanisch-amerikanische 
Handel mißfiel. Sie orgnaisierten 
sich sogar in gewissem Maße - so- 
weit Nomaden überhaupt dazu in 
der Lage sind - und setzten sich 
gegen die Invasoren zur Wehr. 
Folglich schaute sich Hassan ein 
Jahr nach dem marokkanischen 
Einmarsch nach Millionen um, 
um seine Eroberung zu finanzie- 
ren. 


Bereits 1977 war zu erkennen: 
Krieg in der Sahara 
schleppte sich dahin und ver- 
schlang mehr Gelder als die ma- 
rokkanische Wirtschaft aufbrin- 
gen konnte. .Und die amerikani- 
schen Steuerzahler - und Steuer- 
zahler in Ländern, wo das ameri- 
kanische Außenministerium ge- 
nügend Druck ausüben kann, 
wie.die Bundesrepublik Deutsch- 
land - müssen die Zeche für Ma- 
rokkos imperiale Ansprüche be- 
rappen. 


i 


Es ist die faszinierende Ge- 
schichte einer Intrige der Hochfi- 
nanz, über die die »verantwortli- 
che Presse« nur oberflächlich, 
mit vielen Auslassungen, berich- 
tet - wie das jedesmal geschieht, 
wenn die Interessen der Familie 
Rockefeller in undurchsichtige 
Operationen verwickelt sind. 


Eine Intrige 
der Hochfinanz 


Aber die Geschichte will nicht 
sterben. Jetzt hören wir die neue- 
sten Entwicklungen in diesem 
Abenteuer aus Bonn, wo König 
Hassan hinter mehr Geld für sei- 
nen Lieblingskrieg her ist, mit 
den besten Empfehlungen von 
Henry Kissinger. 


»Dieser Krieg in der Sahara setzt 
dem »neuen Wirtschaftszeital- 
ter<«, das Kredite aus dem Aus- 
land Marokko beschert hatte, ein 
Ende«, schreibt das »Handels- 
blatt«, Deutschlands führende 
Finanz- und Wirtschaftszeitung. 
Das Blatt weist darauf hin, daß 
die beträchtlichen Kredite der 
Vereinigten Staaten und der ara- 
bischen Ol produzierenden Län- 
der, vor allem Saudi-Arabien, an 
Marokko im Grunde genommen 
zum Erwerb von Kriegsgerät ver- 
braucht werden. 


Schließlich übten die Eingebore- 
nen - von denen einige, aber 
nicht alle, die Polisarios genannt 
werden - so viel Druck auf Mau- 
retanien aus, daß letzteres sich 
ganz einfach aus seinem Teil der 
Spanischen Sahara zurückzog. 
Das untere Drittel war ohnehin 
nicht sehr viel wert. Hassan 
baute eine Mauer, um Überra- 
schungsangriffe auf Marokko 


oder marokkanisches besetztes 
Territorium zu verhindern, wo- 
bei die modernste amerikanische 
Technologie zum tragen kam. 
Und obwohl sie wie eine Minia- 
turausgabe der großen Chine- 
schen Mauer aussieht, erfüllt sie 
ihre Aufgabe sehr gut. 


Jetzt soll eine Volksabstimmung 
über die Frag entscheiden, wem 
die Spanische Sahara gehören 
soll. Uns wird zweifellos gesagt 
werden, es sei der »Wille des Vol- 
kes«, daß Amerikas Freund Kö- 
nig Hassan sie bekommt - unge- 
achtet der Abstimmung, die jetzt 
bereits suspekt ist. 


Eingeborene werden zu Besu- 
chern sagen, daß Marokko die 
reichen Phosphatminen und lu- 
krativen Häfen niemals aufgeben 
werde, ohne daß Druck ausgeübt 
wird, um dies zu erzwingen. Und 
die Vereinigten Staaten werden 
das nicht tun. Natürlich werden 
Amerikas Steuergelder verwen- 
det, um zu gewährleisten, daß 
Hassan zu Lasten der Eingebore- 
nen das bekommt, was er haben 
will. 


Werden die Vereinigten Staaten 
und die Vereinten Nationen, wie 
in Kuwait, eingreifen, um einen 
Invasoren hinauszuwerfen? Nie- 
mals. Die Vereinigten Staaten 


helfen dem Eindringling sogar, 
und die UNO wird kein Wort dar- 


über verlieren. 


Wenn Sie also in den Medien des 
Establishments lesen oder im 
Rundfunkt hören oder im Fernse- 
hen sehen, daß die Rechte der 
Eingeborenen respektiert wer- 
den, und daß Hassan am besten 
weiß, was zu tun ist, dann wissen 
Sie etwas, was Nicht-CODE-Le- 
ser nicht wissen. Ein weiteres 
Beispiel dafür, wie Ihre Steuer- 
gelder eingesetzt werden. 


Und die Leute fragen sich, 
warum die islamische Welt uns 
nicht traut. m) 


Nahost-Journal 


Kuwaits Katho- 
liken bestreiten 
Berichte über 
‚irakische 
Verbrechen. 


»Die irakischen Soldaten respek- 
tierten uns ... Berichte über Ge- 
walttätigkeiten und Morde an ka- 
tholischen Priestern sind völlig 


falsch«, sagte Kuwaits Apostoli-. 


scher Vikar, Bischof Aloisius Mi- 
callef, zu der internationalen 


Zeitschrift »30 Giorni«. Micallef: 


hob gleichzeitig hervor, wie ge- 
fährlich die Lage für Christen 
jetzt in Kuwait ist. 


»Es ist auch nicht wahr, daß iraki- 
sche Soldaten Panzer und Muni- 
tion in den Kirchen verborgen ha- 
ben«, sagte er. »Einige der Solda- 
ten kamen in die Kirche, weil sie 
Christen waren. Andere kamen 
und baten um 'Nahrungsmittel, 
weil sie hungerten.« 


Der Bischof beschrieb die Luft- 
angriffe auf eine Kolonne der ira- 
kischen Armee auf dem Rückzug 
auf der Landstraße außerhalb 
von Kuwait City wie folgt: »Je- 
der, der hinging, um das, was 
jetzt »die Landstraße der Hölle« 
genannt wird, zu sehen, be- 
schrieb grauenerregende Szenen. 
Dies ist eine Last, die auf dem 
menschlichen Gewissen zurück- 
bleiben wird.« 


Jetzt, nach dem Krieg, könnte 
die kleine katholische Gemeinde 
in Kuwait zur letzten desapare- 
cida (Vermißten) im Wüsten- 
sturm werden — ein »Verschwin- 
“ den, das als Teil der nebensäch- 
lichsten Auswirkungen dieses 
»gerechten Krieges< zu sehen ist 
und das nicht einmal bemerkt 
wird, öffnet jetzt die Augen und 
den Appetit der Welt sich auf die 
Milliarden-Dollar-Verträge zum 
Wiederaufbau zu stürzen.« 


Micallef schrieb: »Die Öffnung 
. der Grenzen ist selektiv. Unter 
den Katholiken bleibt der Pro- 
zentsatz sehr niedrig... Die palä- 
stinensischa Gemeinde kann 


“ nicht in toto wegen Kollabora- 
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tion kriminalisiert werden. Jetzt 
wurde allen irakischen und palä- 
stinensischen Einwohnern gera- 
ten, zu Hause zu bleiben. Nie- 
mand wurde wieder eingestellt.« 


»30 Giorni« beschuldigt die ku- 
waitischen Behörden, »die Rück- 
kehr der »stabilen« Ausländer, die 
vor dem Kriege 70 Prozent der 
Bevölkerung ausmachten, zu ent- 
mutigen. Ein realer Plan der Aus- 
weisung scheint für einige Volks- 
gruppen in die Tat umgesetzt. zu 


werden: Für die Irakis und vor al-. 
“lem die Palästinenser, die größte 


Gemeinde vor dem Kriege.« DI 


Irak braucht 
dringend 
Betäubungs- 
mittel 


Das irakische Außenministerium . 


gab bekannt, daß irakische Kran- 
kenhäuser chirurgische Ein- 
griffe, die eines allgemeinen An- 
ästetikums bedürfen, 
Nichtvorhandenseins der not- 
wendigen Chemikalien einstellen 


‚ mußten. In der Erklärung wird 


die Völkergemeinschaft aufgefor- 
dert, Irak zu gestatten, Betäu- 
bungsmittel einführen zu dürfen. 


In einer inoffiziellen Überset- 
zung der Regierungsmitteilung 
heißt es, daß »wegen der unge- 
rechten Wirtschaftssanktionen, 
die unserem Lande, dem Irak, 
auferlegt wurden, die Medizin- 
gasfabrik die Produktion von 
Mitteln, die bei der allgemeinen 
Betäubung von Patienten bei chi- 
rurgischen Eingriffen verwen- 
dete Hauptsubstanzen enthalten, 
wie sie auch bei Kaiserschnitten, 
Operationen an Frauen, Kindern 
und an den Augen benötigt wird, 
einstellen mußte. Wegen seiner 
Zerstörungen und auch weil dem 
Irak nach den Beschlüssen des 
Sanktionsausschusses der Verein- 
ten Nationen nicht gestattet 
werde, die entsprechenden Sub- 
stanzen einzuführen, habe das 
Nichtvorhandensein von Ammo- 


-niumnitrat zu einer ernsthaften 


Verknappung der Betäubungs- 
mittel geführt, die für die Ret- 
tung von Menschenleben von le- 
benswichtiger Bedeutung seien. 


»Diese Knappheit bedroht das 
Leben vieler Zivilbürger, und in 
den letzten Tagen sind schon 
einige Todesfälle vorgekommen. 


wegen 


Die internationalen Organisatio- 
nen sind alle verständigt und 
dringend aufgefordert: worden, 
die fehlenden Substanzen zu be- 
schaffen. Die Knappheit besteht 
seit Monaten, wodurch wir ge- 
zwungen wurden, die Verwen- 
dung dieser Substanzen einzu- 
schränken. Seit dem 11. August 
1991 sind das Internationale Rote 
Kreuz und Unicef darüber infor- 
miert, daß die verbleibenden Be- 
stände auf Null gesunken sind. 


Unter diesen Umständen mußten 
alle chirurgischen Eingriffe, die 
einer Betäubung bedürfen, ein- 
gestellt werden. Daher rechnen 
wir mit einer hohen Sterblich- 
keitsziffer unter den Frauen, bei 
denen ein Kaiserschnitt gemacht 
werden muß und bei deren neu- 
geborenen Kindern. 


Wir fordern die Völkergemein- 
schaft dringend auf, das Leben 
unserer Mütter und ihrer Neuge- 
borenen vor dem sofortigen Tod 
zu retten durch Anwendung aller 
Mittel, um die entsprechenden 
Organisationen und Dienststel- 
len der UNO unter Druck zu set- 
zen, dem Irak zu erlauben, Am- 
moniumnitrat einzuführen, das 
erforderlich ist, um die Medizin- 
gasfabrik zu betreiben, so daß 
dort Betäubungsmittel für die 
Chirurgie hergestellt werden 
können. In dieser Hinsicht geben 
wir unserer Bereitschaft und Zu- 
stimmung Ausdruck, einen Ver- 
treter der UNO zu empfangen, 
um die ganze Produktion der 
Substanz in der Fabrik und die 
Versorgungslager zu beobach- 
ten.« m) 


Kritik an 

den USA 

vom irakischen 
Premier- 
minister 


Der irakische Premierminister 
Sadoun Hammadi zog in einem 
Interview mit der »Jordan Times« 
die derzeitigen Bemühungen der 
USA, eine Welthegemonie zu er- 
richten, ins Lächerliche. »Es 
stimmt, daß der Einfluß der USA 
in der Region stärker als je zuvor 
ist«, sagte er. »Dieser wachsende 


Einfluß wird nach hinten losge- 


hen, denn die USA versuchen, 
die Welt zu monopolieren. Wir 
sind Zeugen einer Rückkehr zur 


alten Politik und zu den wirt- 
schaftlichen Praktiken der Kolo- 
nialzeit. Wo werden diese Prakti- 
ken hinführen? Sie führen nur: 
dazu, die Völker der Welt zu pro- 
vozieren. Auch wenn es den USA 
gelingen würde, den Frieden zu 
bekommen, über den sie ständig ; 
reden, wird der einzige Friede, 
den die Region erleben wird, ein 
Frieden der Vorherrschaft, oder 
das was man als römischen Frie- 
den bezeichnen könnte, sein. Er 
wird schließlich auseinanderbre- 
chen.« 


Unter Bezugnahme auf die ägyp- 
tische Regierung und die anderen 
Golfstaaten, die sich der von den 
USA angeführten Koalition ge- 
gen den Irak angeschlossen hat- 
ten sagte Hammadi, deren An- 
sicht, ein Appeasement gegen- : 
über dem Westen mache ich sie 
stärker, sei »anmaßend«. 


»Sie haben aus dem Beispiel des 

Schicksals von König Faruk in 

Agypten oder irgendeines ande- 

ren.Regimes, das sich in der Zeit 

nach dem Zweiten Weltkrieg wei- 
terhin den Kolonialisten beugte, 

nichts gelernt.« 


Agyptens 
Mubarak 
fordert 
Aufhebung der 
Sanktionen 
gegen den Irak 


Der ägyptische Staatspräsident 
Hosni Mubarak rief in einem von 
der staatseigenen Zeitschrift »Al 
Mussawar« veröffentlichten In- 
terview zur Aufhebung des von 
der UNO gegen den Irak ver- 
hängten Embargos auf. »Wir he- 
gen großes Mitgefühl mit dem ira- 
kischen Volk in seinem derzeiti- 
gen Elend, das eine Folge der 
Fehleinschätzungen seiner Füh- 
rung ist.« 


Zuvor hatte der irakische Dele- 
gierte bei der Arabischen Liga, 
Nabil Najim, vor der Presse in 
Kairo erklärt, er habe den Gene- 
ralsekretär dieser Liga gebeten, 
zu versuchen, die Vereinten Na- 
tionen dazu zu veranlassen, die 
Sanktionen zu beenden. ; 


Mubarak sagte, er sei dagegen, 
daß die Vereinigten Staaten und 


andere Länder des Westens Luft- 


angriffe fliegen, um die Atoman- 
lagen des Iraks zu zerstören. Er 
habe seinen Standpunkt darüber 
dem amerikanischen Außenmini- 
ster James Baker und auch US- 
“ Präsident George Bush mitge- 
“ teilt, als Baker Agypten im Juli 
besuchte. Er gab auch bekannt, 
daß ägyptische Truppen Kuwait 
verlassen werden. Der Rückzug 


begann, als die kuwaitischen . 


Herrscher ihre Ansicht hinsicht- 
lich einer Sicherheitsvereinba- 
rung, die syrische und ägyptische 
Streitkräfte als Kern einer Sicher- 
heitsstreitmacht für die Dauer im 
. Landbehalten sollte, änderten. 


 Umdie Zukunft 
Jerusalems 


»Wir wollen die Zukunft Jerusa- 
lems und des Libanon nicht in 


den Händen von Bush und Mr. 


Gorbatschow lassen«, sagte der 
stellvertretende Patriarch von Je- 

.rusalem, Lufti Lahan, vor einer 

“ ‚Versammlung der Communioni e 
Liberazione in Rimini. 


In dieser Zeit, sagte Lahan, »sind 
"die Christen die wahren Verfech- 
ter des Dialogs im Heiligen 


Land«. Seinen Angriff auf die - 


neue Weltordnung fortsetzend, 

sagte Lahan, es werde ohne eine 

Lösung des Palästinenser-Pro- 
..blems niemals einen Frieden ge- 
.. ben. 


»Hoffen wir, daß die USA, die so 
bereitwillig im Namen des Frie- 
dens in den Krieg ziehen, auch zu 
einem wahrhaftigen Zusammen- 
leben bereit sind. Bislang stand 
Jerusalem stets außerhalb des 
‚Dialogs. Aber ich sage, entweder 
wird Jerusalem jedermanns 
Hauptstadt, oder es wird nieman- 
-des politische Hauptstadt sein.« 


Monsieur Sfeir, der Patriarch von 
Antiochia, griff ebenfalls die 
neue Weltordnung an, indem- er 
sagte: »Diese neue Weltordnun 

beunruhigt uns: Ich glaube Be 
beunruhigt jeden etwas.« oO 


‚Kritik an 
General Aouns 
Erklärungen 


- General Michel Aoun, der ehe- 
‘-.malige Ministerpräsident des 


Libanon, der von dem syrischen 
Vasallenregime des Präsidenten 
Elias Hrawi gestürzt wurde, ver- 
ließ den Libanon und begab sich 
nach Frankreich. Er war in den 
letzten zehn Monaten, seit dem 
Zeitpunkt, als die Syrer ihre Be- 
setzung des Libanon vollende- 
ten, in der französischen Bot- 
schaft untergebracht. Wie berich- 
tet wird, bot Hrawi Aoun freies 
Geleit aus dem Lande heraus an, 
unter der Bedingung, daß er fünf 
Jahre lang. dem Libanon fern- 
bleibt und sich aus der Politik her- 
aushält. 


Nach einem Bericht des französi- 
schen Rundfunks RTL verwarf 
Aoun dieses faule Abkommen, 
das das französische Außenmini- 
sterium ausgearbeitet hatte, und 
gab gegenüber seinen Anhän- 
gern eine politische Erklärung 
ab. Diese wurde in Form eines 
Flugblatts in Umlauf gebracht, 
auf dem er erklärte, der Libanon 
habe keine Regierung und Präsi- 
dent Hrawi und die Leute um ihn 
herum seien Verräter, die den 
Libanon unter syrische Herr- 
schaft gebracht hätten. 


RTL berichtet, das französische 
Außenministerium sei wütend 
darüber, was Aoun getan hat, 
und habe einen Abgesandten zu 
Aouns Aufenthaltsort im Exil ge- 
schickt, um ihn daran zu erin- 
nern, daß er seinen Mund halten 
muß. 


Pamyat und 
die »Jerusalem 
Post« 


Die »Jerusalem Post« veröffent- 
lichte ein Interview mit Dmitri 
Vasilyev, Führer der russischen 
chauvinistischen und antisemiti- 
schen Gruppe Pamyat. Dem Kor- 
respondenten Walter Ruby ge- 
lang es, mit Vasilyev in dessen 
Moskauer Büros zu sprechen und 
ihm den Bannstrahl über die Ge- 
fahr einer »jüdischen Diktatur« 
über die UdSSR, die »zioni- 
stisch-freimaurerische« Clique 
um den Präsidenten Boris Jelzin 
herum, zu entlocken. 


Die Publicity für Pamyat ist 
durchaus typisch für die »Was- 
hington Post«, die der Hollinger 
Corporation gehört - in deren 
Vorstand Henry Kissinger sitzt -, 
und die mit der amerikanischen 
Anti-Defamation League der 


B’nai B’rith (ADL) Hand in 
Hand arbeitet. Als der Putsch in 
Moskau noch in vollem Gange 
war, brachte die Zeitung zahlrei- 
che Kommentare darüber, daß 
der Putsch für Israel von großem 
Vorteil sein könne, da er dazu 
beitrage, die Auswanderung so- 
wjetischer Juden ins zionistische 
Heimatland zu verstärken. 


Am 30. August 1991 trug ein Arti- 
kel aus Moskau von Walter Ruby 
die Überschrift: »Gut für Juden - 
Wenn es stabil bleibt«. Ruby be- 
fragte Alexander Schmuckler, 
Präsident des B’nai B’rith-Zwei- 
ges in der UdSSR, der sagte: »Ich 
glaube, daß trotz des Zusammen- 
bruchs dieses totalitären Staats- 
streichs und der Machtergreifung 
durch freundliche Demokraten 
die Auswanderung der Juden in 
allernächster Zukunft zunehmen 
wird. Der Putsch hat gezeigt, wie 
unstabil die Lage in diesem 
Lande ist, und was Juden am mei- 
sten befürchten ist Unstabilität.« 


Irakischer 
Patriarch 


fordert Ende 
der Sanktionen 


Patriarch Raphael Bidawid der 
Chaldeanischen Katholischen 
Kirche im Irak drängte in einem 
Interview mit der italienischen 
Tageszeitung »Avvenire« auf ein 
Ende des Wirtschaftsembargos 
gegen sein Land und verurteilte 
die Rolle Israels. »Wenn das Em- 
bargo erst einmal aufgehoben ist, 
dann braucht mein Land keine 
fremde Hilfe mehr«, sagte er. Bi- 
dawid machte die Vereinigten 
Staaten dafür verantwortlich, 
»die Rebellion unter den iraki- 
schen Kurden zu schüren, und 
sagte, daß israelische Agenten 
irakische Christen dazu ermuti- 
gen, ihr Land unter Versprechun- 
gen des Wohlergehens und der 
Freiheit im Westen zu verlassen«, 
schrieb die Zeitung. 


»Wie es schon im Libanon getan 
hat, will Israel einfach das Kon- 
zept des Zusammenlebens von 
Christen und Moslems in der ara- 
bischen Welt verderben«, sagte 


- er. »Aber dieses Zusammenleben 


ist möglich. Es sind die zionisti- 
schen Kräfte, die das nicht wol- 
len. Die Kurden wurden von den 
Vereinigten Staaten manipuliert, 


um Saddam Hussein in Verlegen- 
heit zu bringen«, sagte er. »Aber 
es ist ihnen nicht gelungen. Dann 
ließ der Westen die Kurden im 
Stich.« 


»Es hat sicherlich Unterdrük- 
kung durch die Regierung gege- 
ben. Aber die Kurden, wie die 
Schiiten, waren stark von Terrori- 
sten durchsetzt«, meinte der Pa- 
triarch. 


Weiter heißt es in dem Artikel: 
»Patriarch Raphael lehnte es ab, 
ein Urteil über Saddam abzuge- 
ben, sagte jedoch, die fehlge- 
schlagenen Aufstände hatten des- 
sen Popularität bei den Irakis nur 
noch erhöht. »Die Bevölkerung 
fühlt sich jetzt noch stärker mit 
Saddam verbunden«, sagte er. 
»Wenn man dem Tod ins Ange- 
sicht geschaut hat, wird das Fie- 
ber annehmbarer«.« oO 


Libanons 
Amin Gemayel 
weist doppelte 
Moral zurück 


»Vergeßt den Libanon nicht!«, 
sagte der ehemalige libanesische 
Staatspräsident Amin Gemayel 
in einem Interview mit Radio 
France Inter. »Das libanesische 
Volk leidet, während die Groß- 
mächte das Verschwinden der 
kommunistischen Diktatur in der 
Sowjetunion begrüßen, aber an- 
dererseits die Errichtung einer 
anderen Diktatur im Libanon an- 
spornen und vertuschen.« 


»Es darf nicht mit zweierlei Maß 
gemessen werden«, meinte er 
»Ich verstehe nicht, warum 
einige Länder, die den Grundsatz 
der Freiheit, den wir im Libanon 
pflegten, nicht sehr gut kannten, 
heute die Freiheit verdienen, 
während der Libanon unter der 
Besatzung zusammenbricht.« 


Befragt, ob das derzeitige Re- 
gime im Libanon, das durch das 
Tarif-Abkommen zustande kam 
und von Syrien geführt wird, zu- 
mindest in einem Teil des Liba- 
non Frieden und Ordnung ge- 
bracht habe, erwiderte Gemayel, 
daß es vielleicht ein gewisses Aus- 
maß an Sicherheit. gebe, und 
nach 15 Jahren des Krieges 
braucht das libanesische Volk 
»manchmal eine Atempause«. 
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Antisemi- 
tismusin 
Hollywood 


Victor Marchetti 


Angesichts des wachsenden Grolls der Massen gegen die Exzesse 
der pro-israelischen Aktivisten versuchen zionistische Propagandi- 
sten, Sympathien für ihre Sache hochzupeitschen, indem sie behaup- 
ten, sie seien Opfer eines um sich greifenden Antisemitismus. Nichts 
ist wirksamer als ein definierendes Element unter dieser Gruppe so- 
‚wie die Furcht und Freude der Verfolgung durch Außenstehende. 


Zu den merkwürdigen Behaup- 
tungen, die aus der Ecke derjeni- 
gen kommen, die diese Taktik an- 
wenden, gehört die, daß der An- 
tisemitismus in “Hollywood 
amock laufe, und daß die Filmin- 
dustrie - die als Stimmungsbaro- 
meter der amerikanischen Öf- 
fentlichkeit funktioniert - eifrig 
Filme mit jüdischen Klischeedar- 
stellern herausbringe. 


Das Geschäft mit 
Haß und Furcht 


In einem kürzlichen Artikel der 
Sonntagsausgabe der »Washing- 
ton Post« schreibt Walter Got- 
lieb, ein ortsansässiger Fernseh- 
Produzent: »Ich habe allein im 
vergangenen Jahr in neun ver- 
schiedenen Filmen, die in Holly- 
wood gedreht wurden, fast 20 in 
das Klischeebild des Juden pas- 
sende Darsteller gezählt.« Er 
schreibt diese Serien von angebli- 
chen Haß-Verbrechen »dem 
Klima außerhalb von Holly- 
wood« zu, das er als zunehmend 
offenen Antisemitismus bezeich- 
net. »Schauen Sie sich die Schlag- 
zeilen der letzten zwölf Monate 
an. Laut Anti-Defamation Lea- 
gue (ADL) der B’nai B’rith sind 
antisemitische Haß-Verbrechen 
seit Mitte der achtziger Jahre um 
fast 50 Prozent gestiegen, wäh- 
rend sich judenfeindliche Zwi- 
schenfälle auf Universitätsgelän- 
den verdoppelt haben. Es gibt 


- ‚Holocaust-revisionistische Bewe- . 


gungen, Telefonanruf-Wettbe- 
werbe im Rundfunk, in denen 
auf JAP (Jewish American Pri- 
ces) eingedroschen wird und 


ra 
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Töte-die-Juden-Computerspiele 
in Europa«. 


Die Aufzählung ist kaum wissen- 
schaftlich, und ist wesentlicher 
Bestandteil der Propaganda - die 
von denen, die sie verbreiten, ge- 
glaubt oder nicht geglaubt wer- 
den mag -, die verwendet wird, 
um in der Judenheit Furcht und 
unter Nichtjuden Sympathie zu 
erwecken. Der Grund dafür, daß 
Haß-Verbrechen sich in den letz- 
ten Jahren »verdoppelt« haben, 
ist jedoch darin zu sehen, daß sie 
vorher niemals gezählt wurden. 
Diese neue Kategorie von Ver- 
brechen wurde erst Mitte der 
achtziger Jahre geschaffen und 
ist gerade dabei, von den örtli- 
chen Gesetzesvollstreckungsbe- 
hörden überall im Lande über- 
nommen zu werden - auf Geheiß 
der ADL. Die von Gotlieb ange- 
führte Liste enthält weithin publi- 
zierte, aber vereinzelte, atypi- 
sche Beispiele, von denen die 
meisten Juden niemals gehört 
hätten, gäbe es nicht die ange- 
strengten Bemühungen um Pu- 
blicity, die diesen »Verbrechen« 
seitens der ADL zuteil werden. 


Gotlieb trägt dann sein Argu- 
‚ment noch etwas weiter und be- 
hauptet, daß in »harten Zeiten« 
immer nach Sündenböcken ge- 
sucht werde. Er verweist auf Pat 
Buchanans Bemerkung über die 
»Amen-Ecke«, auf die Beschul- 
digungen eines schwarzen Profes- 
sors am New York City College, 
Hollywood werde von einer Ver- 
schwörung der Juden mit. der Ma- 
fia beherrscht, sowie auf rumäni- 
sche Nationalisten, die die Juden 


für die Schrecken des Ceausescu- 
Regimes verantwortlich machen. 


Bezeichnenderweise kommt 
Gotlieb erst im letzten Abschnitt 
auf. das größte, offensichtlichste 
Loch in seiner Argumentation zu 


- sprechen. »Es mag seltsam er- 


scheinen«, schreibt er, »daß Hol- 
lywood, eine Industrie, in der 
viele Juden arbeiten, so viele jü- 
dische Darsteller hervorbringt, 
die dem Klischee des typischen 
Juden entsprechen. Einige der 
jüngsten Filme dieser Art „Re- 
garding Henry<, >Miller’s Cros- 
sing«, und »White Palace< - wur- 
den nämlich von Juden geschrie- 
ben, beziehungsweise insze- 
niert.« 


Die Beherrschung 
der Filmindustrie 


Der ehemalige Film-Kritiker der 
»Washington Post«, Gary Ar- 
nold, schrieb einst im Verlauf ei- 
nes Berichtes über ein »Jüdisches 
Film-Festival«, das vom Ameri- 
can Film Institute abgehalten 
wurde, diese Bezeichnung sei 
ziemlich unangemessen. Er wies 
darauf hin, daß man wahllos jede 
Sammlung von Filmen, die über 
die letzten 50 Jahre hinweg pro- 
duziert wurden, zusammenstel- 
len und diese korrekterweise als 
»Jüdisches Film-Festival« be- 
zeichnen könne. 


Die Beherrschung der Filmindu- 
$trie durch Zionisten ist ein gro- 


Bes Problem, mit dem es diejeni- 


gen zu tun haben, die eine juden- 
feindliche Verschwörung in Hol- 
lywood zusammenbrauen wol- 
len. Gotlieb verwendet ein ziem- 
lich lahmes Argument, um diese 
Tatsache zu umschiffen. Er sagt: 
»Selbstüberprüfung kann eine 
gesunde Sache sein, und jüdische 
Filmemacher werden sicher dazu 
angereizt, denjenigen Gesichts- 
punkten ihrer Vorgeschichte 
nachzugehen, die sie nicht so be- 
sonders mögen. Aber wenn Ju- 
den sich Klischees ausdenken, 
die so häßlich sind, daß sie einen 
jüdischen Kinobesucher in sei- 
nem oder ihrem Sessel zusam- 
mensinken lassen, dann sieht 
dies weniger nach Selbstüberprü- 


fung als vielmehr nach Selbsthaß . 


aus.« 


Gottlieb trägt seinen Fall noch ei- 
nen Schritt weiter vor, indem er 
sagt, den jüdischen Vorstandsmit- 
gliedern, denen die geschäftliche 
Seite der Film-Industrie unter- 


2 


steht, ebenso wie den jüdischen. 


Einwanderern, die die amerika: 


nische Film-Industrie gründeten 


und aufbauten, »ist es wohler bei 
jüdischen Klischees als bei: jüdi- 


schen Darstellern von gewisser. 


Tiefe, vielleicht deswegen, weil 


sie befürchten, daß das Publikum. 


nicht interessiert sein könnte«. 


Gotlieb argumentiert dahinge- 
hend, daß Vorstandsvorsitzende 
in allererster Linie daran interes- 
siert seien, was sich gut verkauft. 
Wenn das amerikanische Filmpu- 
blikum in der Stimmung für anti- 
semitistische Darstellungen ist, 
dann ist dies genau das, womit 
Hollywood entgegenkommender 
Weise aufwartet, meint Gotlieb. 


Die schlimmsten 
Klischees auf der Leinwand 


Beliebte Angriffsziele sowohl 
Gotliebs als auch vieler anderer 
jüdischer Kritiker sind zwei kürz- 
lich gedrehte Filme der schrei- 
benden-produzierenden Mann- 
schaft Joel und Ethan Coen, er- 


folgreiche unabhängige Filme- 


macher, deren letzten beiden 
Filme »Miller’s- Crossing« und 
»Barton Fink« angeblich zwei 
der schlimmsten antisemitischen 
Klischees enthalten sollen. Die 
Darsteller - ein greinender, hin- 
terhältiger jüdischer Gangster im 
ersten und jüdische Film-Mogule 
im Hollywood der vierziger Jahre 
im zweiten - sind beide 'beson- 
ders abstößig verdammt worden, 


umso mehr als sie von zwei jüdi-. .. 
schen Filmemachern stammen. 


Interessanterweise sind die Ge- - 


brüder Coen außerhalb des Hol- 
lywood-Hauptstroms : angesie- 
delt. Ihre Filme werden von einer 
in Washington ansässigen Film- 
theater-Kette finanziert und ver- 
trieben. : 


Der jüdische Gangster, Bernie 
Bernbaum, dargestellt von dem 
Schauspieler Turturro, ist in der 


Tat abstoßend, doch nicht in stär- ° 


kerem Maße als die besonders 
brutalen italienischen Gangster, 
die in dem Film dargestellt wer- 
den. Im zweiten Falle beruhen 
die Darsteller auf echten jüdi- 
schen Film-Mogulen. Der Zwi- 
schenfall in dem Film, der die 


meiste Kritik auf sich gezogen 


hat, wo ein Mogul sagt: »Auf die 
Knie, Itzig«, einen Assistenten 
zwingt, die Füße des Hauptdar- 


stellers, eines ernsthaften Dra- - : 


matikers, der in Hollywood »aus- 
verkauft«, zu küssen - beruht auf 


© einer tatsächlichen Begebenheit, 
‚in die der legendäre Film-Boß 


Louis B. Mayer verwickelt war. 


„Diese Darstellungen sind in ge- 


er 


wisser Weise bahnbrechend, da 
sie von der gängigen Norm, Ju- 
den als geheiligte Opfer der Un- 
terdrückung durch Nichtjuden 


darzustellen, abweichen. Wo an- 


dere Minderheiten sich zu Pres- 


' sure Groups organisieren, ist ei- 


x 


nes ihrer ersten Ziele stets Holly- 
wood, vor allem die Fernseh-Pro- 


.' duktionshäuser, aber auch die 


- Filmindustrie. Sie werben oft Be- 
“. ater an, die als Wachhunde ge- 


gen klischeehafte oder anstößige 
Darstellungen vorgehen sollen. 


“ Die einzige Gruppe, die nicht ak- 


‚tiv und lautstark vertreten wird, 


sind weiße Männer, die unge- 
: straft als übel dargestellt werden 


‚dürfen, ohne daß die Verantwort- 
‚lichen ‚irgendwelche Boykotte 


„und Demonstrationen befürchtet 


; ‚müssen. 


Ein Schema 
„voller Phrasen 


Die Wahrheit ist, daß Hollywood 


‘zu einer Beleidigungsfabrik mit 
“gleichen Chancen wird. Der 
‘.durchschnittliche Kinobesucher 
“ist 19 Jahre alt, und die Zuhörer- 


schaft auf die man es abgesehen 


= hat ist 16 bis 24 Jahre alt. Die mei- 


"sten Filme laufen nach einem be- 
‘stimmten Schema ab, auf der 
Grundlage von Gedanken »ho- 
her Auffassung«, die in einer ein- 


‘zigen Phrase oder Satz zusam- 


..mengefaßt werden können und 
...sehr wenig Spielraum für Ge- 
- fühlstiefe oder komplizierte Cha- 


rakterisierung lassen. Klischees 
treten in der Tat in Filmen am 


: häufigsten in Erscheinung, und 


Minderheiten haben ihren ge- 
bührenden Anteil daran. 


Aber die Beherrschung der Film- 
industrie durch Zionisten ist eine 
Tatsache des Lebens, und es ist 


“ diese Tatsache, die die Judenheit 
daran gehindert, hat, Filme tat- 


‚kräftig ebenso sorgfältig zu über- 
. wachen, wie es andere Minder- 


heiten zu tun pflegen. Die 
enorme Geldsumme, die in Hol- 
lywood eingespielt wird, dient 
zum größten Teil zur Finanzie- 


‘ rung rein zionistischer Belange. 


Es ist zum Beispiel kein Zufall, 
daß sich das Simon Wiesenthal 
Center in Los Angeles befindet. 


- ‚Viele seiner großzügigen Geldge- 
;. ber sind in der Filmindustrie tä- 


fig. 


Und was noch wichtiger ist, 


Filme dienen viel häufiger sol- - 


chen Belangen, die der amerika- 
nischen Judenheit lieb und teuer 
sind, als sie deren Interessen 
schaden. Die große Anzahl von 
Filmen, die Araber als gewalttä- 
tige, mörderische Strolche mit ei- 
nem besonderen Haß auf Juden 
darstellen, haben innerhalb der 
Judenheit keinerlei Kritik ausge- 
löst -— da diese Klischeevorstel- 
lungen dazu neigen, in den Ge- 


danken der Öffentlichkeit Sym- 


pathie für Israel zu wecken. 


Daraus folgt, daß die ADL und 
andere selbsternannte zionisti- 
sche Wächter zwar schnell bei der 
Hand sind, um alles in der Filmin- 
dustrie in Bausch und Bogen zu 
verdammen, was sie als Antise- 
mitismus auffassen, aber ebenso 
geschwind die Rechte der Film- 
produzenten entsprechend der 
First Amendment zu vertreten, 
wenn andere religiöse oder ethni- 
sche Gruppen in den Schmutz ge- 
zogen werden. 


Vor drei Jahren, als der umstrit- 
tene Film »The Last Temptation 
of Christ« (»Die letzte Versu- 
chung Christis«) von christlichen 
Kritikern als äußerst anstößig be- 
zeichnet wurde, warnte die ADL 
davor, daß deren Beschwerden 
»judenfeindliche Vorurteile« her- 
vorrufen könnten, und daß sie 
»den religiösen Pluralismus des 
Landes gefährden«. 


Daher ist Gotliebs Versuch, die 
kinobesuchende Öffentlichkeit - 
in der Tat die amerikanische -Öf- 
fentlichkeit als Ganzes - für die 
Serie von abstoßenden Darstel- 
lungen von Juden verantwortlich 
zu machen, sehr unaufrichtig. Es 
ist schlaue Sophisterei, zu be- 
haupten, die Öffentlichkeit reiße 
sich förmlich um diese Darstel- 
lungen und Hollywood stille le- 
diglich diesen Appetit, indem es 
ein Produkt herstellt, das sich ver- 
kaufen läßt. Aber Hollywood ist 
dafür verantwortlich, was Holly- 
wood tut, und niemand anders. 


Gerade wegen der großen Akzep- 
tanz und des Erfolges von Juden 
in der amerikanischen Gesell- 
schaft fühlen sich die Filmema- 
cher freier, ihre jüdischen Cha- 
raktere in einem negativen Licht 
darzustellen. Einige mögen da- 
bei tatsächlich über Bord gehen, 
aber kürzliche Hollywood-Dar- 
stellungen von Juden stellen 
kaum ein sich in der Mache be- 
findliches Pogrom dar. . D 


Israel 


Probleme des 
Zionismus 


Victor Marchetti 


Die israelische Gesellschaft, Kultur und Politik werden oft als »Ie- 
bendig«, »nicht zu bändigen«, ja sogar als »turbulent« bezeichnet, 
Begriffe, die alle ein Gespür für die oft störrische, sich treiben las- 
sende Ungleichartigkeit des israelischen Lebens und des beinahe 
konstanten Gerangels um die Macht und die Beherrschung der ver- 
schiedenen Fraktionen und Gruppierungen des Judenstaats vermit- 


teln sollen. 


Die durch die tiefste Spaltung in 
der israelischen Gesellschaft er- 
zeugte Verbitterung und der Haß 
- die weltliche zionistische Juden 
gegen die ultra-orthodoxen Hare- 
dim (auch als Hassidim bekannt) 
gegeneinander hegen und pfle- 
gen — übertreffen nämlich bei 
weiten viele der rassischen und 
völkischen Konflikte anderswo 
in der Welt an Heftigkeit. Denn 
die eigentliche Furcht, die jeder 
vor dem anderen hat, ist die vor 
der völligen Unterwerfung durch 
eine der sich streitenden Fraktio- 
nen, die Furcht vor einer tiefge- 
henden Veränderung der israeli- 
schen Gesellschaft einerseits, 
und vor dem Verschwinden einer 
hochgeschätzten, spirituellen Le- 
bensart - der einzigen Garantie 
für das Heil - andererseits. 


Ein Werk der 
Gotteslästerung - 


Die Haredim sind angriffslustige 
Missionierer, und wenn sie sich 
auch nicht an Israels militärischer 
Verteidigung beteiligen, so sind 
sie dennoch für Gewalttätigkei- 
ten gegen weltliche Juden und an- 
dere »Außenseiter« anfällig. Sie 
sind auch politisch sehr aktiv, 
sehr geschickt in der Kunst der 


-Politik und leben nur für die 


Wandlung der israelischen Ge- 
sellschaft nach ihren eigenen Vor- 
stellungen. Dieses letztere Ziel 
ist insofern ironisch, als die Hare- 
dim überhaupt nicht an die Ziele 


‘des Zionismus glauben, ja den 


zionistischen Staat nicht einmal 
anerkennen, der nach der Pro- 
phezeiung des Alten Testaments 
nur bei Rückkehr des Messias 
wiedererstehen wird. Sie betrach- 
ten die Gründung des modernen 


Israels als Gotteslästerung, als 
Versuch des Menschen, ein Werk 
zu tun, das nur Gott zustande 
bringen kann. 


Die Spaltung zwischen Haredim 
und weltlichen Juden stellt die 
fundamentalste Teilung in Israel 
dar, viel tiefgreifender als die po- . 
litische Dichotomie der Likud- 
Arbeiter- und der konservativ-li- 
beralen Parteiungen. Im wesent- 
lichen apolitisch, stellen sich die 
Haredim auf die Seite der einen 
oder anderen Gruppe einzig und 
allein auf der Grundlage, welche 
von beiden die größten finanziel- 
len Vorteile bietet. 


Die Likud- und die Arbeiter-Par- 
tei haben jeweils rund 40 Sitze 
von den 120 Sitzen in der Knes- 
set. Daher liegt das Zünglein an 
der Waage in den Händen der we- 
nigen religiösen Parteien der Ha- 
redim, die zusammenarbeiten 
und damit einen Wettstreit. zwi- 
schen den großen Parteien um 
ihre Gunst entfachen. 


Eine Bastion des 
Antisemitismus 


Noah H. Efron, ein Professor, 
der an der Universität von Tel 
Aviv Vorträge über Geistesge- 
schichte und Philosophie der Wis- 
senschaft hält, schrieb in einem 
kürzlich in der Zeitschrift »Tik- 
kun« veröffentlichten Artikel: 
»Nirgendwo werden haredische 
Juden mehr gefürchtet und ge- 
haßt als in Israel. Israel ist eine 
Bastion der klassischen Art von 


‘° Antisemitismus, der sich nicht 


gegen alle Juden, sondern gegen . 
die ultra-Orthodoxen, die allzu jü- 
dischen Juden richtet. Es ist eine 
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Israel 


Probleme des 
Zionismus 


unkomplizierte Abneigung, die, 
wenn auch nicht völlig ungerecht- 
fertigt, von Fantasien der Hare- 
dim-Fraktion durchdrungen ist, 
die einsatzbereit ist, die hilflose 
weltliche Mehrheit einfach zu 
überrennen.« 


Efron beschreibt die weltliche is- 
raelische Auffassung der Hare- 
dim unter dem Aspekt, der an 
den klassischen Antisemitismus 
erinnert. »Der Harid ist nach 
weltlicher israelischer Überliefe- 
rung mächtig und gerissen. Er ist 
ein Missionar, der weltliche Kin- 
der von ihren Eltern weglockt 
und ein scharfsinniger Machia- 
vellist, der der Regierung immer 
mehr Macht abringt. Er bekennt 
lauthals seine Heiligkeit, aber 
sein Verhalten wird seiner Aus- 
schweifung nicht gerecht. Er be- 
hauptet, um Klal Yisrael, alle Ju- 
den, besorgt zu sein, vertrit aber 
in selbstsüchtiger Weise nur die 
Interessen seines winzig kleinen 
insularen Klans, die übrigen sol- 


len doch zum Teufel gehen. Er 


verlangt lautstark nach Rück- 
sicht durch die weltliche Mehr- 
heit, bietet aber nur Spott als Ge- 
genleistung an. Er ist schamlos, 
und er ist gefährlich. 


Die Ängste und der Groll der 
weltlichen Mehrheit in Israel dre- 
hen sich um den unverhältnismä- 
Big großen politischen Einfluß, 
den die haredischen Parteien aus- 
üben, die Sondervergünstigun- 
gen, die den Haredim zuteil wer- 
den, und das stetige Eindringen 
der Haredim in das weltliche Le- 
ben. Die Haredim sind vom Mili- 
tärdienst befreit. 


Während des Golf-Krieges wur- 
den ihnen besondere, teuere Gas- 
masken ausgeteilt, so daß sie ihre 
Bärte nicht abzurasieren brauch- 
ten, Masken, die eigentlich für 
die Alten, die Jungen und die Ge- 
brechlichen bestimmt waren. 
Ihre religiösen Schulen werden 
von der Regierung großzügig un- 
terstützt. Die haredischen Rabbi- 
ner üben Gewalt über zivile Vor- 
gänge wie Eheschließung und 
Scheidung aus, und es ist ihnen 
gelungen, Gesetze zur Ahndung 
von Verstößen gegen religiöse 
Normen auf öffentlichen Plät- 
zen, wie zum Beispiel der Betrieb 


62 (SODE 1271991 


von Kraftfahrzeugen am Sabbath 
und die Zurschaustellung von 
knapp bekleideten Frauen auf 
Werbeplakaten an öffentlichen 
Plätzen, durchzudrücken. 


Für eine Junta 
der Rabbis 


Die weltliche Gesellschaft in Is- 
rael befürchtet, das, was sie als 
das Endziel der Haredim ansieht: 
»Völlige Beherrschung eines der 


. Halacha (hebräische »Norm« - 


Sammelbezeichnung der ver- 
pflichtenden Bestimmungen für 
das jüdische Leben. Sie umfaßt 
Ethik, Recht und Ritual und wird 
oft als Religionsgesetz bezeich- 
net) unterworfenen Israels durch 
eine Junta von Rabbis.« 


In der Massenpresse planen die 
Haredim dies mit einem dreistufi- 
gen Vorgehen zu erreichen. Die 
erste ist demographischer Natur 


— die Haredim weisen eine hö- _ 


here Geburtenziffer auf als welt- 
liche Juden, und 60 Prozent von 
ihnen allen sind unter 25 Jahre 
alt. Die höhere Geburtenziffer 
erinnert die weltlichen Israelis 
noch an eine andere demographi- 
sche Gefahr, nämlich die, daß sie 
von den sich schnell vermehren- 
den Palästinensern zahlenmäßig 
überrundet werden könnten. 


Der zweite Schritt ist die aktive 
Missionstätigkeit der Haredim, 
die auf Flughäfen, an Bushalte- 
stellen und anderen öffentlichen 
Plätzen - selbst auf Militärgrund- 
stücken von denen sie eigentlich 
verbannt sind — Stände aufstel- 
len. Sie fahren Winnebagos, die 
»mitzvah« (Gebets-)Panzer ge- 
nannt werden, mit religiösen Mo- 
tiven dekoriert und auf denen 
Lautsprecher montiert sind, die 
»shtetl« (Ghetto-)Tuten genannt 
werden, aus denen Klezmer-Mu- 
sik erschallt. Obwohl kaum Stati- 
stiken darüber vorhanden sind, 
um diese Bemühungen zu mes- 
sen, fürchten weltliche Eltern, 
daß ihre Kinder konvertiert und 
ihnen entfremdet werden. 


Der dritte Schritt ist politischer 
Natur, und es ist dieses Element, 
bei dem es die handfestesten Be- 
weise für das Vorhandensein ei- 
nes Planes der Haredim gibt, das 
Leben in Israel beherrschen zu 
wollen. 


Der politische Einfluß der Hare- 
dim, und die ihnen gewährten 
Sonderrechte, wurden 1947 in ei- 


nem Schreiben von David Ben- 
Gurion, damals Vorsitzender der 
Jewish Agency, an die Haridi 
Agudath Israel-Partei gesetzlich 
verankert. In dem Schreiben wur- 
den die Position der neugebore- 
nen jüdischen Regierung zu reli- 
giösen Fragen gegenüber dem 


Staat umrissen. Den Haredim - 


wurde die Gewalt über Ehe- 
schließung, Scheidung und an- 
dere Zivilverfahren, über ein un- 
abhängiges haredisches Schulwe- 
sen, über die Versorgung von öf- 
fentlichen Einrichtungen mit ko- 
scheren Lebensmitteln und über 
die öffentliche Einhaltung des 
Sabbath zuerkannt. 


Als Gegenleistung versprachen 
die Haredim, nicht gegen die Er- 
richtung eines Judenstaates 
durch die Vereinten Nationen zu 
protestieren, den sie bekämpf- 
ten, denn dies hätte die Zionisten 
in peinliche Verlegenheit ge- 
bracht. Im darauffolgenden 
Jahre wurden Befreiungen vom 
Militärdienst gewährt, was heute 
immer noch geschieht. 


Zionisten brauchen 
einen neuen Juden 


Das Gerangel zwischen ultra-or- 
thodoxen und weltlichen Juden 
in Israel ist laut Efron .mehr als 
ein Wettbewerb um die Macht 
zwischen Gruppen mit unter- 
schiedlichen Tagesordnungen. Es 
erstreckt sich auf die eigentliche 
Natur der zionistischen Sache, 


auf die Definition eines Juden in . 


der heutigen Welt, und auf die 
Gruppenidentität. Efron zeich- 
net den Weg der volkstümlichen 
Auffassung von den Haredim in 
der weltlichen Gedankenwelt bis 
zum Antisemitismus der Aufklä- 
rung nach. Die Charakterisie- 
rung von Juden als »Manipulie- 
rer, die nur daran interessiert 
sind, ihren eigenen seltsamen, in- 
sularen, verderbten, geldgierigen 
Klan zu fördern«, ist genau die 
Auffassung von den Haredim un- 
ter den weltlichen Israelis, 
schreibt Efron. 


Er führt dies auf die erzwungene 
Umwandlung der jüdischen Iden- 
tität, die von der zionistischen 
Bewegung herbeigeführt wurde, 
zurück. »Für die Zionisten, war 
ein neuer Jude notwendig, weil 
der alte Jude pathetisch und jam- 
mervoll war«. »Yavneh und Jeru- 
salem sind Feinde«, schrieb ein 
zionistischer Publizist. Die »al- 
ten« religiösen Juden »führten 


uns ins Exil«, während ihre Kuf. 


tur »nicht mit der nationalen Kul- 


tur, die das Exil durchbrechen 
und uns neue Werte und einen 


völlig neuen Willen einpflanzen . 


will, zusammenleben kann«. 


Efron schreibt, daß die zionisti-: 


sche Karikatur des »alten« Juden 
heute der weltlichen Auffassung 
vom Haredim zugrundeliegt; daß 


die Haredim in der Tat »alte Ju- 


den« seien, während sich die 
weltliche Gesellschaft aus 
»neuen Juden« zusammensetzt. 
Die Tatsache, daß die Haredim in 
der israelischen Gesellschaft 
wachsen und gedeihen und politi- 
sche Macht ausüben, wider- 
spricht der zionistischen Auffas- 


sung, daß »alte Juden« einfach‘ 


verschwinden werden. 


Herausforderung für die 
zionistische Version 


Die Tatsache, daß sie Konvertan- 


ten unter den weltlichen Juden . 


anziehen, sei eine »schmerzliche 
Erinnerung« daran, daß der 
»neue Jude« nicht allgemein als 
Verbesserung akzeptiert wird.’ 
Das Endergebnis ist eine Heraus- 
forderung für die zionistische Vi- 
sion«. Efron führt weiter aus, 
daß, jetzt wo das »zionistische 
Unternehmen müde wird«, wo 
von den Zionisten geschaffene’ 
Unzulänglichkeiten der Gesell- 
schaft immer deutlicher in Er- 
scheinung treten, wird es notwen- 
diger sein als je zuvor, zu bewei- 
sen, daß das andere große Ziel 
des Zionismus, einen »neuen Ju- 
den« zu schaffen, eine entschie- 
dene Verbesserung gegenüber 
dem alten Ziel ist. 


»Von daher gesehen kann gesagt 
werden, daß, je weniger sicher 
sich die Zionisten hinsichtlich ih- 
rer Errungenschaften fühlen, de- 
sto notwendiger wird es für sie 
sein, den alten Juden oder seinen 
modernen Stellvertreter, des Ha- 
redim, zu verspotten. Efron geht 


so weit, zusagen, daß die »derzei- 


tige Faszination über den häßli- 
chen Harid - teils Wahrheit, teils 
Dichtung - trauriges Zeugnis 
über den Zustand der Erschöp- 
fung ablegt, in der sich die weltli- 
che zionistische Vision befindet.« 


Fe en si, 


"Naher Osten Osten 


Israels 


Atom-Arsenal 


_ Warren Hough und Lawrence Wilmot 


-. Der US-Kongreß und das Weiße Haus wappnen sich schon gegen ein 
Ungewitter von Schlagzeilen und bohrenden Fragen, das über sie 
- hereinbrechen wird, wenn ein »Knüller« mit einem ins Einzelne ge- 

henden Bericht über Israels geheimen Vorstoß zur Entwicklung ei- 
-. nes Arsenals von Atom- und thermonuklearen Bomben für den 
-- Jüngsten Tag auf den Markt kommt. i 


- »The Sampson Option« von Sey- 
_mour Hersh, einem preisgekrön- 
-- ten „. Untersuchungsreporter, 
wurde am 21. Oktober 1991 von 
seinem Verlag, Random House, 
unter bislang noch nie dagewese- 
“ner Geheimhaltung der Öffent- 
© lichkeit vorgestellt. 


..Vorwegberichte von Buchbespre- 
-“ehern, die das Buch als »blockbu- 
...ster EXPOSe« (etwa: Entlarvungs- 
Knüller) und als »niederschmet- 
ternde Anklage« gegen die »nu- 
“klear knuckles« (etwa: Atomfäu- 
ste) des Kleinstaates bezeichnen, 
“entwickelten zunächst keinerlei 
: Einzelheiten über dessen Inhalt. 
Aber in privaten Interviews mit 
- ;hochgestellten Beobachtern der 
-Nahost-Diplomatie und der Ge- 
-heimdienste am Hauptsitz der 
‚Vereinten Nationen erhielten wir 
Zugang zu einer Dokumenta- 
: tion, die darauf hindeutet, daß 
“ das Buch von Hersh ganz auf der 
„Linie der israelischen Strategie 
..liegt, wenn es nicht sogar ganz 
- und gar deren Produkt ist. Unter 
:;dem von uns eingesehenen Be- 


‘--weismaterial befindet sich eine 


=. Schlüssel-Studie des Centers for 
Strategic Studies (Zentrum für 
Strategische Studien) an der Uni- 
. versität. von Tel Aviv - eines ein- 
“.$iußreichen Think Tank (Berater- 
stab) des Militärs des nahöstli- 
chen Kleinstaats -, die offen da- 
- für eintritt, mit Israels Geheimar- 
::senal des Jüngsten Tages »an die 
Öffentlichkeit zu gehen«. 


». Es wird festgestellt, daß es »drei 

-Arten von Einstelllungen zu 
‚Atomwaffen gibt. Die erste ist 
‚die der »nuklearen Option«, die 
; Zweite ist bekannt als »Bombe im 
Keller«, während die dritte die 
unverhohlene nukleare Ab- 
» schreckung ist«. 


Bislang hat Israel seine Atomwaf- 
fen insgeheim aufgebaut, wäh- 
rend es in der Öffentlichkeit be- 


‚hauptete, nur über eine soge- 


nannte nukleare Option zu verfü- 
gen - das heißt, über die Fähig- 
keit, eine solche Bombe schnell 
zusammenbauen zu können, 
wenn ein Notstand vorliegt, oder 
die »Bombe-im-Keller«-Version, 
die stillschweigend einschließt, 
daß eine Regierung eine Bombe 
irgendwo versteckt hält, dies 


"aber in ihren amtlichen Erklärun- 


gen bestreitet. 


Israel will in den 
Kreis der Atommächte 


Forschungen, die durch das Cen- 
ter for Strategic Studies des 
Kleinstaates durchgeführt wer- 
den, deuten darauf hin, daß be- 
deutende Fortschritte gemacht 
wurden, und daß es für Israel 
keine größeren Probleme gibt, 
mit seinem Armageddon-Kriegs- 
gerät »aus dem Kleiderschrank 
herauszukommen«. 

Die vertrauliche Studie über isra- 
elische Politik kommt zu der 
Schlußfolgerung, daß für Israel 
die Zeit gekommen sei, öffent- 
lich in den Kreis der Atommächte 
einzutreten. Sie stellt fest, daß 
obwohl in den sechziger und sieb- 
ziger Jahren die amerikanische 
Politik hinsichtlich des Verbots 
der Verbreitung von verheeren- 


den Megawaffen an kleine, krie- . 


gerische Staaten wie Israel, eine 
»feste« Haltung einnahm, be- 
gann die Reagan-Regierung 1981 
damit, diese Einstellung aufzuge- 
ben. 


Washington legte »immer weni- 
ger Besorgnis« über die Weiter- 
verbreitung von Atomwaffen an 


den Tag, heißt es in einem Schlüs- 
selkapitel der israelischen Stu- 
die, das von Dr. Shai Feldmann, 
Leiter der militärischen Atomfor- 
schung an der Universität von Tel 
Aviv, geschrieben wurde. 


Amerika auf 
dem Rückzug 


»Amerikas Verpflichtung zur 
Eindämmung von Atomwaffen 
befand sich während der Reagan- 
Bush-Ara dauernd auf dem 
Rückzug«, stellt Feldman in dem 
vertraulichen Untersuchungsbe- 


. richt fest. ° 


Darüber hinaus gaben die wich- 
tigsten Entscheidungstreffer des 
amerikanischen Establishments, 
darunter der Council on Foreign 
Relations (CFR), und andere Po- 
litik machenden Stiftungen, wie 
die Carnegie Endowment, ihren 
Widerstand gegen Israels apoka- 
lyptisches Kriegsgerät auf, ver- 
lautet aus Kreisen des Nachrich- 
tendienstes der Vereinten Natio- 
nen. 


In der bevorstehenden Herb- 


stausgabe von »Foreign Affairs«, 
dem amtlichen Organ des CFR, 
gibt McGeorge Bundy, ein ehe- 
maliger nationaler Sicherheitsbe- 
rater des Weißen Hauses, der 
jetzt die Einsatzgruppe der Car- 
negie Corporation für nukleare 
Studien leitet, die epochema- 
chende Erklärung ab, daß von 
nun an Israels weltzerstörende 
Bombe als »ziemlich harmlose 
Erscheinung« (quite untroubling 
phenomenon) akzeptiert werden 
sollte. 


Kein Essen, keine Wohltaten!« 


i 


»Dies mag vielleicht harmlos für 
den CFR sein, aber es beunruhigt 
meine Regierung mit Sicherheit 
in höchstem Maße«, kommen- 
tierte ein hochstehender Militär- 
beamter eines bedeutenden Lan- 
des am Persischen Golf. »Man 
denke daran, daß gegen Ende des 
Zweiten Weltkriegs Hiroshima 
von einer 20-Kilotonnen-Bombe 
völlig zerstört wurde. Mit einer 
einzigen thermonuklearen 
Bombe kann Israel eine tausend- 
mal schlimmere Verwüstung bei 
jedem Gegner, den es aufs Korn 
nimmt, anrichten — was einer grö- 
Beren Explosionskraft als die ge- 
samte Munition aller Kriege der 
Vergangenheit, einschließlich 
des Ersten und Zweiten Weltkrie- 
ges, entspricht.« 


Das auf der Forschung von Hersh 
beruhende Buch wird darüber 
hinaus »Jahrzehnte der Täu- 
schung und der Hinterhältigkeit« 
seitens aufeinanderfolgender 
amerikanischer Regierungen do- 
kumentieren, die die militärische 
Nuklearisierung des Kleinstaates 
duldeten und gelegentlich auch 
unterstützen, verlautet aus gut- 
unterrichteten Kreisen. 

»Das war genau so wie das Cen- 
ter for Strategic Studies in Israel 
und andere Berater die Dinge ge- 
plant haben«, versicherte der Be- 
amte am Persischen Golf. 

»Ihre Empfehlung geht dahin, - 
daß die israelische Regierung »all- 
mählich durch inoffizielle Ent- 
hüllungen aus glaubhaften Quel- 
len, außer der unsrigen«, eine 
Haltung der unverhohlenen 
Atommacht annehmen sollte, 
wie es in Dr. Feldmans Studie for- 
muliert ist.« oO 
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Vertrauliches 


John Demjanjuk - 
Das Verfahren 
wird wieder 
aufgenommen 


Wichtiges neues Beweismaterial, 
das von den Verteidigern vorge- 
legt wurde, zwang das israelische 
Berufungsgericht dazu, der 
Überprüfung des Falles John 
Demjanjuk im Dezember dieses 
Jahres stattzugeben. Demjanjuk, 
ein im Ruhestand lebender Auto- 
mechaniker aus Cleveland, 
Ohio, der vom amerikanischen 
Justizministerium widerrechtlich 
nach Israel deportiert wurde, war 
wegen angeblicher »Kriegsver- 
brechen« zum Tode verurteilt 
worden, ungeachtet des massi- 
ven Beweismaterials dafür, daß 
er nicht der Beamte eines Nazi- 
Todeslagers mit Namen »Iwan 
der Schreckliche« war. 


Der Verteidiger Yoram Sheftel 
berichtet, er habe Dokumente 
von der Sowjetunion erhalten, 
die bislang zurückgehalten wor- 
den waren, mit Aussagen von 
über 20 ukrainischen SS-Konzen- 
trationslager-Wachleuten, _die 
Ende der vierziger und Anfang 
der fünfziger Jahre vor sowjeti- 
schen Behörden unter Eid ausge- 
sagt hatten, daß »Iwan der 
Schreckliche« 
nicht Demjanjuk, sondern ein ge- 
“wisser Iwan Marchenko gewesen 
sei. Das Gericht stimmte zu, daß 
die Verhandlung im Dezember 
stattfinden kann, lehnte es aber 
ab, Demjanjuk bis zur Verhand- 
lung auf freien Fuß zu setzen. 
Sheftel sagte dazu auf einer Pres- 
sekonferenz: »Heute ist der Tag, 
auf den ich gewartet habe... Das 
Beweismaterial wird den Frei- 
spruch des Herrn Demjanjuk be- 
schleunigen. Die Beweise sind 
klar und deutlich und werden völ- 
lig widerlegen, daß Demjanjuk 
»Iwan der Schreckliche« ist.« 


Staatsanwalt Michael Shaked 
reagierte, indem er sagte, er- 
stens, spiele es keine Rolle, ob 
Demjanjuk jemals in Treblinka 
war oder nicht, denn er war mit 
Sicherheit im Konzentrationsla- 
ger Sobibor und sei auf jeden Fall 
ein- Verbrecher, auch wenn er 
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von Treblinka . 


nicht die Verbrechen verübt 
habe, für die er verurteilt worden 
sei. Zweitens, behauptete Sha- 
ked, »Marchenko« sei der Mäd- 
chenname von Demjanjuks Mut- 
ter und ihr Sohn habe den Namen 
oft als Pseudonym benutzt. Die 
Verteidiger weisen diese Behaup- 
tung entschieden zurück. DO 


Aids 
Keine Impf- 
stoff-Forschung 
für afrikanische 
Virusarten 


Es gibt derzeit keine Aids-Imp- 
fung für Virusarten, die die am 
meisten betroffenen Länder be- 
fallen. Keine Forschung konzen- 
triert sich derzeit auf die afrikani- 
schen Arten des Virus, schreibt 
Professor Peter Piot, Leiter der 
Abteilung für Mikrobiologie am 
Institut für Tropische Medizin in 
Antwerpen, in der Zeitschrift 
»The Courier«. »Da eine zukünf- 
tige Impfung in der Entwick- 
lungszeit sehr nützlich sein wird, 
ist es von. wesentlicher Bedeu- 
tung, daß sie gegen »divergie- 
rende« HIV-Isolate schützt, diein 
Afrika stark verbreitet sind. Lei- 
der ziehe derzeit die Impfstoff- 
Forschung in Europa und Nord- 
amerika diesen Punkt nicht in Be- 
tracht. Werden wir zu der zyni- 
schen Situation kommen, wo es 
zwar einen Impfstoff gibt, dieser 
aber nicht diejenigen Bevölke- 
rungen schützt, die diesen am 
dringendsten benötigen?« 


Dr. Michael H. Merson, Leiter 
des Weltprogramms für Aids 
der _Weltgesundheitsorganisa- 
tion, schreibt in der gleichen 
Zeitschrift: »Wir haben nieman- 
den, der an einem Impfstoff für 
HIV-2, der in Westafrika vor- 
herrscht, arbeitet.« DO 


China 
Massensterili- 
sation geistig 
Behinderter 


Die Volksrepublik China führt 
Massensterilisationen an geistig 
behinderten Menschen durch, 
schrieb die »New York Times«. 
Fünftausend wurden in der Pro- 


vinz Gansu sterilisiert, die 1988 
als erste von mehreren Provinzen 


Erbgesundheitsgesetze einführ- 


te, nach denen geistig behinderte 
Menschen, die heiraten wollen, 
vorher sterilisiert werden müs- 
sen. Eine geistig behinderte Per- 
son, die schwanger wird, muß ab- 
treiben. 


Die Entscheidung darüber, wer 
geistig zurückgeblieben ist, wird 
von örtlichen Ärzten gefällt, die 
in ländlichen Gebieten oft nur 


Abschlußzeugnisse einer höhe- 


ren Schule haben. 


Ein landesweites Volksgesund- 
heitsgesetz wird zur Zeit ausgear- 
beitet, das das »Good Baby, 
Good Mother«-Gesetz in engli- 
scher Übersetzung genannt wird. 
Der Premierminister Li Peng 
wird von der »New York Times« 
dahingehend zitiert, daß er ge- 
sagt haben soll: »Geistig behin- 
derte Personen bringen Idioten 
zur Welt.« 


Forscher haben nachgewiesen, 
daß die fünf bis 12 Millionen gei- 
stig zurückgebliebenen Men- 
schen in China in erster Linie die 
Folge schlechter Geburtenvor- 
sorge und mangelhaft durchge- 
führter Geburten oder von Er- 
nährungsmängeln, wie Mangel 
an Jod, seien. [2] 


Kolumbien 


Auf Wunsch der 
USA wird 

ein Zivilist 
Verteidigungs- 
minister 


Entsprechen den Forderungen 
der drogen-terroristischen, hei- 
mischen Guerillagruppen. und 
der amerikanischen Politikma- 
cher forderte der kolumbianische 
Staatspräsident Cesar Gaviria 
Verteidigungsminister General 
Oscar Botero Restrepo, der die- 
sen Posten vier Jahre lang inne- 
hatte, zum Rücktritt auf. An sei- 
ner Stelle ernannte Gaviria Ra- 
fael Pardo Rueda, einen Beam- 
ten ohne militärische Erfahrung, 
den eigentlichen Architekten des 
Planes, den M-19-Terroristen 
»Amnestie zu gewähren«. Pardo 
war der »Friedensberater« für 
Gavirias Vorgänger, Präsident 
Virgilio Barco, und spielte in der 


Gaviria-Regierung eine ähnliche 
Rolle. : 


Wie die Tageszeitung »La: 
Prensa« schreibt, wurde das Pro- 


. jekt in den Vereinigten Staaten. . 
ausgeheckt. »Die Entscheidung,i 


einen zivilen Verteidigungsmini- 


ster zu ernennen, wurde an der 3 
Harvard University erörtert undi..; 


praktisch dort angenommen: 


Präsident Gaviria hatte nämlich: ? 


von Professor Roger Fisher, der‘ 


sich dieser Sache annahm, eine: : 


wohlwollende Empfehlung be- 
kommen«, berichtete die Zei- 
tung. 4 


Das Militär ist außer sich, und 
General Fernando Landazäbal: 
Reyes, ein ehemaliger Verteidi-: 
gungsminister, teilte der Zeitung‘ 


»La Prensa« mit, Gavirias Ent- ° 


scheidung sei »eine Katastrophe: 


eine widersprüchliche Haltung : 
und ein Zugeständnis an die ko-. x 
lumbianischen Guerillas... Ko--; 
lumbien ist keine Stelle, wo esan-: ° 
gebracht ist, einen Soldaten sei-'". 
nes Postens zu entheben. ‘Es ist; 


ein Irrtum seitens des Präsiden- 
ten Gaviria... Wir befinden uns in: 
einem Bürgerkrieg, und das muß: 
verstanden werden.« 


Wie berichtet wird, ist das anglo-. 
amerikanische Establishment: 
darauf aus, die bewaffneten‘ 
Streitkräfte aller lateinamerika- 
nischen Länder. als wirksame 
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Kraft zur Verteidigung der jewei- 


ligen staatlichen Souveränität zu 
zerstören, und sie nach dem Mo- 
dell von Panama in bloße »Poli- 
zei«-Armeen zu verwandeln. Die 
Ernennung eines zivilen Verteidi- 
gungsministers, unter Verletzung 
einer langen Tradition, muß in 
diesem Zusammenhang gesehen 
werden. Oo 


Argentinien 


Gericht 
bestätigt 


lebenslängliche 
Haftstrafe 5 


für Seineldn | 


Das Bundesberufungsgericht in 
Buenos Aires beschloß, das Ur- 


teil zu lebenslänglicher Freiheits- .. 
strafe gegen Argentiniens Führer : 


der nationalen 


Bewegung, : 


Oberst Mohammed Alf Sei-.: 


neldin. das im Januar dieses Jah- 


7 
Er 


Ze 


„res erstmals von einem Militärge- 
richt diktiert wurde, aufrechtzu- 

- erhalten. Seineldin und 14 wei- 
tere Offiziere waren wegen ihrer 
Rolle beim Aufstand vom 3. De- 
zember 1990 gegen das Ober- 
kommando der Armee angeklagt 
worden. 


Die »carapintadas«, oder »be- 


:» malten Gesichter«, ein Hinweis 


auf die im Kampfe, getragene 

Tarnfarbe und der Begriff unter 

dem die .nationalistische Partei- 

ung der Armee bekannt ist, kann 

als nächsten Schritt gegen die 
. Entscheidung des Obersten Ge- 
- Tichts Berufung einlegen. 


Die Aktion vom 3. Dezember, 
‚die in der internationalen Presse 

fälschlicherweise als versuchter 

Staatsstreich gegen Präsident 
- Carlos Menem bezeichnet 
"wurde, war in Wirklichkeit ein 
Versuch, die Armeeführung zu 
beseitigen ’und eine Anderung in 
. „der militärfeindlichen Politik der 
“Regierung herbeizuführen. Das 
.. »Bundesberufungsgericht wies die 
‚Anklage der Staatsanwaltschaft 
-. Zurück, die Aktion des 3. Dezem- 
ber sei ein Putschversuch gegen 
die Regierung Menem gewesen, 

und sprach die Angeklagten in 
- diesem Anklagepunkt der Meu- 
- terei schuldig. Als Teil der Bestra- 
.. fung wurden alle 15 Offiziere ih- 
„res Diensträngs entkleidet. 


-:In:einem Interview bezeichnete 
“Oberst Seneldin sich als politi- 
scher Gefangener, .wie so viele 
..andere in der Welt, die »um die 
Unabhängigkeit des Volkes« 
"kämpfen. Das Urteil »unbe- 
“grenzte Haft« für Oberst Se- 
‚.neldin, der ein Held des Falk- 
.. land-Krieges von 1982 ist, bedeu- 
“tet.eine Mindesthaftstrafe von 20 
bis 25 Jahren. 


Die Urteile der meisten der ande- 
ren 14 Offiziere belaufen sich auf 
zehn bis .20 Jahre, und nur zwei 
‚Offiziere erhielten drei Jahre 

- oder weniger. oO 


| ‘China 

-Das Schicksal 

: politischer 
Häftlinge 

Das Regime in Peking depor- 


„tierte Ende August vier Auslän- 
‘der, die gekommen waren, sich 


mit. den Familien zweier inhaftier- 


“ter Führer der demokratischen 


Bewegung Chinas, Wang Juntao 
und Chen Ziming, zu: treffen. 
Alle Besucher sind chinesischer 
Abstammung; ihre Visas wurden 
»wegen Tätigkeiten, die mit dem 
Status dieser Visas unvereinbar 
sind, annulliert«, sagte ein kana- 
discher Botschaftsbeamter zu 
UPI, und zitierte dabei einen 
Sprecher der chinesischen Poli- 
zei. 


Chen, 39, und Wang, 33, sitzen 
eine 13jährige Haftstrafe ab, weil 
sie die geistigen Väter hinter den 
Protesten am Platz des Himmli- 
schen Friedens im Jahre 1989 ge- 
wesen sein sollen. Wie berichtet, 
traten beide in einen wochenlan- 


gen Hungerstreik, um gegen die . 


Zustände im Gefängnis Nr. 2 in 
Peking zu protestieren. 


Die scheußlichen Bedingungen 
in diesem Gefängnis wurden zum 
Schwerpunkt einer internationa- 
len Protestaktion. Die beiden 
Häftlinge hausen in Einzelhaft in 
winzig kleinen, trübe beleuchte- 
ten Zellen, mit offen liegenden 
Abflüssen als Toiletten. Wang soll 
an Leberentzündung leiden, was 


‚ die -chinesischen Behörden be- 


streiten. Seine Frau, Hou Xiao- 
tian, beschrieb ihn als »niederge- 
schlagen«. 


Hou war sehr offenherzig und 
ging dabei ein großes Risiko ein, 
als Beamte damit begannen, 
Häftlinge, die nach ihrer Entlas- 
sung offen über diese Dinge spra- 
chen, erneut festzunehmen. Er 
brachte nach den Ereignissen am 
Platz des Himmlischen Friedens 
viele Monate im Gefängnis zu. 
Man hatte der Frau bereits vor- 
übergehend die Erlaubnis entzo- 
gen ihren Mann einmal im Monat 
zu besuchen. Der amerikanische 
Abgeordnete Arthur Ravenel 
traf sich ungeachtet der Behinde- 
rungen durch die Behörden mit 
Hou und brachte den Fall an die 
Öffentlichkeit. 


Einige Gruppierungen der De- 
mocracy Movement (Demokra- 
tie-Bewegung) in den Vereinig- 
ten Staaten stehen hinter dieser 
Sache, und inzwischen fand vor 
der chinesischen Botschaft in 
Washington eine Massenkundge- 
bung statt, bei der der Journalist 
und Dissident Liu Binyan und an- 
dere sprachen, und Li Lu, einer 
der Aktivisten, in den Hunger- 
streik trat. Li war auch auf dem 
Platz des Himmlischen Friedens 


'in.den Hungerstreik getreten. U 


Sudan 


Die Hinter- 
gründe des 
Sturzes von 
John Garang 


Die Sudanese People’s Libera- 
tion Army (SPLA) brachte ihren 
Führer, John Garang, zu Fall, ein 
Ereignis, das in den kommenden 
Monaten im Sudan auf Frieden 
hoffen läßt. Garang hatte über 
die letzten sechs Jahre hinweg im 
Süden des Landes eine Revolte 
gegen die Regierung in Khartum 
geführt. 


Der militärische Flügel der 
SPLA beschwerte sich bei der Be- 
kannntgabe der Gründe für den 
Hinauswurf John Garands dar- 
über, daß dieser es mit seinen. 
Friedensverhandlungen mit den 
zentralen Behörden nicht ernst 
gemeint habe. Es wird jetzt er- 
wartet, daß die Friedensverhand- 
lungen zwischen der SPLA und 
Khartum rasch vorankommen 
werden, und. daß der Bürgerkrieg 
bald beendet wird. Die SPLA 
war im vergangenen Frühjahr we- 
gen des Zusammenbruchs des 
Mengistu-Regimes im benach- 
barten Äthiopien, wo die SPLA 
ihren Standort hatte, in arge Be- 
drängnis geraten. 


Aus dem Blickwinkel der auslän- 
dischen Geheimdienste, die die 
Flammen des Bürgerkrieges 
schürten, gesehen, ist einer der 
Hauptgründe für die SPLA-Re- 
volte das sudanesische Projekt, 
den Jonglei-Kanal am Nil zu 
bauen, wodurch sich die Nah- 
rungsmittelproduktion in der Re- 
gion dramatisch erhöht hätte. 
Die Revolte, die vom CIA, dem 
britischen Geheimdienst und 
dem israelischen Mossad finan- 
ziert und bewaffnet wurde, 
zwang die Regierung dazu, das 
halbfertige Bauvorhaben aufzu- 
geben. 


Ein weiterer Gesichtspunkt wa- 
ren sudanesische Bemühungen, 
das gewaltige Ölpotential des 
Landes auszubeuten. Die mei- 
sten der Olreserven des Sudans 
befanden sich im Kriegsgebiet. 


Was die Anglo-Amerikaner am 
meisten beunruhigte war, daß der 
Erlös aus Olverkäufen es dem Su- 
dan ermöglichen würde, seine 


Pläne, den’ Sudan zum Brotkorb ° ° 


Afrikas zu machen, weiter zu ver- 
folgen. DO 


El Salvador 
Rebellen wollen 
den Streit- 
kräften 
beitreten 


Der Generalsekretär der Verein- 
ten Nationen Javier Perez de Cu- 

ellar hat angeboten, Gespräche 

zwischen der Regierung von El 

Salvador und den FMLN-Terrori- 

sten zu vermitteln, mit der erklär- 

ten Absicht, »den Gordischen 

Knoten durchzuhauen«, der bis- 

lang die Verhandlungen im Bür- . 
gerkrieg des Landes vereitelt 

habe. 


Dieser »Gordische Knoten« ist 
die Forderung der Guerillas, sie 
als Gegenleistung zu einer Feuer- 
einstellung in die Polizei und be- 
waffneten Streitkräfte des Lan- 
des einzugliedern, womit eine 


drastische Verringerung jener 


Streitkräfte und eine Säuberung 
von »gewalttätigen Elementen« 
einhergehen soll. 


Die FMLN vertritt die Ansicht, 
daß nur durch Assimilierung ih- 
rer Streitkräfte in das salvadoria- 
nische Militär ihre Sicherheit ge- 
währleistet werden kann. Der 
»Friedensvermittler« der Verein- 
ten Nationen, Alvaro de Soto, er- 
klärte wohlwollend, was die 
FMLN will sind »Feuereinstel- 
lungsbedingungen, die gleichbe- 
deutend mit einem bewaffneten 
Frieden sind. Sie will Manöver 
durchführen und weiterhin in ei- 
nem breiten Streifen des Landes 
Rekruten anwerben dürfen, um 
für die Möglichkeit, daß sie den 
Kampf: wiederaufnehmen muß, 
gewappnet zu sein.« 


De Soto verteidigte die Forde- 
rung der FMLN und sagte, daß 
eine Feuereinstellung ohne derar- 
tige Garantien dem Hineinsprin- 
gen in ein wasserleeres Schwimm- 
becken gleichkäme. Andere For- 
derungen der FMLN beinhalten, 
daß Leute mit »unterschiedli- 
chen politischen Ansichten« in 
den Ausbildungsakademien der 
Armee und der Polizei aufge- 
nommen werden können, und 
daß die Verteidigungsdoktrin El 
Salvadors reformiert wird. D 
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Betr.; Deutschland 
»Unterdrückung und Ent- 
mündigung der Bürger«, 
Nr. 11/91 


Auf Grund von Kommentaren in Funk 
und Fernsehen fast aller deutscher Sen- 
der sowie entsprechender Berichte in Ta- 
geszeitungen und Wochenschriften, 
komme ich zu dem Schluß, daß das Pro- 
blem »Hoyerswerda« ohne den wesentli- 
chen und hauptsächlichsten Grund dar- 
gestellt oder geschildert wird. 


Immer wird durchweg in fast allen Me- 
dien dem Ex-DDR-Bürger ein Auslän- 
derhaß unterstellt. Hierzu ist festzustel- 
len, daß in den letzten dreißig bis vierzig 
Jahren in der DDR Ausländer als Ar- 
beitskräfte geradezu obligatorisch wa- 
ren. Hierbeiist auch kaum eine gar feind- 
liche Haltung zwischen DDR-Bürger 
und den Fremden zu verzeichnen gewe- 
sen. Ausnahmen bestätigen auch hier 
nur die Regel. Also muß »Hoyerswerda« 
einen anderen Grund haben. Dieser ist 
auch ganz klar gegeben, nur kommt die- 
ser wahre Fakt fast nie zur Geltung. 


Die Ausschreitungen haben als einzigen 
Anlaß, die Diskrepanz zwischen der Ein- 
kommenslage der Bürger in den neuen 
Ländern, die sich heute mehr denn je 
Sorgen um ihren Arbeitsplatz (sofern 
noch vorhanden) sowie um die Miete 
und alle lebensnotwendigen Dinge ma- 
chen müssen und sehen, wie unmittelbar 
neben ihnen - in Hoyerswerda sogar im 
gleichen Wohnblock - Ausländer diese 
Sorgen nicht haben! Ganz abgesehen 
vormder Tatsache, daß das Nebeneinan- 
der von unterschiedlichen Kulturen wei- 
tere Spannungen mit sich bringt und nur 
dieser Fakt traf auf Hoyerswerda zu. 
Dies sollte sofort, sofern noch derartige 


Situationen in manchen Städten und Ge- 


meinden bestehen, unbedingt verändert 
werden, damit nicht weiterhin unter- 
schiedliche Kulturen auf dicht besiedel- 
tem Territorium zusammen unterge- 
bracht bleiben! 

Andererseits traf in Hoyerswerda der 
»Volkszorn« die Falschen, denn die dort 
hauptsächlich wohnenden Vietnamesen 
und Mocambiquer waren Arbeiterinden 
umliegenden Werken, deren Arbeitsver- 
pflichtungen noch in diesem Jahr auslau- 
fen und die dann Deutschland verlassen 
sollen. 


Wenn man den Ursachen nachforscht, so 
kommt man nicht umhin festzustellen, 
daß es bestimmt ein Fehler war, bei der 
Wohnungsnot in Sachsen und den ande- 
ren neuen Ländern, zusätzlich noch 20 
Prozent Asylanten in dieses Gebiet zu 
schicken. 


Erst wenn die Einkommenslage und die 
Wohnverhältnisse so geklärt sind, daß 
sich der Bürger in den neuen Ländern ge- 
genüber dem Asylanten nicht benachtei- 
ligt fühlt, erst dann dürfte auch wieder 
Ruhe und Frieden zwischen Einheimi- 
schen und Fremden einziehen. Dies 
müßte auch der Regierung klar sein und 
sie ist gefordert, als erste hier eine Ände- 
rung herbeizuführen. 
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Wenn dies erreicht ist, erst dann werden 
auch die Rowdys keine beifälligen Kund- 
gebungen zu ihrem bedauerlichen Tun 
mehr erhalten. Denn eine unmittelbare 
Unterstützung des Rechtsratikalismus 
sollte man aus diesen Exzessen nicht 
ableiten, es ist nur der Aufschrei einer 
großen Mehrheit gegenüber einer emp- 
fundenen Ungerechtigkeit und nur bei 
diesen radikalen Parteien finden sie zur 
Zeit Gehör. Dies gilt es möglichst bald 
abzustellen, um Deutschland vor größe- 
rem-Schaden zu bewahren! 


Horst Engelhardt, Leipzig 


Betr.: Bonn »Das Gezerre 
um Berlin«, Nr. 8/91. 


Auch für einen deutschdenkenden Ber- 
lin-Verfechter als Hauptstadt, gibt es 
doch folgendes zu bedenken: Bonn steht 
für antideutsche und prozionistische 
Nachkriegspolitik. Für Umerziehung, 
einseitige Vergangenheitsbewältigung, 
Geschichtsverlust und selbstbezichtigen- 
den Scham- und Reue-Masochismus der 
Deutschen, sowie erpresserischer »Wie- 
dergutmachung«. 


Lassen wir’s dabei, und solange dieser 
Zustand noch fortdauert, auch die 
Hauptstadt dieser noch immer unfreien 
micheldeutschen Bananenrepublik in 
Bonn. 


Berlin steht für ein besseres und freies, 
selbstbewußtes Deutschland, es sollte 
nicht für die Fortsetzung Bonner Politik 
mißbraucht werden. 


Erst wenn wieder ehrenwerte deutsche 
Politiker die Geschicke dieses Landes be- 
stimmen, wird automatisch Berlin wie- 
der Hauptstadt werden. Außerdem wer- 
den die jetzt geplanten und hinhaltenden 
Maßnahmen bedeutend teurer werden, 
als eine spätere konsequente Lösung für 
Berlin. 


Ernst Pohl, Freiburg 


-_Betr.: Bonn »Leere 


Versprechungen in der 
Asyl-Frage«, Nr. 10/91. 


Das Thema »Asylanten«, oder wie im- 
mer man diese Zuwanderer bezeichnen 
will, wird uns noch lange beschäftigen. 
Leider erkennen die Verantwortlichen 
nicht, daß es sich hierbei um eine Schick- 
salsfrage unseres Volkes handelt, - oder 
wollen es nicht wahrhaben. So wird diese 
Schicksalsfrage denn auch zum Spielball 
von Parteiinteressen gemacht, so als 
ginge es nur um Steuern, Investitionen, 
Tariferhöhungen, Schalck-Golodkowski 
oder sonstwas, vorrangig mit dem Ziel, 
Wählerstimmen zu gewinnen. Aus dieser 
wohl leider typischen Verfahrensweise 
beziehen übrigens autoritäre Systeme 
hauptsächlich ihre Argumente gegen die 
parlamentarische Demokratie. 


Es scheint aber so, als sei dieser Zuwän- 
dererstrom eine gewollte und gesteuerte 
Aktion, deren Drahtzieher man leider 
nicht erkennt. Denn anders ist es wohl 


kaum zu erklären, daß die Gesamtheit 
der Jedermann-Medien solch eine ein- 
deutige Tendenz vertritt, unsere angebli- 
che Ausländerfeindlichkeit zu tadeln, 
Bürgerwehren zum Schutz der Asylan- 
tenwohnungen zu fordern, jeden als 
rückständig, dumm und neofaschistisch 
zu verteufeln, der sich kritisch zu diesem 
Treiben äußert. Unsere Spitzenpolitiker 
reisen pflichtschuldigst herum, um ent- 
sprechende Reden zu halten, Asylanten- 
familien zu besuchen und härtere Strafen 
gegen die Übergriffe zu fordern, die im 
übrigen hier nicht entschuldigt werden 
sollen. Nur, die eigentlich Schuldigen an 
den gewalttätigen Auseinandersetzun- 
gen sind weder auf der Straße, noch in 
den Wohnheimen zu suchen. Sie sitzen in 
Bonn. 


Ende August dieses Jahres brachte die 
»Wirtschaftswoche« zwei Artikel zum 
Thema Asylanten, einen mehr pole- 
misch gehaltenen Leitartikel und einen 
Sachbeitrag mit dem Tenor, daß wir die 
Zuwanderer aus wirtschaftlichen Grün- 
den dringend brauchten, denn erstens 
müßten sie unsere späteren Renten mit 
verdienen und zweitens all die Dreckar- 
beiten verrichten, für die wir Deutsche 
uns inzwischen zu schade sind. 


Dr. Helmut Fasbender, Bergisch- 
Gladbach 


Betr.: Bonn »Hilflosigkeit 
in der Ausländerfrage«, 
Nr. 10/91. 


Meines Wissens sind Sie die einzige deut- 
sche Publikation, die das Asylproblem 
furchtlos und wahr behandelt. Leider fra- 
gen Sie aber immer nur, warum die deut- 
schen Länderregierungen und die Bun- 
desregierung so gegen die Interessen des 
deutschen Volkes handein und tippen da- 
bei immer auf Unbedachtsamkeit. 


Ich erinnere jedoch an die Serie in der 
»Welt« mit dem Titel »Deutschland im 
Griff der Mafia«. Möglicherweise müßte 
es korrekter heißen: »Die deutsche Re- 
gierung im Griff der Ausländermafia.« 
Um das herauszufinden, müssen die Re- 
gierungsmitglieder und die Volksvertre- 
ter auf ihre Verbindungen zur Unterwelt 
überprüft werden, - aber von einem un- 
abhängigen Gremium. Ein erster Schritt 
ist jetzt mit der Durchleuchtung der 
Volksvertreter (auch Minister?) bezüg- 
lich ihrer Stasivergangenheit oder Stasi- 
mitarbeit gemacht worden. 


Es wäre aber dringend geboten, die deut- 
schen Regierungen und die deutschen 
Volksvertreter auch auf Korruption, bei- 
spielsweise auf ihre möglichen Querver- 
bindungen zur Mafia, zum Rauschgift- 
handel und zu Wäffenschiebungen zu un- 
tersuchen. Was im politischen Leben 
Amerikas an der Tagesordnung ist, - 
siehe Krimis - kann auch schon längst in 
Deutschland - bisher unentdeckt - zum 
politischen Alltag gehören. 


Zum Schluß: Wie steht es mit der 
Rauschgiftsucht der Volksvertreter? Wer- 
den wir von Drogenabhängigen regiert? 
Volksvertreter haben keinen Heiligen- 


vorgezeigt. Lenin, der ruimlos Dahinge- 
gangene, sagte: Vertrauen ist gut, Kon- 
trolle ist besser. 


In diesem Punkt hat er recht. Also: Wo 


bleibt die Überprüfung unserer Volksver- i 


treter? -Trau keinem über dreißig? 
Prof. Dr. G. Ledig, Hamburg 


Betr.: Populismus »Ist 
der Kommunismus tot?«, 
Nr. 119. 


Wir haben alle Ideologien verteufelt und 
alle Idealismen als Instrumente einer 
Demagogie ausgerottet. So haben wir, 
fern aller Ideologien, eine freiheitliche 
demokratische Gesellschaftsordnung. 
Unsere Weltanschauung ist identisch mit 
dem naturwissenschaftlichen Weltbild, 
jener einzig wahren Wissenschaft, auf 
der auch der kommunistische Staatskapi- 
talismus ebenso basiert wie der demokra- 
tische Privatkapitalismus. Diese Wissen- 
schaft, welche alles Sein und Geschehen 
auf die Funktionen der Physik und Che- 
mie zu reduzieren bestrebt ist, in der der 
Geist nicht einmal als Vokabel vor- 
kommt - wenngleich man ohne‘ Geist 
keine Wissenschaft betreiben kann - ist 
der große Irrtum unseres- Jahrhunderts. 


Dieser einzig waren Wissenschaft unter- 
stellen wir die Parolen von Freiheit, 
Gleichheit und Brüderlichkeit; denn sie 
erklärt, daß sich die Evolution mit dem 
Ergebnis einer ausgewogenen harmoni- 
schen Natur nur in einem freien Spiel der 
Kräfte entwickelt haben kann, so daß 
auch die menschliche Gesellschaft als 
Teil dieser Natur nur in Freiheit optimal 
gedeihen wird. Zugleich aber sagt die- 


selbe Wissenschaft in dem Grundgesetz’ | 


der Entropie aus, daß jedes System von 
Freiheiten umso mehr zum Chaos ten- 
diert, je mehr Freiheiten gewährt wer- 
den. 


Betrachtet man sich die Menschheit aus 
der Perspektive eines Satelliten, dann 
sind die Menschen in der Tat alle gleich; 
doch bei näherem Hinsehen erweist sich 
diese Behauptung als der widernatürlich- 
ste Unsinn seit der Französischen Revo- 
lution, eigens dazu erfunden und ausge- 
streut, um bestehende Ordnungssysteme 
zu zerstören; denn die Gleichmacherei 
tendiert dahin, das Niveau dem schwäch- 
sten Glied einer Kette anzupassen und 
die Tüchtigen zu Gunsten der Habe- 
nichtse zu enteignen. 


Das Volk aber ist die verführte Masse, 
die der häufigen Wiederholung von Paro- 
len und Schlagworten erliegt, und seien 
diese noch so widersinnig. Und die Ver- 
führer wissen sehr wohl, daß des Men- 
schen Tun und Lässen, sein Wollen und 
Denken primär diktiert werden aus einer 
unterschwellig geprägten Gefühlswelt, 
während er seine so hochgelobte Ver- 
nunft nur dazu verwendet, sein emotio- 
nales Engagement zu rechtfertigen. 


Hans Werner Woltersdorf, Remagen- |» S 
G 4: 


Kripp 


schein, auch die nicht von der CSU. 
Also, Armel hochgekrempelt und Venen. 
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»Unser Schicksal sind die Strahlen — 
der Mensch und sein strahlender Lebensraum« ist ein Buch, 
das über die bioenergetischen und bioplasmatischen 
Funktionen des menschlichen Organismus, das energetische 
Milieu als Ursache von Zellfunktionsstörungen 
und Krankheiten berichtet. 


UNSER 
SCHICHSAL 
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Josef Oberbach »Unser Schicksal sind die Strahlen« 
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